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Vorbemerkung 


1 Gegenstand der Bemerkungen 

Der Bundesrechnungshof hat bedeutsame Prüfungser- 
kenntnisse, die er und seine Prüfungsämter des Bundes 
gewonnen haben, in Bemerkungen zur Haushalts- und 
Wirtschaftsführung so zeitnah wie möglich zusammenge- 
fasst (Teil 11). Sie beschränken sich nicht auf ein Haus- 
haltsjahr (vgl. § 97 Abs. 3 BHO). 

Die Feststellungen zur Haushalts- und Vermögensrech- 
nung des Bundes (Teil 1), die für die Entscheidung über 
die Entlastung der Bundesregierung besondere Bedeu- 
tung haben, erstrecken sich auf das Haushaltsjahr 2004. 

Über inzwischen ausgeräumte Beanstandungen sowie die 
Beratungstätigkeit des Bundesrechnungshofes und seines 
Präsidenten als Bundesbeauftragter für Wirtschaftlich- 
keit in der Verwaltung (Bundesbeauftragter) berichtet der 
Bundesrechnungshof aus besonderem Anlass. Dies be- 
trifft Sachverhalte, die Aufschluss über die Haushalts- 
und Wirtschaftsführung in bestimmten Bereichen geben 
oder denen beispielhafte Bedeutung zukommt, ohne dass 
Beschlüsse des Deutschen Bundestages nach § 114 
Abs. 2 BHO angestrebt werden (Teil 111 - Weitere Prü- 
ftmgsergebnisse). 

Die Bundesministerien und die juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts konnten sich zu den Sachverhalten 
äußern, die ihre Geschäftsbereiche betreffen. Im Übrigen 
sind die Prüfungsfeststellungen in der Regel schon vorher 
mit den geprüften Stellen erörtert worden. Falls über die 
dargestellten Sachverhalte Meinungsverschiedenheiten 
bestehen, ist dies ausdrücklich erwähnt. Soweit die be- 
troffenen Stellen abweichende Auffassungen hinsichtlich 
der Würdigung vorgebracht haben, werden diese in den 
Bemerkungen berücksichtigt. 

Den Beiträgen sind auf den blauen Seiten Zusammenfas- 
sungen vorangestellt. 

2 Politische Entscheidungen 
2.1 

Politische Entscheidungen im Rahmen des geltenden 
Rechts beurteilt der Bundesrechnungshof nicht. Prü- 
ftmgserkenntnisse, die die Voraussetzungen oder Aus- 
wirkungen derartiger Entscheidungen betreffen, können 
eine Überprüfung durch die Träger der politischen Ent- 
scheidungen gerechtfertigt erscheinen lassen; insoweit 
hält es der Bundesrechnungshof für geboten, über solche 
Erkenntnisse oder über die Umsetzung derartiger Ent- 
scheidungen zu berichten. So ist es z. B. nicht Aufgabe 
des Bundesrechnungshofes, politisch zu bewerten, ob be- 
stimmte Fördermittel gezahlt werden sollen. Er kann aber 
prüfen und berichten, ob bei der Mittelvergabe die Vo- 


raussetzungen beachtet wurden und ob die Förderung die 
beabsichtigten Wirkungen hatte. 

2.2 

Der Bundesrechnungshof kann Gesetzesänderungen emp- 
fehlen, wenn er über Erkenntnisse verfügt, dass beste- 
hende Gesetze zu vom Gesetzgeber nicht gewünschten 
Auswirkungen führen oder führen können. Auch wenn 
sich die beim Erlass eines Gesefzes oder beim Abschluss 
von Vereinbarungen zugrunde gelegfen fafsächlichen Ver- 
hältnisse erheblich geändert haben, kann der Bundesrech- 
nungshof Vorschlägen, die Rechtslage an die neuen Gege- 
benheiten anzupassen. 

Damit kommt er zum einen dem gesetzlichen Auftrag 
nach, in seinen Bemerkungen mitzuteilen, welche Maß- 
nahmen für die Zukunft empfohlen werden (§ 97 Abs. 2 
Nr. 4 BHO), zum anderen trägt er dem Wunsch des Parla- 
ments Rechnung, den Haushaltsausschuss des Deutschen 
Bundestages über solche Prüfungsergebnisse zu unter- 
richten, die zu gesetzgeberischen Maßnahmen geführt ha- 
ben oder für ansfehende Gesefzesvorhaben von Bedeu- 
tung sind (Bundestagsdrucksache 15/3387). 

3 Prüfungsumfang, Prüfungsrechte und 

Prüfungsschwerpunkt 

3.1 

Der Bundesrechnungshof prüft alle Einzelpläne des Bun- 
deshaushaltsplans, die Sondervermögen des Bundes und 
die bundesunmittelbaren und sonstigen juristischen Per- 
sonen des öffentlichen Rechts des Bundes. Er prüft auch 
die Betätigung des Bundes bei privatrechtlichen Unter- 
nehmen. 

Der Bundesrechnungshof prüft die Haushalts- und Wirt- 
schaftsführung - zum Teil in abgegrenzten Bereichen - 
der juristischen Personen des privaten Rechts u. a. dann, 
wenn eine Prüfung vereinbart ist (§ 104 Abs. 1 Nr. 3 
BHO) oder wenn diese nicht Unternehmen sind und in ih- 
rer Satzung mit Zustimmung des Bundesrechnungshofes 
eine Prüfung vorgesehen ist (§ 104 Abs. 1 Nr. 4 BHO). 
Solche Prüfungsrechte bestehen in einigen Fällen. 

3.2 

Der Bundesrechnungshof setzt für seine Prüfungstätig- 
keit Schwerpunkte und macht von der Möglichkeit Ge- 
brauch, seine Prüfungen auf Stichproben zu beschränken 
(§ 89 Abs. 2 BHO). Die Tatsache, dass einige Ressorts 
in diesen Bemerkungen umfangreicher, andere dagegen 
weniger oder nicht behandelt werden, lässt nicht den 
Schluss zu, dass die Ressorts die für die Haushalts- und 
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Wirtschaftsführung geltenden Vorschriften und Grund- 
sätze in unterschiedlichem Maße eingehalten haben. 

Ziel des Bundesrechnungshofes ist es, alle wesentlichen 
Bereiche der Haushalts- und Wirtschaftsführung zu erfas- 
sen und die Stichproben so auszuwählen, dass sie ein aus- 
sagekräftiges Bild des jeweiligen Teilbereichs vermitteln. 

3.3 

Der Bundesrechnungshof berichtet in den Bemerkungen 
2005 zusammenfassend über die föderale Aufgaben- und 
Finanzverteilung. Die starke Verflechtung der Aufgaben- 
und Finanzverteilung zwischen Bund und Ländern hat zu 
unwirtschaftlichem staatlichen Handeln geführt. Dazu ha- 
ben u. a. komplexe Verfahren, widerstreitende Interessen 
bei gleichzeitiger gegenseitiger Abhängigkeit und im Er- 
gebnis nicht klar zurechenbare Verantwortlichkeiten bei- 
getragen. Künftige Bemühungen um eine Reform der 
föderativen Grundbestimmungen sollten insbesondere 
Aufgabe, Kompetenz und finanzielle Verantwortung zu- 
sammenführen (vgl. Bemerkung Nr. 3). ln weiteren Be- 
merkungsbeiträgen des Bundesrechnungshofes spielen 
Mängel im Zusammenwirken und der Finanzverteilung 
zwischen Bund und Ländern eine Rolle (vgl. Bemerkun- 
gen Nr. 5, 6, 65, 66 und 68). 

4 Prüfungsämter des Bundes 

Die Prüfungsämter des Bundes unterstützen und ergänzen 
seit dem Jahre 1998 die Prüfungstätigkeit des Bundes- 
rechnungshofes. Im Rahmen der ihnen übertragenen Auf- 
gaben haben sie gegenüber den geprüften Stellen diesel- 
ben Prüfungsbefhgnisse wie der Bundesrechnungshof, 
dessen Dienst- und Fachaufsicht sie unterstellt sind. Der 
Bundesrechnungshof trägt die übergreifende verfassungs- 
rechtliche Verantwortung und nimmt in seine Berichter- 
stattung an das Parlament auch Feststellungen der Prü- 
fungsämter auf 

Die gemeinsame Planung und Durchführung von Prüfun- 
gen stellt sicher, dass bundesweit nach einheitlichen Maß- 
stäben und Bewertungen geprüft wird. Die Bemerkungen 
2005 enthalten in erheblichem Umfang auch Feststellun- 
gen der Prüfungsämter. 

5 Beratungstätigkeit 

5.1 Beratung durch den Bundesrechnungshof 

Neben seinen Prüfungsaufgaben berät der Bundesrech- 
nungshof insbesondere das Parlament und die Bundes- 
regierung (§ 88 Abs. 2 BHO, § 1 Satz 2 BRHG). Diese 
Aufgabe erfüllt er vor allem auf zwei Wegen: 

• im Rahmen der jährlichen Aufstellung des Bundes- 
haushalts, 

• in Form von Berichten zu finanziell bedeutsamen Ein- 
zelmaßnahmen oder zu Sachverhalten, bei denen ein 
Informationsbedürfnis der Entscheidungsträger be- 
steht. 


Der Bundesrechnungshof nimmt an den Verhandlungen 
des Bundesministeriums der Finanzen mit den Ressorts 
über die Haushaltsvoranschläge auf Referatsleiterebene 
und an den Berichterstattergesprächen teil, in denen die 
Verhandlungen des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages vorbereitet werden. Er bringt dabei Prü- 
fungserkenntnisse in die Haushaltsberatungen ein. 

Die Beratung des Parlaments gewinnt als Aufgabe des 
Bundesrechnungshofes weiter an Bedeutung. Der Bun- 
desrechnungshof hat im Jahre 2004 dem Haushaltsaus- 
schuss und dem Rechnungsprüfungsausschuss des Deut- 
schen Bundestages 55 gesonderte Stellungnahmen und 
Beratungsberichte nach § 88 Abs. 2 BHO zugeleitet, ln 
der Summe ist deren Zahl in den vergangenen Jahren ste- 
tig gestiegen. Sie hat sich gegenüber dem Jahre 2000 
mehr als verdoppelt. 

ln zwei Berichten gemäß § 99 BHO hat der Bundesrech- 
nungshof das Parlament und die Bundesregierung über 
das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz als Instrument 
der Mischfinanzierung von Bund und Ländern nach Arti- 
kel 104a Abs. 4 Grundgesetz sowie über die umsatzsteu- 
erliche Behandlung der öffentlichen Hand - Vorschläge 
für eine EG-konforme Besteuerung juristischer Personen 
des öffentlichen Rechts - unterrichtet (Bundestagsdruck- 
sachen 15/4080 und 15/4081). 


5.2 Beratung durch den Präsidenten des 

Bundesrechnungshofes als Bundes- 
beauftragter für Wirtschaftlichkeit in 
der Verwaltung 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes ist traditionell 
zugleich Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung. Er achtet dabei auf eine wirtschaftliche Er- 
füllung der Bundesaufgaben und eine effiziente Organisa- 
tion der Bundesverwaltung. Seine Tätigkeit wird durch 
die Richtlinie der Bundesregierung vom 26. August 1986 
bestimmt. Der Bundesbeauftragte nutzt bei seiner Tätig- 
keit vor allem die Prüfungserkenntnisse und Erfahrungen 
des Bundesrechnungshofes, mit dessen Kollegien er sich 
eng ab stimmt. 

Ein Schwerpunkt seiner Tätigkeit besteht darin, Regie- 
rung und Parlament die Auswirkungen von Rechtsvor- 
schriften auf die Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshan- 
delns bewusst zu machen. Die Bundesministerien sind 
gehalten, ihn zu diesem Zweck frühzeitig an der Erarbei- 
tung von Gesetzes Vorlagen, Entwürfen von Rechtsver- 
ordnungen und Verwaltungsvorschriften zu beteiligen. 
Seitens der Exekutive wurde der Bundesbeauftragte im 
Jahre 2004 an 548 solcher Vorhaben beteiligt. Zu 109 die- 
ser Vorhaben gab er teils umfangreiche Stellungnahmen 
ab, deren Vorschläge in unterschiedlichem Umfang in das 
weitere Rechtsetzungsverfahren eingeflossen sind. Der 
Deutsche Bundestag hat insbesondere bei Finanzvorlagen 
die Möglichkeit, auf Erkenntnisse des Bundesbeauftrag- 
ten zurückzugreifen (§ 96 Abs. 6 GO-BT). 
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6 Frühere Empfehlungen des 
Bundesrechnungshofes 

Der Bundesrechnungshof überwacht, welche Maßnah- 
men die geprüften Stellen aufgrund seiner Prüfungsfest- 
stellungen getroffen haben, um Mängel abzustellen oder 
Verfahren zu verbessern. Er untersucht, ob die geprüften 
Stellen die vom Parlament erteilten Auflagen erfüllen, 
und er führt Kontrollprüfungen durch. Dadurch trägt der 
Bundesrechnungshof den Erfordernissen einer zukunfts- 
orientierten Finanzkontrolle Rechnung und wirkt mit 
Nachdruck darauf hin, dass Prüfungserkenntnisse umge- 
setzt werden. 

Um die Umsetzung seiner Empfehlungen zu dokumentie- 
ren, veröffentlicht der Bundesrechnungshof einen Ergeb- 
nisbericht. Darin stellt er dar, welche Folgerungen die 
Bundesregierung aus den Beschlüssen des Deutschen 
Bundestages zu den Bemerkungen gezogen hat. 

7 Zusammenarbeit mit den 
Landesrechnungshöfen 

Der Bundesrechnungshof arbeitet mit den Rechnungshö- 
fen der Länder unter Wahrung der Unabhängigkeit und 
unter Beachtung der jeweiligen Zuständigkeit vertrauens- 
voll zusammen. Fragen von gemeinsamem Interesse erör- 
tern die Präsidentinnen und Präsidenten der Rechnungs- 
höfe des Bundes und der Länder in regelmäßigen 
Abständen in einer Präsidentenkonferenz. 

Neben den klassischen Themenfeldem (z. B. Haushalts- 
recht, Steuern, Bau und Beteiligungen) stellt sich im Rah- 
men der Zusammenarbeit mit den Landesrechnungshöfen 
auch zunehmend die Frage der Kontrolle von Haushalts- 
mitteln der Europäischen Union (EU). Die Präsidenten- 
konferenz hat deshalb eine Arbeitsgruppe (AG Europa) 
unter der Federführung des Bundesrechnungshofes einge- 
richtet. 

Ausgangspunkt der Zusammenarbeit zwischen nationalen 
Rechnungshöfen und der europäischen Ebene ist Arti- 
kel 248 Abs. 3 EG-Vertrag (EGV). Danach prüft der 
Europäische Rechnungshof (ERH) die Rechnung über 
alle Einnahmen und Ausgaben der Gemeinschaft in den 
EU-Mitgliedstaaten (Mitgliedstaaten) „in Verbindung“ 
mit den nationalen Rechnungshöfen. Bei der Zusammen- 
arbeit wahren die Rechnungsprüfungsorgane ihre Unab- 
hängigkeit. 

Die EU-Kommission strebt zurzeit an, dass die EU- 
Organe und die Mitgliedstaaten noch enger auf allen 
Prüfungsstufen bezüglich der Verwendung von EU-Mit- 
teln in den Mitgliedstaaten Zusammenarbeiten. Sie hat 
dazu einen „Fahrplan zur Schaffung eines integrierten 
Internen Kontrollrahmens“ (Mitteilung KOM(2005) 252 
vom 15.06.2005) vorgelegt, der in der AG Europa und 
der Präsidentenkonferenz beraten wurde. 

ln einer gemeinsamen Erklärung unterstützen die Rech- 
nungshöfe des Bundes und der Länder grundsätzlich die 
konzeptionelle Idee des integrierten Internen Kontrollrah- 
mens bei einer strikten Trennung zwischen externer und 


interner Kontrolle und unter Wahrung der Unabhängig- 
keit der Rechnungshöfe gemäß Artikel 248 Abs. 3 EGV. 
Zu dem Fahrplan zur Schaffung eines integrierten Inter- 
nen Kontrollrahmens wird ein Expertengremium der Mit- 
gliedstaaten bis November 2005 eine Stellungnahme erar- 
beiten. ln der deutschen Expertendelegation wird auch 
ein Vertreter der Rechnungshöfe des Bundes und der Län- 
der mitwirken. 

8 Zusammenarbeit in der Europäischen 

Union 

Der Haushalt der EU in Höhe von rund 100 Mrd. Euro 
wird überwiegend durch die Mitgliedstaaten finanziert. 
Der deutsche Finanzierungsanteil liegt zurzeit bei rund 
22 % (Angaben für 2004). Aus dem EU-Haushalt flössen 
rund 11,7 Mrd. Euro nach Deutschland zurück, die über- 
wiegend durch deutsche Verwaltungsstellen verausgabt 
wurden (Schätzung für 2004). Die externe Finanzkon- 
trolle der EU-Mittel obliegt dem ERH und den nationalen 
Rechnungshöfen der Mitgliedstaaten, die nach Artikel 248 
Abs. 3 EGV Zusammenarbeiten (vgl. Nr. 7). Der Bundes- 
rechnungshof prüft die gesamte Haushalts- und Wirt- 
schaftsführung des Bundes. Hieraus ergeben sich für die 
Mitgliedschaft in der EU Prüfungsrechte in zwei Berei- 
chen: Der erste betrifft die Mitwirkung der Bundesregie- 
rung in der EU, der zweite die Bewirtschaftung von EU- 
Mitteln durch nationale Stellen. 

Die vom EGV vorgesehene Zusammenarbeit findet ins- 
besondere im Rahmen der Organisationsstruktur des EU- 
Kontaktausschusses statt, in der die EU-Rechnungshöfe 
mitwirken, d. h. der ERH und die jeweiligen Obersten 
Rechnungsprüfungsorgane der Mitgliedstaaten. Die Or- 
ganisationsstruktur besteht aus dem Kontaktausschuss der 
Präsidentinnen und Präsidenten der EU-Rechnungshöfe, 
deren Verbindungsbeamtinnen und Verbindungsbeamten, 
der Task Force “Zusammenarbeit” und den zu spezifi- 
schen Prüfungsthemen eingesetzten Arbeitsgruppen. 

Die Zusammenarbeit erstreckt sich z. B. auf die Entwick- 
lung von Prüfungsnormen, die Vorbereitung der EU-Bei- 
trittsländer, die Einführung neuer Gemeinschaftspro- 
gramme und gemeinsame Prüfungen im Rahmen von 
Arbeifsgruppen. Im Hinblick auf den hohen deufschen Fi- 
nanzierungsanfeil am EU-Haushalt hat der Bundesrech- 
nungshof den Vorsitz der Arbeitsgruppe „EU-Struktur- 
fonds“ übernommen, an der sich 14 EU-Rechnungshöfe 
beteiligen. Die Arbeitsgruppe hat bereits eine erste ko- 
ordinierte Prüfung in mehreren Mitgliedstaaten erfolg- 
reich abgeschlossen. Gegenstand einer weiteren Prüfung 
sind nunmehr „Unregelmäßigkeiten“ bei der EU-Struk- 
turfondsfÖrderung. Auf der Grundlage eines einheitlichen 
Konzeptes wird dazu seit Juni 2005 bis Anfang 2006 in 
mindestens zehn Mitgliedstaaten parallel geprüft. Ziel 
dieser Anstrengungen ist es zu erreichen, dass die Struk- 
turmittel von den Mitgliedstaaten rechtskonform und 
sinnvoll ausgegeben werden. 

Der Bundesrechnungshof arbeitet zudem in den Arbeits- 
gruppen des Kontaktausschusses mit, die sich mit der 
Vergabe Öffentlicher Aufträge und der Erhebung der 
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Mehrwertsteuer auseinander setzen. Die Arbeitsgruppe 
Vergabe stellt zurzeit Informationen aus allen Mitglied- 
staaten zusammen, um die Arbeit der EU-Rechnungshöfe 
auf diesem schwierigen Prüfungsfeld zu erleichtern. Ziel 
ist es, eine gemeinsame Datenbank mit Arbeitshilfen und 
Handreichungen für Prüfungen mit vergaberechtlichem 
Inhalt zu entwickeln. Die Arbeitsgruppe Mehrwertsteuer 
beschäftigt sich insbesondere mit dem bedeutenden Pro- 
blem des grenzüberschreitenden Mehrwertsteuerbetrugs. 
Sie überprüft die Methoden zur Schätzung der entstehen- 
den Einnahmenverluste und arbeitet darauf hin, durch 
vermehrte koordinierte Prüfungen die Verfahren zur Be- 
kämpfung des Mehrwertsteuerbetrugs zu verbessern. 

9 Zusammenarbeit mit Prüfungs- 

einrichtungen im internationaien 
Bereich 

Über die besondere Zusammenarbeit in der EU (vgl. 
Nr. 8) hinaus arbeitet der Bundesrechnungshof auf inter- 
nationaler Ebene mit zahlreichen Einrichtungen der Fi- 
nanzkontrolle und sonstigen Organisationen zusammen. 

Einen Schwerpunkt dieser Arbeit bildet zurzeit die Mit- 
wirkung in der Europäischen Organisation der Obersten 
Rechnungskontrollbehörden EUROSAl (European Orga- 
nisation of Supreme Audit Institutions), die 47 Mitglieder 
hat. Hauptziel von EUROSAl ist es, die Zusammenarbeit 
durch einen Gedanken- und Erfahrungsaustausch zu Fra- 
gen der staatlichen Finanzkontrolle zu fördern. Der Präsi- 
dent des Bundesrechnungshofes ist im Mai 2005 zum 
Präsidenten der EUROSAl gewählt worden. 

Die Mitglieder von EUROSAl treffen sich in dreijähri- 
gem Turnus zu einem Kongress. Im Jahre 2005 hat der 
Bundesrechnungshof den VI. EUROSAl-Kongress in 
Bonn ausgerichtet. Thema der Kongressarbeit war die 
Kontrolle staatlicher Einnahmen durch die Rechnungs- 
höfe. Der Kongress hat dazu beigetragen, dass sich der 
Blick der Finanzkontrolle auch mehr auf die Einnahmen- 
seite des Haushalts richtet, auf deren Bedeutung für einen 
ausgeglichenen Staatshaushalt der Bundesrechnungshof 
bereits seit längerer Zeit hinweist. Als ein wesentliches 
Ergebnis des Kongresses wollen die Rechnungshöfe in 
Europa eine koordinierte Prüfung im Bereich der Steuer- 
subventionen durchführen, ln diesem Bereich mangelt es 


bisher an aussagekräftigen Erfolgskontrollen. Die Rech- 
nungshöfe wollen mit der koordinierten Prüfung ihre Er- 
kenntnisse über Umfang und Wirkung der Vergünstigun- 
gen verbessern. Der Bundesrechnungshof hat bei dieser 
Prüfung die Federführung übernommen. 

Im internationalen Bereich unterstützt der Bundesrech- 
nungshof die Entwicklungszusammenarbeit der Bundes- 
regierung durch die Veranstaltung von Seminaren im In- 
land, die Entsendung von Fachreferenten in das Ausland 
sowie durch die Aufnahme von Praktikantinnen und 
Praktikanten aus ausländischen Kontrollbehörden. Im 
Übrigen fördert er die externe Finanzkontrolle in Mittel- 
und Osteuropa im Rahmen bilateraler Zusammenarbeit 
und in Projekten der EU. 

10 Mitwirken des Bundesrechnungshofes 
bei der Prüfung internationaier 
Einrichtungen 

Die Bundesrepublik Deutschland ist Mitglied in vielen 
inter- und supranationalen Einrichtungen. Im Haushalts- 
jahr 2004 sind an diese (ohne die Zahlungen an den EU- 
Haushalt) rund 3,6 Mrd. Euro geleistet worden. Die Prü- 
fungsrechte des Bundesrechnungshofes als Organ der na- 
tionalen Finanzkontrolle beziehen sich auf die Zahlung 
der Mittel an die internationalen Organisationen und auf 
die Ausübung der Mitgliedsrechte des Bundes durch die 
zuständigen Bundesministerien in den Gremien dieser 
Organisationen. Dagegen unterliegt die Verwendung der 
Mittel durch die internationalen Organisationen nicht der 
Prüfung durch die nationalen Rechnungshöfe, sondern 
der Kontrolle durch die jeweiligen externen Prüfungsor- 
gane der Organisationen. 

Der Bundesrechnungshof stellt in mehreren Fällen haupt- 
oder nebenamtliche Prüferinnen und Prüfer für die Prü- 
fungsorgane internationaler Einrichtungen. Er strebt an, 
dies insbesondere für die Prüfung solcher Organisationen 
zu erreichen, die für den Bundeshaushalt von finanziel- 
lem Gewicht sind. So beauftragte die Vollversammlung 
der Internationalen Atomenergie-Organisation (lAEO) 
den Vizepräsidenten des Bundesrechnungshofes mit dem 
Mandat als externer Abschlussprüfer für den Zeifraum 
2004 bis 2005. 
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Zusammenfassungen 
Teil I 


1 Feststellungen zur Haushalts- und 

Vermögensrechnung des Bundes 
für das Haushaltsjahr 2004 

1.1 Stand der Entlastungsverfahren 

Das Bundesministerium der Finanzen (Bundesministe- 
rium) hat mit Schreiben vom 3 1 . März 2005 dem Deut- 
schen Bundestag und dem Bundesrat gemäß Artikel 114 
Abs. 1 Grundgesetz die Haushalts- und Veimögensrech- 
nung für das Haushaltsjahr 2004 (Bundestagsdrucksache 
15/5206) als Grundlagen für das parlamentarische Ver- 
fahren zur Entlastung der Bundesregierung vorgelegt. 

1.2 Prüfung der Jahresrechnung 2004 

Der Bundesrechnungshof hat die Ordnungsmäßigkeit der 
Haushalts- und Vermögensrechnung mit Unterstützung 
seiner Prüfungsämter geprüft. Er hat zum kassenmäßigen 
Ergebnis keine für die Entlastung wesentlichen Abwei- 
chungen zwischen den Beträgen festgestellt, die in diesen 
Rechnungen und in den Büchern aufgeführt sind; dies gilt 
auch für die Sondervermögen (vgl. jedoch Nr. 1.8). 

Soweit der Bundesrechnungshof die Einnahmen und Aus- 
gaben stichprobenweise geprüft hat, waren sie im Allge- 
meinen ordnungsgemäß belegt. Es wurden jedoch fonuale 
Fehler festgestellt (fehlerhafte oder fehlende Feststel- 
lungsvermerke auf den begründenden Unterlagen, unvoll- 
ständige Unterlagen, fehlende oder nicht hinterlegte Un- 
terschriften der Anordnungsbefugten). Die Beauftragten 
für den Haushalt der Ressorts sowie der nachgeordneten 
Dienststellen sollten sicherstellen, dass die Vorschriften 
und Grundsätze für die ordnungsgemäße Veranschlagung 
und Bewirtschaftung der Haushaltsmittel beachtet werden 
(Nr. 1.2.1 der Bemerkungen). 

1.3 Haushaltsführung 

Das (ursprüngliche) Haushaltsgesetz 2004 vom 25. Fe- 
bruar 2004 sah Einnahiuen und Ausgaben des Bundes für 
das Haushaltsjahr 2004 von 257,3 Mrd. Euro vor. Es er- 
mächtigte das Bundesministeriuiu zu einer Nettokredit- 
aufnahme bis zur Höhe von 29,3 Mrd. Euro. 

Vor allem wegen geringerer Steuereinnahmen und auf- 
grund von Mindereinnahmen beim Bundesbankgewinn 
sah sich der Gesetzgeber veranlasst, die Eckwerte des 
Haushalts 2004 durch ein Nachtragshaushaltsgesetz anzu- 
passen. Das Haushalts-Soll verringerte sich aufgrund des 
Nachtrags auf 255,6 Mrd. Euro und die Ermächtigung zur 
Nettokreditaufhahiue wurde um 14,2 Mrd. Euro auf 

43,5 Mrd. Euro erhöht. 


Die Ist-Ausgaben des Bundeshaushalts 2004 lagen bei 
251,6 Mrd. Euro. Sie wurden gedeckt durch Steuern und 
sonstige Einnahmen (einschließlich des Bundesbankge- 
winns) in Höhe von 211,8 Mrd. Euro, Münzeinnahmen 
von 0,3 Mrd. Euro sowie eine Nettokreditaufnahme von 

39.5 Mrd. Euro. 

Die Deutsche Bundesbank führte im Haushaltsjahr 2004 
den Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2003 von 248 Mio. 
Euro an den Bund ab. Die Gewinnablieferung war damit 
die niedrigste in den vergangenen 16 Jahren. 

Der Bundesrechnungshof hat zum Haushaltsvollzug ins- 
besondere Folgendes festgestellt: 

I. 4 Nettokreditaufnahme, Inanspruchnahme 

von Kreditermächtigungen 

Durch den Nachtragshaushalt wurde die Ermächtigung 
zur Nettokreditaufnahiue iiu Haushaltsjahr 2004 von 

29,3 Mrd. Euro auf 43,5 Mrd. Euro erhöht, während die 
veranschlagten Ausgaben für Investitionen nur rund 

24.6 Mrd. Euro betrugen. Daiuit wurde die verfassungs- 
rechtliche Kreditobergrenze des Artikels 115 Abs. 1 Satz 2 
des Grundgesetzes deutlich überschritten. Die Bundesre- 
gierung begründete dies mit der Abwehr einer Störung 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts. 

Die Nettokreditaufnahme betrug im Ist rund 39,5 Mrd. 
Euro und war damit um rund 17,1 Mrd. Euro höher als 
die Summe der getätigten Investitionsausgaben (Nr. 1 .4.2 
der Bemerkungen). 

Das Bundesministerium nimmt in ständiger Haushalts- 
praxis zuerst die weiter geltende Kreditermächtigung des 
Vorjahres in Anspruch und schont damit in gleicher Höhe 
die für das laufende Haushaltsjahr vom Parlament erteilte 
Eriuächtigung. Dies hat zusammen luit der hohen Er- 
mächtigung zur Nettokreditaufnahme im Nachtragshaus- 
halt (wovon 4,0 Mrd. Euro nicht genutzt wurden) dazu 
geführt, dass - trotz der Überschreitung der Verschul- 
dungsobergrenze nach Artikel 115 Abs. 1 Satz 2 Grund- 
gesetz - die Restkreditermächtigungen gegenüber deiu 
Vorjahr erneut auf nunmehr 19 Mrd. Euro (davon 

II, 5 Mrd. Euro durch die Nachtragshaushalte 2002 bis 
2004) angewachsen sind. Der Bundesrechnungshof hält 
diese Praxis für haushaltsrechtlich bedenklich, weil die 
für Kreditermächtigungen in § 18 Abs. 3 BHO festge- 
legte Verfallsfrist von grundsätzlich einem Jahr damit leer 
läuft. Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, dass 
die durch eine zu hohe Veranschlagung iiu Nachtrags- 
haushalt entstandenen Restkreditenuächtigungen jeweils 
iiu Folgejahr in Abgang gestellt werden sollten 
(Nr. 1.4. 2.1 der Beiuerkungen). 
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1.5 Gesamtverschuldung 

Die Bundesschuld lag am Ende des Haushaltsjahres 2004 
bei 803 Mrd. Euro. Einschließlich der Finanzschulden der 
nicht in den Bundeshaushalt eingegliederten Sonderver- 
mögen von 57,3 Mrd. Euro, für die der Bund einzustehen 
hat, belief sich die Gesamtverschuldung zum Jahresende 
2004 damit auf insgesamt 860,3 Mrd. Euro. 

1.6 Haushaltsüberschreitungen 

Im Haushaltsjahr 2004 wurden über- und außerplanmä- 
ßige Ausgaben in Höhe von 668 Mio. Euro geleistet. 
Mehrausgaben von 2,6 Mrd. Euro für den Arbeitsmarkt 
und für Wohngeld wurden allerdings durch den Nach- 
tragshaushalt abgedeckt und werden daher in der Jahres- 
rechnung nicht mehr als überplanmäßige Ausgaben aus- 
gewiesen (Nr. 1.6.1 der Bemerkungen). 

Von den im Haushaltsjahr 2004 entstandenen Haushalts- 
überschreitungen wurden in zwölf Fällen insgesamt 
114,1 Mio. Euro ohne die notwendige Zustimmung des 
Bundesministeriums geleistet. Angesichts des Anstiegs 
von Anzahl und Gesamtsumme gegenüber dem Vorjahr 
hat das Bundesministerium die Ressorts in einem Rund- 
schreiben vom Januar 2005 noch einmal eindringlich auf- 
gefordert, durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 
dass nicht bewilligte Mehrausgaben vermieden werden. 
Der Bundesrechnungshof erwartet, dass alle Ressorts ent- 
sprechende Maßnahmen ergreifen. 

1.7 Globale Minderausgaben 

Die im Haushaltsplan enthaltenen globalen Minderausga- 
ben in Höhe von insgesamt 3,3 Mrd. Euro wurden erwirt- 
schaftet. 


1.8 Ausgabereste 

Von den am Ende des Haushaltsjahres 2003 übertragba- 
ren Mitteln in Höhe von 16,2 Mrd. Euro wurden für das 
Haushaltsjahr 2004 Ausgabereste in Höhe von 12,0 Mrd. 
Euro gebildet; dies waren 1,4 Mrd. Euro weniger als im 
Vorjahr. Zum Ende des Haushaltsjahres 2004 weist die 
Haushaltsrechnung in das Folgejahr übertragbare Mittel 
in Höhe von 15,0 Mrd. Euro aus (davon 1,4 Mrd. Euro 
Ausgabereste aus dem flexibilisierten Bereich). Dieser 
Betrag ist um 1,6 Mio. Euro zu hoch ausgewiesen, da bei 
zwei Titeln in der Jahresrechnung fälschlicherweise über- 
tragbare Mittel ausgewiesen wurden. 

Die Ausgabereste belasten den Haushalt des folgenden 
Jahres in dem Ausmaß, in dem sie in Anspruch genom- 
men werden. Außerhalb der flexibilisierten Ausgaben 
setzt die Inanspruchnahme allerdings gmndsätzlich eine 
Einsparung an anderer Stelle im Haushalt voraus, sodass 
sich die Gesamtausgaben des Folgejahres insoweit nicht 
erhöhen. Dennoch geben die hohen Ausgabereste Veran- 
lassung, bei der Veranschlagung besonderes Augenmerk 
auf die aus den Vorjahren übertragenen Ausgabeermäch- 
tigungen zu richten. 


Der Bundesrechnungshof hatte daher das Bundesministe- 
rium gebeten, den Berichterstattern neben Übersichten zu 
den wesentlichen Ausgaberesten aus flexibilisierten Aus- 
gaben auch Übersichten der Ausgabereste aus dem nicht 
flexibilisierten Bereich vorzulegen, um zu einer bedarfs- 
gerechten Veranschlagung beizutragen. 

Das Bundesministerium hat diesem Anliegen des Bun- 
desrechnungshofes mit dem Haushaltsaufstellungsrund- 
schreiben 2006 entsprochen. 

1.9 Verpflichtungsermächtigungen 

Die Bundesbehörden haben die in Höhe von 43,5 Mrd. 
Euro veranschlagten Verpflichtungsermächtigungen zu 
rund 48 % (20,7 Mrd. Euro) in Anspruch genommen. Der 
Anteil der tatsächlich in Anspruch genommenen Ver- 
pflichtungsermächtigungen ist damit gegenüber dem Vor- 
jahr (rund 58 %) wieder zurückgegangen. Um eine dauer- 
hafte realitätsnahe Veranschlagung zu erreichen, bleiben 
die Ressorts aufgefordert, die Etatreife von Verpflich- 
tungsermächtigungen sorgfältig zu prüfen (Nr. 1.9. 1.1 der 
Bemerkungen). 

Insgesamt bestanden für den Bund zum 3 1 . Dezember 
2004 Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben in 
künftigen Haushaltsjahren in Höhe von 100,2 Mrd. Euro 
(Nr. 1.9.2 der Bemerkungen). 

1.10 Sondervermögen des Bundes 

Der Bund hat 18 Sondervermögen, die unmittelbar von 
ihm oder von Stellen außerhalb der Bundesverwaltung 
verwaltet werden. 

Das im Jahre 1952 eingerichtete Sondervermögen Aus- 
gleichsfonds wurde zum 3 1 . Dezember 2004 aufgelöst. 
Seine Aufgaben sind nunmehr weitestgehend abgeschlos- 
sen. Damit wurde einem Vorschlag des Bundesrech- 
nungshofes in den Bemerkungen 2001 gefolgt. Das Gut- 
haben des Fonds wurde im Bundeshaushalt vereinnahmt. 

2 Finanzwirtschaftliche Entwicklung des 

Bundes - Das strukturelle Ungleich- 
gewicht zwischen Einnahmen und 
Ausgaben verfestigt sich 

2.1 Gesamtentwicklung 

Die Lage der Bundesfmanzen gibt Anlass zu ernster Be- 
sorgnis. Die Haushaltsstruktur verschlechtert sich sowohl 
auf der Ausgaben- als auch auf der Einnahmenseite ra- 
pide. Im Haushaltsjahr 2005 werden über die im Haus- 
haltsplan veranschlagte Nettokreditaufnahme zusätzliche 
Kredite benötigt werden, um den Haushaltsausgleich si- 
cherzustellen. Im Haushaltsentwurf 2006 ist zur Begren- 
zung der Nettokreditaufnahme unterhalb der verfassungs- 
rechtlichen Regelkreditgrenze ein Rekordeinsatz von 
Einnahmen aus der Verwertung von Bundesvermögen 
vorgesehen (Nr. 2.1 der Bemerkungen). 
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2.2 Ausgabenentwicklung und -Struktur 

Auf der Ausgabenseite fallen vor allem die Belastungen 
im Sozialbereich ins Gewicht. Erstmals in der Geschichte 
des Bundeshaushalts entfallt mehr als die Hälfte des ver- 
anschlagten Haushaltsvolumens auf den Sozialbereich. 
Der erneute Anstieg beruht ganz überwiegend auf den 
drastisch gestiegenen Ausgaben für den Arbeitsmarkt. 
Zusammen mit den Zinsausgaben beanspruchen die 
Sozialausgaben mittlerweile rund zwei Drittel des Haus- 
haltsvolumens. Noch dramatischer verläuft die Entwick- 
lung im Verhältnis zu den Steuereinnahmen. Unter Be- 
rücksichtigung der sich abzeichnenden Mehrausgaben für 
den Arbeitsmarkt werden im Jahre 2005 rechnerisch mehr 
als 90 % der Steuereinnahmen für Sozial- und Zinsausga- 
ben verwendet. Der Anteil der für Investitionen verwen- 
deten Haushaltsmittel ist demgegenüber weiter rückläufig. 
Nicht einmal 9 % der Gesamtausgaben fließen in den 
Investitionsbereich; das ist weniger als ein Siebtel der 
veranschlagten Ausgaben für Soziales und Zinsen. Wenn 
nicht unverzüglich gegengesteuert wird, droht dem Bund 
eine weitgehende finanzielle Handlungsunfähigkeit 
(Nr. 2.2.1 der Bemerkungen). 

Innerhalb der Sozialausgaben bilden nach wie vor die 
Leistungen des Bundes an die Rentenversicherung den 
größten Ausgabenblock. Die Folgen der Finanzierungs- 
lücke zwischen Einnahmen und Ausgaben in der Renten- 
versicherung hat der Bundeshaushalt zu tragen. Rund ein 
Drittel der Rentenversicherungsausgaben kommen direkt 
aus dem Bundeshaushalt. Fast 31 % der Gesamtausgaben 
des Bundeshaushalts entfallen auf den Rentenbereich. 
Die Rentenleistungen des Bundes haben sich damit inner- 
halb von zehn Jahren verdoppelt. Ungeachtet verschiede- 
ner Maßnahmen zur Stabilisierung der Rentenfinanzen 
bleibt der Bundeshaushalt auf absehbare Zeit in struktu- 
reller Abhängigkeit von den Rentenfinanzen. Verschärft 
wird die Problematik durch die Belastungen des Bundes 
aus den übrigen Altersicherungssystemen (Bundesver- 
waltung, ehemalige Sondervermögen Bahn und Post, 
Landwirtschaft). Im Haushaltsjahr 2005 verschlingen die 
Gesamtausgaben für die Alterssicherung mit rund 
93 Mrd. Euro etwa die Hälfte der Steuereinnahmen des 
Bundes. Sie wären noch höher, wenn der Bund seine Zah- 
lungsverpflichtungen im Bereich der Postpensionen nicht 
zulasten künftiger Bundeshaushalte verschoben hätte 
(Nr. 2.2.2 der Bemerkungen). 

Die Arbeitsmarktausgaben des Bundes sind dramatisch 
gestiegen. Dies ist zum einen auf die nach wie vor 
schwierige Situation am Arbeitsmarkt, zum anderen aber 
auch auf die Einfühmng der neuen Grundsichemng für 
Arbeitsuchende zurückzuführen. Der Bund trägt die fi- 
nanzielle Hauptlast der mit „Hartz IV“ bezeichneten Zu- 
sammenführung der bisherigen Arbeitslosenhilfe und der 
Sozialhilfe. Die im Bundeshaushalt 2005 für den Arbeits- 
markt veranschlagten rund 34 Mrd. Euro werden bei wei- 
tem nicht ausreichen, um den Ausgabebedarf in diesem 
Jahr abzudecken. Der in den letzten Jahren zu beobach- 
tende Trend einer unzureichenden Veranschlagung der 
Arbeitsmarktausgaben im Bundeshaushalt setzt sich da- 
mit fort. Es bleibt abzuwarten, ob die Einführung der 


neuen Grundsicherung für Arbeitsuchende zumindest 
mittelfristig zu Entlastungen im Bundeshaushalt führen 
wird (Nr. 2.2.3 der Bemerkungen). 

Die Zinsen bilden nach den Sozialausgaben den zweit- 
größten Ausgabenblock im Bundeshaushalt. Das im 
Langzeitvergleich niedrige Zinsniveau und die zur Schul- 
dentilgung eingesetzten Einnahmen aus der Versteigerung 
der Mobilfimklizenzen haben bewirkt, dass die Zinsaus- 
gaben in den letzten Jahren sogar rückläufig waren. Diese 
günstige Tendenz wird sich nicht fortsetzen, denn die 
hohe Neu Verschuldung in den letzten Jahren lässt die 
Zinslast wieder anwachsen. Auch der Anteil der Zinsen 
am Haushaltsvolumen dürfte wieder steigen (Nr. 2.2.4 der 
Bemerkungen). 

Durch die seit Jahrzehnten neu aufgenommenen Kredite 
im Bundeshaushalt und bei den Sondervermögen des 
Bundes wurden zwar kurzfristige Freiräume für die Haus- 
haltsfinanzierung gewonnen. Diese Freiräume wurden je- 
doch durch die Folgebelastungen in Form wachsender 
Zinsausgaben wieder erheblich eingeschränkt. Der Preis 
der hohen Schuldenaufnahmen in der Vergangenheit ist 
eine zunehmende strukturelle Belastung des Bundeshaus- 
halts mit Zinsausgaben, ln wenigen Jahren wird die Zins- 
last im Bundeshaushalt doppelt so hoch sein wie die 
Summe der investiven Ausgaben. Einen Ausweg aus die- 
ser Verschuldungsfalle zu finden, wird zunehmend 
schwieriger (Nr. 2.2.5 der Bemerkungen). 

2.3 Einnahmenentwicklung und -Struktur 

Die Steuereinnahmen als mit Abstand wichtigste Einnah- 
mequelle des Bundeshaushalts halten mit den Belastun- 
gen auf der Ausgabenseite nicht Schritt, ln den letzten 
Jahren stagnierten sie oder waren sogar rückläufig. Nach 
dem Ergebnis der Steuerschätzung vom Mai 2005 wird 
das Steueraufkommen des Bundes im Haushaltsjahr 2005 
um fast 12 Mrd. Euro unter dem des Jahres 2000 liegen, 
während die Ausgaben im gleichen Zeitraum um rund 
10 Mrd. Euro gestiegen sind. Für den Zeitraum 2006 bis 
2008 ist mit rund 36 Mrd. Euro weniger an Steuereinnah- 
men für den Bund zu rechnen, als noch in der Steuer- 
schätzung ein Jahr zuvor angenommen worden war. Al- 
lein für das Haushaltsjahr 2006 unterschreiten die 
erwarteten Steuereinnahmen die Planungszahlen des letz- 
ten Finanzplans um rund 11 Mrd. Euro und die des vor- 
letzten Finanzplans sogar um rund 30 Mrd. Euro, ln den 
letzten zehn Jahren mussten die Steuereinnahmeprogno- 
sen regelmäßig - mit zum Teil drastischen Abschlägen - 
nach unten konigiert werden. Hierdurch entstanden bei 
der Fortschreibung der Haushalts- und Finanzplanung er- 
hebliche Finanzierungslücken, die ganz überwiegend 
durch eine höhere Netto kreditaufnahme und durch Priva- 
tisierungserlöse gedeckt wurden. Angesichts dieser be- 
denklichen Entwicklung wiederholt der Bundesrech- 
nungshof seine Empfehlung, Steuereinnahmen künftig 
zurückhaltender einzuschätzen (Nr. 2.3.1 der Bemerkun- 
gen). 

Der Rückgang des Steueraufkoruruens des Bundes beruht 
zu einetu nicht unwesentlichen Teil auf einer Reihe von 
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Steuerabzügen, die der Bund vor allem im Rahmen der 
Regelungen zum Familienleistungsausgleich (Kinder- 
geld), zur Regionalisierung des öffentlichen Personen- 
nahverkehrs sowie zum vertikalen Finanzausgleich (Bun- 
desergänzungszuweisungen) zu verkraften hatte. Diese 
Abzüge vom Steueraufkommen des Bundes haben die 
Steuereinnahmenbasis des Bundeshaushalts nachhaltig 
verringert (Nr. 2.3.2 der Bemerkungen). 

Sichtbares Zeichen für die zunehmende Abkopplung der 
Steuereinnahmen in den öffentlichen Haushalten von der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ist der Verlauf der 
volkswirtschaftlichen Steuerquote. Dieses Verhältnis von 
Steuereinnahmen und Bruttoinlandsprodukt ist innerhalb 
von nur fünf Jahren um rund drei Prozentpunkte für den 
öffentlichen Gesamthaushalt und um mnd 1,3 Prozent- 
punke beim Bundeshaushalt zurückgegangen. Dieser 
Rückgang entspricht rechnerisch einer Einnahmeminde- 
mng in der Größenordnung von 30 Mrd. Euro/Jahr. Die 
hieraus entstehenden Finanzierungslücken werden im 
Bundeshaushalt durch Vermögensverwertungen und eine 
höhere Nettokreditaufnahme ausgeglichen (Nr. 2.3.3 der 
Bemerkungen). 

Das im vertikalen Finanzausgleich vom Bund für die 
Länder bereitgestellte Finanzvolumen bewegt sich nach 
wie vor auf einem hohen Niveau. Den überwiegenden 
Teil seiner steuerlichen Zuweisungen im vertikalen Finanz- 
ausgleich leistet der Bund als Aufbauhilfen für die neuen 
Länder und das Land Berlin. Diese Sonderbedarfs-Bun- 
desergänzungszuweisungen sollen - entsprechend ihrer ge- 
setzlichen Zielrichtung - insbesondere den bestehenden 
infrastrukturellen Nachholbedarf decken und die unter- 
proportionale kommunale Finanzkraft ausgleichen. Aus 
den von den Empfängerländem vorgelegten so genannten 
Fortschrittsberichten ergibt sich, dass die Länder trotz 
wiederholter Aufforderung durch den Bund dessen Mit- 
telzuweisungen mehrheitlich nicht oder nur teilweise für 
investive Zwecke eingesetzt haben. Ungeachtet der 
schwierigen gesamtwirtschaftlichen Lage sind die neuen 
Länder und Berlin daher aufgefordert, in den kommenden 
Haushaltsjahren die Wachstums- und investitionsfÖr- 
demde Verwendung der Bundeszuweisungen zu gewähr- 
leisten (Nr. 2.3.4 der Bemerkungen). 

Als Folge der fortwährenden Abgabe von Steueranteilen 
an die anderen Gebietskörperschaften ist der Anteil des 
Bundes am Steueraufkommen deutlich zurückgegangen. 
Entfielen bis Mitte der 90er-Jahre noch fast die Hälfte der 
Steuereinnahmen auf den Bund, so erhält er im Haus- 
haltsjahr 2005 nur noch knapp über 42 %. Die Steueran- 
teile von Ländern und Gemeinden sind entsprechend ge- 
stiegen - auf fast 53 %. Auch der Steuerdeckungsgrad des 
Bundeshaushalts sinkt zunehmend trotz des - infolge der 
Ökosteuerstufen - zu verzeichnenden Zuwachses bei den 
Energiesteuem. Der Anteil der durch Steuern gedeckten 
Ausgaben fällt im Jahre 2005 voraussichtlich auf einen 
historischen Tiefstand (Nr. 2.3.5 der Bemerkungen). 

Die fehlenden Steuereinnahmen wurden seit Mitte der 
90er-Jahre durch zunehmende Einnahmen aus Vermögens- 
verwertungen teilweise kompensiert. Diese so genannten 
Beteiligungs- oder Privatisierungserlöse haben seitdem in 


erheblichem Umfang zur Haushaltsfinanzierung beigetra- 
gen. Im Haushalt 2005 sind mnd 17,2 Mrd. Euro, im 
Haushaltsentwurf 2006 sogar lund 22,8 Mrd. Euro veran- 
schlagt - eine bislang nicht gekannte Größenordnung. Im 
Zeitraum 1995 bis 2005 sind damit rund 80 Mrd. Euro 
des Bundesvermögens veräußert und zur Haushaltsfinan- 
zierung eingesetzt worden. Unter Einbeziehung des 
Haushaltsjahres 2006 übersteigt der Gesamtbetrag sogar 
die 100-Milliarden-Grenze. Der Einsatz dieser Einnahmen 
zur Haushaltsfinanziemng begegnet erheblichen Beden- 
ken, da derartige Einmalmaßnahmen nur den Anschein 
einer Haushaltsstabilisiemng erwecken und notwendige 
Konsolidierungsschritte hinauszögem. F inanzwirtschaft- 
lich richtig wäre es dagegen gewesen, Einnahmen aus der 
Privatisierung für die Schuldentilgung zu verwenden. Die 
daraus folgenden Zinserspamisse hätten einen wichtigen 
Beitrag zur Haushaltskonsolidierung leisten können. Zu- 
dem bergen Venuögensverwertungen für Zwecke der Haus- 
haltsfinanzierung das Risiko unwirtschaftlichen Handelns. 
Dies hat der Bundesrechnungshof am Beispiel der Platz- 
haltergeschäfte mit Aktien der ehemaligen Postuntemeh- 
men und der Verwertung von Fordemngen des Bundes 
gegenüber Russland aufgezeigt. Es ist unverzichtbar, die 
Wirtschaftlichkeit solcher Transaktionen vorab aufgmnd 
nachvollziehbarer Kriterien zu prüfen. Dabei müssen ins- 
besondere die gegenüber einer Kreditfmanziemng auf- 
tretenden Mehrkosten transparent gemacht und mit den 
Vorteilen eines kurzfristigen Mittelzufiusses aus Vermö- 
gensverwertungen abgewogen werden. 

Als Folge der hohen Vermögens Verwertungen dürfte das 
Vermögen des Bundes aus seinen Beteiligungen an den 
Postnachfolgeuntemehmen sowie aus seinem Forde- 
mngsbestand insbesondere gegenüber ausländischen Staa- 
ten spätestens im Jahre 2007 weitgehend aufgebraucht 
sein. Belastungen wie z. B. die Pensionsverpfiichtungen 
der ehemaligen Bundespost in dreistelliger Milliarden- 
höhe werden dagegen noch jahrzehntelang vom Bund zu 
finanzieren sein. Infolge der Abgabe der hierfür vorgese- 
henen Beteiligungswerte muss der Bund die Pensionslas- 
ten dann aus seinen Steuereinnahmen oder einer höheren 
Nettokreditaufnahme abdecken. Dies bedeutet eine zu- 
sätzliche fmanzwirtschaftliche Hypothek für künftige 
Bundeshaushalte (Nr. 2.3.6 der Bemerkungen). 

2.4 Entwicklung der Nettoneuverschuldung 

Die Bundeshaushalte 2002 bis 2004 wiesen im Haushalts- 
abschluss jeweils deutlich höhere Nettokreditaufnahmen 
gegenüber den ursprünglichen Haushaltsansätzen auf 
Hierfür hat der Haushaltsgesetzgeber die Ausnahmerege- 
lung des Artikels 115 Abs. 1 Grundgesetz in Anspruch 
genommen und die Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts erklärt. Für den Bundeshaushalt 2005 
rechnet die Bundesregiemng mit Haushaltsrisiken in der 
Größenordnung von 12 Mrd. Euro, plant allerdings kei- 
nen Nachtragsentwurf Angesichts der sich abzeichnen- 
den erheblichen Mehrbelastungen wäre es angezeigt ge- 
wesen, den Haushaltsgesetzgeber frühzeitig in die 
Entscheidung einzubinden, ob die Vorlage eines Nach- 
tragshaushalts erforderlich ist. Aus dem Initiativmonopol 
der Bundesregierung in Bezug auf einen luöglichen 
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Nachtragsentwurf erwächst insoweit auch eine Pflicht zur 
Budgetinitiative, zumal wenn - wie im Haushaltsverlauf 
2005 - eine Überschreitung der Kreditobergrenze droht 
(Nr. 2.4 der Bemerkungen). 

Nach dem Haushaltsentwurf 2006 und dem Finanzplan 
bis 2009 bewegen sich die jährlichen Nettokreditaufnah- 
men trotz eines zugrunde gelegten stabilen Wirtschafts- 
wachstums - sowie für das Jahr 2006 wiederum vorgese- 
hener hoher Vermögensverwertungen - nur knapp unter 
der verfassungsrechtlichen Regelkreditobergrenze. Das 
noch im Jahre 2003 erklärte mittelfristige Konsolidie- 
rungsziel eines ohne Neu Verschuldung ausgeglichenen 
Bundeshaushalts ist in weite Feme gerückt. Stattdessen 
geht der Finanzplan für die Jahre ab 2007 neben den ho- 
hen jährlichen Nettokreditaufnahmen von zusätzlichen 
stmkturellen Deckungslücken von jeweils rand 25 Mrd. 
Euro aus. 

Es erweist sich nunmehr als besonders nachteilig, dass 
die vom Bundesrechnungshof schon seit Jahren empfoh- 
lene vorsichtige Planung der Einnahmen- und Ausgaben- 
entwicklung nicht beherzigt worden ist. Als Folge einer 
zu optimistischen Haushalts- und Finanzplanung sind die 
Konsolidierungserfordemisse im Bundeshaushalt fort- 
während und zum Teil deutlich unterzeichnet worden. 
Haushaltsentwurf 2006 und Finanzplan bis 2009 sind ein 
unmissverständliches Signal dafür, dass ein grundlegen- 
des Umdenken bei der Aufstellung von Haushalts- und 
Finanzplänen erforderlich ist (Nr. 2.4.2 der Bemerkungen). 

2.5 Normative Begrenzung der 

Nettoneuverschuldung 

Die geltende verfassungsrechtliche Regelung der Kre- 
ditobergrenze in Artikel 115 Abs. 1 Gmndgesetz hat sich 
als weitgehend wirkungslos erwiesen, den Schuldenan- 
stieg im Bundeshaushalt zu bremsen. Allein im Zeitraum 
von 1985 bis 2004 hat der Bund rund 509 Mrd. Euro neue 
Kredite zum Haushaltsausgleich aufgenommen. Für die 
weitgehende Wirkungslosigkeit der normativen Schul- 
denbegrenzung in der Haushaltspraxis sind vor allem fol- 
gende Faktoren ursächlich: 

• der sehr weit gefasste haushaltsrechtliche Investitions- 
begriff, 

• die häufig für zusätzliche Kredite in Anspmch genom- 
mene Ausnahmeregelung des Artikels 115 Abs. 1 
Gmndgesetz (Abwehr einer Stömng des gesamtwirt- 
schaftlichen Gleichgewichts), 

• das Fehlen einer Verpflichtung zur echten Schuldentil- 
gung sowie 

• die Möglichkeit, außerhalb des Bundeshaushalts in so 
genannten Sondervermögen zusätzliche Schulden an- 
zuhäufen. 

Vor dem Hintergmnd einer ähnlichen Entwicklung in den 
Landeshaushalten haben die Präsidentinnen und Präsiden- 
ten der Rechnungshöfe des Bundes und der Länder im 
Mai 2004 eine neue nationale Verschuldungsregelung mit 


„mehr Biss“ empfohlen, die in wirtschaftlichen Normal- 
zeiten keine Haushaltsfinanziemng durch Kredite erlaubt. 
Auch der Rechnungsprüfungsausschuss des Haushalts- 
ausschusses des Deutschen Bundestages hat im Rahmen 
seiner Beschlussfassung zu den Bemerkungen 2004 um 
Prüfung gebeten, ob die Konsolidiemng des Bundeshaus- 
halts durch eine wirkungsvollere normative Begrenzung 
der verfassungsrechtlichen Möglichkeiten zur Kreditauf- 
nahme unterstützt werden kann. Als Zwischenschritt 
sollte der haushaltsrechtliche Investitionsbegriff enger ge- 
fasst werden mit dem Ziel, den Neuverschuldungsspiel- 
raum zu begrenzen (Nr. 2.5 der Bemerkungen). 

2.6 Entwicklung der Verschuldung und 
des Schuldendienstes 

Die Gesamtverschuldung des Bundes lag zum Jahresende 
2004 bei mnd 860 Mrd. Euro und damit um mnd 41 Mrd. 
Euro höher als im Vorjahr. Sie hat sich seit der Wieder- 
vereinigung mehr als verdreifacht. Die in den Vorjahren 
vor allem durch die Mobilfunk- Versteigemngserlöse und 
den Bundesbankmehrgewinn erreichte Stabilisierung des 
Schuldenstandes setzt sich nicht fort. Der Schuldenstand 
wird vielmehr in den nächsten Jahren aufgrund der hohen 
Nettokreditaufnahmen deutlich ansteigen (Nr. 2.6.1 der 
Bemerkungen). 

Der hohe Schuldenstand bewirkt auch, dass die jährliche 
Aufnahme von neuen Krediten zur Finanzierung der Til- 
gung fällig werdender Kredite (Anschlussfinanzierung) 
immer höher ausfällt. Derzeit bewegt sie sich in einer 
Größenordnung von 200 Mrd. Euro. Der Bundeshaushalt 
ist damit erheblichen Zinsänderungsrisiken ausgesetzt 
(Nr. 2.6.2 der Bemerkungen). 

2.7 Haushalts- und Verschuldungslage Im 
Vergleich zu Ländern und Gemeinden 

Nicht nur der Bundeshaushalt, sondern auch die Haus- 
halte von Ländern und Gemeinden haben mit einem 
zunehmenden Schuldenanstieg zu kämpfen. Die Schul- 
denlast aller öffentlichen Haushalte hat sich im Zeitraum 
von 1980 bis 2004 fast versechsfacht. Auf jeden Einwoh- 
ner Deutschlands entfällt eine Verschuldung von rund 
17 000 Euro. Die Staatsschuldenquote hat sich im Zeit- 
raum 1980 bis 2004 von 31 % auf 63 % des Brutto- 
inlandsproduktes erhöht und damit mehr als verdoppelt. 
Sie wird in den nächsten Jahren weiter steigen (Nr. 2.7.1 
der Bemerkungen). 

Dabei weist allerdings der Bund im Vergleich zum 
Durchschnitt der übrigen Gebietskörperschaflen nach wie 
vor deutlich schlechtere Finanzkennzahlen auf Seit Jah- 
ren finanziert der Bund einen höheren Anteil seiner Aus- 
gaben durch Kredite als der Durchschnitt der Länder. 
Trotz dieser ungünstigeren Deckungsquote hat der Bund 
bislang gegenüber den Ländern eine Neufestsetzung der 
Umsatzsteueranteile zu seinen Gunsten nicht erreichen 
können. Er hat im Gegenteil noch weitere finanzielle Zu- 
geständnisse gemacht - z. B. im Rahmen der Gemeinde- 
finanzreform, des Verziehens der letzten Stufe der Steuer- 
reform sowie der Umsetzung der Arbeitsmarktreformen. 
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Auch bei einem Vergleich der Zinsausgaben zeigt sich, 
dass der Bundeshaushalt merklich höher belastet ist als 
die Länderhaushalte. Der Anteil der für die Zinslast benö- 
tigten Steuereinnahmen ist beim Bund fast doppelt so 
hoch wie beim Durchschnitt der Länder (Nr. 2.7.2 der Be- 
merkungen). 

2.8 Haushaltsdisziplin im Rahmen der 

Europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion 

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Währungsunion 
haben sich im EG-Vertrag und im Rahmen des Europäi- 
schen Stabilitäts- und Wachstumspaktes zur Einhaltung 
einer strikten Haushaltsdisziplin verpflichtet. Das öffent- 
liche Defizit und der öffentliche Schuldenstand dürfen die 
festgelegten Referenzwerte grundsätzlich nicht über- 
schreiten. Darüber hinaus sollen alle Mitglieder mittel- 
fristig nahezu ausgeglichene oder Überschüsse aufwei- 
sende Haushalte anstreben. Von diesem Stabilitätsziel hat 
sich Deutschland in den letzten drei Jahren zunehmend 
entfernt. Das für das Jahr 2005 geschätzfe gesamtsfaatli- 
che Defizit Deutschlands wird voraussichtlich nicht bes- 
ser als das schlechte Ergebnis des Jahres 2004 (3,6 % des 
Bruttoinlandsproduktes) liegen. Der öffentliche Schul- 
denstand wird zum Jahresende 2005 mit voraussichtlich 
mnd 67 % des Bruttoinlandsproduktes sogar einen neuen 
Höchststand erreichen. Deutschland wird damit die im 
Stabilitätsprogramm vom Dezember 2004 getroffene 
Zielsetzung, beim Defizit im Jahre 2005 den Referenz- 
wert von 3,0 % wieder zu unterschreiten, deutlich verfeh- 
len (Nr. 2.8.1 der Bemerkungen). 

Die beschlossene Reform des Europäischen Stabilitäts- 
und Wachstumspaktes sieht Regelungen vor, die sowohl 
die Zielsetzung eines nahezu ausgeglichenen oder einen 
Überschuss aufweisenden Haushaltes modifizieren als 
auch das Defizifverfahren ändern. Eine Reihe von Aus- 
nahmefafbeständen und sonstigen Faktoren, die auf län- 
derspezifische Gegebenheiten Rücksicht nehmen, könnte 
es den EU-Mitgliedstaaten künftig ermöglichen, die 
Überschreitung des Referenzwertes von 3 % beim Defizit 
leichter zu rechtfertigen und den Zeitraum für die Rück- 
führung des Defizits zu verlängern. Ob den Forderungen 
nach einem transparenten, operationalen und damit wirk- 
samen europäischen Regelwerk zur Wahrung der Haus- 
haltsdisziplin ausreichend Rechnung getragen wird, kann 
sich erst in der Praxis, also bei der Prüfung und Bewer- 
tung der Stabilitätsprogramme der EU-Mitgliedstaaten, 
erweisen. Auch nach der Lockemng des Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes bleibt jedoch die umfangreiche Konso- 
lidierung der öffentlichen Finanzen in Deutschland eine 
zentrale Aufgabe für alle Gebietskörperschaften und 
Sozialversicherungsträger (Nr. 2. 8. 1.3 der Bemerkungen). 

Seit Mitte des Jahres 2002 ist im Haushaltsgrundsätze- 
gesetz eine Regelung verankert, die die Grundzüge eines 
Verfahrens festlegt, wie die europäischen Vorgaben zur 
Einhaltung der Haushaltsdisziplin innerstaatlich umge- 
setzt werden sollen. Danach streben Bund und Länder 
mittelfristig eine Rückführung der Defizite mit dem Ziel 
ausgeglichener Haushalte an. Im Finanzplanungsrat ha- 


ben Bund und Länder wiederholt erklärt, die Ausgaben in 
den öffentlichen Haushalten zu begrenzen und die jährli- 
che Nettoneuverschuldung zu verringern. Die gesetzliche 
Regelung sowie die bislang relativ unverbindlich gehalte- 
nen Absichtserklärungen im Finanzplanungsrat, die zu- 
dem nicht sanktionsbewehrt sind, erscheinen zur Umset- 
zung des Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes 
nach wie vor nicht ausreichend. So fehlt es an klaren Vor- 
gaben zur Einhaltung bzw. Wiedererlangung stabilitäts- 
konformer Haushalte auf Bundes- und Länderebene. 
Außerdem benachteiligt die derzeit zwischen Bund und 
Ländern vereinbarte Aufteilung des maximal zulässigen 
Staatsdefizits den Bund, wenn man seine insgesamt un- 
günstigere Haushalts- und Finanzlage sowie seine stär- 
kere Abhängigkeit von konjunkturellen Entwicklungen 
berücksichtigt. Schließlich fehlt immer noch eine Rege- 
lung, die festlegt, wie mögliche Sanktionszahlungen an 
die Europäische Union wegen Verletzung der Haushalts- 
disziplin auf Bund und Länder aufzuteilen wären. Vor 
diesem Hintergrund hat der Rechnungsprüfungsausschuss 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages in 
den letzten Jahren wiederholt eine konsequentere Umset- 
zung der europäischen Stabilitätsregelungen auf nationa- 
ler Ebene gefordert. Da dieser Themenkomplex auch im 
Rahmen der Arbeiten zur Modernisierung der bundes- 
staatlichen Ordnung behandelt worden ist, wäre eine 
schnelle Wiederaufnahme der Beratungen der Bundes- 
staatskommission wünschenswert (Nr. 2.8.2 und Nr. 3 der 
Bemerkungen). 

3 Föderale Aufgaben- und Finanz- 

verteilung neu gestalten 

Die starke Verflechtung der Aufgaben- und Finanzvertei- 
lung zwischen Bund und Ländern hat mit ihren komple- 
xen Verfahren, ihren widerstreitenden Interessen bei 
gleichzeitiger gegenseitiger Abhängigkeit und ihren im 
Ergebnis nicht klar zurechenbaren Verantwortlichkeiten 
zu unwirtschaftlichem staatlichen Handeln geführt. Auch 
aufgrund der anhaltend besorgniserregenden finanzwirt- 
schaftlichen Entwicklung des Bundes und der Länder be- 
steht weiterhin dringender Handlungsbedarf Die Neuge- 
staltung der föderalen Aufgaben- und Finanzverteilung 
bleibt auch nach dem Scheitern der Verhandlungen in der 
Bundesstaatskommission ein vorrangiges Ziel. Bei den 
künftigen Bemühungen um eine Reform der föderativen 
Grundbestimmungen wird es insbesondere darauf ankom- 
men, stärker als bisher Aufgabe, Kompetenz und finanzi- 
elle Verantwortung zusammenzuführen. 

Schwachstellen in der föderativen Aufgaben- und Finanz- 
verteilung sind nach den Feststellungen des Bundesrech- 
nungshofes sowie des Bundesbeauftragten für Wirtschafl- 
lichkeif in der Verwaltung (Bundesbeauftragter) in den 
vergangenen Jahren immer wieder zutage getreten. 

So sieht der Bundesrechnungshof beim Vollzug der Steu- 
ergesetze die vollständige und rechtzeitige Erhebung der 
Steuereinnahmen des Bundes sowie die Einheitlichkeit 
und Gleichmäßigkeit der Besteuerung in Deutschland be- 
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einträchtig!. Wie das Bundesministerium der Finanzen 
(Bundesministerium) hat er sich deshalb dafür ausgespro- 
chen, die Verwaltungskompetenz bei den Gemeinschaft- 
Steuern im Rahmen einer Grundgesetzänderung von den 
Ländern auf den Bund zu übertragen. 

Der Bundesbeauftragte hat empfohlen, die gemeinsame 
Finanzierung staatlicher Aufgaben durch Bund und Län- 
der (Mischfmanziemng) aufzugeben oder zumindest zu 
entflechten. Auch die Bundesregierung hat sich in der 
Bundesstaatskommission für eine Reduzierung und Flexi- 
bilisierung der Mischfinanzierung ausgesprochen, z. B. 
durch Abschaffung der Gemeinschaffsaufgabe „Hoch- 
schulbau“ sowie der Finanzhilfen zur „sozialen Wohn- 
raumfbrderung“ und zur „Verbesserung der Verkehrsver- 
hältnisse der Gemeinden“. Der Bundesrechnungshof 
hatte sich bereits in seinem Bericht vom 2. November 
2004 dafür ausgesprochen, die nach dem Gemeindever- 
kehrsfinanzierungsgesetz vom Bund an die Länder ge- 
währten Finanzhilfen für den kommunalen Straßenbau 
und öffentlichen Personennahverkehr einzustellen. Für 
die Bereiche „Agrarstruktur und Küstenschutz“ und „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstmktur“ hat das 
Bundesministerium jedoch weiterhin Bedarf für eine 
Mischfmanzierung gesehen und insbesondere auf die Ko- 
ordinierungsfunktion der Gemeinschaftsaufgabe in diesen 
Bereichen verwiesen. Der Bundesbeauftragte und der 
Bundesrechnungshof werten es als positives Signal, dass 
die Bundesregierung (und das Bundesministerium) die 
grundsätzliche Reformbedürftigkeit des Systems der 
Mischfmanzierungen anerkennen. Eine wirksame Bund- 


Länder- Koordinierung setzt aus ihrer Sicht jedoch nicht 
zwingend eine Mitfinanzierung dieser Politikbereiche 
durch den Bund voraus. 

Weiteren Reformbedarf hat der Bundesbeauftragte im 
Bundesfemstraßenbau gesehen. Der Bund soll sich nach 
seinen Empfehlungen auf Bau und Betrieb der Bundesau- 
tobahnen beschränken. Die Länder sollen die bisherigen 
Bundesstraßen übernehmen und dafür vom Bund einen 
angemessenen Finanzausgleich erhalten. Das Bundes- 
ministerium hat die Vorteile der empfohlenen Neuord- 
nung grundsätzlich anerkannt. Allerdings sieht es in der 
Ausgestaltung des finanziellen Ausgleichs an die Länder 
Schwierigkeiten (Verschlechterung der Ausgabenstruktur 
des Bundeshaushalts; Gefahr der „Betonierung“ von über- 
mäßigen Ausgabepositionen). Das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen betrachtet die emp- 
fohlene Neuordnung der Zuständigkeiten als einen mögli- 
chen Weg, der weiter verfolgt werden könnte. Die festge- 
stellten Schwachstellen hat es jedoch lediglich auf eine 
Vollzugsschwäche bei der Auftragsverwaltung zurückge- 
führt, die auch ohne einen Systemwechsel zu beheben 
seien (vgl. Bemerkung Nr. 66). 

Der Bundesbeauftragte und der Bundesrechnungshof be- 
grüßen, dass das Bundesministerium die Vorteile der 
empfohlenen Neuregelung anerkennt, ln der Notwendig- 
keit, eine „Betoniemng“ von Ausgabepositionen und ei- 
nen übermäßigen Ausgleich zu vermeiden, sehen sie ge- 
rade die politische Verantwortung und Herausforderung 
der am Entscheidungsprozess Beteiligten in Bund und 
Ländern. 


Teil II 

Feststellungen zur Haushalts- und Wirtschaftsführung 


Bundesministerium des Innern 


4 Unzureichender Einsatz Interner 

Revisionen in der Bundes- 
verwaltung 

Die Interne Revision besitzt in den Behörden der Bundes- 
verwaltung noch nicht den notwendigen Stellenwert. 
Vielfach wird sie in ihrer Funktion als Leitungsinstrument 
nicht verstanden. Dies sowie fehlerhafte Risikoanalysen 
der Behörden führen zu Mängeln bei Organisation, Ar- 
beitsplanung und Einsatz der Internen Revisionen. 

Interne Revisionen sind ein Instrument der Behördenlei- 
tung zur Führung und Steuerung sowie zur Analyse und 
Kontrolle von Risiken. Interne Revisionen unterstützen 
die Dienst- und Fachaufsicht, sie tragen dem Transpa- 
renzgebot Rechnung und fördern die „Verwaltungshy- 
giene“. Sie prüfen insbesondere auch Anwendung und 


Wirksamkeit der internen Kontroll- und Steuerungssys- 
teme der Behörden wie Vieraugenprinzip, Zeichnungs- 
vorbehalte oder Controlling. Eine wichtige Funktion und 
Wirkung Interner Revisionen liegt in der Prävention. 

Der Bundesrechnungshof stellte fest, dass in vielen Be- 
hörden der Bundesverwaltung das Grundverständnis für 
die Aufgaben und die Arbeifsweise Interner Revisionen 
noch unzureichend ist. Vielfach trafen die Behörden Ent- 
scheidungen über die Eimichtung einer Internen Revision 
oder die Inhalte der Arbeitspläne, ohne vorher die mit ih- 
rer Arbeit verbundenen Risiken zu analysieren. Mitunter 
zogen sie aus vorhandenen Risikoanalysen falsche 
Schlüsse. Interne Revisionen wurden nicht hinreichend 
als Leitungsinstrument gesehen und in diesem Sinne ef- 
fektiv organisiert und eingesetzt. 

Der Bundesrechnungshof sieht in der Arbeit der Internen 
Revisionen einen bedeutsamen Beitrag für eine wirt- 
schaftliche und ordnungsgemäße Verwaltung. Seine 
Empfehlungen zielen darauf ab, die Einrichtung Interner 
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Revisionen zu fördern und diese als nachhaltig wirksame 
Instrumente zu nutzen. Er hat angeregt, eine Muster-Re- 
visionsordnung för die Bundesverwaltung und Anleitun- 
gen för geeignete Risikoanalysen zu erarbeiten. 

5 Sportwissenschaftliche Forschungs- 
vorhaben ohne Zuständigkeit 
gefördert und unzureichend 
überwacht 

Das Bundesministerium des Innern (Bundesministerium) 
hat dem Bundesinstitut för Sportwissenschaft (Bundes- 
institut) Forschungsaufgaben zugewiesen, för die der 
Bund in diesem Umfang nicht zuständig ist. Das Bundes- 
institut überwachte die Forschungsprojekte nur unzurei- 
chend. 

Das Bundesministerium wies dem Bundesinstitut For- 
schungsaufgaben zu, die über die Spitzensportförderung 
und damit über die Finanzierungszuständigkeit des Bun- 
des hinausgingen. Sie waren zudem nicht eindeutig be- 
schrieben. Das Bundesministerium setzte die Forschungs- 
ergebnisse auch nicht um. Das Bundesinstitut förderte 
Forschungsvorhaben, ohne das erhebliche Bundesinte- 
resse nachvollziehbar zu prüfen und zu begründen. Es 
forderte die Forschungsergebnisse über Jahre nicht an. 
Selbst nach entsprechenden Hinweisen des Bundesrech- 
nungshofes hatte es im April 2004 nur ein Viertel der drei 
Jahre zuvor beendeten Vorhaben ausgewertet. 

Das Bundesministerium hat angekündigt, die Aufgaben 
des Bundesinstitutes genauer festzulegen und die Mängel 
der Förderverfahren abzustellen. Es sieht die vom Bundes- 
institut geförderten Forschungen jedoch zur konzeptionel- 
len Vorbereitung politischer und administrativer Ent- 
scheidungen in der Sportpolitik als unverzichtbar an. 

Der Bundesrechnungshof hält es för dringend geboten, 
die Aufgaben des Bundesinstitutes zu überarbeiten und 
klar festzulegen, sowie die Abwicklung der Förderung zu 
verbessern. Das Bundesministerium sollte dabei die 
Grenzen der verfassungsmäßigen Zuständigkeiten des 
Bundes beachten. 

6 Notwendigkeit und Angemessenheit 
von Bundesleistungen für Dienst- 
stelle des Landes Berlin 
überprüfen 

Das Bundesministerium des Innern (Bundesministerium) 
erstattet dem Land Berlin jährlich etwa 19 Mio. Euro för 
eine Dienststelle, ohne geprüft zu haben, ob deren Aufga- 
ben nach Art und Umfang heute noch för den Bund erfor- 
derlich sind. Das Bundesministerium untersuchte nicht, 
ob die Erstattungen der Höhe nach notwendig und ange- 
messen sind. 

Das Bundesministerium erstattet dem Land Berlin nach 
einer Vereinbarung aus dem Jahre 1951 die Aufwendun- 
gen för die „Deutsche Dienststelle för die Benachrichti- 
gung der nächsten Angehörigen von Gefallenen der ehe- 


maligen Deutschen Wehrmacht (WASt)“. Die Aufgaben 
der WASt sind weder in dieser Vereinbarung noch in einer 
Aufgabenbeschreibung im Einzelnen festgelegt. Ein Teil 
der ursprünglichen Rechtsgrundlagen ist heute überholt 
oder entfallen. Das Bundesministerium nahm keinen Ein- 
fluss auf die Aufgaben und die Organisation der WASt. 
Die WASt zählte in ihren Berichten an das Bundesminis- 
terium auch interne Vorgänge als Bearbeitungsfälle mit. 
Dadurch waren die gemeldeten Fallzahlen um 30 % über- 
höht. 

Das Bundesministerium hat die Aufgaben der WASt för 
hinreichend bestimmt gehalten und zur Begründung ins- 
besondere auf ein Gesetz des Landes Berlin verwiesen. 
Eine Aufgabenkritik sei nach seiner Auffassung nicht 
notwendig. Es beabsichtige aber, die Erfassung der Bear- 
beitungsfälle zu verbessern und die Organisation und den 
Personalbedarf prüfen zu lassen. 

Der Bundesrechnungshof hat entgegnet, dass die Erfül- 
lung von Bundesaufgaben nur vom Bund geregelt werden 
kann. Er fordert, die Aufgaben der WASt umgehend zu 
analysieren und zu überprüfen, welche Aufgaben in wel- 
chem Umfang heute noch för den Bund erforderlich sind. 
Auf dieser Basis sollte das Bundesministerium auch prü- 
fen, ob die Erstattungsleistungen der Höhe nach notwen- 
dig und angemessen sind. 

7 Bundespolizei lässt Einsparpotenzial 

in Küchen und Kantinen seit Jahren 
ungenutzt 

Die Bundespolizei betreibt ihre Verpflegungseinrichtun- 
gen seit Jahren unwirtschaftlich. Durch eine optimierte 
Bewirtschaftung könnte der Bundeshaushalt um jährlich 
mindestens 5 Mio. Euro entlastet werden. 

Die Bundespolizei betreibt an den Standorten ihrer Bun- 
despolizeiabteilungen und Schulungseinrichtungen insge- 
samt 20 Großküchen mit eigenem Personal. Daneben wer- 
den überwiegend an denselben Standorten auch private 
Kantinen betrieben. Die Bundespolizei stellt den privaten 
Betreibern die Räume und Einrichtungsgegenstände zur 
Verfügung und übernimmt die gesamten Betriebskosten. 

Aufgrund organisatorischer Veränderungen in den Jahren 
1992 und 1998 sowie des geringen Schulungsbedarfs 
nahmen bei der Bundespolizei weniger Bedienstete die 
Großküchen in Anspruch. Das Küchenpersonal wurde je- 
doch nicht verringert. 

Die Bundespolizei nutzte zudem nicht die Einsparmög- 
lichkeiten, die im Jahre 2001 eine Arbeitsgmppe der Bun- 
despolizeidirektion Koblenz (Direktion) empfohlen hatte. 
Diese hatte vorgeschlagen, die Großküchen und Kantinen 
an den neun Schulungsstandorten zusammenzulegen und 
von Privaten bewirtschaften zu lassen. Weitere Einspar- 
möglichkeiten hatte die Arbeitsgruppe beispielsweise da- 
rin gesehen, Waren möglichst för alle Großküchen zentral 
einzukaufen und IT-gestützt zu verwalten. Außerdem 
sollten vorgefertigte Lebensmittel wie geschälte Kartof- 
feln oder geputztes Gemüse bei der Essenszubereitung 
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verwendet werden. Dies ermögliche einen verringerten 
Personaleinsatz und damit geringere Personalausgaben. 

Der Bundesrechnungshof hatte bereits in den Jahren 1996 
und 1999 dem Bundesministerium des Innern (Bundes- 
ministerium) empfohlen, aufgmnd der gesunkenen Nut- 
zung der Großküchen das Küchenpersonal zu verringern 
und den Betrieb der Küchen zu optimieren. Das Bundes- 
ministerium hatte jeweils darauf verwiesen, es lasse ein 
Konzept für die Verpflegungswirtschaft erarbeiten. 

Im September 2004 legte eine weitere Projektgruppe dem 
Bundesministerium ein Konzept zur Verpflegungswirt- 
schafl vor. ln ihrem Bericht empfahl sie, die Großküchen 
weiterhin grundsätzlich mit eigenem Personal zu betrei- 
ben. Das Bundesministerium lässt dieses Konzept auf- 
grund von Stellungnahmen der Fachreferate des Bundes- 
ministeriums von der Projektgruppe überarbeiten. Es 
rechnet Ende 2005 mit einem Ergebnis. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass das Bun- 
desministerium trotz wiederholter Aufforderung in den 
vergangenen zehn Jahren die Bewirtschaftung der Groß- 
küchen bis heute nicht wesentlich verbessert hat. Statt- 
dessen verweist es auf einen zu überarbeitenden Bericht 
der Projektgruppe. 

Der Bundesrechnungshof empfiehlt dem Bundesministe- 
rium, die Vorschläge der Direktion zum Betriebsablauf in 
den Großküchen an den Standorten der Bundespolizeiab- 
teilungen und der Schulungseinrichtungen umzusetzen. 
Nach Einschätzung des Bundesrechnungshofes könnte 
der Bundeshaushalt dadurch um jährlich mindestens 
5 Mio. Euro entlastet werden. Der Bundesrechnungshof 
empfiehlt darüber hinaus, an den Standorten der Schu- 
lungseinrichtungen die Großküchen und Kantinen zusam- 
menzulegen und ggf auch durch Private bewirtschaften 
zu lassen. 

8 Weit überhöhte Honorare für 
eGovernment-Berater 

Das Bundesministerium des Innern (Bundesministerium) 
hat Planungsleistungen für die eGovemment-lnitiative 
„BundOnline 2005“ ohne EU-weiten Wettbewerb an ein 
Beratungsuntemehmen vergeben. Der Auftragswert be- 
lief sich auf etwa 1,5 Mio. Euro. 

Das Bundesministerium verlängerte zunächst den Vertrag 
aufgmnd einer vereinbarten Option und erteilte später 
mehrfach Folgeaufträge in Höhe von insgesamt 6,5 Mio. 
Euro. Da die Honorare doppelt so hoch wie damals am 
Beratermarkt üblich waren, entstand dem Bund ein Mehr- 
aufwand von über 2,2 Mio. Euro. 

9 Bedarf an kostspieliger externer 
Beratungsleistung unzureichend 
ermittelt 

Das Bundesministerium des Innern (Bundesministerium) 
hat den Bedarf an externer Beratungsleistung für die 
Koordinierang der eGovemment-lnitiative „BundOnline 


2005“ vor der Auftragserteilung unzureichend ermittelt 
und später nicht sachgerecht überprüft. 

Anders als vorgesehen wurden die Berater nicht überwie- 
gend, sondern nur zu mnd 30 % in den Bundesbehörden 
vor Ort eingesetzt. Für die vor Ort erbrachten Beratungs- 
leistungen lagen dem Bundesministerium keine Bestäti- 
gungen der jeweiligen Bundesbehörden vor. 

Das Bundesministerium ist aufgefordert, großen und über 
einen längeren Zeitraum laufenden Beratungsbedarf 
künftig konkret zu bestimmen und regelmäßig zu über- 
prüfen. Leistungen, die für unterschiedliche Auftraggeber 
erbracht werden, sollte sich das Bundesministerium von 
den jeweiligen Auftraggebern mit Teilbescheinigungen 
bestätigen lassen. 

10 Bisher kein ausreichender Bedarf der 
Bundesverwaltung an zentralen 
IT-Komponenten 

Für zentrale IT-Komponenten, die die Bundesbehörden 
bei der Bereitstellung ihrer Dienstleistungen im Internet 
gemeinsam nutzen sollten, ist kein ausreichender Bedarf 
feststellbar gewesen. Bis Ende des Jahres 2005 waren für 
zentrale IT-lnfrastrakturen, die alle Bundesbehörden un- 
terstützen sollen, 34 Mio. Euro eingeplant, obwohl weder 
verlässliche Daten über die Nutzung noch Wirtschaftlich- 
keitsbetrachtungen Vorlagen. Das für den IT-Einsatz der 
Bundesverwaltung zuständige Bundesministerium des In- 
nern (Bundesministerium) hat die Ziele, durch einen brei- 
ten Einsatz der zentralen Systeme Synergien zu nutzen 
und Mehrfachentwicklungen zu vermeiden, nicht konse- 
quent verfolgt. Die Wirtschaftlichkeit der zentralen IT- 
Strukturen bleibt offen, da die Nutzerzahlen bisher weit 
hinter den Erwartungen des Bundesministeriums zurück- 
geblieben sind. 

Das Bundesministerium hat eingeräumt, dass ein breiter 
Einsatz mit den bisherigen Nutzungszahlen noch nicht er- 
reicht sei. Es geht aber davon aus, dass die Einsätze stetig 
steigen werden. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesministerium 
empfohlen, die Nutzerzahlen der Basiskomponenten im 
Jahre 2006 verbindlich zu ermitteln und deren Wirtschaft- 
lichkeit unter Berücksichtigung des vor Ort zu erzielenden 
Nutzens alsbald nachzuweisen. Sofern die Wirtschaftlich- 
keit nicht gegeben sein sollte, hat das Bundesministerium 
zu prüfen, inwieweit ein Weiterbetrieb der Basiskompo- 
nenten vertretbar und ob dessen Finanzierung sicherge- 
stellt ist. 

11 Schleppende Rückforderung von 
Lastenausgleichsleistungen bei 
Schadensausgleich in ehema- 
ligen Vertreibungsgebieten 

Leistungen nach dem Lastenausgleichsgesetz sind durch 
die Ausgleichsverwaltung zurückzufordem, wenn die Be- 
troffenen einen Schadensausgleich in den ehemaligen 
Vertreibungsgebieten erhielten. 
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Das Bundesausgleichsamt (Bundesamt) versäumte es, der 
Ausgleichsverwaltung eine zeitnahe und umfassende Re- 
gelung für die Geltendmachung von Rückforderungsan- 
sprüchen von Lastenausgleich bei Schadensausgleich in 
ehemaligen Vertreibungsgebieten an die Hand zu geben. 
Zudem dokumentierte es die Rechtsentwicklungen in einer 
Reihe von mittel- und osteuropäischen Staaten nicht. 
Dem Bundeshaushalt entstanden zumindest Zinsverluste, 
die vermeidbar gewesen wären. Da inzwischen ein Groß- 
teil der Lastenausgleichsvorgänge archiviert ist, bleiben 
Rückforderungen bisher auf wenige Verfahren be- 
schränkt. 

Der Bundesrechnungshof beanstandete, dass das Bundes- 
amt bei den polnischen und ungarischen Rückforderungs- 
fällen deren Aufgreifen nicht zeitnah und umfassend re- 
gelte. Dadurch haben es die Ausgleichsämter versäumt, 
vor der Archivierung ihrer Akten Rückforderungsansprü- 
che wegen Schadensausgleich zu prüfen. Mögliche Rück- 
forderungen von Lastenausgleichsleistungen können des- 
halb nur verzögert geltend gemacht werden. Die 
Archivierung erschwert das Auffmden der Fälle und führt 
zugleich zu unnötiger Mehrarbeit. 

Das Bundesamt ist aufgefordert, gegenwärtige und künf- 
tige Rückfordemngsverfahren wegen Schadensausgleich 
in ehemaligen Vertreibungsgebieten umfassend zu regeln. 
Der Bundesrechnungshof hält es für erforderlich, dass das 
Bundesamt die Entwicklung des Restitutions- und Ent- 
schädigungsrecht in den mittel- und osteuropäischen Staa- 
ten weiterhin beobachtet und diese auch dokumentiert. 
Soweit Schadensausgleiche durch Rechtsänderungen in 
den Vertreibungsgebieten eingetreten sind, soll das Bun- 
desamt für eine zügige Erledigung dadurch bedingter 
Rückforderungsansprüche sorgen. 

Bundesministerium der Finanzen 

12 Fach- und Finanzverantwortung 
zusammenführen 

Der Bundeshaushalt trägt dem Verursacherprinzip nicht 
hinreichend Rechnung. Fach- und Finanz Verantwortung 
in allen geeigneten Bereichen zusammenzuführen fördert 
das wirtschaftliche Handeln und unterstützt eine nachhal- 
tige Aufgabenkritik. 

An welcher Stelle Mittel im Bundeshaushalt veranschlagt 
werden, richtet sich bislang ganz überwiegend danach, 
wo die Ausgaben anfallen. Es bleibt grundsätzlich unbe- 
rücksichtigt, wer sie verursacht hat oder wem die Leistun- 
gen oder auch Folgekosten zuzurechnen sind. Damit fal- 
len Fach- und Finanzverantwortung auseinander und das 
Verursacherprinzip wird nicht konsequent umgesetzt. 
Den einzelnen Behörden und Ressorts fehlen so Anreize, 
Aufgaben und Leistungen kritisch zu hinterfragen, ob und 
in welchem Umfang sie notwendig sind. 

Der Bundesrechnungshof ist der Überzeugung, dass die 
Zusammenführung von Fach- und Finanzverantwortung 
in der Bundesverwaltung wichtige Impulse für ein wirt- 


schaftliches Handeln geben kann. Insbesondere fördert 
eine verursacherorientierte Veranschlagung im Haushalt 
die Transparenz, stärkt die Kosten- und Ergebnisverant- 
wortung erheblich und unterstützt die Aufgabenkritik. 

Voraussetzung für eine dezentralisierte Kostenverantwor- 
tung sind transparente zwischenbehördliche Leistungsbe- 
ziehungen. Behörden sollten die Ausgaben für Leistun- 
gen, die sie in Auftrag geben oder empfangen, stets aus 
ihrem Haushalt tragen müssen. Nur in begründeten Aus- 
nahmefällen sollten sie für ihre Aufgaben auf zentral und 
damit „anonym“ eingestellte Mittel zurückgreifen kön- 
nen. Die Kosten beispielsweise für die Nutzung bundesei- 
gener Liegenschaften oder für die künftige Versorgung 
von Bediensteten sollten im Haushalt der Behörden als 
Ausgaben veranschlagt werden. Der Bundesrechnungs- 
hof sieht über einige bereits eingeleitete Maßnahmen 
hinaus weitere Möglichkeiten, betriebswirtschaftliche 
Instrumente zu nutzen, um die Fach- und Finanzverant- 
wortung umfassend zusammenzuführen. 

13 Standardisierte Kosten- und Leistungs- 
rechnung des Bundes zur Optimierung 
aiigemeiner Verwaitungsaufgaben 
wirkungsvoiier nutzen 

Behörden der Bundesverwaltung haben Kosten- und 
Leistungsrechnungen eingeführt, die von den standardi- 
sierten Vorgaben abweichen. Das erschwert ihre wir- 
kungsvolle Nutzung als Grundlage für behördenübergrei- 
fende Vergleiche und Effizienzgewinne durch ein 
„Lernen vom Besten“. 

Das im Jahre 1997 entwickelte Fachkonzept des Bundes- 
ministeriums der Finanzen (Bundesministerium) für eine 
standardisierte Kosten- und Leistungsrechnung (Stan- 
dard-KLR) in der Bundesverwaltung hat zum Ziel, die 
Kostentransparenz zu verbessern und ein wirtschaftliches 
Verhalten zu fordern. Es sieht zwischenbehördliche Ver- 
gleiche und einen „Wettbewerb der Besten“ für solche 
Aufgaben vor, die in nahezu allen Behörden in vergleich- 
barer Form Vorkommen, z. B. Reisekostenbearbeitung, 
Reinigungsdienst oder Fahrdienst. Anhand der für insge- 
samt 27 Verwaltungsprodukte erstellten Steckbriefe sol- 
len systematische Analysen und Vergleiche aufzeigen, 
mit welchen Mitteln, auf welche Art und mit welcher 
Qualität die Behörden ihre Aufgaben wahmehmen. Der 
Austausch dieser Informationen und Kennzahlen soll ei- 
nen Quasi- Wettbewerb zwischen den Behörden fördern 
sowie Lernprozesse und Effizienzgewinne durch eine 
Ausrichtung am Besten anstoßen. 

Der Bundesrechnungshof stellte fest, dass die geprüften 
Behörden von den Standardvorgaben abweichende KLR- 
Systeme eingeführt hatten. Sie nutzten die Ergebnisse ih- 
rer KLR für den allgemeinen Verwaltungsbereich nicht 
zur Planung, Steuerung und Kontrolle ihrer Kosten und 
Leistungen. Ansätze für behördenübergreifende Verglei- 
che waren rar. Mitte des Jahres 2004 initiierte das 
Bundesministerium einen Vergleichszirkel zu den allge- 
meinen Verwaltungsprodukten, dem sich bislang 15 Be- 
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hörden angeschlossen haben. Dabei sind zurzeit für nur 
drei Produkte erste Vergleiche zu den aufgewendeten Per- 
sonalstunden vorgesehen. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium ge- 
beten, seine koordinierende Tätigkeit zu verstärken. Ziel 
sollte es sein, durch erweiterte zwischenbehördliche Ver- 
gleiche den praktischen Nutzen der KLR zu steigern und 
im Sinne einer lernenden Verwaltung nachhaltige Opti- 
mierungsprozesse in Gang zu bringen. 

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 


14 Förderprogramm „initiative Neue Quaii- 
tät der Arbeit“ unwirtschaftiich durch- 
geführt 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (Bun- 
desministerium) hat das Förderprogramm „Initiative 
Neue Qualität der Arbeit“ (INQA) unwirtschaftlich 
durchgeführt. Die Ziele des Förderprogramms entspre- 
chen weitgehend den Zielen, die bereits die Bundesanstalt 
für Arbeitschutz und Arbeitsmedizin (Bundesanstalt) ver- 
folgt. Die Hälfte der Fördermittel floss nicht in die Pro- 
jektarbeit, sondern diente der Finanzierung neuer Organi- 
sationsstrukturen und der Verlagerung von Aufgaben der 
Bundesanstalt auf Dritte. Die Ausgaben hierfür standen in 
keinem angemessenen Verhältnis zu den für die Projekte 
eingesetzten Mitteln. 

Das Bundesministerium finanziert seit dem Haushaltsjahr 
2002 das Förderprogramm INQA mit jährlichen Ausga- 
ben in Höhe von 2 Mio. Euro. Als ein wesentliches Ziel 
der Initiative definierte das Bundesministerium „die Zu- 
sammenführung der Aktivitäten der verschiedenen Ak- 
teure“ des Arbeitsschutzes. Insbesondere sollten Erkennt- 
nisse und Gestaltungswissen besser in Betriebe und 
Verwaltungen vermittelt werden. 

Der Bundesrechnungshof stellte fest, dass die Ziele von 
INQA weitgehend den Aufgaben entsprechen, die bereits 
die Bundesanstalt wahmimmt. Dies wird auch bei einem 
Vergleich der Projekte deutlich, die beide Bereiche for- 
dern. Die Hälfte der für INQA zur Verfügung stehenden 
Mittel floss nicht in die Projektarbeit, sondern diente der 
Finanzierung neuer Organisationsstrukturen, wie der Ge- 
schäftsstelle INQA, und der Verlagerung von Aufgaben 
der Bundesanstalt auf Dritte. 

Das Bundesministerium kündigte an, die Geschäftsstelle 
INQA schrittweise in die Regelorganisation der Bundes- 
anstalt einzugliedem. Der Bundesrechnungshof sieht sich 
dadurch in seiner Auffassung bestätigt, dass eine eigene 
Geschäftsstelle INQA entbehrlich ist. Er hat empfohlen, 
die Geschäftsstelle INQA ganz aufzulösen, die Ziele der 
Initiative durch die Regelorganisation der Bundesanstalt 
Umsetzen zu lassen und themen verwandte Projekte zu 
vermeiden. Zusätzlicher Personalbedarf würde dadurch 
nicht entstehen. Damit können Projektmittel eingespart 
und der Haushaltsansatz verringert werden. 


Bundesministerium für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen 

1 5 Gepiantes hochieistungsfähiges Bundes- 
straßennetz in Brandenburg über- 
dimensioniert 


Die Straßenbauverwaltung des Landes Brandenburg be- 
absichtigt, etwa ein Drittel der Bundesstraßen im Land zu 
einem hochleistungsfähigen Bundesstraßennetz auszu- 
bauen, das überdimensioniert ist. Für dieses Netz mit ei- 
ner Länge von 880 km soll der Bund über 1,6 Mrd. Euro 
aufwenden, obwohl mit weniger Haushaltsmitteln ein hö- 
heres Nutzen-Kosten- Verhältnis erzielbar ist. 

Damit zentrale Orte im Land Brandenburg besser zu er- 
reichen sind, legte die im Auftrag des Bundes handelnde 
Straßenbauverwaltung in dem von ihr geplanten „Blauen 
Netz“ die höchsten Ausbaustandards für Bundesstraßen 
fest. Das umfasst z. B. den Betrieb als Kraftfahrstraße, 
möglichst dreistreifige Straßenquerschnitte und höhenun- 
gleiche Knotenpunkte, die Autobahn-Anschlussstellen 
vergleichbar sind. Erst danach ließ die Straßenbauverwal- 
tung das Netzkonzept verkehrswirtschaftlich untersu- 
chen. Sie legte dabei längst überholte Annahmen über die 
Wirtschafts- und Bevölkerungsentwicklung zugrunde und 
führte als zusätzliches Kriterium die Erreichbarkeit von 
Autobahn-Anschlussstellen ein. Die ökologischen Aus- 
wirkungen der Ausbaustandards - wie den enormen Flä- 
chenverbrauch und die Zerschneidung der Landschaft - 
ließ sie außer Acht. 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, das „Blaue 
Netz“ auf der Basis aktueller Annahmen über die Wirt- 
schafts- und Bevölkerungsentwicklung erneut verkehrs- 
wirtschaftlich zu untersuchen. Die Untersuchung sollte 
auch ökologische Aspekte berücksichtigen und die bun- 
deseinheitlichen Vorgaben ohne weitere, landesspezifi- 
sche Kriterien einhalten. Das Bundesministerium für Ver- 
kehr, Bau- und Wohnungswesen ist dem Vorschlag des 
Bundesrechnungshofes gefolgt und hat eine entspre- 
chende Verkehrsuntersuchung in Auftrag gegeben, hält 
jedoch am zusätzlichen Kriterium der Erreichbarkeit der 
Autobahn- Anschlussstellen fest. 

Die Straßenbauverwaltung strebte an, durch höherwertige 
Ausbaustandards einen hohen Nutzen bei den Einzelmaß- 
nahmen zu erzielen. Sie berücksichtigte dabei nicht, dass 
die damit verbundenen Kostensteigerungen höher sind als 
der Nutzenzuwachs. Der Bundesrechnungshof hat des- 
halb gefordert, beim Ausbau des „Blauen Netzes“ den Ge- 
samtnutzen der eingesetzten Haushaltsmittel zu erhöhen 
und die Haushaltsmittel auf den Bau von Ortsumgehun- 
gen mit geringeren Ausbaustandards zu konzentrieren. So 
kann in kürzerer Zeit mehr für die Verkehrssicherheit, die 
Verkehrsqualität und für die Lebensqualität in Branden- 
burg erreicht werden als mit höchsten Ausbaustandards in 
Teilnetzbereichen. 

Die voraussichtlichen Gesamtausgaben für das „Blaue 
Nefz“ mit einer Länge von 880 km belaufen sich auf 
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1,6 Mrd. Euro. Wesentliche Teile des geplanten Netzes 
- 79 Maßnahmen mit einem Kostenvolumen von 374 Mio. 
Euro - sind nicht im Bedarfsplan für den Ausbau der 
Bundesfemstraßen enthalten. Der Bundesrechnungshof 
hat angeregt, die Ausgaben für das „Blaue Netz“ im 
Haushaltsplan gesondert darzustellen. 

16 Wirtschaftlichkeit und technische Ver- 
fügbarkeit der Verkehrszentralen der 
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung 
im Küstenbereich können gesteigert 
werden 


Die Wirtschaftlichkeit und technische Verfügbarkeit der 
Verkehrszentralen der Wasser- und Schifffahrtsverwal- 
tung im Küstenbereich können durch Konzentration der 
Radar- und Schiffsdatenverarbeitungstechnik und durch 
Straffung der Systembetreuung gezielt gesteigert werden. 

Acht Verkehrszentralen der Wasser- und Schifffahrtsver- 
waltung, die ständig besetzt sind, überwachen und lenken 
die Seeschifffahrt im Küstenbereich und bedienen sich zu 
diesem Zweck der Radar- und Schiffsdatenverarbeitung. 
Wegen unvollständig dokumentierter Stör- und Ausfälle 
ließ sich nicht erkennen, ob die vorgeschriebene System- 
verfügbarkeit von 99,7 % erreicht wurde. Die Informa- 
tionstechnik war in jeder einzelnen Verkehrszentrale vor- 
handen und verursachte dort jeweils erheblichen 
Bedienungs- und Pflegeaufwand. Die kleinen, lokal an- 
sässigen Wartungstiupps, die die Systeme betreuen soll- 
ten, konnten die vielschichtigen technischen Anforderun- 
gen und die Vorgabe der Rund-um-die-Uhr- Verfügbarkeit 
kaum noch erfüllen. Zudem lagen keine Wartungs- und 
Pflegekonzepte vor und es mangelte bei Altsystemen zu- 
nehmend an Ersatzteilen. Schließlich fehlte ein auf Risi- 
koanalysen gestütztes Sicherheitskonzept für die Daten- 
verarbeitung der Verkehrszentralen. 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen (Bundesministerium) hat angekündigt, die 
Informationstechnik zu konzentrieren, ohne jedoch einen 
Zeitplan zu nennen. Die Systembetreuung soll durch 
Bündelung der Aufgaben neu ausgerichtet werden; aber 
auch hierzu fehlen konkrete Zeitvorstellungen. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, die Konzeption 
für die Informationstechnik in den Verkehrszentralen 
umgehend zu überprüfen und die Ergebnisse den Planun- 
gen für Neuinvestitionen zugrunde zu legen. Er hat emp- 
fohlen, vor der Erneuerung der Systeme zunächst die 
Wirtschaftlichkeitspotenziale untersuchen zu lassen, die 
Informationstechnik zu konzentrieren sowie die System- 
betreuung zu bündeln und zu qualifizieren. Das Bundes- 
ministerium ist zudem aufgefordert, alsbald die Ein- 
haltung der vorgeschriebenen Systemverfügbarkeit 
nachzuweisen und mit einem auf einer Risikoanalyse ba- 
sierenden IT- Sicherheitskonzept für eine angemessene 
Systemsicherheit zu sorgen sowie ein Wartungs- und Pfle- 
gekonzept zu erarbeiten. 


Bundesministerium der Verteidigung 

17 IT-Sicherheitsbericht und Vorschriften 
zur IT-Sicherheit nicht aktuell 

Die IT-Sicherheitsberichte des Bundesministeriums der 
Verteidigung (Bundesministerium) sind - wie auch Vor- 
schriften zur IT-Sicherheit - nicht aktuell und bieten nur 
unzureichende Informationen. Der Bundesrechnungshof 
hat empfohlen, die Berichte wie vorgesehen jährlich zu 
erstellen. Die Vorschriften zur IT-Sicherheit sollten den 
Stand der technischen Entwicklung und aktuelle, ressort- 
übergreifende Empfehlungen berücksichtigen. 

Das Bundesministerium soll in einem jährlichen IT- 
Sicherheitsbericht das erreichte Sicherheitsniveau be- 
schreiben und darstellen, wie es verbessert werden kann. 
Während die übrige Bundesverwaltung grundsätzlich res- 
sortübergreifende Empfehlungen nutzt, um die IT-Sicher- 
heit zu gewährleisten, erstellt das Bundesministerium ei- 
gene Vorschriften. 

Der Bundesrechnungshof stellte fest, dass 

• der IT-Sicherheitsbericht veraltete Informationen ent- 
hielt und nicht über Risiken mangelhafter IT-Sicher- 
heit aufklärte, 

• die Bundeswehr ohne aktuelle und brauchbare IT-Si- 
cherheitsvorschriften arbeitete, weil interne Abstim- 
mungen mehrere Jahre dauerten, und 

• einige Dienststellen der Bundeswehr neben eigenen 
auch die aktuellen, ressortübergreifenden Empfehlun- 
gen zur IT-Sicherheit nutzten. 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, den IT-Sicher- 
heitsbericht künftig verstärkt als Controlling-Instrument 
zu nutzen. Dazu ist es notwendig, dass dieser aussagekräf- 
tig ist und zeitnah erstellt wird. Nur dann kann das Bun- 
desministerium die Risiken mangelhafter IT-Sicherheit 
einschätzen und Maßnahmen einleiten, diese Risiken zu 
verringern. Der Bundesrechnungshof hat dem Bundes- 
ministerium empfohlen, aktuelle, ressortübergreifende 
Empfehlungen zur IT-Sicherheit stärker zu nutzen. Eigene 
Vorschriften sollte das Bundesministerium nur in zwin- 
gend notwendigen Fällen erlassen und auf aktuellem 
Stand halten. 

18 Verlängerung der Lebensdauer von 
Fahrzeugbatterien wirtschaftlich 
gestalten 

Die Bundeswehr versucht mit mobilen Batterieladeerhal- 
tungsgeräten und einer stationären Ladestation die Le- 
bensdauer ihrer Fahrzeugbatterien (Batterien) zu verlän- 
gern. Deren durchschnittliche Lebensdauer beträgt statt 
der üblichen sechs bis acht nur zweieinhalb Jahre. Die 
Bundeswehr hat nicht geprüft, wie sie dieses Ziel wirt- 
schaftlich erreichen kann. 
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üblicherweise hat eine Batterie eine Lebensdauer von 
sechs bis acht Jahren. Die Batterien der Bundeswehr hiel- 
ten dagegen durchschnittlich nur zweieinhalb Jahre. Ur- 
sache war die geringe Nutzung vieler Fahrzeuge. Die 
Bundeswehr sonderte tiefentladene Batterien aus und be- 
schaffte in den letzten zehn Jahren jeweils 50 000 neue. 
Allein im Jahre 2004 wendete sie dafür 14 Mio. Euro auf 
Die Bundeswehr versuchte mit zwei Methoden, die Le- 
bensdauer der Batterien zu verlängern. Zum einen setzte 
sie mobile Batterieladeerhaltungsgeräte ein. Diese ver- 
hindern bei längeren Standzeiten der Fahrzeuge eine Tief- 
entladung der Batterien. Zum anderen richtete sie als 
Pilotprojekt für 520 000 Euro eine stationäre Batterie- 
ladestation ein. Diese sollte auch tiefentladene Batterien 
wieder aufladen. Von 27 000 dorthin gebrachten Batterien 
waren 11 000 neuwertig und uneingeschränkt funktions- 
fähig. Der Zustand der übrigen Batterien war so schlecht, 
dass sie bis auf 3 700 nicht weiter verwendet werden 
konnten. Ursprünglich beabsichtigte die Bundeswehr, 
zwei weitere baugleiche Batterieladestationen einzurich- 
ten. 

Der Bundesrechnungshof hält es für erforderlich, dass das 
Bundesminisferium der Verteidigung (Bundesminisferium) 
untersucht, wie es die Lebensdauerverlängerung von Bat- 
terien wirtschaftlich erreichen kann. Er hat erhebliche 
Zweifel, dass der Einsatz der stationären Ladestation wirt- 
schaftlich ist. Daher hat er dem Bundesministerium emp- 
fohlen, zunächst keine weitere Ladestation einzurichten. 

Das Bundesministerium hat mitgeteilt, wegen der Um- 
strukturierung der Bundeswehr könne es den Fahrzeug- 
bestand und damit die Anzahl der benötigten Batterien 
derzeit nicht genau bestimmen. Daher werde es derzeit 
keine weitere stationäre Batterieladestation errichten. 

Der Bundesrechnungshof erkennt an, dass das Bundes- 
ministerium zunächst keine weitere stationäre Batterie- 
ladestation einrichten wird. Damit löst es jedoch nicht das 
Problem, wie es die Lebensdauerverlängemng wirtschaft- 
lich erreichen kann. Dieses besteht unabhängig vom Be- 
darf der Bundeswehr an Batterien. Der Bundesrechnungs- 
hof fordert daher weiterhin, dass das Bundesruinisterium 
jetzt untersucht, wie es die Lebensdauerverlängerung von 
Batterien wirtschaftlich erreichen kann. 

19 Erkenntnisse aus Auslandseinsätzen 
besser nutzen 

Bei Planung und Durchführung ihrer Auslandseinsätze 
nutzt die Bundeswehr vorhandene Informationen nur un- 
zureichend. Dadurch kommt es zu vermeidbaren Ausga- 
ben. Ursache ist, dass mehrere Stellen die Einsätze aus- 
werten und diese Stellen ihre Erkenntnisse nicht immer 
austauschen. Ein Fachinformationssysteru zur Auswer- 
tung von Auslandseinsätzen ist nicht aktuell und nur ei- 
netu Teil der Truppe zugänglich. 

Die Bundeswehr bezog sowohl eigene als auch Erkennt- 
nisse Dritter nicht ausreichend in die Planung von Aus- 
landseinsätzen ein. Innerhalb des Bundesministeriurus der 


Verteidigung (Bundesruinisterium) stirumten die ruit der 
Auswertung von Auslandseinsätzen beauftragten Stellen 
ihre Tätigkeit unzureichend aufeinander ab. Die einzelnen 
Abteilungen des für Planung und Führung der Einsätze 
zuständigen Einsatzführungskommandos tauschten Infor- 
mationen häufig nicht aus. Zum Beispiel hatte der Bun- 
desrechnungshof seit dem Jahre 1995 mehrfach darauf 
hingewiesen, dass aus dem Ausland zurückgeführtes Ma- 
terial in desolateru Zustand und daruit der Rücktransport 
unwirtschaftlich war. Diese Erkenntnisse tauschten die 
zuständigen Stellen nicht aus. 

Das Bundesministerium hat die aufgezeigten Mängel teil- 
weise eingeräumt. Es hält jedoch für die Auswertung der 
Auslandseinsätze mehrere Stellen für notwendig. Die 
Kommunikationsstrukturen und -verfahren würden der- 
zeit untersucht. Die Prüfungserkenntnisse des Bundes- 
rechnungshofes zu den Auslandseinsätzen der Bundes- 
wehr sollen ausgewertet und in das seit dem Jahre 2002 
entwickelte Fachinformationssysteru eingestellt werden. 
Zu den Mängeln bei der Rückführung von Material aus 
dem Auslandseinsatz verweist das Bundesministerium 
darauf, dass es bei der Aufgabe eines Feldlagers in Bos- 
nien-Herzegowina eine Kommission eingerichtet habe, 
die vor Ort nicht oder nur noch eingeschränkt verwendba- 
res Material aussondem oder verwerten soll. 

Der Bundesrechnungshof empfiehlt, die Auswertung der 
Auslandseinsätze im Bundesministerium auf eine Stelle 
zu konzentrieren. Darüber hinaus sollte die Kommunika- 
tion im Einsatzführungskommando verbessert und das 
Fachinformationssystem zeitnah aktualisiert und truppen- 
weit zugänglich gemacht werden. Der Bundesrechnungs- 
hof sieht es als notwendig an, dass nicht nur im Einzelfall 
die Aussonderung von Material bereits vor einem Rück- 
transport geprüft wird. Vielmehr sollte die Bundeswehr 
grundsätzlich ein derartiges Verfahren vor Ort vorsehen. 

20 Bundeswehr sollte Überblick über 
Dritten überlassenes Wehrmaterial 
haben 

Der Bundeswehr fehlt ein umfassender Überblick über 
den Umfang und den Verbleib von Wehrmaterial, das sie 
Dritten, beispielsweise Unternehmen oder Forschungs- 
einrichtungen, überlassen hat. Sie überwacht die vertrag- 
lich festgelegten Rückgabetermine nur unzureichend. Das 
Bundesruinisterium der Verteidigung (Bundesministe- 
rium) sollte - wie dem Bundesrechnungshof bereits frü- 
her zugesagt - utugehend Bestandsdifferenzen klären und 
hierfür eine Stelle einrichten, die zentral den Nachweis 
über das überlassene Material führt. 

Die Bundeswehr stellt Dritten unentgeltlich Wehrmaterial 
(z. B. Panzer und andere Fahrzeuge) mit einem Beschaf- 
fungswert von ruindestens 700 Mio. Euro zur Verfügung, 
utu technische Erprobungen und Entwicklungen von mili- 
tärischeru Gerät sowie Forschungsvorhaben zu unterstüt- 
zen. Sie hat keinen vollständigen Überblick über den Ge- 
saruturufang und den Verbleib des überlassenen Materials. 
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So war sie nicht in der Lage sicher festzustellen, wo sich 
Material im Wert von 570 Mio. Euro befand. Fast 60 % 
der Rückgabetennine waren teilweise um mehr als ein 
Jahr überschritten. Es handelt sich bei dem überlassenen 
Material um erhebliche Vermögenswerte oder Waffensys- 
teme mit hohem Gefährdungspotenzial, wie z. B. Kampf- 
panzer. Ein ordnungsgemäßer Nachweis ist daher unver- 
zichtbar. 

Das Bundesministerium hat dargelegt, es prüfe die Ein- 
richtung einer zentralen Nachweisstelle, die die Rückga- 
betermine des überlassenen Materials überwachen könnte. 
Es hat darauf hingewiesen, dass die Bundeswehr ständig 
untersuche, ob sie - auch das Dritten überlassene - Mate- 
rial noch benötige. 

Der Bundesrechnungshof empfiehlt, für die Nachweis- 
führung und zur Klärung der Bestandsdifferenzen umge- 
hend eine zentrale Stelle einzurichten. Darüber hinaus 
sollte das Bundesministerium die Rückgabetermine des 
überlassenen Materials konsequent überwachen, damit 
die Bundeswehr dieses nach dem Ende der Überlassungs- 
frist entweder verwenden oder aussondem und verwerten 
kann. 

21 Hohe Betriebskosten für veraltetes, 

aussonderungsbedürftiges Auf- 
klärungssystem 

Die Bundeswehr betreibt mit jährlichen Kosten von rund 
26 Mio. Euro ein veraltetes, aussonderungsbedürftiges 
Aufklärungssystem. Obwohl das System seine Aufgaben 
schon seit Jahren nicht mehr erfüllen kann, soll es nur 
schrittweise bis zum Jahre 2010 außer Dienst gestellt 
werden. Bis dahin werden noch rund 110 Mio. Euro an 
Betriebskosten anfallen, die für militärische Investitionen 
besser eingesetzt werden könnten. 

Seit rund 35 Jahren betreibt die Bundeswehr ein luftge- 
stütztes Aufklärungssystem, das weiträumig Femmelde- 
signale und andere elektronische Signale erfassen und 
auswerten soll. Es besteht derzeit noch aus drei Träger- 
flugzeugen und zwei Missionsausrüstungen (Aufklä- 
rungstechnik), deren Betriebskosten mit jährlich rund 
26 Mio. Euro anzusetzen sind. Das System ist inzwischen 
so veraltet, dass es seine militärischen Aufgaben schon 
seit Jahren nicht mehr annähernd erfüllen kann. Dennoch 
plant die Bundeswehr, dieses System nur schrittweise bis 
zum Jahre 2010 außer Dienst zu stellen. 

Der Bundesrechnungshof hat das zögerliche außer Dienst 
Stellen des vorhandenen, nach Darstellung des militäri- 
schen Bedarfsträgers völlig unzureichenden Aufklärungs- 
systems kritisiert. Er hat darauf verwiesen, dass sich die 
Betriebskosten bis zum Jahre 2010 auf rund 110 Mio. 
Euro summiert haben werden. Dieser Betrag, dem nach 
den jetzigen Systemleistungen kein adäquater militäri- 
scher Nutzen gegenübersteht, könnte für militärische In- 
vestitionen besser eingesetzt werden. 


22 Managementfehler am Beginn eines 
Rüstungsvorhabens 

Wegen vermeidbarer Managementfehler haben Experi- 
mentalprogramme im Wert von 45 Mio. Euro zwar zum 
technischen Erfolg, nicht aber zur angestrebten Entwick- 
lung einer Rakete zur präzisen Bekämpfung von Boden- 
zielen geführt. 

Die Bundeswehr führte Vorarbeiten zur Entwicklung ei- 
ner Rakete zur Bekämpfung von Bodenzielen weiter und 
gab dafür insgesamt 45 Mio. Euro aus, obwohl auch bei 
einem technischen Erfolg wegen absehbarer finanzieller 
Engpässe eine spätere Entwicklung und Beschaffung der 
Rakete nicht mehr möglich waren. Die Steuerung der bei- 
den Experimentalprogramme, die Erarbeitung der militä- 
rischen Forderungen und die Haushaltsplanungen wiesen 
Lücken und Abstimmungsfehler auf Entgegen einschlä- 
gigen Regelungen waren Ausschüsse des Deutschen Bun- 
destages und die Leitung des Bundesministeriums der 
Verteidigung (Bundesministerium) von wesentlichen Ent- 
scheidungen nicht unterrichtet worden. 

Das Bundesministerium sollte Regressansprüche prüfen, 
da das zweite Experimentalprogramm im Wert von 
12,7 Mio. Euro noch zu einem Zeitpunkt in Auftrag gege- 
ben wurde, zu dem die Beendigung des Vorhabens schon 
entschieden war. 

23 Unzureichende Steuerung militärischer 
Forschung 

Ohne nachvollziehbare Erfolgskontrolle fördert das Bun- 
desministerium der Verteidigung (Bundesministerium) 
vier Institute der Fraunhofer Gesellschaft institutionell 
mit jährlich rund 30 Mio. Euro. 

Für diese Förderung sollen die Institute die Rüstungsver- 
waltung mit wissenschaftlichen Beurteilungs- und Bera- 
tungskapazitäten unterstützen. Das Bundesministerium 
konnte nicht belegen, wie oft, in welcher Form und mit 
welchem Erfolg es diese Kapazitäten der Institute in den 
Jahren 2000 bis 2004 in Anspruch genommen hat. Der 
Anteil der institutioneilen Förderung des Bundesministe- 
riums am Gesamthaushalt der Institute betrug in den Jah- 
ren 1998 bis 2003 rund 60 %. Alle anderen Institute der 
Fraunhofer Gesellschaft fördern Bund und Länder dem- 
gegenüber nur zu rund 40 % institutionell. 

Darüber hinaus finanziert die Bundeswehr Forschungs- 
projekte pro Jahr mit rund 10 Mio. Euro. Hierdurch er- 
höhte sich der Anteil der Fördermittel der Bundeswehr an 
den Einnahmen der vier Institute auf rund 80 %. Die Rüs- 
tungsindustrie beteiligte sich regelmäßig nicht an der 
Finanzierung der Projekte, auch wenn sie vom Bundesmi- 
nisterium, etwa im Rahmen von Entwicklungsverträgen, 
mit der gewinnbringenden Verwertung der erzielten Er- 
gebnisse beauftragt wurde. Dabei waren die Verwertungs- 
möglichkeiten zumindest teilweise schon bei Projektbe- 
ginn erkennbar. 
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Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, die institu- 
tionelle Förderung zugunsten der Projektförderung - auch 
über Aufträge aus der Industrie - zu reduzieren, um die 
Forschung erfolgsabhängiger zu finanzieren. Die Rüs- 
tungsverwaltung muss selbst urteilsfähig sein, um ihre 
Rüstungsprojekte steuern zu können. Der Bundesrech- 
nungshof hat daher gefordert, die institutioneile Förde- 
rung neu zu begründen und eine nachvollziehbare Er- 
folgskontrolle der Beratungsleistungen eirizuführen. 

24 Beseitigung von Obsoieszenzen 

Durch ungünstige vertragliche Regelungen zahlt die Bun- 
deswehr hohe Beträge für die Beseitigung so genannter 
Obsoieszenzen, das heißt den Austausch veralteter und 
am Markt nicht tuehr verfügbarer Bauelemente. Dieses 
Problem entsteht teilweise noch bevor ein Waffensystem 
fertig entwickelt und beschafft ist. Allein die Beseitigung 
der Obsoieszenzen am Eurofighter kostet Deutschland 
250 Mio. Euro, ohne dass sich die beauftragten Unterneh- 
men an diesen Kosten beteiligen. 

Ein beschleunigter technischer Fortschritt einerseits und 
überlange Entwicklungs- und Beschaffungszeiten ande- 
rerseits erfordern die Beseitigung so genannter Obsoies- 
zenzen. Diese entstehen dadurch, dass ursprünglich vor- 
gesehene Bauelemente - insbesondere Bauelemente für 
die Elektronik - sowie bestimmte Baumaterialien auf- 
grund der technischen Weiterentwicklung veraltet oder 
nicht mehr am Markt verfügbar sind. Teilweise treten Ob- 
soieszenzen auf, noch bevor ein Waffensystem genutzt 
werden kann. 

Der Bundesrechnungshof hat die Auffassung vertreten, 
dass die teure Beseitigung dieser Obsoieszenzen nicht al- 
lein der Auftraggeber tragen sollte. Er hat gefordert, in 
die entsprechenden Entwicklungs- und Beschaffungsver- 
träge eine Kostenbeteiligung des Auftragnehruers aufzu- 
nehmen. Beispielhaft hat der Bundesrechnungshof auf 
den Beschaffungsvertrag für die Luft-Luft-Rakete IRIS-T 
verwiesen, der eine solche Regelung enthält. Diese For- 
derung hat der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundes- 
tages bei seiner Zustimmung zum Beschaffiingsvertrag der 
zweiten Tranche des Katupfflugzeuges Eurofighter auf- 
gegriffen. Hier hat Deutschland Kosten der Beseitigung 
von Obsoieszenzen von 250 Mio. Euro zu tragen. 

Das Bundesministerium der Verteidigung befürchtet, dass 
solche vertraglichen Regelungen hohe Kostenrisiken für 
die Rüstungsuntemehmen bedeuten, die diese sich ent- 
sprechend bezahlen lassen. 

Der Bundesrechnungshof verweist dagegen u. a. darauf, 
dass die Beseitigung von Obsoieszenzen auch eine Kos- 
ten senkende Produktionsvereinfachung enuöglichen 
kann. Er hält es deshalb für interessensgerecht, dass auch 
die Rüstungsuntemehruen sich an den Kosten der Obso- 
leszenzenbeseitigung beteiligen. 


25 1 ,3 Mio. Euro für Verwundeten- 
transportsystem, dem wichtige 
Zuiassung fehit 

Die Bundeswehr hat Verwundetentransportsysteme (Sys- 
teme) beschafft, die ihren Einsatzzweck nicht erfüllten. 

Zur intensivmedizinischen Versorgung verwundeter und 
kranker Soldaten auch während des Lufttransports be- 
schaffte die Bundeswehr als „dringenden Sofortbedarf‘ 
acht Verwundetentransportsysterue und gab dafür rund 
1,3 Mio. Euro aus. Die Systeme erhielten für den Zweck, 
für den sie beschafft worden waren, keine Flugzulassung, 
ließen sich nicht nachbessem und konnten in Flugzeugen 
nicht wie vorgesehen eingesetzt werden. Dies hätte recht- 
zeitig vor der Beschaffungsentscheidung festgestellt wer- 
den können. Die Ausgaben waren vermeidbar. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium der 
Verteidigung (Bundesministerium) aufgefordert, die Ver- 
antwortlichkeiten für diese Fehlbeschaffung zu klären 
und ggf ein Regressverfahren einzuleiten. 

Das Bundesministerium verweist zwar auf die jetzige 
„bodengebundene“ Nutzungsmöglichkeit der beschafften 
Systeme, will aber prüfen, ob die Erteilung der Flugzulas- 
sung oder deren späterer Widerruf ermessensrichtig war. 
Vom Ergebnis dieser Prüfung macht es abhängig, ob es 
Regressansprüche verfolgen wird. 

26 Mindestflugstundenvorgaben für die 
Einsatzbefähigung der Hubschrauber- 
pilotinnen und -piloten des Heeres 
nicht erfüllt 

Entgegen einschlägigen Vorgaben haben Einsatzverbände 
des Heeres ihren Hubschrauberpilotinnen und -piloten die 
uneingeschränkte Einsatzfähigkeit zuerkannt, obwohl die 
dazu notwendigen Mindestflugstunden teilweise erheb- 
lich unterschritten waren. Falls die Vorgaben sachgerecht 
waren, entsprach die tatsächliche Einsatzbefähigung da- 
mit nicht der zuerkannten. 

Entgegen den Vorgaben des dafür zuständigen Generals 
der Heeresflieger erkannten Einsatzverbände des Heeres 
ihren Hubschrauberpilotinnen und -piloten die Einsatzbe- 
fähigungsstufe „Uneingeschränkt Einsatzfähig (Combat 
Ready)“ zu, obwohl die dazu notwendigen Mindestflug- 
stunden teilweise erheblich unterschritten waren. Dies än- 
derte sich auch nicht, als die Vorgaben um 25 % erhöht 
und gleichzeitig verschärft wurden. Falls die Vorgaben 
sachgerecht waren, entsprach so die tatsächliche Einsatz- 
befähigung nicht der erteilten Einsatzbefähigungsstufe. 
Dieser Mangel kann auf die beim Heer - anders als bei 
der Luftwaffe - geteilte Zuständigkeit für die Aus- und 
Weiterbildungsvorgaben und deren Überwachung zurück- 
zuführen sein. 

Das Bundesministerium der Verteidigung (Bundesminis- 
terium) begründete dieses Vorgehen mit einer technischen 
Ausnahmesituation. Es habe auch keine Unfälle gegeben. 
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Nach Behebung der technischen Einschränkungen an den 
Hubschraubern seien die fliegerischen Verbände inzwi- 
schen wieder zu den Vorgaben des Generals der Heeres- 
flieger zurückgekehrt. Der Empfehlung des Bundesrech- 
nungshofes, die Zuständigkeiten im Heer so zu regeln, 
wie sie sich bei der Luftwaffe bewährt haben, will das 
Bundesministerium nicht folgen. 

Bundesministerium für Gesundheit und Soziaie 
Sicherung 

27 Tarifwidrige Bezahiung von Beschäf- 
tigten bei Trägern der gesetziichen 
Rentenversicherung 

Höhere Vergütungen als vergleichbare Beschäftigte des 
öffentlichen Dienstes erhielten Tarifkräfte bei einigen 
Landesversicherungsanstalten. Gründe dafür waren unge- 
rechtfertigte übertarifliche Bezahlungen trotz Tarifbin- 
dung oder Richtlinien für Arbeitsplatzbewertungen, die 
zu nicht tarifkonformen Einstufungen führten. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium für 
Gesundheit und Soziale Sicherung (Bundesministerium) 
aufgefordert, über die Aufsichtsbehörden auf die Landes- 
versicherungsanstalten einzuwirken, damit sich diese 
künftig bei über- und außertariflichen Leistungen in jedem 
Einzelfall mit der Tarifgemeinschaft der Deutschen Ren- 
tenversicherungsträger über diese Maßnahme verständi- 
gen, um so einer Aushöhlung des Tarifrechts wirksam ent- 
gegenzutreten. Das Bundesministerium soll außerdem 
dafür Sorge tragen, dass die Landesversicherungsanstalten 
für die Eingruppierung ihrer Tarifkräfte nur Tätigkeitsbe- 
wertungen nach der Methode des § 22 BAT durchführen, 
die so geeignet sind, den Nachweis einer wirtschaftlichen 
und sparsamen Verwendung des Bundeszuschusses zu 
führen. 

Bundesministerium für Biidung und Forschung 

28 Kosten für Neubauten der Max-Pianck- 
Geseiischaft senken 

Die Baukosten für Max-Planck-lnstitute ließen sich nach 
Schätzung des Bundesrechnungshofes um durchschnitt- 
lich 10 % senken, ohne den hohen Standard der For- 
schungseinrichtungen zu mindern. Erforderlich sind ver- 
besserte Genehtuigungsverfahren und eine wirksame 
Erfolgskontrolle. 

Bauliche Investitionen für neue Max-Planck-lnstitute wa- 
ren aus Sicht des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung (Bundesministerium) wirtschaftlich, wenn die 
berechneten Kosten ruit den zuvor auf Basis der Richt- 
werte für den Hochschulbau geschätzten Kosten ungefähr 
übereinstimmten. Die Schätzungen verschafften der Max- 
Planck-Gesellschaft jedoch finanzielle Spielräume, die 
sie nutzte, uiu bei ihren Institutsneubauten insbesondere 


die für die wissenschaftliche Tätigkeit nicht notwendigen 
Bereiche aufwendig und großzügig zu gestalten. Zudeiu 
konnte sie innerhalb dieses Kostenrahmens quantitativ 
mehr und qualitativ höherwertiger als genehiuigt bauen. 

Die Kostenrichtwerte für den Hochschulbau sind zur 
Kostenschätzung wegen der unterschiedlichen Anforde- 
rungen bei Max-Planck-lnstituten nur bedingt geeignet. 
Würden die Planungen der Max-Planck-Gesellschaft 
sorgfältiger auf Wirtschaftlichkeitsreserven überprüft, lie- 
ßen sich die Baukosten ohne Qualitätsverlust für die For- 
schungstätigkeit nach Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofes uiu durchschnittlich 10 % senken. 

Im Hinblick auf den Zuschussbedarf von rund 90 Mio. 
Euro jährlich für Baumaßnahmen sollte das Bundes- 
ministerium in der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung und Forschungsförderung Änderungen bei 
der Genehmigung von Bauvorhaben der Max-Planck-Ge- 
sellschaft herbeiführen und die Erfolgskontrolle intensi- 
vieren, um die Wirtschaftlichkeit von Bauvorhaben zu 
verbessern. 


29 Verstoß gegen die Grundsätze der 
Ordnungsmäßigkeit und Wirtschaft- 
iichkeit bei der Beschaffung eines 
Höchstieistungsrechners 

Das Bundesministeriuru für Bildung und Forschung (Bun- 
desruinisterium) hat Aufsichtspflichten gegenüber einer 
Großforschungseinrichtung verletzt. Es hat versäurut, 
rechtzeitig zu prüfen, ob die Einrichtung bei der Beschaf- 
fung eines Höchstleistungsrechners für über 42 Mio. Euro 
die Vergabevorschriften und das Wirtschaftlichkeitsgebot 
eingehalten hat. Ferner hat es nicht darauf geachtet, ob 
dessen Finanzierung abschließend gesichert war. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesministerium 
empfohlen, den vorgesehenen Ausbau des Höchstleis- 
tungsrechners für 50 Mio. Euro frühzeitig zu prüfen. Das 
Bundesministerium will deshalb künftig rechtzeitig da- 
rauf hinwirken, dass die Einrichtung Vergabevorschriften 
einhält und Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen erstellt. In- 
wieweit es die Finanzierung der Ausbaustufe prüfen will, 
lässt es offen. Grundsätzlich sind aber nach seiner Auffas- 
sung stichprobenweise Vor-Ort-Prüfungen sowie anlass- 
bezogene Nachprüfungen ausreichend. 

Aus Sicht des Bundesrechnungshofes genügen anlassbe- 
zogene Nachprüfungen nicht, utu Probletuen bei finan- 
ziell bedeutsamen Beschaffungen frühzeitig gegensteuem 
zu können. Daher erwartet er vom Bundesruinisterium, 
dass es die Einhaltung der Vergabevorschriften und haus- 
haltsrechtlichen Vorgaben zu finanziell bedeutsamen Be- 
schaffungen bei Großforschungseinrichtungen anlassbe- 
zogen selbst vorab vor Ort prüft. Das Bundesministerium 
hat darüber hinaus sicherzustellen, dass die angekündig- 
ten Maßnahtuen konsequent urugesetzt werden und die 
Forschungseinrichtung die Finanzierung der Ausbaustufe 
rechtzeitig und abschließend sichert. 
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Allgemeine Finanzverwaltung 

30 Unzureichende Besteuerung illegaler 
Umsätze und Einkünfte 

Erhebliche Steuerausfälle ließen sich venneiden, wenn 
Umsätze und Einkünfte aus illegaler Tätigkeit, z. B. aus 
Hehlerei, Bestechung, dem Handel mit Rauschgiften und 
anderen verbotenen Erzeugnissen, wirksamer besteuert 
würden. 

Für die Steuerpflicht ist es unerheblich, ob ein Verhalten, 
das den Tatbestand eines Steuergesetzes erfüllt, gegen ein 
gesetzliches Verbot verstößt. Deshalb unterliegen Um- 
sätze und Einkünfte aus illegalen Tätigkeiten der Umsatz-, 
Einkommen- oder Körperschaftsteuer und der Gewerbe- 
steuer, falls die übrigen Voraussetzungen erfüllt sind. Das 
gilt z. B. für Umsätze und Einkünfte aus Hehlerei, Erpres- 
sung, Bestechung, Agententätigkeit, Schleusertätigkeit 
sowie aus dem Handel mit Kriegswaffen, Raubkopien, ge- 
fälschten Markenartikeln, Kinderpornographie, verbote- 
nen rechtsextremistischen Schriften oder Schmuggel- 
waren. Der Verkauf von Rauschgiften, unerlaubten 
Arzneimitteln und Falschgeld unterliegt nach der Recht- 
sprechung des Europäischen Gerichtshofs zwar nicht der 
Umsatzsteuer, die Gewinne jedoch der Ertragsbesteue- 
mng. 

Den Finanzämtern gelingt es nur in Einzelfällen, die auf 
jährlich mehrere Milliarden Euro geschätzten Umsätze 
und Einkünfte aus illegaler Tätigkeit zu besteuern. Diese 
unzureichende Besteuerung verletzt die Steuergerechtig- 
keit und verursacht insgesamt erhebliche Ausfälle an Um- 
satzsteuer und Ertragsteuem. Deren Höhe lässt sich man- 
gels gesicherter Daten nicht beziffern. Die Steuerausfalle 
beruhen im Wesentlichen darauf, dass Kriminalpolizei 
und Staatsanwaltschaft, aber auch Gerichte und Zollbe- 
hörden die Steuerverwaltung über Straftaten oder Sach- 
verhalte, die für eine Besteuemng in Betracht kommen, 
nicht oder nicht rechtzeitig unterrichten. 

Eine systematische und flächendeckende Besteuerung 
illegal erzielter Umsätze und Einkünfte lässt sich nur 
durch eine wirksamere Zusammenarbeit der betroffenen 
Behörden und einen verbesserten Informationsaustausch 
erreichen. Der Bundesrechnungshof schlägt hierzu fol- 
gende Maßnahmen vor: 

• Eine Änderung der Abgabenordnung sollte klarstellen, 
dass andere Behörden den Finanzbehörden Tatsachen 
mitzuteilen haben, die auf eine Steuerstraftat schließen 
lassen. Das Bundesministerium der Finanzen (Bun- 
desministerium) soll in einem Merkblatt für diese Be- 
hörden erläutern, welche Fälle für eine Mitteilung ge- 
eignet sind, welche Angaben die Anzeigen enthalten 
sollen und an welche Stellen innerhalb der Finanzbe- 
hörden diese Anzeigen zu richten sind. 

• Bei der Verfolgung von Straftaten sollte eine behör- 
denübergreifende Sichtweise das auf die eigene Zu- 
ständigkeit bezogene Bewusstsein ablösen. Das Bun- 


desministerium soll auf die betroffenen Bundes- und 
Länderministerien entsprechend einwirken. 

• Die Strafverfolgungsbehörden sollten über Zuständig- 
keiten, Aufbau, Aufgaben und Befugnisse der Finanz- 
behörden durch Vorträge, Schulungen und im Rahmen 
von Hospitationen unterrichtet werden. Einzelheiten 
soll das Bundesministerium in einem Merkblatt re- 
geln. 

• Informationen sollten im Interesse einer vertrauens- 
vollen und dauerhaften Zusammenarbeit der unter- 
schiedlichen Behörden in beide Richtungen ausge- 
tauscht werden können. Das Bundesministerium soll 
klarstellen, unter welchen Voraussetzungen das Steu- 
ergeheimnis hierfür durchbrochen werden kann. 

• Wünschenswert wäre es, den Steuerfahndungsstellen 
einen Zugriff auf polizeiliche Datenbanken einzuräu- 
men. 

• Damit Steuern auch beigetrieben werden können, soll- 
ten die Steuerfahndungsstellen bei Durchsuchungen 
stets darauf achten, dass verwertbares Vermögen zur 
Begleichung von Steuerfordemngen sichergestellt wird. 
Das Bundesministerium soll die Grundlagen dafür 
schaffen, dass vermögenssichemde und -abschöpfende 
Maßnahmen künftig bundeseinheitlich und systema- 
tisch angewendet werden. 

31 Mängel bei der Abzinsung von Rück- 

stellungen und unverzinslichen 
Verbindlichkeiten 

Die derzeitigen Vorschriften zur Abzinsung von unver- 
zinslichen Verbindlichkeiten und Rückstellungen verursa- 
chen eine ungleichmäßige Besteuerung und dürften die 
erwarteten Steuereinnahmen nicht erbracht haben. 

Bilanzierende Unternehmer sind seit dem Jahre 1999 ge- 
setzlich verpflichtet, ihre unverzinslichen Verbindlichkei- 
ten und Rückstellungen mit einem Zinssatz von 5,5 % ab- 
zuzinsen (Abzinsungsgebot). Diese Bestimmung sollte 
die steuerliche Bemessungsgrundlage verbreitern und er- 
hebliche Steuermehreinnahmen bringen. 

Das Abzinsungsgebot wird jedoch weder von Steuer- 
pflichtigen umfassend beachtet noch von Finanzämtern 
richtig vollzogen. Hieran haben auch ergänzende und 
klarstellende Vorschriften des Bundesministeriums der 
Finanzen und der obersten Landesfinanzbehörden nicht 
Wesentliches verändert. Die Vorschriften enthalten sogar 
Hinweise zur Umgehung des Abzinsungsgebotes. Weit 
reichende Übergangsregelungen begünstigen insbeson- 
dere ein Unternehmen der öffentlichen Hand. 

Da die festgestellten Mängel darauf hindeuten, dass sich 
die ursprünglich geplanten Steuermehreinnahmen nicht 
erzielen lassen und die Gleichmäßigkeit des Vollzuges 
des Abzinsungsgebotes nicht gewährleistet ist, empfiehlt 
der Bundesrechnungshof, die Abschaffung des Abzin- 
sungsgebotes für unverzinsliche Verbindlichkeiten und 
Rückstellungen zu prüfen. 
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32 Besteuerung von Sachzuwendungen 
an Geschäftsfreunde ist lückenhaft 
und verwaltungsaufwendig 

Erhebliche Steuerausfalle ergeben sich dadurch, dass 
Sachzuwendungen an Geschäftsfreunde zur Förderung 
und Pflege geschäftlicher Beziehungen nicht zutreffend 
besteuert werden. Für die Finanzämter ist es schwierig 
und verwaltungsaufwendig, dies aufzudecken. 

Solche Sachzuwendungen sind etwa Einladungen zu 
sportlichen, kulturellen oder sonstigen gesellschaftlichen 
Ereignissen, z. B. in VlP-Logen, zu Formel 1 -Rennen 
oder zu Reisen, die allgemein-touristischen Zwecken die- 
nen (sog. Incentive-Reisen). 

Aufwendungen für Sachzuwendungen an Geschäfts- 
freunde sind beim gewährenden Unternehmen in der Re- 
gel abzugsfähige Betriebsausgaben. Der Empfänger muss 
sie als Einnahmen versteuern. Eine unterlassene oder feh- 
lerhafte Versteuerung können die Finanzämter der Emp- 
fänger nicht erkennen. Sie sind auf Kontrollmitteilungen 
der Außendienste der Finanzämter angewiesen, die die 
zuwendenden Unternehmen prüfen. Die Außenprüfer 
decken solche Fälle nicht systematisch und zeitlich nur 
verzögert auf Kontrollmitteilungsverfahren sind sehr 
zeit- und arbeitsaufwendig. 

Um die Pflege von Geschäftsbeziehungen nicht mit steu- 
erlichen Unannehmlichkeiten zu belasten, gewähren Un- 
ternehmen Empfängern von Sachzuwendungen häufig 
Bar-Zuschüsse zum Ausgleich der zu erwartenden Steu- 
erbelastungen. Stimmen aus der Wirtschaft baten das 
Bundesministerium der Finanzen (Bundesministerium) 
wiederholt, den Unternehmen zu gestatten, die Steuern 
für die Geschäftsfreunde in einem pauschalierenden Ver- 
fahren mit befeiender Wirkung für den Empfänger über- 
nehmen zu können. 

Der Bundesrechnungshof griff aufgrund seiner Prüfungs- 
erkenntnisse diese Anregung auf Er schlug dem Bundes- 
ministerium vor, eine Regelung zu schaffen, nach der das 
zuwendende Unternehmen die Einkommensteuer des 
Empfängers der Sachzuwendung freiwillig übernehmen 
darf Die zuständigen Referatsleiter der Länder befürwor- 
teten mit großer Mehrheit diesen Vorschlag. Das Bundes- 
ministerium hält eine derartige Regelung weder für erfor- 
derlich noch für sinnvoll. Der Bundesrechnungshof ist 
der Auffassung, dass eine solche verwaltungsvereinfa- 
chende Bestimmung die zeitnahe und flächendeckende 
Besteuerung von Sachzuwendungen an Geschäftsfreunde 
fördert. 

Das Bundesministerium ist aufgefordert, die gesetzliche 
Ausgestaltung einer Wahlmöglichkeit zur Pauschalie- 
rung der Einkommensteuer für betrieblich veranlasste 
Sachzuwendungen an Geschäftsfreunde zu prüfen. 

33 Umsatzbesteuerung neuer Wasser- 
fahrzeuge verbessern 

Der innergemeinschaftliche Erwerb neuer Wasserfahr- 
zeuge wird in erheblichem Umfang unzutreffend besteu- 


ert oder gar nicht der Umsatzsteuer unterworfen. Dadurch 
entstehen in Deutschland jährliche Steuerausfälle von 
mindestens 50 Mio. Euro. 

Abweichend von der allgemeinen Systematik des Umsatz- 
steuerrechts unterliegt der innergemeinschaftliche Erwerb 
neuer Fahrzeuge der Umsatzbesteuerung im Bestimmungs- 
land. Zur Sicherung des nationalen Umsatzsteueraufkom- 
mens sieht § 18 Abs. 10 Umsatzsteuergesetz (UStG) für 
den innergemeinschaftlichen Erwerb von Land- und Luft- 
fahrzeugen ein systematisiertes Kontrollverfahren vor. 
Danach sind bestimmte Behörden verpflichtet, den für die 
Besteuerung des innergemeinschaftlichen Erwerbs von 
Neufahrzeugen zuständigen Finanzämtern unaufgefordert 
Mitteilungen über die Zulassung oder Registrierung sol- 
cher Fahrzeuge zu übersenden. Für den innergemein- 
schaftlichen Erwerb neuer Wasserfahrzeuge durch 
Abnehmer ohne Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (ins- 
besondere Privatpersonen) besteht dagegen kein Kontroll- 
verfahren. 

Bereits im Jahre 1997 hatte der Bundesrechnungshof dar- 
gestellt, dass in einer Vielzahl der geprüften Fälle der 
innergemeinschaftliche Erwerb neuer Wasserfahrzeug- 
zeuge durch inländische Endabnehmer nicht vollständig 
und zutreffend besteuert wurde. Die Kontrollprüfung im 
Jahre 2005 hat dieses Ergebnis bestätigt. Die nationalen 
Umsatzsteuerausfälle betragen mindestens 50 Mio. Euro 
jährlich. 

Der Bundesrechnungshof hält es deshalb weiterhin für er- 
forderlich, unverzüglich ein geeignetes und wirkungs- 
volles Kontrollsystem zu entwickeln. Dies könnte na- 
tional unter Beteiligung der Registrierungsstellen für 
Schiffe durch eine Ergänzung des Verfahrens nach § 18 
Abs. 10 UStG für Land- und Luftfahrzeuge geschehen. 
Eine andere Möglichkeit wäre eine systematische Daten- 
sammlung auf der Grundlage einer multinationalen EU- 
Vereinbarung aus dem Jahre 2002; damit wären auch sol- 
che Fälle erfasst, in denen das Wohnsitzland des Schiffs- 
eigners und Bestimmungsland der Schiffslieferung nicht 
identisch sind. 

34 Steuermehreinnahmen In zweistelliger 
Mllllonenhöhe jährlich bei Wegfall 
einer Steuerbegünstigung für die 
Personenschifffahrt 

Durch den Wegfall einer Steuerbegünstigung für die Per- 
sonenschifffahrt könnten jährliche Steuermehreinnahmen 
im zweistelligen Millionenbereich erreicht werden. Seit 
nunmehr 21 Jahren unterliegt die Personenbeförderung 
mit Schiffen dem ermäßigten statt dem allgemeinen Steu- 
ersatz. Die Gründe für das Fortbestehen dieser Regelung 
sind aber entfallen. 

Die Bestimmung wurde im Jahre 1984 als Übergangsre- 
gelung geschaffen und inzwischen sechsmal verlängert. 
Über die gesamte Geltungsdauer der Regelung wurde die 
Personenbeförderung mit Schiffen bislang mit 197 Mio. 
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Euro subventioniert. In den nächsten drei Jahren sind 
voraussichtlich weitere Umsatzsteuermindereinnahmen 
von mindestens 43,9 Mio. Euro zu erwarten. 

Die Gründe für das Fortbestehen der Übergangsregelung 
sind spätestens seit dem Jahre 1997 weggefallen. Der 
Bundesrechnungshof ist deshalb der Auffassung, dass 
eine erneute Verlängerung über den 3 1 . Dezember 2007 
hinaus nicht mehr gerechtfertigt ist und hält es für gebo- 
ten, die Regelung zu diesem Zeitpunkt nunmehr endgül- 
tig auslaufen zu lassen. 

35 Unzutreffende Verzinsung von Steuer- 
forderungen nach § 233a Abs. 2a AO 

Erhebliche Einnahmeausfälle sind Bund und Ländern ent- 
standen, weil die Finanzämter die Zinsen für Steuerforde- 
mngen bei Verlustrückträgen und rückwirkenden Ereig- 
nissen meistens fehlerhaft festgesetzt haben. Der 
Bundesrechnungshof führt dies auf eine unzureichende 
IT-Unterstützung zurück. 

Steuerforderungen sind zu verzinsen. Im Regelfall be- 
ginnt der Zinslauf 1 5 Monate nach Ablauf des Kalender- 
jahres, in dem die Steuer entstanden ist. Hiervon abwei- 
chend beginnt bei rückwirkenden Ereignissen und bei 
Verlustrückträgen der Zinslauf erst 15 Monate nach Ab- 
lauf des Jahres, in dem das rückwirkende Ereignis einge- 
treten oder der Verlust entstanden ist. Der Zinslauf endet 
mit der Bekanntgabe des Steuerbescheides. 

Während die Zinsen im Regelfall maschinell und ohne 
manuelle Eingaben berechnet werden, bedarf es für die 
Zinsberechnung bei rückwirkenden Ereignissen oder Ver- 
lustrückträgen der manuellen Eingabe bestimmter Kenn- 
zahlen und Werte. Hierbei unterlaufen den Bearbeitern in 
den Finanzämtern häufig Fehler. Im Einzelfall führten 
diese Fehler zu Einnahmeausfällen von bis zu sechsstelli- 
gen Euro-Beträgen. 

Der Bundesrechnungshof hat daher eine IT-gesteuerte 
Zinsfestsetzung gefordert, bei der auf manuelle Eingaben 
ganz oder weitgehend verzichtet wird, um die Vollzugs- 
schwierigkeiten abzustellen und weitere Einnahmeaus- 
fälle für Bund und Länder zu vermeiden. 

36 Unzeitgemäße Anforderungen an 
maschinell erstellte Zuwendungs- 
bestätigungen 

Die in den Einkommensteuer-Richtlinien festgelegten 
Voraussetzungen für die maschinelle Erstellung von Zu- 
wendungsbestätigungen entsprechen nicht dem heutigen 
Stand der Technik. Sie gewährleisten nicht mehr den 
Schutz vor Manipulationen oder Fälschungen, der bei ih- 
rer Einführung vor über 16 Jahren beabsichtigt war. Die 
Voraussetzungen sind zum Teil missverständlich oder 
durch die Finanz Verwaltung nicht überprüfbar. Auch des- 
halb haben die Finanzämter Verfahren zur maschinellen 


Erstellung genehmigt, die die Voraussetzungen eindeutig 
nicht erfüllt haben. 

Ausgaben zur Fördemng mildtätiger, kirchlicher, religiöser, 
wissenschaftlicher und als besonders fÖrderungswürdig 
anerkannter Zwecke können steuermindemd berücksich- 
tigt werden. Voraussetzung dafür ist u. a. eine Zuwen- 
dungsbestätigung, die der Empfänger der Zuwendung 
(Spendenempfänger) erstellt. 

Die maschinelle Erstellung der Zuwendungsbestätigun- 
gen ohne eigenhändige Unterschrift ist seit dem Jahre 
1989 mit - damals sehr hohen - technischen Vorausset- 
zungen verbunden. Diese Anforderungen sind durch die 
technische Entwicklung der Personalcomputer und Dru- 
cker inzwischen veraltet. Die Finanzäiuter können zudem 
einige Voraussetzungen nicht prüfen, weil den Mitarbei- 
tern die notwendigen IT-Kenntnisse fehlen. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesministerium 
der Finanzen empfohlen, die Voraussetzungen für die ma- 
schinelle Ausstellung der Zuwendungsbestätigungen dem 
aktuellen technischen Standard anzupassen. Die Manipu- 
lationssicherheit eingesetzter IT-Programme sollten die 
Spendenempfänger durch Bestätigung eines Sachverstän- 
digen nachweisen. Die dann von den Spendeneiupfangem 
angewandten Verfahren sollten die Finanzämter stichpro- 
benweise prüfen. 

37 Unvollständige Jahresbescheini- 
gungen nach § 24c EStG 

Die vom Gesetzgeber ab dem Jahre 2004 eingeführten 
Jahresbescheinigungen für Kapitalerträge und Veräuße- 
rungsgewinne aus Finanzanlagen können zu weiterem 
Aufwand bei Steuerpflichtigen und Finanzämtern statt zu 
der gewollten Vereinfachung führen. Das Bundesministe- 
rium der Finanzen (Bundesministerium) hat zugelassen, 
dass die Jahresbescheinigungen nicht vollständig sind 
und das Fehlen einzelner Daten nicht zu erkennen ist. 

Kapitalanleger erhalten zum Ausfüllen ihrer Steuererklä- 
rung von ihren Kreditinstituten u. a. Steuerbescheinigun- 
gen und erstiuals für das Jahr 2004 Jahresbescheinigun- 
gen. Steuer- und Jahresbescheinigungen sind gesetzlich 
vorgeschrieben. Die Steuerbescheinigungen sind für die 
Anrechnung einbehaltener Steuerabzugsbeträge erforder- 
lich. Ein einheitliches Muster der Steuerbescheinigungen 
hat das Bundesministerium nicht vorgegeben. Dies führte 
zu vermeidbarer Mehrarbeit der Finanzämter und zu Feh- 
lem bei der Steuerfestsetzung. 

In den Jahresbescheinigungen haben die Kreditinstitute 
alle Daten aufzuführen, die für die Besteuemng der Ein- 
künfte aus Kapitalvermögen von Bedeutung sind. Das 
Bundesministerium hat es den Kreditinstituten jedoch er- 
möglicht, die Jahresbescheinigungen bereits zu einem 
Zeitpunkt zu versenden, in dem ihnen noch nicht alle An- 
gaben vorliegen können. Konkrete Angaben über die feh- 
lenden Kapitalerträge enthalten die Jahresbescheinigun- 
gen nicht. Darüber hinaus sieht das aiutliche Muster des 
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Bundesministeriums nicht für alle Arten von Kapitalerträ- 
gen Eintragungsmöglichkeiten vor. Die Jahresbescheini- 
gungen können deshalb die vom Gesetzgeber beabsich- 
tigte Vereinfachung nicht erreichen. Stattdessen wird die 
Arbeitsbelastung der Steuerpflichtigen und der Finanz- 
ämter steigen. Steuerpflichtige, die die Angaben in der 
Jahresbescheinigung nicht kritisch prüfen, laufen Gefahr, 
eine leichtfertige Steuerverkürzung zu begehen. 

Das Bundesministerium erwägt, ein amtliches Muster für 
einheitliche Steuerbescheinigungen zu entwerfen und die 
Kreditinstitute zu verpflichten, in der Jahresbescheini- 
gung konkret auf fehlende Kapitalerträge hinzuweisen. 

Der Bundesrechnungshof hält es außerdem für erforder- 
lich, dass das amtliche Muster der Jahresbescheinigungen 
alle Eintragungen ermöglicht, die für die Steuererklärung 
notwendig sind. Ferner sollten die Kreditinstitute die Jah- 
resbescheinigungen erst ausstellen, wenn sie mit dem Be- 
kanntwerden der fehlenden Daten innerhalb der gesetz- 
lichen Fristen nicht mehr rechnen können. 

38 Erhebliche Einnahmeausfälle bei Bund 
und Ländern durch Mängel bei der 
Besteuerung der vorweggenommenen 
Erbfolge gegen Versorgungsleistungen 

Mängel bei der Besteuerung der vorweggenommenen 
Erbfolge gegen Versorgungsleistungen haben erhebliche 
Einnahmeausfälle bei Bund und Ländern verursacht. Die 
Finanzämter bearbeiteten rund 90 % der vom Bundes- 
rechnungshof untersuchten Fälle der Übertragung von 
Privatvermögen gegen Versorgungsleistungen fehlerhaft. 
Die Rechtslage ist selbst für Steuerrechtskundige kaum 
zu verstehen. 

Darüber hinaus besteht bei grenzüberschreitenden Ver- 
mögensübertragungen eine Besteuerungslücke. Die Ver- 
sorgungsleistungen unterliegen im Inland nicht der Steu- 
erpflicht. Auch im Ausland sind derartige Bezüge oft 
ganz oder teilweise steuerfrei. 

Bei der vorweggenommenen Erbfolge gegen Versor- 
gungsleistungen übertragen Eltern eine Ertrag bringende 
Wirtschaftseinheit, z. B. Grundbesitz, auf ihre Kinder. Im 
Gegenzug verpflichten sich die Kinder, den Eltern eine 
monatliche Geldrente zu leisten. Die Kinder können die 
Versorgungsleistungen nach § 10 Abs. 1 Nr. la Einkom- 
mensteuergesetz als Sonderausgaben (dauernde Lasten) 
geltend machen; die Eltern müssen die Versorgungsleis- 
tungen als sonstige Einkünfte versteuern. 

Das Bundesministerium der Finanzen setzte die kompli- 
zierte und sich häufig ändernde Rechtsprechung inner- 
halb der letzten zehn Jahre durch sechs teilweise sehr um- 
fangreiche Anwendungsschreiben um. Aufgrund der 
schwer verständlichen Rechtslage bearbeiteten die 
Finanzämter rund 90 % der geprüften Fälle fehlerhaft. 

Der Bundesrechnungshof hat wegen des hohen Fehleran- 
teils die Abschaffung der Regelung zum Sonderausga- 


benabzug von dauernden Lasten gefordert. Die Beteilig- 
ten können mit einer Vermögensübergabe unter 
Nießbrauchsvorbehalt das gleiche wirtschaftliche Ergeb- 
nis wie bei einer Venuögensübergabe gegen Versorgungs- 
leistungen erreichen. Die steuerliche Behandlung des 
Nießbrauchs unterliegt klaren rechtlichen Vorgaben, ist 
weniger missbrauchsanfällig und erleichtert der Finanz- 
verwaltung die Rechtsanwendung, da im Regelfall nur 
die steuerlichen Verhältnisse des Vermögensübergebers 
zu beurteilen sind. Beim Wegzug ins Ausland unterliegt 
der Nießbrauch beim Vermögensübergeber der Einkom- 
mensteuerpfiicht im Inland. Eine Besteuerungslücke be- 
steht hier im Gegensatz zum geltenden Recht nicht. 

39 Steuermindereinnahmen durch 
Steuerfreiheit für Tabakwaren- 
Deputate 

Steuermindereinnahmen von jährlich rund 6,8 Mio. Euro 
entstehen durch die Steuerbefreiung für Tabakwaren- 
Deputate. Diese Steuervergünstigung widerspricht dem 
Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung. Der 
Bundesrechnungshof regt ihre Abschaffung an. 

Tabakwaren unterliegen grundsätzlich der Tabaksteuer. 
Steuerschuldner ist der Inhaber des Herstellungsbetriebes. 
Von der Steuer befreit sind Tabakwaren, die Hersteller 
unentgeltlich an ihre Beschäftigten abgeben (z. B. 600 Zi- 
garetten monatlich). 

Die Steuerbefreiung stellt eine Ausnahme im Verbrauch- 
steuerrecht dar, für die keine sachlichen Gründe sprechen. 
Deputate für Beschäftigte in vergleichbaren Betrieben 
wie beispielsweise Sektkellereien oder Brennereien sind 
nicht von der Verbrauchsteuer befreit. Das Motiv, Dieb- 
stahl und Unterschlagung zu verhindern, kann die Steuer- 
befreiung ebenfalls nicht rechtfertigen. Selbstaneignung 
führt nämlich nicht zu einem Steuerverlust, da auch delik- 
tisch verursachte Fehlmengen zu versteuern sind. Auch 
vor dem Hintergrund gewandelter Wertentscheidungen 
zum Gesundheitsschutz ist die Steuerbefreiung nicht 
mehr zeitgemäß. 

Der Bundesrechnungshof hält es für geboten, eine Ent- 
scheidung über die Abschaffung der Steuerfreiheit für Ta- 
bakwaren-Deputate herbeizuführen. 

40 Risiko höherer Bundeszuschüsse an 
den Entschädigungsfonds 

Künftig notwendige Bundeszuschüsse an den Entschädi- 
gungsfonds können geringer sein, wenn dem Entschädi- 
gungsfonds alle ihm zustehenden Erlöse aus ehemals in 
der DDR staatlich verwalteten Gmndstücken und Konto- 
guthaben zufiießen, deren Eigentümerinnen und Eigen- 
tümer oder Inhaberinnen und Inhaber sich nicht gemeldet 
haben. Das Bundesamt zur Regelung offener Vermögens- 
fragen (Bundesamt) hat keinen umfassenden Überblick 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-31- 


Drucksache 16/160 


über diese Vermögenswerte. Es hat die Zusage des Bun- 
desministeriums der Finanzen (Bundesministerium) aus 
dem Jahre 1998, die Werte abschließend zu ermitteln, bis- 
her nicht umgesetzt. 

Der Bundesrechnungshof fragte bei ausgewählten Stellen 
in den Ländern und bei Gebietskörperschaften den Stand 
der Ermittlungen ab. Dabei stellte sich heraus, dass diese 
zum Teil noch immer nicht mit den erforderlichen Nach- 
forschungen begonnen hatten. Die Sachstandsabfrage 
zeigte neben Hinweisen auf einige wenige Kontogutha- 
ben 398 Grundstücke auf, die dem Entschädigungsfonds 
zustehen könnten. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium er- 
neut aufgefordert, gegenüber dem Bundesamt darauf hin- 
zuwirken, die in Frage kommenden Vermögenswerte im 
finanziellen Interesse des Entschädigungsfonds und damit 
auch des Bundes kurzfristig und abschließend zu ermit- 
teln sowie dafür zu sorgen, dass der Entschädigungsfonds 
alle ihm zustehenden Erlöse erhält. 

Bundesagentur für Arbeit 

41 Aufwendige Künstlerdienste der 
Bundesagentur für Arbeit 

Die Künstlerdienste der Bundesagentur für Arbeit (Bun- 
desagentur) haben selbstständige Künstlerinnen und 
Künstler in selbstständige Tätigkeiten vermittelt und da- 
mit das gesetzliche Vermittlungsverbot nicht beachtet. 
Die übrigen Vermittlungen in selbstständige Tätigkeiten 
haben nicht dem Abbau von Arbeitslosigkeit gedient, sie 
waren unwirtschaftlich. Darüber hinaus hat die Bundes- 
agentur Programme für kommerzielle Veranstalter gestal- 
tet, obwohl dies über den Vermittlungsauftrag hinausgeht. 
Sie hat sich außerdem besondere Aufwendungen bei der 
Vermittlung von Künstlerinnen und Künstlern nicht von 
den Arbeitgebern erstatten lassen. 

Die Bundesagentur unterhält bundesweit neun Künstler- 
dienste, die im Jahre 2004 über 120 Stellen verfügten. Es 
entstanden Ausgaben für Personal und Sachmittel in 
Höhe von rund 7,6 Mio. Euro. Die Künstlerdienste ver- 
mitteln Artisten, Komödianten, Fotomodelle, Manne- 
quins und Unterhaltungsmusiker. Im Jahre 2004 waren 
dies etwa 77 000 Engagements, von denen mehr als 95 % 
kurzfristig waren. Sie dauerten überwiegend nur wenige 
Stunden. 

Die Bundesagentur darf selbstständige Künstlerinnen und 
Künstler nicht vermitteln, wenn für sie erkennbar isf, dass 
eine selbstständige Tätigkeit begründet werden soll (Ver- 
mittlungsverbot). Die Künstlerdienste vennittelten über- 
wiegend kurzzeitige Engagements, z. B. für Familienfei- 
ern und Betriebsfeste, die alle als selbstständige Tätigkeit 
erkennbar waren. Die Vermittlungskräfte berücksichtig- 
ten dabei nicht, dass die Künstlerinnen und Künstler häu- 
fig dem Kreis der Selbstständigen angehörten. Die übri- 


gen, nicht dem Vermittlungsverbot unterliegenden 
Vermittlungen in selbstständige Tätigkeiten kann die 
Bundesagentur ausführen, wenn sie dem Abbau der Ar- 
beitslosigkeit dienen. Gerade dies erreichen die Künstler- 
dienste mit der Vermittlung in kurzzeitige selbstständige 
Tätigkeiten nicht. Solche Vennittlungen sind weder 
zweckmäßig noch wirtschaftlich. Außerdem gestaltete 
die Bundesagentur für kommerzielle Veransfalter künsfle- 
rische Programme, obwohl dies über den Vermittlungs- 
auftrag hinausgeht. Die Programmgestaltung dient aus- 
schließlich der Vermittlung von Künstlerinnen und 
Künstlern in selbstständige Tätigkeiten und ist unwirt- 
schaftlich. Zudem fördert sie Mitnahmeeffekte, da die 
Veranstalter eigene Aufgaben gewinnbringend auf die 
Bundesagentur verlagern. 

Die Bundesagentur bot bei den Künstlergruppen, die Ar- 
beitnehmerverhältnisse begründeten, ihre intensive Bera- 
tungs- und Vermittlungsdienstleistung unentgeltlich an. 
Sie begleitete Künstler bei ihren Auftritten, um sie zu be- 
gutachten. Dazu nahm sie häufig Termine im Außen- 
dienst wahr, gelegentlich auch im Ausland. Außerdem 
versandte sie Audio- und Werbematerial, produzierte Ka- 
taloge mit Fotomodellen und übernahm teilweise die Ter- 
minplanung der Künstlerinnen und Künstler. Ihre beson- 
deren Aufwendungen ließ sie sich nicht von den 
Arbeitgebern erstatten. 

Der Bundesrechnungshof fordert die Bundesagentur auf, 
künftig 

• auf die Vermittlung von Künstlerinnen und Künstlern 
in selbstständige Tätigkeiten zu verzichten, 

• keine Programme für Private zu gestalten und 

• ihre besonderen Aufwendungen für die Betreuung der 
Künstlerinnen und Künstler gegenüber den Arbeitge- 
bern geltend zu machen. 

42 Möglichkeiten zur Flächenreduzierung 
bleiben ungenutzt 

Die Bundesagentur für Arbeit (Bundesagentur) hat das 
mit der Privatisierung ihres Liegenschaftsbereiches ver- 
bundene Ziel verfehlt, durch reduzierte Büroflächen bei 
187 Dienststellen jährlich 77 Mio. Euro einzusparen. 
Auch vier Jahre nach der Privatisierung ist die von der 
Gebäude-, Bau- und Immobilienmanagement GmbH 
(Baugesellschaft) bewirtschaftete Nettogrundfläche der 
Bundesagentur unverändert. 

Die Bundesagentur privatisierte im Jahre 200 1 ihren Lie- 
genschaftsbereich. Die von der Baugesellschaft bewirt- 
schaftete Nettogrundfläche beträgt seitdem unverändert 
insgesamt 4,3 Mio. qm. Ziel der Privatisierung war u. a., 
durch die Verringerung der Büroflächen jährlich 77 Mio. 
Euro einzusparen. 

Hierzu begrenzte die Bundesagentur für Um- und Neu- 
bauten sowie Neuanmietungen die Büro flächen auf 
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12 qm pro Beschäftigten. Diesen Zielwert legte sie jedoch 
nicht für Bestandsimmobilien fest. Die durchschnittliche 
Bürofläche pro Beschäftigten lag Ende des Jahres 2004 
mit 17,4 qm höher als noch im Jahre 2003 und überstieg 
den Zielwert um 45 %. 

Seit dem Jahre 2002 beauftragte die Bundesagentur die 
Baugesellschaft, Flächenanalysen für zunächst 29 Dienst- 
stellen anzufertigen. Darin wies die Baugesellschaft eine 
Flächenreduzierung von 1 80 000 qm und unter Berück- 
sichtigung von Umbaukosten verminderte Ausgaben in 
Höhe von jährlich 29 Mio. Euro aus. Sie empfahl der 
Bundesagentur, diese Einsparmöglichkeiten zu realisie- 
ren. Dies unterließ die Bundesagentur unter Hinweis auf 
die Planungsunsicherheit im laufenden Reformprozess. 
Sie beauftragte die Baugesellschaft seit Ende des Jahres 
2004 nicht mehr mit Flächenanalysen für weitere Dienst- 
stellen. Zusätzlichen Unterbringungsbedarf deckte sie 
weiterhin durch Neuanmietungen. 

Der Bundesrechnungshof hat dies beanstandet. Er hält es 
für nicht vertretbar, auf Einspamngen in Millionenhöhe 
pauschal zu verzichten, bis der Reformprozess beendet 
ist. Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, dass die 
Umsetzung nahezu aller Reformvorhaben ohnehin mit 
Umbaumaßnahmen in den Agenturen verbunden ist. Des- 
halb hat der Bundesrechnungshof empfohlen, die für 
Neuanmietungen geltenden Zielwerte auch auf Bestands- 
immobilien anzuwenden, weitere Flächenanalysen in 
Auftrag zu geben und Vorschläge zur Flächenreduzierung 
unter Berücksichtigung des Reformprozesses zügig um- 
zusetzen. 

43 Unzureichende Fachaufsicht durch die 
Zentraie der Bundesagentur für Arbeit 

Die Zentrale der Bundesagentur für Arbeit (Zentrale) will 
mit geschäftspolitischen Zielvorgaben die Wirtschaftlich- 
keit der Bundesagentur für Arbeit (Bundesagentur) erhö- 
hen. Dabei hat sie geduldet, dass die Agenturen für Arbeif 
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Auswärtiges Amt 

44 Nicht benötigte Wohnheime des 
Goethe-institutes in indien 
werden geschiossen 

Das Goethe-Institut hat auf Empfehlung des Bundesrech- 
nungshofes zwei nicht benötigte Wohnheime in Pune 
(Indien) geschlossen. Damit werden dauerhaft Sach- und 


(Agenturen) sich aus dem Rechtsstaatsprinzip ableitende 
Anhörungsrechte von Leistungsempfängem nicht ausrei- 
chend berücksichtigten. Sie muss im Rahmen ihrer Fach- 
aufsicht künftig sicherstellen, dass ihr nachgeordneter 
Bereich seine Aufgaben nicht nur wirtschaftlich, sondern 
auch rechtmäßig wahmimmt. 

Die Zentrale führt im Rahmen ihres Reformprozesses ein 
neues Steuerungssystem ein und will mit geschäftspoliti- 
schen Zielvorgaben die Wirtschaftlichkeit der Bundes- 
agentur erhöhen. Bei der Bearbeitung von Anträgen für 
Arbeitslosengeld können die Agenturen Rückforderungs- 
ansprüche aufgrund zu viel erbrachter Leistungen geltend 
machen. Rückforderungsansprüche können gegen neue 
Ansprüche der Leistungsbezieher aufgerechnet werden. 
Mit der Aufrechnung greifen die Agenturen in die Rechte 
der Leistungsbezieher ein. Daher müssen sie zuvor die 
Betroffenen zu den für die Aufrechnung maßgeblichen 
Tafsachen anhören, insbesondere zu den Einkommens- 
und Vermögensverhältnissen. Die Agenturen versäumten 
in etwa der Hälfte der geprüften Fälle die erforderliche 
Anhömng. Sie übergingen damit die Rechte der Betroffe- 
nen, die sich aus dem Rechtsstaatsprinzip ableiten. 

Die Bundesagentur räumte die Versäumnisse ein. Dies sei 
auf einen Zielkonflikt in den Agenturen zurückzuführen. 
Die Agenturen hätten ihre Arbeitsbelastung bei Aufrech- 
nungen möglichst gering halten wollen, um die von der 
Zentrale festgelegten Zielvorgaben für wirtschaftliches 
Verwaltungshandeln einhalten zu können. Die Bundes- 
agentur erklärte weiter, die Agenturen und Regionaldirek- 
tionen hätten durch Fach- und Rechtsaufsicht selbst dafür 
zu sorgen, dass neben geschäftspolitischen Zielen die ge- 
setzlichen Vorgaben eingehalten werden. 

Der Bundesrechnungshof fordert die Zentrale auf, ihre 
Fachaufsichtspflicht wahrzunehmen und selbst gegenzu- 
steuem, damit die Agenturen und Regionaldirektionen 
ihre gesetzlichen Aufgaben sowohl in vollem Umfang als 
auch wirtschaftlich wahmehmen. Nur so kann sie sicher- 
stellen, dass intern festgelegte Zielvorgaben mit gesetz- 
lichen Vorgaben übereinstimmen. 


Personalkosten eingespart. Ein Wohnheimgrundstück mit 
einem Wert von über 4 Mio. Euro kann verkauft werden. 

Das Goethe-Institut betrieb in Pune zwei Wohnheime für 
Studierende. Diese waren nicht voll belegt, da es ausrei- 
chend andere Unterbringungsmöglichkeiten gab. Die Ein- 
nahmen des Wohnheimbetriebes deckten die Kosten zu 
weniger als 50 %. Das Goethe-Institut sah keine Möglich- 
keit, die Heime kostendeckend zu betreiben und musste 
jährlich 70 000 Euro ausgleichen. 
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Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, die Wohnheime 
zu schließen. Das Auswärtige Amt ist der Anregung des 
Bundesrechnungshofes gefolgt. 

45 Auswärtiges Amt reduziert 
Weihnachtsgeld für Lehr- 
kräfte im Ausland 

Auf Empfehlung des Bundesrechnungshofes hat das Aus- 
wärtige Amt die jährliche Sonderzahlung, das so ge- 
nannte Weihnachtsgeld, für Lehrkräfte im Ausland redu- 
ziert. Es spart damit jährlich 1,65 Mio. Euro. 

Das Auswärtige Amt fordert die schulische Arbeit im 
Ausland und finanziert in Deutschland beurlaubte Lehr- 
kräfte an ausländischen Schulen. Der Bundesrechnungs- 
hof hat beanstandet, dass die Lehrkräfte im Ausland seit 
dem Jahre 1999 höhere jährliche Sonderzahlungen erhiel- 
ten als vergleichbare Bundesbedienstete. Das Auswärtige 
Amt folgte der Anregung des Bundesrechnungshofes und 
passte die Sonderzahlung im Jahre 2004 den Regelungen 
für Bundesbediensfete an. 

Bundesministerium des Innern 

46 Bereinigte Verwaltungsvorschriften des 
Bundes werden in einer Datenbank 
zusammengefasst 

Auf Anregung des Bundesrechnungshofes errichtet das 
Bundesministerium des Innern (Bundesministerium) eine 
zentrale Datenbank mit den bereinigten, das heißt, die auf 
ihre Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit überprüften 
Verwaltungsvorschriften des Bundes. 

Das Bundesministerium hob im Zuge einer Bereinigung 
etwa 20 % der Verwaltungsvorschriften in seinem Zu- 
ständigkeitsbereich auf und stellte den verbliebenen Nor- 
menbestand in eine zentrale Datenbank ein. Alle anderen 
Ressorts sind nun aufgefordert, ihre bereinigten Normen- 
bestände ebenfalls in die Datenbank einzubringen. Ziel 
der Bundesregierung ist es, das Gesamtvorhaben bis 
August 2006 abzuschließen. Nicht in die Datenbank auf- 
genommen werden Verschlusssachen und Regelungen zur 
polizeilichen Gefahrenabwehr. Abgesehen von fest defi- 
nierten Ausnahmen entsteht mit der „Datenbank Verwal- 
tungsvorschriften Bund“ ein Verzeichnis des gesamten 
für die Verwaltung geltenden untergesetzlichen Normen- 
bestandes. 

Der Bundesrechnungshof sieht in der Datenbank einen 
Meilenstein auf dem Weg zu einem vollständigen Be- 
stands- und Gültigkeitsverzeichnis aller Verwaltungsvor- 
schriften des Bundes. Auf Sonderbestände oder Neben- 
verzeichnisse sollte die Bundesregiemng bei der Pflege 
und Weiterentwicklung der Datenbank schrittweise ver- 
zichten. Das Modell sollte über reine Verwaltungsvor- 


schriften hinaus auch auf weitere Regelungsbereiche wie 
das Gebührenrecht erstreckt werden. 

47 Qualität der Beihilfebearbeitung 
verbessert und Verfahren 
vereinfacht 

Das Bundesministerium des Innern (Bundesministerium) 
wird die Qualität der Beihilfebearbeitung verbessern. 
Durch eine Gesetzesänderung will es das Verwaltungs- 
verfahren vereinfachen. Schließlich wird es das Beihilfe- 
recht auf der Grundlage verlässlicher Strukturdaten fort- 
entwickeln. 

Beamtinnen und Beamte haben gegenüber dem Dienst- 
herm Anspruch auf Beihilfen für ihre Aufwendungen im 
Krankheitsfall. Dieser Anspruch ist in den Beihilfe- 
vorschriften des Bundes geregelt. Das Bundesministe- 
rium ist auf Bundesebene für die Beihilfe gmndsätzlich 
zuständig. Damit hat es das Beihilferecht fortzuentwi- 
ckeln und dafür zu sorgen, dass es einheitlich angewendet 
wird. 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, dass den Bei- 
hilfestellen ergänzende Vorschriften und Durchführungs- 
hinweise fehlten. Darüber hinaus lagen dem Bundes- 
ministerium keine zuverlässigen Daten über die Zusam- 
mensetzung und Entwicklung der Beihilfeausgaben vor. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium be- 
raten, wie es 

• eine einheitliche, rechtssichere und fehlerfreie Bear- 
beitung der Beihilfe gewährleisten sowie 

• den Verwaltungsaufwand und die Mitwirkungspflich- 
ten der Beihilfeberechtigten reduzieren kann. 

Gleichzeitig hat er aufgezeigt, wie es seine Datenbank 
weiter aufbauen und für die Fortentwicklung des Beihil- 
ferechts nutzen kann. 

Das Bundesministerium will die Empfehlungen des Bun- 
desrechnungshofes Umsetzen. Mit zeitnahen ergänzenden 
Vorschriften und Durchführungshinweisen wird es auf 
eine einheitliche Rechtsanwendung hinwirken. Das Ver- 
fahren will es durch eine Gesetzesänderung vereinfachen. 
Schließlich wird es das Beihilferecht auf der Grundlage 
verlässlicher Strukturdaten fortentwickeln. Der Bundes- 
rechnungshof wird beobachten, wie das Bundesministe- 
rium seine Vorschläge umsetzt. 

48 Vollzugsbedienstete der Bundespolizei 
angemessen an den Ausgaben für ihre 
Gesundheitsfürsorge beteiiigen 

Heilfürsorgeberechtigte Vollzugsbeamtinnen und Voll- 
zugsbeamte der Bundespolizei sollen sich künftig stärker 
mit Zuzahlungen und Eigenanteilen an den Ausgaben für 
ihre Gesundheifsfürsorge beteiligen. Damit werden die 
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Reformen im Gesundheitswesen - entsprechend einer 
Entschließung des Deutschen Bundestages - wie bei den 
beihilfeberechtigten Bundesbediensteten wirkungsgleich 
übertragen. 

Diese wirkungsgleiche Übertragung der Reformen im 
Gesundheitswesen auf die Heilfürsorge fehlte bisher. So 
zahlten Heilfürsorgeberechtigte z. B. keine Praxisgebühr. 
Auch Zuzahlungen bei stationärem Krankenhausaufent- 
halt sowie für Zahnersatz entsprachen nicht dem von Bei- 
hilfeberechtigten zu tragenden Eigenanteil. 

Der Bundesrechnungshof hält eine wirkungsgleiche 
Übertragung der Reformen nur dann für gegeben, wenn 
auch die Zuzahlungen sowie die Praxisgebühr für die 
Heilfürsorgeberechtigten entsprechend den Regelungen 
für die Beihilfeberechtigten eingeführt werden. Die vom 
Bundesministerium des Innern (Bundesministerium) vor- 
gesehene Novellierung der Heilfürsorgevorschriften für 
Vollzugsbeamtinnen und Vollzugsbeamte der Bundespo- 
lizei berücksichtigt die wesentlichen Empfehlungen des 
Bundesrechnungshofes. Das Bundesministerium sollte 
die Regelungen alsbald in Kraft setzen. 

49 Effizientere Arbeitsweise der inneren 
Dienste von Zuwendungsempfängern 
des Bundes mögiich 

Innere Dienste von Zuwendungsempfängem des Bundes 
wie beispielsweise Registraturen oder Fahrbereitschaften 
können effizienter und kostengünstiger arbeiten. Dazu 
müssen die Zuwendungsempfänger ihre Inneren Dienste 
besser organisieren und auf den erforderlichen Umfang 
begrenzen. Einige Aufgaben können unter bestimmten 
Voraussetzungen private Dienstleister übernehmen. 

Bei rund 200 vom Bund institutionell geförderten Zuwen- 
dungsempfängem waren im Jahre 2003 insgesamt mehr 
als 65 000 Beschäftigte tätig. Über ein Zehntel davon ar- 
beitete im Inneren Dienst, dessen Servicefunktionen die 
Einrichtungen bei ihren Kemaufgaben unterstützen. Die 
Ausgaben für diese Inneren Diensfe betragen jährlich 
über 300 Mio. Euro. 

Zu den Aufgaben des Inneren Dienstes gehören beispiels- 
weise das gesamte Postwesen sowie Boten-, Schreib-, 
Registratur- und Fahrdienste. Diese Dienste können effi- 
zienter arbeiten, wenn die Zuwendungsempfänger die Ar- 
beifsabläufe straffen, das Personal flexibel einsetzen und 
Hierarchien abbauen. Vor allem im Pfortendienst, im 
Postwesen und bei der Fahrbereitschaft können externe 
Anbieter Aufgaben unter bestimmten Voraussetzungen 
kostengünstiger wahmehmen. Die Bedeutung des Inneren 
Dienstes als maßgeblicher Kostenfaktor ist noch stärker 
zu berücksichtigen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Bundesministerien bera- 
ten, mit welchen Maßnahmen die Inneren Dienste bei den 
Zuwendungsempfängem nachhaltig optimiert werden 
können. Auf diese Weise können die Einrichtungen auch 


ihre Kemaufgaben quantitativ und qualitativ besser erfül- 
len und Geld sparen. 

50 Poststellen in Verwaltungen als 
Kostenfaktor oft unterschätzt 

Verwaltungen können ihre Aufgaben nur dann bestmög- 
lich erfüllen, wenn sie Schriftstücke wirtschaftlich erstel- 
len und termingerecht und kostengünstig an die Adressa- 
ten übermitteln. Gerade Verwaltungen mit großem 
Postaufkommen können Kosten senken, wenn sie ihre 
Postbearbeitung besser organisieren. 

Der Bundesrechnungshof untersuchte die Arbeitsabläufe 
verwaltungseigener Poststellen bzw. Rechenzentren, die 
jährlich zwischen 350 000 und 36 Millionen Poststücke 
produzierten und versandten. Die Verwaltungen übersa- 
hen, dass sie die Poststellen nicht isoliert betrachten dür- 
fen, sondern den Gesamtprozess beginnend bei der Pro- 
dukterstellung in den Fachabteilungen bis zum Versand 
an die Kunden untersuchen müssen. Nur so können mög- 
liche Optimierungspotenziale vollständig erkannt, umge- 
setzt und erhebliche Kosten eingespart werden. Auch ex- 
terne Kostenfaktoren sind nachhaltig beeinflussbar, wenn 
die Verwaltungen die Tarifbedingungen von Logistikunter- 
nehmen bereits bei der Produkterstellung berücksichtigen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Bundesministerien bera- 
ten, wie die Postausgangserstellung und -Verarbeitung 
wirtschaftlich und in angemessener Qualität bewältigt 
werden kann. Anhand seiner Empfehlungen und Hin- 
weise sollen die Verwaltungen selbst überprüfen, welche 
Schwachstellen bei ihnen bestehen und sie beseitigen. 

51 Verbesserte Gehaltsabrechnung bei 
Zuwendungsempfängern des Bundes 
kann Kosten senken 

Durch verbesserte Verfahren bei der Berechnung und 
Zahlung der Gehälter können die Zuwendungsempfänger 
des Bundes ihre Verwaltungskosten senken und den Bun- 
deshaushalt entlasten. 

Die Zuwendungsempfänger des Bundes nutzen für die 
Berechnung und Zahlung der Gehälter ihrer Bediensteten 
vier verschiedene Verfahren: weitgehend manuell, mit 
einfacher Gehaltsabrechnungs-Software, mit Hilfe pro- 
fessioneller IT- Verfahren oder in Zusammenarbeit mit 
Dienstleistem. Welche Verfahren sie anwenden, hängt u. a. 
von der Anzahl ihrer Beschäftigten ab. 

Abhängig vom gewählten Verfahren lassen sich in ver- 
schiedenen Arbeitsphasen überflüssige Arbeitsschritte 
vermeiden, die IT-Unterstützung verbessern oder der Ab- 
stimmungsaufwand vermindern. Durch einschlägige Or- 
ganisations- und Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen können 
die geeigneten Gehaltsabrechnungsverfahren ermittelt 
werden. 

Der Bundesrechnungshof hat die Schwachstellen der ein- 
zelnen Verfahren analysiert und konkrete Verbesserungs- 
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möglichkeiten aufgezeigt. Er hat den Bundesministerien 
empfohlen, die Zuwendungsempfanger anzuhalten, ihre 
Gehaltsabrechnung gemäß seinen Empfehlungen zu opti- 
mieren. 

52 Einführung des papierarmen Büros 
sorgfäitig pianen 

Bevor sie papierarme Büros einführen, müssen Behörden 
ihre Arbeitsabläufe untersuchen und die Schritte hin zur 
elektronischen Akte sorgfältig planen. Sie sollten ihre 
Ziele klar definieren und Kosten und Nutzen der IT-ge- 
stützten Vorgangsbearbeitung abwägen. 

Seit Mitte der 90er-Jahre streben viele Bundesbehörden 
an, ihre Geschäftsvorgänge vollständig IT-gestützt zu be- 
arbeiten und Akten nur noch elektronisch zu führen. Der 
Bundesrechnungshof hat die Bundesministerien beraten, 
wie sie diese Maßnahmen zur Verwaltungsmodemisie- 
mng erfolgreich einführen können. 

Die Koordiniemngs- und Beratungsstelle der Bundesregie- 
mng für Informationstechnik in der Bundesverwaltung im 
Bundesministerium des Innern (KBSt) veröffentlichte im 
Jahre 1999 das zwischenzeitlich fortgeschriebene Kon- 
zept „Papierarmes Büro“. Das Konzept dient Behörden als 
Hilfestellung bei entsprechenden Projekten. Es entbindet 
sie aber nicht davon, immer selbst ihre Verwaltungsab- 
läufe zu analysieren, ihre spezifischen Anforderungen an 
die Software zu definieren und in ein eigenes Organisa- 
tionskonzept umzusetzen. 

Die Einführung papierarmer Büros scheiterte häufig oder 
musste nachgebessert werden, weil viele Behörden das 
Konzept der KBSt falsch verstanden und die organisatori- 
schen Voraussetzungen der IT-gestützten Vörgangsbear- 
beitung nicht hinreichend berücksichtigten, ln der Regel 
fiel Mehraufwand an, dem kein entsprechender Nutzen 
gegenüber stand. 

Die KBSt hat die Ergebnisse des Bundesrechnungshofes 
bestätigt, ergänzt und seine Empfehlungen unterstützt. Ihr 
fortgeschriebenes Konzept „Papierannes Büro“ hat sie 
um einen Projektleitfaden für die Einführung der IT-ge- 
stützten Vörgangsbearbeitung erweitert. 

Bundesministerium der Justiz 

53 Unwirtschaftiiche Leasingverträge für 
iT-Arbeitspiatzausstattung gekündigt 

Das Bundesministerium der Justiz (Bundesministerium) 
wird auf Anregung des Bundesrechnungshofes seine 
derzeitige Praxis, IT-Arbeitsplatzausstattung (derzeit 
750 Rechner) zu leasen und alle drei Jahre auszutau- 
schen, aufgeben. Es wird seine Computer künftig wieder 
kaufen und mindestens fünf Jahre nutzen. Dadurch wird 
es jährlich bis zu 150 000 Euro einsparen. 

Das Bundesministerium hat ferner angekündigt, für sei- 
nen Geschäftsbereich, in dem über 4 000 Coiuputer ein- 


gesetzt werden, vergleichbare Vorgaben zu entwickeln. 
Dies lässt entsprechend höhere Einsparungen erwarten. 

Bundesministerium der Finanzen 

54 Aufgaben der Bundeswertpapier- 
verwaltung privatisieren 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, die nicht ho- 
heitlichen Aufgaben der Bundeswertpapierverwaltung 
(BWpV), das Privatkundengeschäft luit Bundeswertpa- 
pieren und den Münzversand, auf private Unternehmen 
zu übertragen. Anschließend soll die Behörde aufgelöst 
werden. Das Bundesministeriuiu der Finanzen (Bundes- 
ministerium) hat in einem ersten Schritt die Privatisierung 
des Münzversandes eingeleitet. 

Im Rahmen ihres Privatkundengeschäfts verkauft, ver- 
wahrt und verwaltet die BWpV Bundeswertpapiere für 
Privatanleger gebührenfrei. Sie unterhält dazu ein Ser- 
vice-Center und ermöglicht Intemet-Banking. Zusätzlich 
versendet sie Sammler- und Gedenkmünzen. Die BWpV 
hat mnd 400 Beschäftigte und gibt jährlich Haushaltsmit- 
tel von 27 Mio. Euro aus. 

Das Bundesministerium will dem Vorschlag des Bundes- 
rechnungshofes folgen und die Behörde auflösen sowie 
den Münzversand privatisieren. Es hat auch entschieden, 
das Privatkundengeschäft und Teile des Personals der 
BWpV auf die Bundesrepublik Deutschland - Finanz- 
agentur GmbH (Finanzagentur) zu übertragen. Die Fi- 
nanzagentur, die vollständig dem Bund gehört, betreibt 
dessen Schuldenmanagement. 

Mit der Übemahtue des Münzversandes durch private 
Untemehruen wird der Bundeshaushalt entlastet. Das 
dient auch dem Bürokratieabbau. Der Bundesrechnungs- 
hof sieht die Übernahme des Privatkundengeschäfts 
durch die Finanzagentur nur als Zwischenschritt an. Die 
gebotene Übertragung auf private Finanzdienstleistungs- 
untemehmen darf als Ziel nicht aus den Augen verloren 
werden. 

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 

55 Beschleunigte Einführung eines 
modernen Datenbanksystems für 
EG-Richtliniencontrolling 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (Bun- 
desministerium) will auf Empfehlung des Bundesrech- 
nungshofes beschleunigt ein modernes Datenbanksystem 
einführen. Dies soll es dem Bundesruinisteriuru erleich- 
tern, die Umsetzung von Richtlinien der Europäischen 
Gemeinschaften zu koordinieren. Bisher hatte sich das 
Bundesministerium einer veralteten Datenbank bedient, 
die wesentlichen Anforderungen für eine wirksame Fris- 
tenkontrolle nicht erfüllte. Da Deutschland wegen der 
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verspäteten Richtlinienumsetzung erhebliche Zwangs- 
geldzahlungen drohten, war eine Verbesserung der Fris- 
tenkontrolle dringend geboten. 

Bundesministerium für Verbraucherschutz, 
Ernährung und Landwirtschaft 

56 45 Mio. Euro Sondervermögen des 
Bundes in den Bundeshaushait 
vereinnahmt 

Der Haushaltsgesetzgeber hat für das Haushaltsjahr 2005 
einmalig 45 Mio. Euro aus dem Zweckvermögen bei der 
Landwirtschaftlichen Rentenbank vereinnahtut, weil für 
das aus detu Bundeshaushalt ausgegliederte Sonderver- 
mögen keine gesetzliche Grundlage mehr bestand. Auf 
diese Einnahruemöglichkeit hatte der Bundesrechnungs- 
hof im Haushaltsaufstellungsverfahren hingewiesen. Der 
Bund hat diesen Betrag im Bundeshaushalt eingespart. 

Die Landwirtschaftliche Rentenbank verwaltet treuhän- 
derisch für den Bund ein Zweckvermögen, das dazu die- 
nen soll, auf eine verbesserte Agrarstruktur hinzuwirken. 
Das Zweckvermögen belief sich am 3 1 . Dezember 2004 
auf 110 Mio. Euro. Mit dem Gesetz zur Änderung der In- 
solvenzordnung und anderer Gesetze vom 26. Oktober 
2001 (BGBl. 1 S. 2710) wurde das Enichtungsgesetz für 
das Zweckvermögen aufgehoben. 

Das Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernäh- 
rung und Landwirtschaft hatte den nicht durch Förderzu- 
sagen gebundenen Teil des Zweckvermögens in Höhe 
von 45 Mio. Euro im Zuge des Aufstellungsverfahrens 
für den Bundeshaushalt 2005 als Einnahme eingestellt. 
Der Bundesrechnungshof wies daraufhin, dass es sich bei 
dem Zweckvermögen um ein Sondervermögen des Bun- 
des handelt, das einer gesetzlichen Grundlage bedarf Da 
der Bund das entsprechende Gesetz für das Zweckvermö- 
gen aufgehoben hatte, konnte er den Teilbetrag von 
45 Mio. Euro zweckgebunden in den Bundeshaushalt zu- 
rückführen. 

Der Gesetzgeber hat den Hinweisen des Bundesrech- 
nungshofes folgend für das Haushaltsjahr 2005 einmalig 
45 Mio. Euro aus dem Zweckvermögen vereinnahmt und 
im Bundeshaushalt eingespart. Der Gesetzgeber hat außer- 
detu für das bei der Landwirfschaftlichen Rentenbank ver- 
bleibende Zweckvermögen die erforderliche gesetzliche 
Grundlage geschaffen (Gesetz über das Zweckvermögen 
des Bundes bei der Landwirtschaftlichen Rentenbank und 
zur Änderung des Gesetzes über die Landwirlschaftliche 
Rentenbank vom 12. August 2005, BGBl. 1 S. 2363). 

Bundesministerium für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen 

57 Ausgieichszahiungen des Bundes 
für Bahnübergänge reduziert 

Nach Empfehlungen des Bundesrechnungshofes hat das 
Eisenbahn-Bundesamt (Bundesarut) die Ausgleichszah- 


lungen des Bundes für Bahnübergänge um jährlich rund 
2 Mio. Euro gekürzt. 

Die Eisenbahnen tragen die Kosten für den Betrieb und 
die Unterhaltung der Bahnübergänge. Die Baulastträger 
der kreuzenden Straßen beteiligen sich daran nicht. Als 
Ausgleich dafür ersfatfef der Bund den Eisenbahnen 50 % 
ihrer Kosten, was jährlich rund 80 Mio. Euro ausmacht. 

Der Bundesrechnungshof hat die Kostenansätze der Eisen- 
bahnen beanstandet und dem Bundesamt empfohlen, diese 
zu überprüfen und anzupassen. 

Das Bundesamt ist den Etupfehlungen gefolgt. Es hat die 
Berechnungsgrundlagen geändert und insbesondere die 
Ansätze für die Verwaltungskosten der Eisenbahnen redu- 
ziert. Dadurch verringern sich die jährlichen Ausgleichs- 
zahlungen des Bundes an die Eisenbahnen um rund 
2 Mio. Euro. 

58 Weitergabe nachträglicher Preis- 
nachlässe an den Bund erreicht 

Nachträgliche Preisnachlässe beim Schienenwegebau sind 
zu Unrecht nicht an den Bund weitergereicht worden. Auf 
Empfehlung des Bundesrechnungshofes hat das Eisenbahn- 
Bundesamt (Bundesamt) ungerechtfertigt beanspruchte 
Bundesmittel zurückgefordert und von zwei Eisenbahn- 
infrastruktumntemehruen (Untemehruen) 1,1 Mio. Euro er- 
halten. 

Der Bund finanziert den Ausbau seiner Schienenwege 
durch Zuwendungen an die Unternehmen. Wenn die Un- 
ternehmen beim Materialeinkauf nachträgliche Preis- 
nachlässe erzielen, müssen sie diese an den Bund weiter- 
reichen. 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, dass die Unter- 
nehmen nachträgliche Preisnachlässe dem Bundesamt 
nicht gemeldet hatten. Er hat dem Bundesamt empfohlen, 
die Preisnachlässe zu ermitteln, damit dem Bund keine 
Vermögensnachteile entstehen. 

Das Bundesamt ist den Empfehlungen des Bundesrech- 
nungshofes gefolgt und hat bei zwei Unternehmen nicht 
geiueldete Preisnachlässe festgestellt. Es hat die unge- 
rechtfertigt beanspruchten Bundesmittel zurückgefordert 
und von den Unternehmen 1,1 Mio. Euro erhalten. 

59 Eisenbahn-Bundesamt fordert unzuläs- 
sig verwendete Bundesmittel für den 
Ausgleich von Eingriffen in die Natur 
zurück 

Das Eisenbahn-Bundesamt (Bundesamt) wird Zuwendun- 
gen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in Höhe von 
3,6 Mio. Euro zurückfordem, die ein Eisenbahninfra- 
strukturuntemehiuen (Unternehmen) unzulässig verwen- 
det hat. Es will die Mittelverwendung für solche Maßnah- 
men künftig stärker prüfen. Das Bundesamt folgte daruit 
Etupfehlungen des Bundesrechnungshofes. 
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Beim Bau der Schienenwege des Bundes entstehen Ein- 
griffe in die Natur, die z. B. durch Aufforstungen auszu- 
gleichen sind. Der Bund übernimmt dabei Kosten für den 
Grunderwerb und die Herrichtung der Flächen, während 
die Unternehmen Maklergebühren und die laufenden Un- 
terhaltungsaufwendungen zu tragen haben. 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, dass ein Unter- 
nehmen Grundstücke zu überhöhten Preisen erworben 
hatte. Zudem hatte es Bundesmittel unzulässig für Mak- 
lergebühren und den laufenden Unterhalt verwendet. Er 
hat dem zuständigen Bundesamt empfohlen, die Aus- 
gleichs- und Ersatzmaßnahmen intensiver als bisher zu 
prüfen und unzulässig eingesetzte Bundesmittel zurück- 
zufordem. 

Das Bundesamt hat die Anregungen des Bundesrech- 
nungshofes aufgenommen. Es deckte weitere Fälle unzu- 
lässig verwendeter Bundesmittel auf und wird insgesamt 
3,6 Mio. Euro zurückfordem. Das Bundesamt hat zudem 
zugesagt, die Empfehlungen des Bundesrechnungshofes 
zur Verbesserung der Kontrolle künftiger Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen umzusetzen. 

60 Unzulässig einbehaltene Hochwasser- 
hilfen von Eisenbahninfrastruktur- 
unternehmen zurückgefordert 

Die Eisenbahninfrastrukturuntemehmen (Unternehmen) 
haben rund 70 Mio. Euro Bundesmittel für die Beseiti- 
gung von Hochwasserschäden unberechtigt in Anspmch 
genommen, da die betreffenden Schäden durch Versiche- 
mngsleistungen abgedeckt waren. Das Bundesministe- 
rium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (Bundes- 
ministerium) hat diese Mittel zurückgefordert. 

Der Bund übernahm die Kosten für Hochwasserschäden, 
die im Jahre 2002 an der Eisenbahninfrastruktur entstan- 
den waren. Ausgeschlossen waren versicherte Schäden. 
Ein Versicherer sagte einen Pauschalbetrag von 150 Mio. 
Euro zu. Das Eisenbahn-Bundesamt (Bundesamt) ver- 
langte, den Betrag anteilig auf die vom Bund ersetzten 
Schäden anzurechnen und forderte einen Betrag von rund 
70 Mio. Euro zurück. Die Muttergesellschaft der Unter- 
nehmen wandte ein, die Versicherungsleistungen würden 
nicht zum Ersatz von Infrastrukturschäden verwendet. Sie 
könne frei über die Aufteilung der Leistungen entschei- 
den, da sie Versicherungsnehmerin sei und nicht die Unter- 
nehmen. Damit sei sie nicht verpflichtet, dem Bund pau- 
schale Versichemngsleistungen anteilig zugute zu bringen. 
Das Bundesministerium wollte wegen der angespannten 
Finanzlage der Eisenbahnen zunächst auf die Rückforde- 
mng verzichten und bat das Bundesministerium der Fi- 
nanzen um Zustimmung. 

Da die Einwendungen des Mutteruntemehmens unbe- 
achtlich waren und die gesetzlichen Voraussetzungen für 
einen Fordemngsverzicht nicht Vorlagen, hat der Bundes- 
rechnungshof empfohlen, die Rückforderung durchzuset- 
zen. Das Bundesministerium hat daraufhin von dem be- 
absichtigten Forderungs verzieht Abstand genommen. Es 


hat das Bundesamt aufgefordert, den Betrag mit laufen- 
den Zuwendungen des Bundes zu verrechnen. 

Bei zukünftigen Schadensfällen sollte durch eindeutige 
Vereinbarungen sichergestellt werden, dass Versiche- 
rungsleistungen von den Untemehruen gerueldet und an- 
teilig auf Hilfen des Bundes angerechnet werden. 

61 Fristgerechte Anwendung inter- 
nationaler Rechnungslegungs- 
vorschriften bei einem Bundes- 
unternehmen sichergestellt 

Ein Unternehmen itu Mehrheitsbesitz des Bundes hat sein 
Rechnungswesen urugestellt, damit es seinen Jahresab- 
schluss zum 3 1 . Dezetuber 2005 nach internationalen 
Standards aufstellen kann. Das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen hat es auf Empfeh- 
lung des Bundesrechnungshofes dazu aufgefordert. Die 
bislang vom Unternehmen erst für Ende des Jahres 2007 
vorgesehene Umstellung der Rechnungslegung auf inter- 
nationale Standards widerspricht einer Verordnung der 
Europäischen Gemeinschaft. Eine verspätete Urustellung 
hätte detu Ansehen des Unternehmens schaden und sich 
negativ auf seine Kreditwürdigkeit und sein Kreditrating 
auswirken können. 

62 Stilllegung eines Schiffshebewerkes 
spart dem Bund fast 9 Mio. Euro 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungs- 
wesen (Bundesministerium) hat veranlasst, das Schiffshe- 
bewerk Rothensee still zu legen. Der Bundesrechnungshof 
hatte dies etupfohlen, da der Weiterbetrieb nach der Fer- 
tigstellung der Schleuse Rothensee nicht notwendig ist. 
Dadurch können fast 9 Mio. Euro eingespart werden. 

Das Schiffshebewerk Rothensee verbindet parallel zu der 
im Jahre 2001 eingeweihten gleichnamigen Schleuse die 
Elbe und die Magdeburger Häfen mit dem Mittellandka- 
nal. Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung (Verwaltung) 
plante die Grundinstandsetzung des Schiffshebewerkes 
Rothensee, um die Anlage noch 17 Jahre weiter zu betrei- 
ben. Sie ging aufgrund einer überholten Verkehrprognose 
davon aus, dass die Leistungsfähigkeit der neuen Schleuse 
Rothensee überschritten werden könnte. 

Der Bundesrechnungshof wies anhand einer aktuellen 
Verkehrsprognose nach, dass auch künftig die Kapazität 
der Schleuse allein ausreichen wird, um den anfallenden 
Verkehr zu bewältigen. Der Weiterbetrieb des Schiffshe- 
bewerkes hätte Kosten in Höhe von fast 9 Mio. Euro ver- 
ursacht. 

Der Bundesrechnungshof hat die Planung der Verwaltung 
beanstandet und etupfohlen, das Schiffshebewerk still zu 
legen. Das Bundesministeriuru hat die Etupfehlung be- 
rücksichtigt und die Verwaltung entsprechend angewie- 
sen. 
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63 Über 4 Mio. Euro Einsparungen 
bei Querungshiifen für Wiidtiere 


Der Bund spart 4,2 Mio. Euro durch kleinere Querungs- 
hiifen für Wildtiere beim Bau der Bundestraße (B) 178 n. 

Nach dem Bundesnaturschutzgesetz sind beim Straßen- 
bau vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft zu unterlassen. Daher werden Querungshiifen 
für Wildtiere in Form von Brücken, Unterführungen oder 
Durchlässen gebaut. Sie dienen der Verbindung des Land- 
schaflsraumes und erleichtern es Wildtieren, Straßen zu 
queren. 

Der Bundesrechnungshof hat die Planung von Querungs- 
hiifen beim Bau der B 178 n von Löbau nach Zittau ge- 
prüft. Er hat beanstandet, dass die Straßenbauverwaltung 
des Freistaates Sachsen den Grundsatz wirtschaftlichen 
und sparsamen Bauens gegenüber Belangen des Natur- 
und Landschaftsschutzes vernachlässigte. 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen und die Straßenbauverwaltung des Freistaa- 
tes Sachsen haben auf Empfehlung des Bundesrech- 
nungshofes die Planung überprüft. Sie werden auf den 
Bau einer Querungshilfe für Wildtiere verzichten und die 
Abmessungen weiterer Bauwerke deutlich verringern. 
Der Bund spart dadurch 4,2 Mio. Euro. 

64 Verzicht auf Landschaftstunnel spart 
10 Mio. Euro 


Durch den Verzicht auf einen unnötigen Landschaftstun- 
nel konnten beim Bau der Bundesautobahn (BAB) A 17 
Baukosten von 10 Mio. Euro und jährliche Betriebskos- 
ten von 150 000 Euro vermieden werden. 

Zuständig für die Planung und den Bau der BAB A 17 
von Dresden nach Prag ist im Auftrag des Bundes und der 
sächsischen Straßenbauverwaltung die Deutsche Einheit 
Femstraßenplanungs- und -bau GmbH (DEGES). Auf- 
grund von Forderungen eines Umweltschutzvereins und 
eines Umweltfachamtes erwog die Planfeststellungsbe- 
hörde, einen zusätzlichen Landschaftstunnel als Auflage 
in den Planfeststellungsbeschluss aufzunehmen. Der Bau 
des Tunnels hätte 10 Mio. Euro gekostet und jährliche 
Betriebskosten von 150 000 Euro verursacht, die jeweils 
etwa zur Hälfte der Bund und die Europäische Gemein- 
schaft hätten tragen müssen. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bauvorhaben bereits im 
Planungsstadium geprüft und bei seinen örtlichen Erhe- 
bungen die DEGES in ihrer Auffassung bestärkt, dass die 
Begründung für den zusäfzlichen Tunnel nicht stichhaltig 
war. Er hat das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen und die DEGES dabei unterstützt, das 
Ansinnen der Planfeststellungsbehörde zurückzuweisen. 
Diese sah schließlich davon ab, den Landschaftstunnel in 
ihren Planfeststellungsbeschluss aufzunehmen. 


65 Rückforderungen in Millionenhöhe auf- 
grund fehlerhafter Lohngleitklauseln 

Fehler bei der Anwendung der Lohngleitklausel bei Stra- 
ßenbauverträgen des Bundes haben zu ungerechtfertigten 
Zahlungen geführt, ln den geprüften Fällen sind mehr als 
11 Mio. Euro zurückzufordem. 

Bei länger dauernden Straßenbaumaßnahmen des Bundes 
können die im Auftrag des Bundes handelnden Straßen- 
bauverwaltungen der Länder und die Deutsche Einheit 
Femstraßenplanungs- und -bau GmbH (Straßenbauver- 
waltungen) in den Bauverträgen eine Lohngleitklausel 
vereinbaren. Steigen die Löhne, wird die Vergütung ent- 
sprechend angepasst. 

Der Bundesrechnungshof hat eine Vielzahl von Verträgen 
mit überhöhten oder unzulässigen Änderungssätzen und 
nicht maßgebenden Stundenlöhnen beanstandet und die 
Rückforderung der Überzahlungen an die Auftragnehmer 
verlangt. Allein bei den vom Bundesrechnungshof ge- 
prüften Verträgen handelt es sich insgesamt um mehr als 
11 Mio. Euro. 

Zur nachhaltigen Erhöhung der Bearbeitungsqualität hat 
der Bundesrechnungshof insbesondere empfohlen, die 
mit der Vergabe von Bauaufträgen beauftragten Bediens- 
teten der Straßenbauverwaltungen speziell zur Problema- 
tik der Lohngleitklausel fortzubilden. 

66 Vorschlag zur Neuordnung der Verwal- 
tung der Bundesfernstraßen 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes als Bundesbe- 
auftragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung (Bun- 
desbeauftragter) empfiehlt in einem Gutachten, im Rah- 
men einer Reform des Föderalismus auch die Verwaltung 
der Bundesfemstraßen neu zu ordnen. Der Bund sollte 
sich auf den Bau und Betrieb der Bundesautobahnen be- 
schränken. Die Länder sollten die bisherigen Bundesstra- 
ßen übernehmen und dafür einen angemessenen Finanz- 
ausgleich erhalten. 

Die Länder verwalten die Bundesautobahnen und Bun- 
desstraßen im Auftrag des Bundes. Das Grundgesetz be- 
gründete deren Bau und Unterhaltung als Bundesaufgabe, 
da sie in erster Linie dem Fernverkehr dienen sollten. Seit 
1950 hat sich jedoch das Autobahnnetz versechsfacht und 
die zentrale Femverkehrsfunktion übernommen. Die 
Bundesstraßen haben heute vorwiegend regionale Ver- 
kehrsbedeutung. Zudem gestaltet sich die überkommene 
Aufgabenverteilung im Femstraßenbau wegen der unter- 
schiedlichen Interessen von Bund und Ländern zuneh- 
mend problematischer. Die Länder verfolgen häufig re- 
gionale und landespolitische Ziele auf Kosten des Bundes 
und bauen Bundesstraßen zu aufwendig sowie über das 
Notwendige hinaus. 

Der Bundesbeauftragte schlägt daher vor, die Verwaltung 
der Bundesautobahnen und Bundesstraßen neu zu ordnen. 
Er empfiehlt dem Bund, sich auf die Zuständigkeit für die 
Bundesautobahnen in eigener Verwalfung zu beschränken. 
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Die Länder sollten die bisherigen Bundesstraßen über- 
nehmen und dafür einen angemessenen Finanzausgleich 
erhalten. Dadurch wäre eine sachgerechte Aufgabentei- 
lung zwischen Bundes- und Landesaufgaben möglich. 
Die Zusammenführung von Aufgabe, Verantwortung und 
Kompetenz würde zu Entbürokratisierung, Transparenz- 
und Effizienzsteigerung führen. 

67 Empfehlungen für das wirtschaftliche 
Pianen, Bauen und Betreiben von 
Bundesfernstraßen 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes als Bundes- 
beauftragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 
(Bundesbeauftragter) hat Empfehlungen für Planung, Bau 
und Betrieb von Bundesfemstraßen herausgegeben. Sie 
basieren auf Prüfungserkermtnissen des Bundesrechnungs- 
hofes. 

Der Bund gibt jährlich 5,5 Mrd. Euro für den Neubau, 
den Ausbau und die Erhaltung der Bundesfemstraßen 
aus. Der Bundesrechnungshof hat immer wieder zahlrei- 
che Mängel beim Bau von Autobahnen und Bundesstra- 
ßen festgestellt. 

Der Bundesbeauftragte hat deshalb Empfehlungen he- 
rausgegeben, die dazu beitragen sollen, Bundesfemstra- 
ßen wirtschaftlich zu planen, zu bauen und zu betreiben. 
Die Empfehlungen spannen den Bogen von der Bundes- 
verkehrswegeplanung über das Planen, Entwerfen und 
Vorbereiten bis hin zum Durchführen und Abrechnen ein- 
zelner Maßnahmen sowie zur betrieblichen Unterhaltung. 
Der Bundesbeauftragte gibt Hinweise, wie typische Feh- 
ler venuieden werden können, und zeigt Einsparpoten- 
ziale auf 

Die Empfehlungen richten sich nicht nur an die Straßen- 
bauverwaltungen, sondern an alle, die bei diesen Aufga- 
ben mitwirken. Der Bundesbeauftragte möchte das wirt- 
schaftliche Denken und Handeln aller Beteiligten fördern 
mit detu Ziel, die zur Verfügung stehenden Mittel für den 
Bundesfemstraßenbau wirtschaftlich und sparsam einzu- 
setzen. 

68 Verzicht auf nicht erforderiiche Auto- 
bahnbrücken spart Miiiionen 

Nach Hinweisen des Bundesrechnungshofes hat eine Stra- 
ßenbauverwaltung zugesagt, neun geplante Autobahn- 
brücken nicht oder nur in geringeren Abmessungen zu 
bauen. Dadurch können Investitionskosten von 4,2 Mio. 
Euro und Unterhaltungskosten von 2,5 Mio. Euro einge- 
spart werden. Die Verwaltung wird künftig vor Planungs- 
beginn prüfen, ob Brücken oder Unterfühmngen erforder- 
lich sind. 

Werden Autobahnen verbreitert, können vorhandene Brü- 
cken und Unterfühmngen zum Teil nicht erhalten bleiben. 
Handelt es sich um Kreuzungen mit untergeordneten 
Straßen und Wegen, hat die Straßenbauverwaltung abzu- 


wägen, ob und in welchen Abmessungen ein Ersatzbau- 
werk notwendig ist. 

Die im Auftrag des Bundes tätige Straßenbauverwaltung 
des Landes Brandenburg plante 39 Brücken ohne zu prü- 
fen, ob der Verkehr diese Ersatzbauwerke erfordert. Sie 
ging stattdessen gmndsätzlich davon aus, dass alle vor- 
handenen Bauwerke ersetzt werden müssen. So wollte sie 
z. B. eine Brücke aus dem Jahre 1937 für 625 000 Euro 
ersetzen, obwohl diese nur geringem landwirtschaftlichen 
Verkehr diente und der nächste Übergang nicht mehr als 
600 Meter entfernt war. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass die Stra- 
ßenbauverwaltung gmndlegende Wirtschaftlichkeitsun- 
tersuchungen nicht durchführte und deshalb unnötige 
Brücken bauen wollte. Er hat gefordert, dass die Verwal- 
tung in jedem Einzelfall prüft, ob auf ein Ersatzbauwerk 
verzichtet oder dieses kleiner errichtet werden kann. 

Nach den Hinweisen des Bundesrechnungshofes will die 
Straßenbauverwaltung nunmehr auf sieben Brücken ver- 
zichten und zwei in verringerten Abmessungen bauen. 
Die Anpassung der Planungen verringert den Investi- 
tionsaufwand des Bundes um 4,2 Mio. Euro und den Un- 
terhaltungsaufwand um 2,5 Mio. Euro. 

69 Leistungsmissbrauch beim Wohngeid 
wird künftig wirksam vorgebeugt 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen hat auf Empfehlung des Bundesrechnungs- 
hofes eine Ergänzung des Wohngeldgesetzes herbeige- 
führt. Dadurch ist ein automatisierter Datenabgleich 
zwischen den Wohngeldstellen und der Bundesagentur 
für Arbeit sowie den Meldebehörden möglich. Die Wohn- 
geldstellen können nun das Wohngeld auch dann neu und 
niedriger festsetzen, wenn ihnen die Leistungsempfän- 
gerinnen und -empfänger nicht mitteilen, dass sie wieder 
Arbeitseinkommen haben oder ihre Miete durch einen 
Wohnungswechsel gesunken ist. 

Der Bundesrechnungshof stellte mit Unterstützung der 
Prüfungsämter des Bundes fest, dass arbeitslose Wohn- 
geldempfängerinnen und -empfänger in über 40 % der 
geprüften Fälle Einkommenserhöhungen, die auf been- 
dete Arbeitslosigkeit zurückzuführen waren oder eine 
geringere Mietbelastung verschwiegen hatten. Allein für 
das Jahr 2003 führte dieser Leistungsmissbrauch zu 
überhöhten Wohngeldzahlungen von schätzungsweise 
9,7 Mio. Euro. 

Bundesministerium der Verteidigung 

70 Bundeswehr beendet unwirtschaft- 
lichen IT-Pilotversuch 

Das Bundesministerium der Verteidigung (Bundesminis- 
terium) hat aufgrund einer Empfehlung des Bundes- 
rechnungshofes einen IT-Pilotversuch beendet, der zur 
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Erprobung verschiedener Kommunikationsmöglichkeiten 
diente. Der IT-Pilotversuch war unwirtschaftlich, da die 
Bundeswehr vergleichbare Kommunikationsmöglichkei- 
ten bereits mit drei anderen Projekten testete. 

Das 11. Korps des Heeres benötigte für militärische Ope- 
rationen unter der Führung der Europäischen Union eine 
spezielle Ausstattung mit Informations- und Kommunika- 
tionstechnik. Mit einem IT-Pilotversuch sollte es den Be- 
darf an technischer Unterstützung für diese Aufgabe be- 
stimmen. 

Das 11. Korps erweiterte eigenmächtig den Pilotversuch, 
indem es für 3,5 Mio. Euro technische Komponenten mie- 
tete, mit denen es mit erheblichem Personalaufwand u. a. 
verschiedene Kommunikationsmöglichkeiten im prakti- 
schen Einsatz erprobte. Der Bundesrechnungshof hat be- 
anstandet, dass der IT-Pilotversuch dadurch unkoordiniert 
zu Projekten der Bundeswehr mit gleicher oder vergleich- 
barer Zielsetzung verlief Denn die Kommunikationsmög- 
lichkeiten testete die Bundeswehr bereits mit drei anderen 
Projekten. 

Das Bundesministerium hat die aufgezeigten Mängel an- 
erkannt. Es hat die Anregungen des Bundesrechnungsho- 
fes aufgegriffen und den IT-Pilotversuch beendet. 

71 Verzicht auf Instandsetzung 
und Lagerung überzähliger 
Munitionskisten 

Das Bundesministerium der Verteidigung (Bundesminis- 
terium) verzichtet auf Anregung des Bundesrechnungs- 
hofes darauf, überzählige leere Munitionskisten instand 
zu setzen und zu lagern. Allein bei der Instandsetzung 
spart es damit jährlich 500 000 Euro. 

Die Bundeswehr lagerte in ihren Depots 1,5 Millionen 
leere Munitionskisten. Diese arbeitete sie auf, um sie als 
Verpackung für neue Munition bereitzustellen. Dies ver- 
ursachte allein Personalkosten von jährlich 500 000 Euro. 
Von den gelagerten Kisten benötigten die Munitionsher- 
steller 30 000. Die gesamten Kosten der Instandsetzung 
und Lagerung verglich die Bundeswehr nicht mit denen 
des Kaufs neuer Munitionskisten. 

Das Bundesministerium hat die Mängel eingeräumt und 
sondert überzählige leere Munitionskisten aus. Darüber 
hinaus beabsichtigt es, die Kosten für Instandsetzung und 
Lagerung von Munitionskisten zu erfassen. Auf dieser 
Grundlage wird es prüfen, ob eine Instandsetzung wirt- 
schaftlich ist. 

72 Versorgung der Truppe mit Waren des 
täglichen Bedarfs neu geordnet 

Das Bundesministerium der Verteidigung (Bundesminis- 
terium) wird auf Anregung des Bundesrechnungshofes 
die Versorgung der Soldatinnen und Soldaten im Ausland 
mit Waren des täglichen Bedarfs neu ordnen. Es wird die 


Personalausgaben der Verkaufsstellen auf die Preise der 
angebotenen Waren umlegen. Weiterhin beabsichtigt das 
Bundesministerium, einem Generaluntemehmer u. a. die 
Versorgung der Truppe mit derartigen Waren zu übertra- 
gen. 

Die Bundeswehr unterhält im Ausland eigene Verkaufs- 
stellen für die Versorgung von Soldatinnen und Soldaten 
mit Waren des täglichen Bedarfs, wie Körperpflegearti- 
kel, Süßwaren, Getränke und Tabakwaren. Sie setzte da- 
für in Bosnien-Herzegowina, Kosovo, Mazedonien und 
Afghanistan rund 40 Soldatinnen und Soldaten sowie ört- 
liche Hilfskräfte ein. Pro Jahr fielen dafür Personalausga- 
ben von rund 1,6 Mio. Euro an. Diese berücksichtigte die 
Bundeswehr bei der Berechnung der Verkaufspreise 
nicht. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes ist es nicht 
zwingend, für den Verkauf von Waren ausschließlich Sol- 
datinnen und Soldaten einzusetzen. Die Bundeswehr 
sollte zunächst mehr örtliche Hilfskräfte mit dieser Auf- 
gabe betrauen. Die Ausgaben für das Verkaufspersonal 
sollte sie auf die Verkaufspreise umlegen. Weiterhin hat 
der Bundesrechnungshof angeregt zu untersuchen, ob es 
wirtschaftlich ist, einen gewerblichen Anbieter zu beauf- 
tragen, die Truppe mit Waren zu versorgen. 

Das Bundesministerium hat zugesagt, die Personalausga- 
ben bei der Berechnung der Verkaufspreise zu berücksich- 
tigen. Weiterhin prüfe es, den Betrieb aller Betreuungsein- 
richtungen im ln- und Ausland einem Generaluntemehmer 
zu übertragen. 

73 Marine legt überflüssigen Tauchtopf 
still 


Die Marine hat nach einer Empfehlung des Bundesrech- 
nungshofes einen von zwei Tauchtöpfen für die Taucher- 
und U-Boot-Rettungsausbildung stillgelegt. Dadurch las- 
tet sie den weiter betriebenen Tauchtopf besser aus. Darü- 
ber hinaus vereinfachte sie die Rettungsausbildung. Da- 
durch kann die Marine in den nächsten 13 Jahren bei den 
Personal- und Betriebsausgaben etwa 4 Mio. Euro einspa- 
ren. 

Die Marine nutzte für die Ausbildung von Minen- und 
Arbeitstauchem und die U-Boot-Rettungsausbildung je 
einen Tauchtopf Die U-Bootbesatzungen übten bei der 
Rettungsausbildung Notaufstiege aus einer Wassertiefe 
von 32,5 m. Im Jahre 1997 führte die Marine neue Ganz- 
körper-Rettungsanzüge ein. Diese bringen die Soldatin 
oder den Soldaten selbstständig an die Wasseroberfläche. 

Die Prüfung des Bundesrechnungshofes ergab, dass beide 
Tauchtöpfe im Durchschnitt jeweils weniger als 100 Tage 
im Jahr ausgelastet waren. Die neuen Rettungsanzüge 
machten Übungsaufstiege aus mehr als 10 m Wassertiefe 
überflüssig. Der Bundesrechnungshof hat der Marine 
empfohlen, die U-Boot-Rettungsausbildung an die neue 
Sachlage anzupassen. Sie sollte einen Tauchtopf still- 
legen und das zugehörige Personal verringern. 
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Das Bundesministerium der Verteidigung hat die Anre- 
gungen des Bundesrechnungshofes aufgegriffen und im 
Jahre 2004 einen Arbeitstauchtopf stillgelegt. Auch ver- 
zichtet die Marine seither auf Übungsaufstiege aus einer 
Wassertiefe von mehr als 10 m. Dadurch kann sie das 
Ausbildungs- und Sicherheitspersonal um neun Soldaten 
verringern. 

74 Bundeswehr strafft ihre 
Spitzensportförderung 

Das Bundesministerium der Verteidigung (Bundesminis- 
terium) wird nach einer Empfehlung des Bundesrech- 
nungshofes die Organisation seiner Spitzensportförde- 
mng verbessern. Die Bundeswehr kann dadurch jährlich 
mehr als 3 Mio. Euro einsparen. 

ln der Bundeswehr wird vor allem Breitensport betrieben. 
Darüber hinaus fördert das Bundesministerium auch den 
Leistungssport mit jährlich 27 Mio. Euro, ln Sportförder- 
gruppen setzt es 744 Stellen für Spitzensportlerinnen und 
-Sportler ein. Nach einem mit der Bundesregierung abge- 
stimmten Förderkonzept der Bundessportfachverbände 
soll der Hochleistungssport insbesondere in den olympi- 
schen Sportarten gefördert werden. 

Der Bundesrechnungshof stellte bei der Prüfung der 
25 Sportfördergruppen der Bundeswehr- fest, dass in die- 
sen rund 60 verschiedene Sportarten ausgeübt werden. 
Darunter befinden sich zunehiuend auch nicht olympi- 
sche Disziplinen. Darüber hinaus sind Unterkünfte der 
Sportfördergruppen nur an wenigen Tagen im Jahr und 
auch dann nicht voll belegt. Die Spitzensportlerinnen und 
-Sportler trainieren überwiegend in ihren Heimatvereinen 
oder in Leistungszentren. 

Der Bundesrechnungshof hat daher empfohlen, 

• vorrangig olympische Sportarten zu fördern, 

• die 80 Stellen für Sportlerinnen und Sportler nicht 
olympischer Disziplinen zu streichen, 

• die Sportfördergruppen zu vergrößern und ihre Zahl 
auf etwa die Hälfte zu reduzieren. 

Das Bundesiuinisterium hat die Anregungen des Bundes- 
rechnungshofes aufgegriffen und wird seine Spitzensport- 
förderung verbessern. Mehr als 3 Mio. Euro jährlich kann 
die Bundeswehr dadurch allein an Personalausgaben spa- 
ren. 

75 Durch verbesserte Vergabe betriebs- 
ärztlicher Leistungen kann die 
Bundeswehr Millionen sparen 

Das Bundesministerium der Verteidigung (Bundesminis- 
terium) hat zugesagt, Eiupfehlungen des Bundesrech- 
nungshofes zur betriebsärztlichen Betreuung in der Bun- 
deswehr aufzugreifen. Durch eine Neugestaltung kann es 
jährlich luehrere Millionen Euro einsparen. Die Bundes- 


wehr hatte die Betreuung ohne Ausschreibung zu weit 
überhöhten Honoraren vergeben. Darüber hinaus bezahlte 
sie den Auftragnehiuem erheblich mehr Stunden, als 
diese erbracht hatten. 

Die Bundeswehr hat für die arbeitsschutzrechtlich vorge- 
schriebene betriebsärztliche Betreuung 29 Arztgruppen 
für Betriebsiuedizin (Arztgruppen) eingerichtet. Diesen 
gehören jeweils ein Arzt und medizinisches Hilfspersonal 
an. Die Bundeswehr schätzte den Betreuungsbedarf auf 
140 000 Stunden pro Jahr. Davon nahmen die Arztgrup- 
pen ein Drittel wahr. Für den übrigen Bedarf beauftragte 
die Bundeswehr für jährlich 10 Mio. Euro gewerbliche 
betriebsmedizinische Dienste (Untemehiuen). 

Der Bundesrechnungshof stellte bei der Prüfung der be- 
triebsärztlichen Betreuung der Bundeswehr u. a. fest: 

• Die Bundeswehr hatte die Aufträge ohne Ausschrei- 
bung vergeben. Die vereinbarten Stundenhonorare la- 
gen uiu bis zu 40 % über den Marktpreisen. 

• Wie vertraglich vereinbart, pauschalierten die Unter- 
nehmen den Zeitaufwand für Untersuchungen. Da- 
durch rechneten sie teilweise luehr Stunden ab, als sie 
tatsächlich erbracht haben konnten. Obwohl die 
Dienststellen der Bundeswehr nur bis zu sieben Stun- 
den am Tag erreichbar waren, rechneten die Untemeh- 
iuen in einem Drittel der geprüften Fälle tägliche Ein- 
satzzeiten ihrer Ärzte von jeweils mehr als zehn 
Stunden, in der Spitze sogar 30 Stunden ab. 

• Ein Unternehmen erhielt über Jahre hinweg für die be- 
triebsärztliche Betreuung 1 Mio. Euro im Jahr. Hierfür 
sollte das Unternehmen jeweils 1 100 Stunden leisten. 
Der tatsächliche Zeitaufwand betmg jedoch nur 
200 Stunden pro Jahr. 

• Die Unternehmen beanspruchten medizinische Leis- 
tungen von Sanitätseinrichtungen der Bundeswehr. 
Die entstandenen Kosten erstatteten sie nur in Einzel- 
fällen. 

Das Bundesministeriuiu hat die aufgezeigten Mängel iiu 
Wesentlichen eingeräumt und angekündigt, die Mängel 
zu beseitigen. Der Bundesrechnungshof erwartet, dass 
das Bundesiuinisterium die bestehenden Verträge kün- 
digt, das Auftragsvolumen für die zu vergebenden be- 
triebsärztlichen Leistungen neu bestimmt und deren Aus- 
schreibung einleitet. 

76 Einsparungen bei der Schulung der 
Hubschrauberpilotinnen und -piloten 

Das Bundesministerium der Verteidigung (Bundesministe- 
rium) hat auf Empfehlung des Bundesrechnungshofes die 
Schulungskosten der Hubschrauberpilotinnen und -piloten 
verringert. Es hat überzählige Simulatoren außer Betrieb 
gesetzt und die Ausbildung auf die verbleibenden Simula- 
toren konzentriert. Außerdem hat es die Anzahl von aus- 
gebildeten, derzeit nicht für eine Verwendung im Einsatz 
benötigte Hubschrauberpilotinnen und -piloten, die durch 
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Mindestflugstunden und Übungen ihre Einsatzbefahigung 
erhalten müssen (Inübunghalter) angepasst. Deren Aus- 
bildungsstunden wurden zudem verringert. 

Der Bundesrechnungshof hatte im Jahre 2003 die fliegeri- 
sche Ausbildung der Hubschrauberpilotinnen und -piloten 
geprüft und festgestellt, dass teilweise die Simulatoren 
nur halb ausgelastet waren. Zugleich waren die Anzahl 
der Inübunghalter sowie deren Mindestflugstundenvorga- 
ben uneinheitlich und zu hoch angesetzt. Der Bundes- 
rechnungshof zeigte jährliche Einsparmöglichkeiten bei 
den Betriebskosten der Bundeswehr in Millionenhöhe 
auf, die Haushaltsmittel für dringend benötigte Investitio- 
nen frei machen können. 

Das Bundesministerium hat daraufhin vier Simulatoren 
stillgelegt und die Ausbildung auf vier Simulatoren kon- 
zentriert. Es beabsichtigt, die Anzahl der Inübunghalter 
im Rahmen des Strukturmodells 2010 zu verringern. Die 
Anzahl der Mindestflugstunden wurde vereinheitlicht und 
erheblich reduziert. 

77 Risiken bei der Beschaffung 
des Eurofighter 

Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages (Haus- 
haltsausschuss) ist einer Empfehlung des Bundesrech- 
nungshofes gefolgt und hat die Beschaffung der zweiten 
Tranche Eurofighter unter eine Reihe von Auflagen ge- 
stellt. 

Das Bundesministerium der Verteidigung (Bundesminis- 
terium) konnte dem Parlament wegen Abstimmungs- 
schwierigkeiten unter den Partnemationen und mit der 
Industrie vor der parlamentarischen Sommerpause 2004 
bis auf zwei Preisvereinbarungen noch keine schlussver- 
handelten Verträge vorlegen. Deshalb bat es das Parla- 
ment im Mai 2004 um die Ermächtigung, die Verträge 
auch in der sitzungsfreien Zeit abschließen zu können. 
Das Parlament sollte nachträglich unterrichtet werden. 
Gleichzeitig erbat das Bundesministerium die Zustim- 
mung zu einer Reihe zusätzlicher Maßnahmen und Ver- 
einbarungen im Wert von insgesamt 425 Mio. Euro (deut- 
scher Anteil). 

Der Bundesrechnungshof hat in einem Bericht an den 
Haushaltsausschuss den Umfang und die Risiken der er- 
betenen Ermächtigung aufgezeigt und hat geraten, sie 
nicht zu erteilen. Er hat insbesondere die Klarstellung ge- 
fordert, wann und in welchem Umfang der deutschen 
Luftwaffe mit dem Eurofighter Kampfflugzeuge zur Ver- 
fügung stehen, die ihren militärischen Auftrag voll erfül- 
len können. 

Der Haushaltsausschuss griff die Empfehlungen des Bun- 
desrechnungshofes auf und erteilte die erbetene Ermäch- 
tigung nicht. Eine evtl, spätere Zustimmung machte er 
von einer Reihe von Auflagen abhängig und verwies 
hierzu in seinem Beschluss auf die Stellungnahme des 
Bundesrechnungshofes. Im Dezember 2004 stimmte der 


Haushaltsausschuss der Beschaffung der zweiten Tranche 
des Eurofighter zu, verband seine Zustimmung allerdings 
auf Anregung des Bundesrechnungshofes mit weiteren 
Auflagen. 

78 Entwicklung eines taktischen Luft- 
verteidigungssystems nur unter 
Auflagen 

Der Bundesrechnungshof hat auf Unklarheiten und Risi- 
ken eines Entwicklungsvertrages für ein neues taktisches 
Luftverteidigungssystem hingewiesen und Empfehlungen 
gegeben. Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundes- 
tages (Haushaltsausschuss) griff die Empfehlungen auf 
und stimmte dem Vertragswerk nur unter Auflagen zu. 
Dadurch stellte er sicher, dass Unklarheiten ausgeräumt 
und Risiken begrenzt wurden. 

Das Bundesministerium der Verteidigung (Bundesminis- 
terium) plante, zusammen mit den Vereinigten Staaten 
von Amerika und mit Italien ein neues taktisches Luflver- 
teidigungssystem mit der Bezeichnung „Medium Extended 
Air Defense System (MEADS)“ zu entwickeln, dessen 
Entwicklungskosten (deutscher Anteil) 1,03 Mrd. Euro be- 
tragen sollten und für dessen Beschaffung 2,85 Mrd. Euro 
eingeplant waren. Der Bundesrechnungshof wies auf 
Unklarheiten und Risiken hin, die vor einer Zustimmung 
des Haushaltsausschusses zur Regierungsvereinbamng und 
zum Entwicklungshauptvertrag ausgeräumt sein sollten, 
und gab dazu Empfehlungen ab. 

Trotz Termindmcks vertagte der Haushaltsausschuss da- 
raufhin seine Entscheidung, bis das Bundesministerium 
weitere Informationen, die auch die Ausfühmngen des 
Bundesrechnungshofes betrafen, vorlegen konnte. Da- 
nach stimmte er im April 2005 der deutschen Beteiligung 
an der Entwicklung des Vorhabens MEADS zu und ver- 
band dies auf Anregung des Bundesrechnungshofes mit 
einer Reihe von Auflagen. Darüber hinaus hat der Haus- 
haltsausschuss den Bundesrechnungshof gebeten, das 
Vorhaben MEADS weiterhin begleitend zu prüfen und 
ggf zu berichten. 

79 Travelmanagement der Flugbereit- 
schaft verbessern 

Bei Einsätzen der Flugbereitschaft des Bundesministe- 
riums der Verteidigung (Bundesministerium) zur Beför- 
derung von Personen aus dem politisch-parlamentarischen 
Bereich (sog. VlP-Einsätze) haben Koordinations- und 
Informationsmängel zu einer verspäteten Stornierung an- 
geforderter Flüge geführt. Zudem hat veraltete Kommu- 
nikationstechnik den Rückruf eines Flugzeugs behindert. 
Ein verbessertes Travelmanagement, das der Haushaltsaus- 
schuss des Deutschen Bundestages (Haushaltsausschuss) 
auf Empfehlung des Bundesrechnungshofes gefordert 
hat, soll nun zusammen mit einer neuen Kommunika- 
tionstechnik die Mängel beheben. 
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In seiner Flugbereitschaft unterhält das Bundesminis- 
terium u. a. für sog. VIP-Einsätze eine Reihe von Flug- 
zeugen für Kurz-, Mittel- und Langstreckeneinsätze. 
Koordinations- und Informationsmängel hatten zu einer 
verspäteten Stornierung eines für eine Dienstreise ange- 
forderten Mittelstreckenflugzeuges geführt. Zudem hatte 
die veraltete Kommunikationstechnik dieses Flugzeugs 
seinen rechtzeitigen Rückruf behindert. Der Bundesrech- 
nungshof hat empfohlen, die VIP-Einsätze der Flugbe- 
reitschaft in ein sachgerechtes Travelmanagement einzu- 
beziehen. Der Haushaltsausschuss hat die Empfehlung 
des Bundesrechnungshofes in einem entsprechenden Be- 
schluss im Einzelnen aufgegriffen. 

Das Bundesministerium untersucht derzeit alternative Be- 
treibermodelle sowie Möglichkeiten zu einem effizienten 
Travelmanagement. Die Kommunikationsausstattung der 
Mittelstreckenflugzeuge soll erneuert werden. 

Bundesministerium für Gesundheit und Soziale 
Sicherung 

80 Unzulässige Verstärkung des Titels 
für Öffentlichkeitsarbeit aus Mitteln 
der Ausgleichsabgabe gestoppt 

Das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale 
Sicherung (Bundesministerium) hat zugesagt, den Haus- 
haltstitel für Öffentlichkeitsarbeit nicht mehr unzulässig 
mit Mitteln des Ausgleichsfonds zu verstärken. Zudem 
will es künftig bei der Erteilung seiner Aufträge das Ver- 
gaberecht uneingeschränkt beachten. 

Arbeitgeber entrichten eine Ausgleichsabgabe, wenn sie 
weniger schwerbehinderte Menschen beschäftigen, als 
nach dem Sozialgesetzbuch vorgesehen sind. Ein Teil 
dieser Abgabe fließt in einen Ausgleichsfonds, der als 
zweckgebundenes Sondervenuögen des Bundes vom 
Bundesministerium verwaltet wird. Damit sollen vorran- 
gig überregionale Vorhaben gefordert werden, um 
schwerbehinderte Menschen am Arbeitsleben teilhaben 
zu lassen. 

Der Bundesrechnungshof stellte mit Unterstützung des 
Prüfungsamtes des Bundes Berlin fest, dass das Bundes- 
ministerium stattdessen die eigene Öffentlichkeitskam- 
pagne „50 000 neue Jobs für Schwerbehinderte“ pauschal 
mit 2,5 Mio. Euro aus dem Ausgleichsfonds unterstützte. 
Dazu hatte es mit Mitteln des Ausgleichsfonds den Titel 
für Öffentlichkeitsarbeit unzulässig verstärkt. Es vergab 
die Aufträge der Öffentlichkeitskampagne in Höhe von 
5,5 Mio. Euro an eine Werbeagentur. Dabei hatte das 
Bundesministerium auf Wettbewerb verzichtet, ohne dies 
zu begründen. 

Das Bundesministerium hat zugesagt, 

• keine Mittel mehr aus dem Ausgleichsfonds zur Ver- 
stärkung des Titels für Öffentlichkeitsarbeit zu ver- 
wenden und 

• künftig das Vergaberecht uneingeschränkt zu beach- 
ten. 


Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 

81 Nutzung der Stellen aus dem Anti- 

Terror-Paket für Zwecke der 
verstärkten Krisenprävention 
vor Ort 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit und Entwicklung (Bundesministerium) hat zugesagt, 
die ihm im Anti-Terror-Paket (ATP) im Jahre 2002 zuge- 
wiesenen Planstellen und Stellen nunmehr verstärkt zu 
nutzen, um Aufgaben mit engem inhaltlichen Bezug zur 
Bekämpfung des internationalen Terrorismus zu erfüllen. 
Hierzu hat es ein personalwirtschaftliches Konzept vorge- 
legt, nach dem es vor allem in verschiedenen Krisen- 
regionen weitere Dienstposten einrichten will. Damit sol- 
len vor Ort Projekte mit dem Ziel der Krisenprävention 
und Friedenssicherung begleitet werden. 

Als Reaktion auf die Terroranschläge vom 1 1 . September 
2001 beschloss die Bundesregierung das ATP zur Be- 
kämpfung des Terrorismus und stellte dafür im Bundes- 
haushalt 2002 insgesamt ca. 1,5 Mrd. Euro Sachmittel 
und neue Planstellen und Stellen bereit. 

Das Parlament wies dem Bundesministerium aus dem 
ATP 18 Planstellen und Stellen zu, die es gemäß den ver- 
bindlichen Erläuterungen zum Bundeshaushalt 2002 für 
einen „notwendigen zusätzlichen Bedarf zur Bekämpfung 
des Terrorismus und zur Stärkung der inneren und äuße- 
ren Sicherheit“ verwenden sollte. Das Bundesministe- 
rium wies die ATP-Stellen zunächst dem allgemeinen 
Stellentopf zu und schuf als Kompensation überwiegend 
geringer bewertete ATP-Ausgleichsstellen. 

Der Bundesrechnungshof hat dies als nicht sachgerecht 
im Sinne der Zweckbindung des ATP bemängelt. Er hat 
auch kritisiert, dass das Bundesministerium mit den ATP- 
Stellen nicht hinreichend sein in Krisengebieten tätiges 
Personal verstärkt hatte, obwohl die Mehrzahl der fragli- 
chen Stellen ausdrücklich für diesen Zweck bewilligt 
worden war. 

Das Bundesministerium hat inzwischen eingeräumt, dass 
es mit der Zuordnung der ATP-Stellen zum allgemeinen 
Stellentopf gegen die vom Parlament vorgesehene Zweck- 
bindung verstoßen hat. 

Das Bundesministerium will nunmehr entsprechend ei- 
nem vorgelegten Konzept zeitnah freie Planstellen und 
Stellen erwirtschaften und ihnen dann Dienstposten mit 
ATP-relevanten Aufgabenstellungen zuweisen. 

Die vom Bundesministerium geplanten Maßnahmen sind 
geeignet, die zweckgerechte Verwendung der ATP-Stel- 
len sicherzustellen. 
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Bundesministerium für Biidung und Forschung 

82 Erhebiiche Mängei beim Förder- 
programm „Juniorprofessur“ 
werden behoben 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (Bun- 
desministerium) hat die vom Bundesrechnungshof festge- 
stellten Mängel zum Anlass genommen, seine Förderpra- 
xis beim Programm „Juniorprofessur“ zu verbessern. Es 
prüft nunmehr bei den Hochschulen, ob diese seine Zu- 
wendungen zweckentsprechend verwendet haben. Es wird 
für das geplante Nachfolgeprogramm die zuwendungs- 
fahigen Ausgaben eindeutig festlegen, um einem zweck- 
widrigen Einsatz von Fördermitteln vorzubeugen. 

Das Bundesministerium förderte in den Jahren 2001 bis 

2004 Investitionen für die Ausstattung von Juniorprofessu- 
ren an Hochschulen mit Zuwendungen von 52 Mio. Euro. 
Die laufenden Ausgaben sollte das jeweilige Land tragen. 
Der Bundesrechnungshof stellte mit Unterstützung des 
Prüfungsamtes des Bundes Koblenz fest, dass das Bun- 
desministerium nicht hinreichend prüfte, ob die Hoch- 
schulen die Mittel zweckentsprechend verwendeten. Zwei 
von fünf geprüften Hochschulen zahlten unaufgefordert 
insgesamt 1,9 Mio. Euro zurück, nachdem das Prüfungs- 
amt des Bundes Koblenz angekündigt hatte, bei ihnen zu 
prüfen. Die fünf Hochschulen hatten weniger als die 
Hälfte der Mittel nachweislich in die Erstausstattung von 
Juniorprofessuren investiert. Mit den übrigen Mitteln finan- 
zierten sie teilweise laufende Ausgaben wie Baumaßnah- 
men, Reisekosten und Büromaterial. Die restlichen För- 
dermittel befanden sich auf ihren Konten. Selbst wenn 
dem Bundesministerium bekannt wurde, dass Hochschu- 
len die ausgezahlten Mittel nicht alsbald für den Zuwen- 
dungszweck verwendeten, verlangte es in einigen Fällen 
keine Zinsen. Zudem verlängerte das Bundesministerium 
das Programm bereits zwei Mal, obwohl ihm keine syste- 
matisch gewonnenen Erkenntnisse zum Erfolg der Förde- 
rung Vorlagen. Ein Nachfolgeprogramm ist für das Jahr 

2005 geplant. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium auf- 
gefordert, 

• bei den Hochschulen vor Ort zu prüfen, ob sie die Mit- 
tel zweckentsprechend verwendeten, 

• Zinsen zu erheben, wenn die Hochschulen die ausge- 
zahlten Mittel nicht alsbald für den Zuwendungs- 
zweck einsefzten, 

• zu untersuchen, ob die mit der Förderung verbundenen 
Ziele erreicht wurden und 

• künftig eindeutig festzulegen, welche Ausgaben för- 
derfähig sind. 


Das Bundesministerium hat die Empfehlungen des Bun- 
desrechnungshofes aufgegriffen und verbessert damit 
seine Förderpraxis. 

83 Forderungen des Bundes werden künf- 
tig konsequent geltend gemacht 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (Bun- 
desministerium) ist einer Forderung des Bundesrech- 
nungshofes gefolgt und will anders als bisher finanzielle 
Forderungen des Bundes gegen institutionell geförderte 
Zuwendungsempfänger konsequent geltend machen. Da- 
bei wird es auch das Ziel verfolgen, eine Präventionswir- 
kung zu entfalten, wenn Erstattungsforderungen auf einem 
gravierenden Fehlverhalten des Zuwendungsempfängers 
beruhen. 

Das Bundesministerium gewährte einer Forschungsein- 
richtung institutioneile Förderung und zusätzlich eine 
Projektförderung in Höhe von 640 000 Euro. Da die Ein- 
richtung in ihrem Zuwendungsantrag für die ProjekffÖr- 
derung wesentliche Tatsachen verschwiegen hatte, nahm 
das Bundesministerium diese Förderung kurz vor dem 
Jahresende zurück und verlangte von der Einrichtung, die 
Zuwendung zu erstatten. Gleichzeitig zog es den zurück- 
geforderten Betrag von einer für die institutioneile Förde- 
rung noch vorhandenen Ausgabeermächtigung ab, um 
seine Forderung aufzurechnen. Das Bundesministerium 
sah die Erstattung damit als bewirkt an und teilte dies der 
Einrichtung mit. 

Der Bundesrechnungshof hat dieses Vorgehen kritisiert, 
da der Erstattungsforderung des Bundesministeriums 
keine Forderung der Einrichtung aus der institutioneilen 
Förderung gegenüber stand. Die Ausgabeermächtigung, 
die nur den finanziellen Rahmen möglicher Forderungen 
der Einrichtung festlegt, wäre am bevorstehenden Jahres- 
ende verfallen. Im Ergebnis hat das Bundesministerium 
nicht gegen Forderungen der Einrichtung aufgerechnet, 
sondern auf die Erstattung verzichtet. Für die Einrichtung 
blieb ihr Fehlverhalten ohne Konsequenzen, da die Er- 
stattungsforderung aufgrund des Vertrauensschutzes nicht 
mehr geltend gemacht werden kann. Das Bundesministe- 
rium hätte stattdessen auf der Erstattung bestehen müs- 
sen. Die damit verbundenen Prüfungen und Auflagen hät- 
ten künftigem Fehlverhalten Vorbeugen können. 

Das Bundesministerium teilt die Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes und will Forderungen anders als bisher 
konsequent und auch mit Blick auf entstehende Präven- 
tionswirkungen geltend machen. 

84 Unzulässige Teilerlasse von 
BAföG-Darlehen gestoppt 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(Bundesministerium) hat die langjährige Verwaltungs- 
praxis beendet, Darlehen nach dem Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz auch ohne Vorliegen der gesetzlichen 
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Voraussetzung zum Teil zu erlassen. Es ist damit einer 
Empfehlung des Bundesrechnungshofes gefolgt und ver- 
meidet so künftig jährliche Einnahmeausfälle von 
1,3 Mio. Euro. 

Den Geforderten sind Darlehen u. a. dann teilweise zu er- 
lassen, wenn sie ein Kind „bis zu zehn Jahren“ pflegen 
und erziehen. 

Der Bundesrechnungshof stellte mit Unterstützung des 
Prüfungsamtes des Bundes Köln fest, dass das zuständige 
Bundesverwaltungsamt Darlehensanteile unzulässigerweise 
auch in den Fällen erließ, in denen sich die betreuten Kin- 
der bereits im elften Lebensjahr befanden. Anders lau- 
tende Entscheidungen eines Verwaltungsgerichts, auf die 
sich das Bundesverwaltungsamt berief, hatten über den 
Einzelfall hinaus keine bindende Wirkung. 

Das Bundesministerium teilte die Auffassung des Bun- 
desrechnungshofes und wies das Bundesverwaltungsamt 
an, unverzüglich darauf hinzuwirken, dass die für den 
Teilerlass erhebliche Altersgrenze nicht länger unzulässig 
ausgedehnt wird. 

Bundesagentur für Arbeit 

85 Effiziente und effektive Bearbeitung 
von Schadensersatzansprüchen 
der Bundesagentur für Arbeit 

Auf Anregung des Bundesrechnungshofes will die Bun- 
desagentur für Arbeit (Bundesagentur) die Bearbeitung 
von Schadensersatzansprüchen gegen Schädiger ihrer 
Versicherten verbessern. Sie strebt an, mit den Rentenver- 
sicherungsträgem Informationen über Leistungsfälle aus- 
zutauschen, um bislang für sie nicht erkennbare Scha- 
densersatzansprüche gegen Dritte zu identifizieren. 
Außerdem werden die Regionaldirektionen ihre Fachauf- 
sicht verstärken, damit die Agenturen für Arbeit (Agentu- 
ren) erkennbare Schadensersatzansprüche vollständig 
feststellen. Die weitere Schadensbearbeitung wird in den 
Regionaldirektionen konzentriert, die Schadenshöhe 
künftig vollständig ermittelt. Insgesamt kann die Bun- 
desagentur damit ihre Rückfordemngen erhöhen und ihre 
Einnahmen von derzeit jährlich 32 Mio. Euro deutlich 
steigern. 

Wenn ein Sozialversichemngsträger Leistungen erbringt, 
die auf ein Schadensereignis zurückzuführen sind, gehen 
die darauf bemhenden Schadensersatzansprüche gegen 
Dritte auf ihn über. Aufgmnd eines Schadensereignisses 
können unterschiedliche Leistungen von verschiedenen 
Trägem, insbesondere von der Bundesagentur und von 
Trägem der gesetzlichen Rentenversicherung, erbracht 
werden. 

Der Bundesrechnungshof stellte fest, dass die Agenturen 
die Schadensersatzansprüche häufig nicht vollständig er- 
kannten. Ursachen waren zumeist nicht ausreichend ge- 
schulte Beschäftigte. Außerdem waren die Aufgaben bei 


der Bearbeitung zwischen Agenturen und Regionaldirek- 
tionen teilweise unzweckmäßig verteilt. Darüber hinaus 
nutzten die Regionaldirektionen IT-Verfahren nicht kon- 
sequent, um die gesamte Schadenshöhe zu ermitteln. So 
blieben erhebliche zusätzliche Forderungen unberück- 
sichtigt. Zugleich lagen regional verbesserte Verfahrensab- 
läufe vor. 

Die Bundesagentur hat angekündigt, die Empfehlungen 
des Bundesrechnungshofes umzusetzen. Sie hat begon- 
nen, mit den Rentenversicherungsträgem Informationen 
über Leistungsfälle auszutauschen, um bislang für sie 
nicht erkennbare Schadensersatzansprüche gegen Dritte 
zu identifizieren. Eine bundeseinheitliche Datenbank 
werde für die Regionaldirektionen entwickelt, um die 
Fachaufsicht mit Auswertungen zu verstärken. So können 
sie Agenturen identifizieren, die Schadensersatzansprü- 
che nicht vollständig feststellten und deren Beschäftigte 
gezielt sensibilisieren. Die Datenbank soll auch die wei- 
tere, künftig in den Regionaldirektionen konzentrierte 
Schadensbearbeitung vereinfachen. Schadenshöhen sol- 
len nunmehr durch konsequente Nutzung vorhandener IT- 
Verfahren vollständig ermittelt werden. 

86 Beratung zur Förderung von Existenz- 
gründungen verbessert 

Die Bundesagentur für Arbeit (Bundesagentur) hat die 
Empfehlungen des Bundesrechnungshofes aufgegriffen, 
um Existenzgründungen wirksamer und nachhaltiger zu 
fördern. Die Agenturen für Arbeit (Agenturen) wollen 
künftig Existenzgründungen als berufliche Alternative für 
ihre Eingliedemngsstrategie verstärkt berücksichtigen 
und angehende Existenzgründer zielgerichteter beraten. 
Sie wollen dabei die Qualität der zugrunde liegenden Ge- 
schäftsidee und die Erfolgsaussichten bewerten. 

Die Bundesagentur fördert die Aufnahme einer selbst- 
ständigen Tätigkeit, um Arbeitslosigkeit zu beenden oder 
zu vermeiden. Sie gewährt hierzu entweder Überbrü- 
ckungsgeld oder für die so genannte „Ich-AG“ einen Exis- 
tenzgründungszuschuss. Für beide Fördemngen setzte sie 
im Jahre 2004 mnd 2,7 Mrd. Euro ein. Die Agenturen 
müssen die Existenzgründer so beraten und unterstützen, 
dass die zu gründenden Unternehmen möglichst auf 
Dauer bestehen können. Gefördert wird nur, wenn eine 
Einschätzung zur Tragfähigkeit der geplanten Existenz- 
gründung vorliegt, die bei einer fachkundigen Stelle, z. B. 
der Industrie- und Handelskammer, einzuholen ist. 

ln zwei Dritteln der geprüften Fälle, in denen eine Exis- 
tenzgründung gefördert wurde, gab es keine Hinweise 
darauf, dass die Agenturen eine Existenzgründung als 
Alternative in ihre Beratung hinreichend einbezogen, ln 
42 % der Fälle, in denen sie Überbrückungsgeld gewähr- 
ten, war ihnen der geplante Untemehmenszweck nicht 
bekannt. Die Bundesagentur verlangte bisher von den 
fachkundigen Stellen keine begründete Beurteilung über 
die Qualität einer Geschäftsidee und deren Erfolgsaus- 
sichten. Damit konnten die Agenturen die Tragfähigkeit 
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einer Existenzgründung nicht hinreichend abschätzen. 
Wenn Existenzgründer mit ihrer Geschäftsidee scheiter- 
ten, erfragten die Agenturen die dafür maßgeblichen 
Gründe nicht ausreichend. So fehlten wichtige Erkennt- 
nisse für die weitere Berufswegplanung. 

Die Bundesagentur hat die Empfehlungen des Bundes- 
rechnungshofes aufgegriffen. Künftig wollen die Agentu- 
ren Existenzgründungen als berufliche Alternative für 
ihre Eingliederungsstrategie verstärkt berücksichtigen 
und angehende Existenzgründer zielgerichteter beraten. 
Die umfassende Beratung will die Bundesagentur mit ei- 
nem Leitfaden unterstützen, den sie für ihre Vermittlungs- 
fachkräfte bereitstellt. Diese wollen vor der Förderung 
einer Existenzgründung die Qualität der zugrunde liegen- 
den Geschäftsidee und die Erfolgsaussichten bewerten 
und hierzu die fachkundigen Stellen um eine begründete 
Beurteilung bitten. Wesentliche Gründe fehlgeschlagener 
Existenzgründungen werden sie für die weitere indivi- 
duelle Berufswegplanung berücksichtigen. 

87 Verfahren zur beruflichen Eingliederung 
von Arbeitslosen durch Personal- 
Service-Agenturen wird verbessert 

Die Bundesagentur für Arbeit (Bundesagentur) wird künf- 
tig die Einrichtung von Personal-Service-Agenturen stär- 
ker im Wettbewerb vergeben. Sie wird die Eignung der 
Anbieter und die von diesen vorgelegten Konzepte ein- 
heitlich bewerten. Sie wird in den Verträgen mit den Per- 
sonal-Service-Agenturen konkrete Zielvorgaben verein- 
baren, deren Einhaltung konsequent überwachen und die 
Vergütung stärker an der Zielerreichung ausrichten. Da- 
mit will sie den Erfolg der Personal-Service-Agenturen 
bei der beruflichen Eingliederung von Arbeitslosen stei- 
gern. 


Die Bundesagentur lässt Personal-Service-Agenturen er- 
richten und beauftragt sie, befristete Arbeitsverträge mit 
Arbeitnehmern zu schließen und diese durch Arbeitneh- 
merüberlassung und Qualifizierung in den ersten Arbeits- 
markt einzugliedem. Der Bundesrechnungshof beanstan- 
dete, dass die Agenturen für Arbeit (Agenturen) die 
Aufträge vielfach fehlerhaft vergaben. Geeignete Anbieter 
und verhandlungsfähige Angebote blieben unberücksich- 
tigt. Die Eignung der Anbieter und die Qualität ihrer 
Konzepte bewerteten sie uneinheitlich. Der Bundesrech- 
nungshof stellte weiter fest, dass die von der Bundes- 
agentur entwickelten Musterverträge weder konkrete 
Zielvorgaben enthielten noch wirksame Sanktionen bei 
schlechter Leistung vorsahen. Die Personal-Service- 
Agenturen verliehen ihre Arbeitnehmer nur an weniger 
als der Hälfte der Arbeitstage. Sie kündigten häufig vor- 
zeitig ohne erkennbaren Grund und qualifizierten ihre Ar- 
beitnehmer nicht wie vorgesehen. Bis Herbst 2004 inte- 
grierten die Personal-Service-Agenturen nur ein Viertel 
ihrer Arbeitnehmer. Die Entlastung des Arbeitsmarktes 
blieb damit weit hinter den Erwartungen zurück. Zudem 
versäumten die Agenturen es weitgehend, die von den 
Personal-Service-Agenturen vorgelegten Abrechnungen 
zumindest anhand von Stichproben zu prüfen. Dadurch 
ermöglichten sie fehlerhafte Abrechnungen und Mitnah- 
meeffekte. 

Die Bundesagentur hat die Empfehlungen des Bundes- 
rechnungshofes aufgegriffen und zugesagt, neue Personal- 
Service-Agenturen künftig öffentlich auszuschreiben, um 
den Wettbewerb zu erhöhen. Ihre neu geschaffenen Re- 
gionalen Einkaufszentren werden dabei für einheitliche 
Kriterien und Bewertungen sorgen. Mit vertraglich ver- 
einbarten konkreten und konsequent überwachten Ziel- 
vorgaben will die Bundesagentur die Integrationserfolge 
der Personal-Service-Agenturen steigern. Ergänzend be- 
absichtigt sie, die Vergütung stärker an den Integrations- 
erfolgen auszurichten. 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-47- 


Drucksache 16/160 


Teil I 

1 Feststellungen zur Haushalts- und Vermögensrechnung des Bundes 

für das Haushaltsjahr 2004 


1.0 

Die Prüfung der Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 
2004 ergab keine für die Entlastung wesentlichen Abwei- 
chungen zwischen den Beträgen, die in den Rechnungen 
und den Büchern aufgeführt sind; dies gilt auch für die 
Sondervermögen. Soweit die Einnahmen und Ausgaben 
stichprobenweise geprüft wurden, waren diese bis auf for- 
male Fehler im Allgemeinen ordnungsgemäß belegt. Der 
Anteil der formalen Fehler ist gegenüber dem Vorjahr zu- 
rückgegangen. 

Im Vollzug des Haushalts 2004 wurden die im Nachtrags- 
haushalt veranschlagten Einnahmen (ohne Münzein- 
nahmen und Krediteinnahmen) in Höhe von 211,8 Mrd. 
Euro erzielt; die Ausgaben lagen mit 251,6 Mrd. Euro un- 
ter dem veranschlagten Soll einschließlich Nachtrag 
(255,6 Mrd. Euro). Das im Nachtragshaushaltsgesetz 
2004 vorgesehene Finanzierungsdefizit von 43,8 Mrd. 
Euro wurde mit 39,8 Mrd. Euro um 4,0 Mrd. Euro unter- 
schritten. Es war aber um 0, 6 Mrd. Euro höher als im 
Vorjahr (39,2 Mrd. Euro). 

Das Finanzierungsdefizit lag gegenüber dem ursprüng- 
lichen Haushaltsplan (ohne Nachtrag) um 10,2 Mrd. Euro 
über dem Soll. Die Einnahmen unterschritten das ur- 
sprüngliche Soll um 15,9 Mrd. Euro, aber auch die Aus- 
gaben waren um 5, 7 Mrd. Euro geringer als veran- 
schlagt. 

Die Nettoneuverschuldung stieg erneut an. Mit 39,5 Mrd. 
Euro lag sie um 0,9 Mrd. Euro über dem Ist des Jahres 
2003. Sie war damit zwar um 4,0 Mrd. Euro geringer als 
im Nachtragshaushalt veranschlagt (43,5 Mrd. Euro), 
überschritt jedoch die Summe der Investitionsausgaben 
von 22,4 Mrd. Euro um 17,1 Mrd. Euro. Die verfassungs- 
rechtliche Regelobergrenze für die Kreditaufnahme wur- 
de somit nicht eingehalten. Die Bundesregierung begrün- 
dete die Überschreitung mit der Abwehr einer Störung 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts. Da die Net- 
tokreditaufnahme geringer war als im Nachtrag vorgese- 
hen, wurde trotz dieser Überschreitung der verfassungs- 
rechtlichen Kreditobergrenze eine um 4 Mrd. Euro höhere 
Restkreditermächtigung in Höhe von nunmehr insgesamt 
19 Mrd. Euro angesammelt, die für das künftige Haus- 
haltsjahr zur Verfügung steht. Dies war möglich, weil das 
Bundesministerium der Finanzen - in Fortsetzung der 
bisherigen Praxis - die nicht ausgenutzten Kreditermäch- 
tigungen der Vorjahre vor den bewilligten Ermächtigun- 
gen der Nettokreditaufnahme für das laufende Haushalts- 
jahr in Anspruch genommen hatte. Zumindest die durch 
die zu hohe Veranschlagung in den Nachtragshaushalten 
2002 bis 2004 entstandenen Restkreditermächtigungen 


in Höhe von 11,5 Mrd. Euro sollten in Abgang gestellt 
werden. 

Das Volumen der über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
lag mit 0, 7 Mrd. Euro unter dem Niveau des Vorjahres 
(0,8 Mrd. Euro). Die - zunächst als überplanmäßige Aus- 
gaben geleisteten - Mehrausgaben für den Arbeitsmarkt 
und für das Wohngeld in Höhe von 2, 6 Mrd. Euro wurden 
durch den Nachtragshaushalt abgedeckt. 

Die in das Haushaltsjahr 2004 übertragenen Ausgabe- 
reste sind mit 12,0 Mrd. Euro gegenüber dem Vorjahr um 
1,4 Mrd. Euro gesunken. 

1.1 Stand der Entlastungsverfahren 

1 .1 .1 Entlastung für das Haushaltsjahr 2003 

Für das Haushaltsjahr 2003 haben der Bundesrat am 
18. Februar 2005 (Bundesratsdrueksaehe 252/04) und 
der Deutsehe Bundestag am 30. Juni 2005 (Plenarproto- 
koll 15/184 i. V. m. Bundestagsdrueksaehe 15/5781) der 
Bundesregierung die Entlastung erteilt. 

1 .1 .2 Vorlage der Jahresrechnung 2004 

Die Haushalts- und Vermögensreehnung für das Haus- 
haltsjahr 2004 (Bundestagsdrueksaehe 15/5206) hat das 
Bundesministerium der Finanzen (Bundesministerium) 
mit Sehreiben vom 3 1 . März 2005 dem Deutsehen Bun- 
destag und dem Bundesrat gemäß Artikel 114 Abs. 1 
Grundgesetz als Grundlagen für das parlamenfarisehe 
Verfahren zur Enflastung der Bundesregierung vorgelegf. 

1 .2 Prüfung der Jahresrechnung 2004 

1.2.1 Ordnungsmäßigkeit der 

Jahresrechnung 2004 
(Mitteilung nach § 97 Abs. 2 Nr. 1 BHO) 

Die Jahresreehnung besteht aus der Haushalts- und der 
Vermögensreehnung. ln der Haushaltsreehnung sind die 
im Haushaltsjahr gebuehten Einnahmen und Ausgaben 
den Ansätzen des Bundeshaushaltsplans unter Berüek- 
siehtigung der Haushaltsreste und der Vorgriffe gegen- 
übergestellt (§81 BHO). ln der Vermögensreehnung sind 
der Bestand des Vermögens und der Sehulden zu Beginn 
und zum Ende des Haushaltsjahres sowie die Veränderun- 
gen während des Jahres naehzuweisen (§ 86 BHO). 

Der Bundesreehnungshof hat die Ordnungsmäßigkeit der 
Haushalts- und Vermögensreehnung für das Haushalts- 
jahr 2004 mit Unterstützung der Prüfungsämter des Bundes 
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geprüft. Hinsichtlich des kassenmäßigen Ergebnisses hat 
er keine für die Entlastung wesentlichen Abweichungen 
zwischen den Beträgen festgestellt, die in diesen Rech- 
nungen und in den Büchern aufgeführt sind; dies gilt auch 
für die Sondervermögen. 

Soweit die Einnahmen und Ausgaben stichprobenweise 
geprüft wurden, waren diese im Allgemeinen ordnungs- 
gemäß belegt. Es wurden jedoch formale Fehler festge- 
stellt, die allerdings keine nennenswerten finanziellen 
Auswirkungen hatten (fehlende oder fehlerhafte Feststel- 
lungsvermerke auf den begründenden Unterlagen, unvoll- 
ständige Unterlagen, fehlende oder nicht hinterlegte Un- 
terschriften der Anordnungsbefügten). Der Anteil der 
fehlerhaften Belege ging - bei rund 13 000 geprüften Fäl- 
len - auf rund 10 % zurück, nachdem er im Haushaltsjahr 
2003 noch rund 13 % und im Haushaltsjahr 2002 rund 
18 % betragen hatte. Damit scheinen die Bemühungen 
des Bundesministeriums, zusammen mit den Bundeskas- 
sen und den Beauftragten für den Haushalf der Ressorts 
den Fehlerursachen nachzugehen und Maßnahmen zur 
Vermeidung formaler Fehler zu ergreifen, Wirkung zu 
zeigen. 

Allerdings ist der Anteil der formalen Fehler mit rund 
10 % immer noch zu hoch. Er belegt einen noch nicht 
hinreichend sorgfältigen Umgang mit den Vorschriften 
und Grundsätzen über die ordnungsgemäße Bewirtschaf- 
tung von Haushaltsmitteln. Damit besteht zumindest die 
Gefahr, dass sich Fehler oder Unregelmäßigkeiten finan- 
ziell nachteilig für den Bundeshaushalt auswirken kön- 
nen. 

Das Bundesministerium hat zugesagt, im Haushaltsfüh- 
mngserlass 2006 die Beauftragten für den Haushalt der 
Ressorts sowie der nachgeordneten Dienststellen erneut 
nachdrücklich aufzufordem, in ihrem Verantwortungsbe- 
reich die Vorschriften und Grundsätze für die ordnungs- 
gemäße Bewirtschaftung der Haushaltsmittel sowie der 
Rechnungslegung hinreichend zu beachten (VV Nr. 3.3.1 
Satz 1 und 3.3.4 zu § 9 BHO; VV Nr. 2 zu § 34 BHO 
i. V. m. VV für Zahlungen, Buchführung und Rechnungs- 
legung der BHO, Teil IV; § 80 BHO). 

Außerdem wird das Bundesminisferium die Leifer der 
Bundeskassen, die Leifer der Kassenprüfungen der Ober- 
finanzdirektionen und die Beauftragten für den Haushalt 
in Besprechungen auffordem, verstärkt auf das korrekte 
Ausfüllen der Kassenanordnungen bzw. auf die Vollsfän- 


digkeif der begründenden Unferlagen Einfluss zu neh- 
men. 

1 .2.2 Aussagekraft der Vermögensrechnung 

Zur Aussagekraft der Vermögensrechnung haf sich der Bun- 
desrechnungshof bereifs in seinen Bemerkungen der Jahre 
2002 und 2003 (Bundesfagsdrucksachen 15/60, 15/2020) 
geäußert. Er haf dabei fesfgesfellt, dass die Vermögens- 
rechnung nur unzureichende oder überhaupf keine Anga- 
ben für eine Bewertung der Immobilien und des mobilen 
Sachanlagevermögens enthält. Daher ist auch nicht er- 
kennbar, inwieweit den Schulden des Bundes Vermögens- 
werte gegenüberstehen. Nutzen und Aussagekraft der 
Vermögensrechnung sind erheblich eingeschränkt. 

Das Bundesministerium hat die Anregung des Bundes- 
rechnungshofes aufgenommen, die Vermögensrechnung 
des Bundes mittelfristig zu einem belastbaren Informa- 
tions- und Steuerungsinstrument umzugestalten. Um dieses 
Ziel zu erreichen, hat es eine Arbeitsgruppe eingerichtet, 
die sich mit den Möglichkeiten einer aussagekräftigeren 
Vermögensrechnung befasst. Das Bundesministerium hat 
erste Maßnahmen eingeleitet, den Wert der Liegenschaf- 
ten zu erfassen und in der Vermögensrechnung auszuwei- 
sen. Der Bundesrechnungshof erwartet, dass diese Maß- 
nahmen zur Umgestaltung der Vermögensrechnung 
nunmehr auch zeitnah umgesetzt werden. 

1.3 Haushaltsführung 

1.3.1 Abschlussergebnisse im Überblick 

Das (ursprüngliche) Haushaltsgesetz 2004 vom 
25. Februar 2004 sah Einnahmen und Ausgaben des Bun- 
des für das Haushaltsjahr 2004 von 257,3 Mrd. Euro vor. 
Das Bundesministerium wurde zu einer Nettokreditauf- 
nahme bis zur Höhe von rund 29,3 Mrd. Euro ermächtigt. 

Vor allem wegen geringerer Steuereinnahmen und auf- 
grund von Mindereinnahmen beim Bundesbankgewinn 
sah sich der Gesetzgeber veranlasst, die Eckwerte des 
Haushalts 2004 durch ein Nachtragshaushaltsgesetz an- 
zupassen, das am 28. Dezember 2004 verkündet wurde. 
Das Haushalts- Soll verringerte sich damit auf 255,6 Mrd. 
Euro und die Ermächtigung zur Nettokreditaufnahme 
wurde um 14,2 Mrd. Euro auf 43,5 Mrd. Euro erhöht. Die 
im Nachtragshaushalt veranschlagte Nettokreditauf- 
nahme überschritt die vorgesehenen Investitionsausgaben 
erheblich (um 18,9 Mrd. Euro, vgl. Tabelle 1). 
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Tabelle 1 


Wesentliche Abschlussergebnisse 



2004 

Vorjahr 2003 

Haushaltsjahr 

ur- 

sprüngl. 

Soll 

Soll 

einschl. 

Nach- 

trag 

Ist 

Abwei- 
chung 
ggü. ur- 
sprüngl. 

Soll 

Abwei- 
chung 
ggü. Soll 
einschl. 
Nach- 
trag 

Soll 

Ist 

Abwei- 

chung 


Mrd. Euro 

Einnahmen’ 

227,7 

211,8 

211,8 

-15,9 

0,0 

216,4 

217,5 

1,1 

- Steuereinnahmen 

197,7 

186,6 

187,0 

- 10,7 

0,4 

190,8 

191,9 

1,1 

- Sonstige Einnah- 
men 

30,0 

25,2 

24,8 

-5,2 

-0,4 

25,6 

25,6 

— 

Ausgaben^ 

257,3 

255,6 

251,6 

-5,7 

-4,0 

260,2 

256,7 

-3,5 

darunter: 









Zinsausgaben^ 

37,7 

36,8 

36,3 

-1,4 

-0,5 

37,9 

36,9 

-1,0 

Investitionsausgaben 

24,6 

24,6 

22,4 

-2,2 

-2,2 

26,7 

25,7 

-1,0 

Saldo der durch- 
laufenden Mittel 

— 

— 

0,0 



— 

0,1 


Finanzierungssaldo 

-29,6 

-43,8 

-39,8 

-10,2 

4,0 

-43,8 

-39,2 

4,6 

Münzeinnahmen 

0,3 

0,3 

0,3 

0,0 

0,0 

0,4 

0,6 

0,2 

Nettokredit- 

aufnahme 

29,3 

43,5 

39,5 

10,2 

-4,0 

43,4 

38,6 

4,8 


• Ist-Einnahmen sind bereinigt (ohne Münzeinnahmen, Haushaltskredite, haushaltstechnische Verrechnungen und durchlaufende Mittel). 
^ Ist-Ausgaben sind bereinigt (ohne haushaltstechnische Verrechnungen und durchlaufende Mittel). 

^ Zinsausgaben It. Kapitel 3205. 


Die Höhe der Investitionsausgaben bildet nach Ar- 
tikel 115 Satz 1 Grundgesetz die Regelobergrenze für die 
Nettokreditaufhahme. Schon nach dem ursprünglichen 
Haushaltsgesetz sollte die Nettoneu Verschuldung mit 
29,3 Mrd. Euro über die investiven Ausgaben (24,6 Mrd. 
Euro) hinausgehen. Das Überschreiten der Kreditober- 
grenze bereits im Haushaltsentwurf rechtfertigte die Bun- 
desregierung damit, dass das zum Teil kreditfinanzierte 
Vorziehen der dritten Steuerreformstufe von 2005 nach 
2004 zusammen mit den durch die Agenda 2010 ein- 
geleiteten strukturellen Reformen einer Störung des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts entgegenwirken 
würde. 

Mit dem Nachtragshaushalt stieg die Nettoneuverschul- 
dung auf 43,5 Mrd. Euro bei gleich bleibender Höhe der 
Investitionsausgaben. Die Bundesregierung erklärte, das 
gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht sei gestört und zur 
Überwindung dieser Störung sei ein Überschreiten der 
Regelobergrenze nach Artikel 115 Grundgesetz zulässig 


und erforderlich. Massive Eingriffe auf der Ausgaben- 
und Einnahmenseite würden die Störung des gesamtwirt- 
schaftlichen Gleichgewichts tendenziell noch verstärken. 
Daher würden unvermeidbare Mehrbelastungen durch 
eine Erhöhung der Nettokreditaufnahme ausgeglichen. 

Zwei Fraktionen des Deutschen Bundestages haben das 
Bundesverfassungsgericht im Rahmen eines Normenkon- 
trollverfahrens ersucht, die Vereinbarkeit des Haushalts- 
gesetzes 2004 sowie des Nachtragshaushaltsgesetzes 
2004 mit dem Grundgesetz zu prüfen und beantragt, sie 
für unvereinbar mit dem Grundgesetz und daher für nich- 
tig zu erklären. 

ln der Antragsschrift werden Verstöße gegen das Aus- 
gleichsgebot und das Vollständigkeits- und Wahrheits- 
gebot - insbesondere im Hinblick auf die Veranschlagung 
des Bundesbankgewinns und der Ausgaben für den Ar- 
beifsmarkt - sowie gegen die Kreditbegrenzungsvor- 
schrift des Artikels 115 Grundgesetz gerügt. 
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1.3.2 Einnahmen 

Die Steuereinnahmen waren um 0,4 Mrd. Euro höher als 
im Nachtragshaushalt veranschlagt (vgl. Nr. 3.4 der Jah- 
resrechnung). Sie waren jedoch um 10,7 Mrd. Euro gerin- 
ger als der ursprüngliche Sollansatz. Abweichungen gegen- 
über dem ursprünglichen Soll ergaben sich insbesondere 
durch Mindereinnahmen bei der Lohnsteuer, bei der Um- 
satzsteuer, bei der Mineralölsteuer, bei der Tabaksteuer 
sowie bei den Maßnahmen zur Förderung der Steuerehr- 
lichkeit. Gegenüber dem Vorjahr sind die Steuereinnah- 
men ebenfalls (um 4,9 Mrd. Euro) gesunken. 

Die sonstigen Einnahmen (einschließlich des Bundes- 
bankgewinns) lagen mit 24,8 Mrd. Euro sowohl leicht un- 
ter dem Sollansatz 2004 als auch unter dem Ergebnis des 
Vorjahres. 

Die Deutsche Bundesbank führte im Haushaltsjahr 2004 
den Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2003 in Höhe von 
lediglich 248 Mio. Euro an den Bund ab. Dies entsprach 
zwar dem Soll des Nachtrags, im ursprünglichen Haus- 
haltsplan waren jedoch 3,5 Mrd. Euro veranschlagt. 


Die jährlichen Einnahmen aus dem Bundesbankgewinn 
sind dem Erblastentilgungsfonds zuzuführen, soweit sie 
3,5 Mrd. Euro übersteigen. Da der Jahresüberschuss le- 
diglich bei 248 Mio. Euro lag, flössen dem Fonds keine 
Einnahmen aus dem Bundesbankgewinn zu (vgl. 
Nr. 1.10.3). 

Die Gewinnablieferung der Deutschen Bundesbank im 
Haushaltsjahr 2004 war die niedrigste in den vergangenen 
16 Jahren (vgl. Abbildung 1). 

1.3.3 Ausgaben 

Die Ist-Ausgaben des Haushaltsjahres 2004 betrugen 
251,6 Mrd. Euro (vgl. Tabelle 1). Sie lagen um 5,7 Mrd. 
Euro unter dem ursprünglichen Soll 2004, und um 

4.0 Mrd. Euro unter dem Soll des Nachtragshaushaltes. 
Gegenüber dem Vorjahr gingen die Ausgaben um 

5.1 Mrd. Euro zurück. 

Mehrausgaben gegenüber dem Soll des Nachtragshaus- 
halts 2004 entstanden insbesondere für Zuweisungen 
und Zuschüsse (ohne Investitionen). Sie wurden im We- 
sentlichen über- und außerplanmäßig geleistet (vgl. 


Abbildung 1 


Verwendung der Gewinnablieferung der Deutschen Bundesbank 


Mrd. Euro 



□ Zuführung an den Erblastentilgungsfonds 
El Verwendung zur Schuldentilgung 

□ Verwendung zur Ausgabenfinanzierung 
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Nr. 6.1.1 der Jahresrechnung). Ein erheblicher Teil dieser 
Mehrausgaben entfiel auf 

• Zuschüsse an die Träger der Krankenversicherung der 
Landwirte (122 Mio. Euro, Kapitel 1002 Titel 636 55) 
aufgrund der verstärkten Leistungsaufwendungen für 
Altenteiler, 

• Zuschüsse und Erstattungen des Bundes im Bereich 
der Sozialversicherung (106 Mio. Euro, Kapitel 1513). 

Diese Mehrausgaben wurden überkompensiert durch 
Minderausgaben gegenüber dem Soll des Nachtragshaus- 
halts 2004 vor allem bei der Bundesagentur für Arbeit 
(-1,0 Mrd. Euro), beim Betreiberentgelt für die LKW- 
Maut (-0,8 Mrd. Euro) und bei den Zinsausgaben 
(-0,5 Mrd. Euro). 

Die gegenüber dem Soll um 2,2 Mrd. Euro geringeren In- 
vestitionsausgaben sind im Wesentlichen zurückzufüh- 
ren auf die niedrigeren Ausgaben für Gewährleistungen 
von 0,9 Mrd. Euro (Kapitel 3208 Titel 870 01) und beim 
Ganztagsschulprogramm von 0,7 Mrd. Euro (Kapitel 
6004 Titel 882 01). Die Investitionsausgaben lagen um 
3,3 Mrd. Euro niedriger als im Vorjahr. 

1.3.4 Finanzierungsdefizit 

Zur Deckung des im Haushaltsplan 2004 (einschließlich 
Nachtrag) ausgewiesenen Finanzierungsdefizits von 
43,8 Mrd. Euro wurden eine Nettokreditaufnahme von 
43,5 Mrd. Euro und Münzeinnahmen von 0,3 Mrd. Euro 
im Haushaltsplan veranschlagt. Da die Nettokredit- 


aufnahme im Ist-Ergebnis nur 39,5 Mrd. Euro und die 
Münzeinnahmen 0,3 Mrd. Euro erreichten, fiel das Defi- 
zit mit insgesamt 39,8 Mrd. Euro um 4,0 Mrd. Euro' ge- 
ringer aus. Es lag allerdings um mehr als 10 Mrd. Euro 
über dem ursprünglichen Sollansatz 2004 und etwas hö- 
her als im Vorjahr (vgl. Nr. 3.1.2 der Jahresrechnung). 

1.4 Nettokreditaufnahme, Inanspruchnahme 

von Kreditermächtigungen 

1.4.1 Nettokreditaufnahme des Bundes 

Durch den Nachtragshaushalt 2004 wurde die Ermächti- 
gung zur Nettokreditaufnahme von 29,3 Mrd. Euro auf 
43,5 Mrd. Euro erhöht. Sie überschritt damit die veran- 
schlagten Ausgaben für Investitionen von 24,6 Mrd. Euro 
um 18,9 Mrd. Euro und damit auch die verfassungsrecht- 
liche Kreditobergrenze des Artikels 115 Abs. 1 Satz 2 
Grundgesetz ganz erheblich. Die Bundesregierung er- 
klärte dazu, dies sei zur Abwehr einer Störung des ge- 
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts erforderlich. Die 
Überschreitung der Kreditobergrenze sei eingebettet in 
eine Gesamtpolitik, die auf einen höheren Beschäfti- 
gungsstand und eine Beschleunigung des Wirtschafts- 
wachstums ausgerichtet sei. 

Gegenüber dem Vorjahr ist die Nettokreditaufnahme noch 
einmal angestiegen und zwar um 0,9 Mrd. Euro (vgl. Ab- 
bildung 2). 


' Einschließlich Saldo der durchlaufenden Mittel (40 Mio. Euro). 


Entwicklung von Nettokreditaufnahme und Investitionsausgaben 


Abbildung 2 


Mrd. Euro 



— Nettokreditaufnahme 
Investitionsausgaben 
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1.4.2 Kreditermächtigungen des Bundes 

Im Rahmen des Haushaltsvollzugs stehen dem Bundes- 
ministerium, neben der Ermäehtigung für die Nettokredit- 
aufnahme zur Deekung der Ausgaben (einsehließlieh 
Restkreditermäehtigungen), die Ermäehtigungen zur Auf- 
nahme von Krediten für Tilgungen, von Krediten im Vor- 


griff auf die Kreditermäehtigung des näehsten Haushalts- 
jahres, von Krediten zur Marktpflege sowie von 
Kassenverstärkungskrediten (§ 2 Haushaltsgesetz 2004) 
zur Verfügung. Eine Übersieht über die Ermäehtigungs- 
beträge und deren Inanspruehnahme enthält Tabelle 2 
(vgl. aueh Nr. 5.2.5 der Jahresreehnung). 


Tabelle 2 


Kreditermächtigungen und Inanspruchnahme^ 



ursprüng- 
licher 
Ermächti- 
gungs- 
hetrag 2004 

Ermächti- 

gungs- 

hetrag 

einschl. 

Nachtrag 

2004 

Inan- 

spruch- 

nahme 

2004 

Ahwei- 

chung 

Inan- 

spruch- 

nahme 

2003 


Mrd. Euro 

Restliche Kreditermächtigung aus dem 
Vorjahr (§ 18 Abs. 3 BHO) 

15,0 

15,0 

15,0 

- 

10,3 

Kreditermächtigung nach dem Haushalts- 
gesetz 2004 zur Deckung von Ausgaben 
(§2 Abs. 1) 

29,3 

(davon 13,7 
gesperrt) 

43,5 

(davon 13,8 
gesperrt) 

24,5 

-19,02 

28,3 

Kreditermächtigungsrahmen 
(einschl. des gesperrten Betrags) 

44,3 

58,5 




Ermächtigungsrahmen für die Netto- 
kreditaufnahme 

(ohne den gesperrten Betrag) 

30,6 

44,8 

39,5 

-5,3 

38,6 

Weitere Kreditermächtigungen nach dem 
Haushaltsgesetz 2004 






a) zur Tilgung (§ 2 Abs. 2) 

184,5 

184,5 

184,5 

- 

186,9 

b) zur Marktpflege (§ 2 Abs. 5)^ 



7,9 


-4,7 

c) Bundesbankmehrgewinn (§ 4 S. ly 



- 


(1,9) 

d) zum Vorgriff auf das folgende Haus- 
haltsjahr (§ 2 Abs. 3) 

10,3 

10,2 

- 

- 10,2 

- 

Ge Samtermächtigung (Kr editermächti - 
gungsrahmen und weitere Kredit- 
ermächtigungen) 

239,1 

253,2 




Gesamtinanspruchnahme, zugleich Brutto- 
kreditaufnahme in haushaltsmäßiger 
Abgrenzung^ 



231,9 


220,8 

Tilgungen aus Kreditmarktmitteln (a, b, c) 



- 192,4 


- 182,2 

Nettokreditaufnahme in haushaltsmäßiger 
Abgrenzung 

29,3 

43,5 

39,5 

-4,0 

38,6 

nachrichtlich: 

Summe der Ausgaben für Investitionen 

24,6 

24,6 

22,4 

-2,2 

25,7 


■ Differenzen durch Rundung. 

^ Dieser Betrag ist gleichzeitig die in das Jahr 2005 fortgeltende Restkreditermächtigung. 

^ Bis 10 % des Betrages der umlaufenden Bundesanleihen, -Obligationen und -Schatzanweisungen. 

'* Die über 3,5 Mrd. Euro liegenden Mehreinnahmen aus dem Bundesbankgewinn vermindern gemäß § 2 Satz 2 Haushaltsgesetz 2004 die Kredit- 
ermächtigxmg nach § 2 Abs. 1 Haushaltsgesetz 2004. 

^ Im Ist-Ergebnis der Bruttokreditaufnahme enthalten sind Umbuchungen aus dem Jahre 2004 in das Jahr 2005 von - 3,7 Mrd. Euro sowie aus dem 
Jahre 2003 in das Jahr 2004 von 0,9 Mrd. Euro. 
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1. 4.2.1 Restkreditermächtigungen 

Das Haushaltsgesetz 2004 enthält eine Kreditermächti- 
gung zur Deckung von Ausgaben in Höhe von 43,5 Mrd. 
Euro (davon Nachtrag: 14,2 Mrd. Euro). Hinzu kommt 
eine Restkreditermächtigung (§18 Abs. 3 BHO) aus dem 
Vorjahr in Höhe von 15,0 Mrd. Euro. Damit ergab sich ein 
Gesamtkreditermächtigungsrahmen in Höhe von 

58.5 Mrd. Euro. Seit dem Haushaltsjahr 1999 schreiben 
die jährlichen Haushaltsgesetze vor, dass die neue Kredit- 
ermächtigung in Höhe des Betrags gesperrt ist, in der die 
Restkreditermächtigungen des Vorjahres 0,5 % der fest- 
gestellten Gesamtausgaben übersteigen (vgl. § 2 Abs. 9 
Haushaltsgesetz 2004). 

Somit stand - auf der Grundlage des Nachtrags für den 
Haushaltsvollzug 2004 - ein Betrag von insgesamt 

44.8 Mrd. Euro zur Haushaltsfinanzierung ohne Einschal- 
tung des Parlaments zur Verfügung. Er setzt sich zusam- 
men aus der bewilligten Nettokreditaufnahme von 

43.5 Mrd. Euro sowie der Restkreditermächtigung in 
Höhe von 1,3 Mrd. Euro (0,5 % von 255,6 Mrd. Euro). 
Der darüber hinaus bis zur Kreditermächtigungsober- 
grenze von 58,5 Mrd. Euro bestehende Saldo von 

13.8 Mrd. Euro war gesperrt. Einer vollständigen oder 
teilweisen Inanspruchnahme dieses Betrags für Zwecke 
der Kreditaufnahme hätte der Haushaltsausschuss des 
Deutschen Bundestages (Haushaltsausschuss) zustim- 
men müssen. Da die Ermächtigung zur Nettokreditauf- 


nahme im Haushaltsjahr 2004 nur in Höhe von 39,5 Mrd. 
Euro in Anspruch genommen wurde, war die Anrufung 
des Haushaltsausschusses insoweit nicht erforderlich. 

Das Bundesministerium nimmt in ständiger Haushalts- 
praxis zuerst die weiter geltende Kreditermächtigung des 
Vorjahres in Anspruch und schont damit in gleicher Höhe 
die für das laufende Haushaltsjahr vom Parlament erteilte 
Ermächtigung zur Deckung von Ausgaben (first in first 
out-Prinzip - fifo). Dies hat zusammen mit der hohen Er- 
mächtigung zur Nettokreditaufnahme im Nachtragshaus- 
halt (wovon 4,0 Mrd. Euro nicht genutzt wurden) dazu 
geführt, dass - trotz der Überschreitung der Verschul- 
dungsobergrenze nach Artikel 115 Abs. 1 Satz 2 Grund- 
gesetz - die Restkreditermächtigungen gegenüber dem 
Vorjahr erneut auf nunmehr 19 Mrd. Euro angewachsen 
sind (vgl. Abbildung 3). 

Insgesamt sind allein in den letzten drei Haushaltsjahren 
durch die Nachtragshaushalte 2002, 2003 und 2004 

11,5 Mrd. Euro an Kreditermächtigungen „übrig geblie- 
ben“. Der Bundesrechnungshof hält diese Praxis für haus- 
haltsrechtlich bedenklich, weil die in § 18 Abs. 3 BHO 
festgelegte Verfallsfrist von grundsätzlich einem Jahr da- 
mit leer läuft. Er hat diesen Sachverhalt bereits verschie- 
dentlich in seinen Bemerkungen aufgegriffen, zuletzt im 
Vorjahr (vgl. Bemerkungen 2004, Bundestagsdrucksache 
15/4200 Nr. 1.4.2.1). 


Abbildung 3 

Restliche Kreditermächtigungen aus dem Vorjahr und deren Inanspruchnahme 



Haushaltsjahr 


Auf die Verfügbarkeit der 
jeweils zunächst 
weitergeltenden 
Restermächtigung hat das 
BMF in Höhe von 10,2 Mrd. 
Euro für 1992 und in Höhe von 
12,8 Mrd. Euro für 1995 
verzichtet. 


□ Restliche Kreditermächtigung aus 
dem Vorjahr (§18 Abs. 3 BHO), 

□ davon im Haushaltsjahr in 
Anspruch genommen. 
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Das Bundesministerium hat darauf hingewiesen, dass es 
im Hinblick sowohl auf den eindeutigen Gesetzeswortlaut 
als auch im Hinblick auf die Begründung zu § 2 Abs. 9 
Haushaltsgesetz 2004 an seiner Haushaltspraxis festhalten 
werde, zunächst die weiter geltende Kreditermächtigung 
des Vorjahres in Anspruch zu nehmen und sie gegenüber 
der für das laufende Haushaltsjahr vom Parlament erteil- 
ten Ermächtigung vorrangig zu nutzen. Der Gesetzeswort- 
laut und die Begründung zu § 2 Abs. 9 Haushaltsgesetz 
gingen ausdrücklich von einer qualifizierten Sperre des 
Ermächtigungsrahmens nach § 2 Abs. 1 Haushaltsgesetz 
aus und nicht von einer Sperre der Restkreditermächti- 
gung des Vorjahres. § 2 Abs. 9 Haushaltsgesetz setze die 
Anwendung der fifo-Methode voraus, da ansonsten ein 
Verbrauch der Restkreditermächtigungen erst nach Ent- 
sperrung des qualifiziert gesperrten Betrages möglich 
wäre. Eine solche Intention lasse sich dem Gesetzeswort- 
laut nicht entnehmen, denn der Gesetzgeber habe durch 
§ 2 Abs. 9 Haushaltsgesetz lediglich den dort definierten 
Teilbetrag seiner Zustimmung Vorbehalten wollen. 

Der Bundesrechnungshof bestreitet nicht, dass die fifo- 
Methode mit dem Haushaltsgesetz vereinbar ist. Er hält 
jedoch weiterhin an seiner Auffassung fest, dass durch die 
Buchungspraxis des Bundesministeriums die gesetzliche 
Verfallsfrist der Bundeshaushaltsordnung leer läuft. Zu- 
mindest die durch eine zu hohe Veranschlagung im Nach- 
tragshaushalt entstandenen Restkreditermächtigungen 
sollten jeweils im Folgejahr in Abgang gestellt werden. 

1. 4.2.2 Vorgriffskreditermächtigungen 

Der Bundesrechnungshof hatte im Vorjahr festgestellt, 
dass das Bundesministerium Vorgriffskreditermächtigun- 
gen gemäß § 2 Abs. 3 Haushaltsgesetz 2003 in Höhe von 
8,0 Mrd. Euro in Anspruch genommen hat, da die ur- 
sprünglich veranschlagten Kreditermächtigungen nicht 
ausreichten, um Ausgaben des Haushaltsjahres 2003 zu 
decken. Es „verrechnete“ diese Inanspruchnahme nach- 
träglich mit der durch den Nachtrag 2003 erhöhten Er- 
mächtigung zur Nettokreditaufnahme. Die Vorgriffskredit- 
ermächtigung dient nach der Gesetzesbegründung aber 
der Leistung von Ausgaben, die - wie die Januargehälter 
von Bundesbediensteten - dem Folgejahr zuzurechnen 
sind. Die Ausnutzung der Vorgriffskreditermächtigung 
für Ausgaben, die dem laufenden Jahr zuzurechnen sind, 
entspricht nicht dem Sinn und Zweck der gesetzlichen 
Regelung (vgl. Bemerkungen 2004, Bundestagsdruck- 
sache 15/4200 Nr. 1. 4.2.2). 

Angesichts der zentralen Bedeutung der haushaltsgesetz- 
lich festgelegten Kreditermächtigungen für die Sicherung 
des parlamenfarischen Budgefrechts hielt der Bundes- 
rechnungshof es für erforderlich, den Haushalfsausschuss 
möglichst frühzeitig einzuschalten, wenn sich im Haus- 
haltsvollzug eine Überschreitung der im Haushaltsplan ver- 
anschlagten Kreditermächtigungen abzeichnet. Ansonsten 
besteht die Gefahr, dass durch die Haushaltsdurchfüh- 
rung Fakfen geschaffen werden, die den Haushalfsgesefz- 
geber bei späferen haushaltsrelevanfen Enfscheidungen 
präjudizieren. 


Der Rechnungsprüfungsausschuss des Haushalfsausschus- 
ses des Deutschen Bundestages hat sich der Auffassung 
des Bundesrechnungshofes angeschlossen. Das Bundes- 
ministerium ist aufgefordert, Vorgriffsermächtigungen nach 
§ 2 Abs. 3 des Haushaltsgesetzes grundsätzlich für Aus- 
gaben zu nutzen, die dem folgenden Haushaltsjahr zuzu- 
rechnen sind. Über eine darüber hinausgehende Inan- 
spruchnahme ist der Haushaltsausschuss unverzüglich zu 
unterrichten. 

1.4.3 Gemeinsame Kreditaufnahme mit 
Sondervermögen 

Dem Kreditrahmen zur Tilgung von fällig werdenden 
Kredifen wachsen die vom Bund übernommenen Kredife 
für die Sondervermögen Fonds „Deufsche Einheif“ und 
„ERP- Sondervermögen“ zu. ln § 2 Abs. 7 Haushaltsge- 
sefz 2004 wird dem Bund die Möglichkeit eingeräumt, im 
Haushaltsjahr fällig werdende Kredife dieser beiden Son- 
dervermögen bis zu insgesamf 2,8 Mrd. Euro zum Zwecke 
einer gemeinsamen Kreditaufnahme als eigene Schulden 
in Form eines Schuldbeitritts zu übernehmen. Die Son- 
dervermögen tragen die Zins- und Tilgungsleistungen für 
diese Schulden. Mit der geschaffenen Möglichkeit ge- 
meinsamer Wertpapierbegebungen sollen bei entspre- 
chender Marktsituation Zinserspamisse insbesondere für 
die Sondervermögen realisiert werden. Insgesamf wurden 
allerdings im Jahre 2004 mit übernommene Schulden der 
beiden o. a. Sondervermögen in Höhe von 350 Mio. Euro 
vom Bund getilgt (vgl. Nr. 5.2.4 der Jahresrechnung). 

1.4.4 Einsatz derivativer Finanzinstrumente 

Der Bund hat die gesamte Schuldenaufnahme zur „Bun- 
desrepublik Deutschland - Finanzagentur GmbH“ aus- 
gelagert. § 2 Abs. 6 Haushaltsgesetz 2004 enthält eine 
Ermächtigung, im Berichtsjahr im Rahmen der Kredit- 
finanzierung ergänzende Verträge zur Optimierung der 
Zinsstruktur und zur Begrenzung von Zinsänderungsrisi- 
ken (Swapgeschäfte) bis zu einem Vertragsvolumen von 
80 Mrd. Euro abzuschließen. Die Finanzagentur GmbH 
nutzte diese Ermächtigung für derivative Finanzinstru- 
mente teilweise. Auf den gesonderten Ausweis in einem 
eigenen Haushaltstitel wurde im Haushaltsplan 2004 auf- 
grund der für den Kapifalmarkt sensiblen Dafen ersfmals 
verzichte!. Art und Umfang der derivativen Geschäfte 
werden im vertraulich tagenden parlamentarischen Gre- 
mium zur Fragen der Kreditfinanzierung des Bundes lau- 
fend erörtert (§ 4a Bundeswertpapierverwaltungsgesetz). 

1.5 Gesamtverschuldung 

Die Bundesschuld betrug zum Ende des Haushaltsjahres 
2004 insgesamt 803,0 Mrd. Euro (vgl. Nr. 5.2.4 der Jah- 
resrechnung); hinzu kamen Kassenverstärkungskredite in 
Höhe von 9, 1 Mrd. Euro. 

Die Finanzschulden der nicht in den Bundeshaushalt ein- 
gegliederten Sondervermögen beliefen sich zum Ende des 
Jahres 2004 auf 57,3 Mrd. Euro. Die Gesamtverschul- 
dung, d. h. die Verschuldung des Bundes aus seinen Fi- 
nanzkrediten sowie die Schulden der Sondervermögen 
des Bundes, betrug somit insgesamt 860,3 Mrd. Euro 
(vgl. Abbildung 4). 
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Schulden des Bundes und seiner Sondervermögen Ende 2004 


Abbildung 4 


ERP 

1 8,2 Mrd. Euro 


Fonds „Deutsche Einlieit“ 
38,7 Mrd. Euro 


Entschädigungsfonds 
0,4 Mrd. Euro 



Bund (einschl. 
Erblastentilgungsfonds, 
Bundeseisenbahnvermögen, 
Ausgleiehsfonds „Steinkohle“) 
803 Mrd. Euro 


Gesamtverschuldung: 860 Mrd. Euro 


1.6 Haushaltsüberschreitungen 

1.6.1 Entwicklung der über- und 

außerplanmäßigen Ausgaben 

Im Haushaltsjahr 2004 wurden überplanmäßige Ausga- 
ben in Höhe von 636 Mio. Euro und außerplanmäßige 
Ausgaben in Höhe von 32 Mio. Euro geleistet (vgl. 
Nr. 6.1.1 der Jahresrechnung). Der Gesamtbetrag in Höhe 
von 668 Mio. Euro entspricht rund 0,3 % des Haushalts- 


Solls (255,6 Mrd. Euro) und liegt damit unter dem Betrag 
des Vorjahres (768 Mio. Euro, vgl. Abbildung 5). Dabei ist 
jedoch zu berücksichtigen, dass hohe Mehrausgaben für 
den Arbeitsmarkt und für Wohngeld in Höhe von 
2,6 Mrd. Euro durch den Nachtragshaushalt abgedeckt 
wurden. Diese Mehrausgaben waren zunächst als über- 
planmäßige Ausgaben bewilligt worden. Die rückwir- 
kende Anhebung der jeweiligen Titelansätze hat bewirkt, 
dass diese überplanmäßigen Ausgaben in der Jahresrech- 
nung nicht mehr ausgewiesen werden mussten. 
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Abbildung 5 

Mrd. Euro 


Entwicklung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben 



2003 und 2004: Überplanmäßige Ausgaben für den Arbeitsmarkt und Wohngeld (nur 2004) in Höhe von mnd 10,5 Mrd. Euro bzw. 2,6 Mrd. Euro 
werden nicht in der Jahresrechnung ausgewiesen, weil das Haushaltssoll durch den Nachtrag entsprechend erhöht wurde. 


Die ausgewiesenen überplanmäßigen Ausgaben erstre- 
cken sich vorwiegend auf zusätzliche Ausgaben im Ein- 
zelplan 10 für Zuschüsse an die Träger der Krankenversi- 
cherung für Landwirte (122 Mio. Euro), im Einzelplan 12 
für Wohnungsbauprämien (68 Mio. Euro), im Einzelplan 15 
für den Bereich Sozialversicherung (106 Mio. Euro) und 
im Einzelplan 17 für Ausgaben nach dem Unterhaltsvor- 
schussgesetz und für Erziehungsgeld (100 Mio. Euro, vgl. 
Tabelle 3). 

Wesentliche außerplanmäßige Ausgaben sind im Einzel- 
plan 08 bei der Abführung der Eigenmiffel an die EU we- 
gen eines Vertragsverlefzungsverfahrens gegen die Bun- 
desrepublik Deutschland (11 Mio. Euro) angefallen. 

Die über- und außerplanmäßigen Ausgaben wurden im 
Haushaltsjahr 2004 im Bundeshaushalt in voller Höhe 
durch Minderausgaben gedeckt (vgl. Nr. 4.3.4. 1 der Jah- 
re srechnung). 

1.6.2 Haushaltsüberschreitungen ohne 

Zustimmung des Bundesministeriums 

Von den im Haushaltsjahr 2004 entstandenen Haushalts- 
überschreitungen wurden in zwölf Fällen (Vorjahr fünf 
Fälle) insgesamf rund 114,1 Mio. Euro (Vorjahr rund 
6,7 Mio. Euro) ohne die notwendige Zustimmung des 


Bundesministeriums geleistet, und zwar bei fünf Einzel- 
plänen. Gegenüber dem Vorjahr ist damit wieder ein An- 
wachsen sowohl der Gesamtsumme als auch der Anzahl 
der über- und außerplanmäßigen Ausgaben zu verzeich- 
nen, denen das Bundesministerium nicht zugestimmt hat 
(vgl. Abbildung 6). Das Bundesministerium hat in acht 
Fällen in der Haushaltsrechnung bestätigt, dass es bei 
rechtzeitiger Vorlage des Antrags seine Zustimmung zu 
der Haushaltsüberschreitung erteilt hätte, ln drei Fällen 
hat das Bundesministerium eine solche Erklärung nicht 
abgegeben, da das Ressort (Bundesministerium für Ver- 
kehr, Bau- und Wohnungswesen) nicht oder nicht hinrei- 
chend dargelegt und begründet hatte, dass die Vorausset- 
zungen für die geleisfeten Ausgaben Vorlagen. Es handelt 
sich dabei um Ausgaben in Höhe von insgesamt mnd 

3.5 Mio. Euro für Sachverständige, den Baukostenzu- 
schuss zur Schienenverkehrsanbindung des Flughafens 
Berlin Brandenburg International und für Prämien nach 
dem Wohnungsbauprämiengesetz. ln einem weiteren Fall 
wurden Mehrausgaben für Wohngeld in Höhe von lund 

77.5 Mio. Euro überplanmäßig ohne Genehmigung des 
Bundesministeriums geleistet. Die rückwirkende Anhe- 
bung der Titelansätze durch den Nachtragshaushalt hat 
bewirkt, dass diese überplanmäßigen Ausgaben in der 
Jahresrechnung nicht mehr auszuweisen waren (siehe 
auch Nr. 1.6.1). 
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Haushaltsüberschreitungen nach Ressorts und Hauptgruppen 
(Differenzen durch Rundung) 


Tabelle 3 



Personal- 

ausgahen 

Sächl. 

Verwal- 

tungsaus- 

gahen 

Zuweisun- 
gen und 
Zuschüsse 

Baumaß- 

nahmen 

sonst. Inves- 
titionen 

besondere 

Finan- 

zierungs- 

maßnahmen 


Epl. 

HGr.4 

HGr.5 

HGr.6 

HGr.7 

HGr.8 

HGr.9 

Gesamt 


in Euro 

01 








02 








03 








04 



133 040 




133 040 

05 


714 255 

7 826 990 


766 938 


9 308 183 

06 



38 146 468 




38 146 468 

07 



134 751 

100 410 



235 161 

08 



22 427 336 




22 427 336 

09 


8 109 225 

20 544 297 




28 653 522 

10 


442 891 

125 665 133 




126 108 024 

12 

6 229 

19 676 720 

4 156 168 

96 306 

68 455 939 


92 391 362 

14 


30 000 000 

401 270 




30 401 270 

15 


2 597 617 

143 997 228 

116 998 



146 711 843 

16 


4 000 000 

24 759 




4 024 759 

17 


444 292 

105 828 062 

1 225 000 

203 110 


107 700 464 

19 








20 








23 



6 247 766 




6 247 766 

30 



53 928 121 




53 928 121 

32 








33 








60 


1 289 631 

715 867 




2 005 498 

Summe 

6 229 

67 274 631 

530 177 256 

1 538 714 

69 425 987 


668 422 816 
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Abbildung 6 

Entwicklung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben ohne Zustimmung des Bundesministeriums 
der Finanzen nach Artikel 112 Grundgesetz für die Jahre 1991 bis 2004 


Mio. Euro Fälle 



I 1 Gesamtsumme 

I 1 davon hätte das BMF bei rechtzeitiger Antragstellung bewilligt 

Fallzahl 


Angesichts des Anstiegs von Anzahl und Gesamtsumme 
der über- und außerplanmäßigen Ausgaben ohne Zustim- 
mung des Bundesministeriums gegenüber dem Vorjahr 
hat das Bundesministerium die Ressorts in einem Rund- 
schreiben vom Januar 2005 noch einmal eindringlich auf- 
gefordert, durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 
dass nicht bewilligte Mehrausgaben vermieden werden. 
Der Bundesrechnungshof erwartet, dass alle Ressorts en- 
ergisch dementsprechende Maßnahmen ergreifen. 

1.6.3 Beteiligung des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages 

Das Haushaltsgesetz 2004 (§ 4 Abs. 1 Satz 2) sieht vor, 
dass über- und außerplanmäßige Ausgaben zur Erfüllung 
von Rechtsverpflichtungen von mehr als 50 Mio. Euro im 
Einzelfall vor Einwilligung des Bundesministeriums dem 
Haushaltsausschuss vorzulegen sind, soweit nicht aus 
zwingenden Gründen eine Ausnahme geboten ist. Die 
Aufnahme dieser Vorschrift geht auf einen Beschluss des 
Haushaltsausschusses zum Haushaltsgesetz 1999 zurück, in 
dem das Bundesministerium aufgefordert wurde, mit Vor- 


lage des Regierungsentwurfs zum Bundeshaushalt 2000 
eine entsprechende Verfahrensregelung aufzunehmen. 

Die Jahresrechnung weist insgesamt drei Fälle mit über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben zur Erfüllung von Rechtsver- 
pflichtungen von mehr als 50 Mio. Euro aus. ln zwei Fäl- 
len hat das Bundesministerium diese vor seiner Einwilli- 
gung dem Haushaltsausschuss vorgelegt. Der dritte Fall 
betraf Prämien nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz. 
Für die dafür entstandenen Mehrausgaben in Höhe von 
rund 67,8 Mio. Euro hat das Bundesministerium einer 
überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 65 Mio. Euro zu- 
gestimmt und dies dem Parlament vorab mitgeteilt. Für 
den restlichen Betrag von rund 2,8 Mio. Euro hat das Bun- 
desministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
einen entsprechenden Antrag nicht mehr vorgelegt. Damit 
konnte das Bundesministerium keine Zustimmung nach 
Artikel 112 Grundgesetz erteilen und den Haushaltsaus- 
schuss auch nicht vorab in Kenntnis setzen. Er wurde 
allerdings nachträglich über die nicht genehmigte über- 
planmäßige Ausgabe unterrichtet. Mit der nachträg- 
lichen Unterrichtung ist das Bundesministerium einer 
entsprechenden Forderung des Bundesrechnungshofes 
nachgekommen (vgl. Bemerkungen 2003 Nr. 1.3. 3. 3). 
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1.7 Globale Minderausgaben 

Der Haushaltsplan 2004 enthält globale Minderausgaben 
in Höhe von insgesamt 3,3 Mrd. Euro. Die in insgesamt 
zehn Einzelplänen ausgebraehten globalen Minderausga- 
ben wurden erwirtsehaflet (vgl. Nr. 6.8 der Jahresrech- 
nung). Die Effizienzrendite aus dem Bereich der flexibili- 
sierten Ausgaben wird seit mehreren Jahren nicht mehr 
als globale Minderausgabe veranschlagt, sondern ist auf 
die entsprechenden Titel aufgeteilt worden. 

1.8 Ausgabereste 

1.8.1 

Von den am Ende des Haushaltsjahres 2003 übertragba- 
ren Mitteln in Höhe von 16,2 Mrd. Euro wurden für das 
Haushaltsjahr 2004 Ausgabereste in Höhe von 
12,0 Mrd. Euro gebildet (vgl. Nr. 4. 3. 3. 2 der Jahresrech- 
nung); dies waren 1,4 Mrd. Euro weniger als im Vorjahr. 
Zum Ende des Haushaltsjahres 2004 weist die Haushalts- 
rechnung in das Folgejahr übertragbare Mittel in Höhe 
von 15,0 Mrd. Euro aus (davon 1,4 Mrd. Euro Reste aus 
flexibilisierten Ausgaben). Dieser Betrag ist in der Jahres- 
rechnung um rund 1,6 Mio. Euro zu hoch ausgewiesen, 
weil bei zwei Titeln, die nicht übertragbar waren (Kapi- 
tel 0704 Titel 681 01 und Kapitel 6004 Titel 661 07), 
fälschlicherweise übertragbare Mittel ausgewiesen wur- 
den. Nach Angaben des Bundesministeriums werden die 
Mittel bei Kapitel 0704 nicht in Anspruch genommen und 


bei Kapitel 6004 wurden die Mittel bereits in Abgang ge- 
stellt. 

Aus der Differenz der in das Jahr 2004 tatsächlich über- 
tragenen Reste und der in das Jahr 2005 übertragbaren 
Reste ergibt sich das vorläufige rechnungsmäßige Jahres- 
ergebnis von - 3,0 Mrd. Euro (vgl. Nr. 4. 2. 2. 2 und 6.7 der 
Jahresrechnung). Das rechnungsmäßige Ergebnis des Haus- 
haltsjahres 2004 ist nur vorläufig, weil nicht die tatsäch- 
lich übertragenen, sondern nur die übertragbaren Mittel 
ausgewiesen werden (vgl. § 83 Nr. 2b und 2d BHO). Die 
tatsächliche Bildung von Haushaltsresten und das daraus 
abgeleitete endgültige rechnungsmäßige Ergebnis des 
Jahres 2004 wird das Bundesministerium erst in der 
Haushaltsrechnung 2005 darlegen. 

Die gebildeten Ausgabereste sind im Haushaltsjahr 2004 
erstmals seit fünf Jahren gegenüber dem Vorjahr gesun- 
ken. Sie sind aber immer noch vergleichsweise hoch (vgl. 
Abbildung 7). Die Ausgabereste belasten den Haushalt des 
folgenden Jahres in dem Ausmaß, in dem sie in Anspruch 
genommen werden. Allerdings setzt die Inanspruchnahme 
der Ausgabereste außerhalb der flexibilisierten Verwal- 
tungsausgaben grundsätzlich eine kassenmäßige Einspa- 
rung an anderer Stelle im Haushalt voraus, sodass sich 
damit die Gesamtausgaben des Folgejahres insoweit nicht 
erhöhen. 

Das Bundesministerium hat die Mahnungen des Bundes- 
rechnungshofes in den letztjährigen Bemerkungen aufge- 
griffen, besonderes Augenmerk auf die Begrenzung der 
aus den Vorjahren übertragenen Ausgabeermächtigungen 

Abbildung 7 



1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 
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zu richten. Hierzu hatte es die Ressorts im Haushaltsauf- 
stellungsrundschreiben 2005 aufgefordert, den Abgeord- 
neten des Deutschen Bundestages im parlamentarischen 
Verfahren Gelegenheit zu geben, die Ausgabenentwick- 
lung im Zusammenhang mit den jeweiligen Neubewilli- 
gungen zu bewerten. Dazu sollen rechtzeitig zu den Be- 
richterstattergesprächen Übersichten zu den wesentlichen 
Ausgaberesten aus flexibilisierten Ausgaben als Bera- 
tungsunterlage zur Verfügung gestellt werden, aus denen 
die Entwicklung der übertragbaren und gebildeten Ausga- 
bereste, die damit in Zusammenhang stehenden Maßnah- 
men und die zusätzlich im letzten Haushaltsjahr neu ent- 
standenen Ausgabereste ersichtlich waren. 

Nach Ansicht des Bundesrechnungshofes ist diese Maß- 
nahme geeignet, zu einer bedarfsgerechten Veranschla- 
gung der flexibilisierten Ausgaben beizutragen, da die 
Abgeordneten titelgenau über die insgesamt zur Verfü- 
gung stehenden Mittel (einschl. Ausgabereste) informiert 
werden. Weil der Hinweis des Bundesministeriums im 
Haushaltsaufstellungsschreiben sich allerdings lediglich 
auf die Ausgabereste aus flexibilisierten Ausgaben bezog, 
waren die sehr viel höheren übrigen Ausgabereste nicht 
betroffen. Der Bundesrechnungshof bat das Bundesminis- 
terium deshalb entsprechende Übersichten bei der Haus- 
haltsaufstellung auch im nicht flexibilisierten Bereich 
vorlegen zu lassen. 

Das Bundesministerium hat dem mit dem Haushaltsauf- 
stellungsrundschreiben 2006 vom 22. Dezember 2004 
entsprochen und die Ressorts aufgefordert, entsprechende 
Übersichten nunmehr auch für die Ausgabereste aus nicht 
flexibilisierten Ausgaben vorzulegen. 

1.8.2 

Die in das Folgejahr übertragbaren Mittel aus flexibili- 
sierten Ausgaben lagen mit 1,4 Mrd. Euro im Jahre 2004 
um rund 20Ö Mio. Euro höher als im Vorjahr. Damit sind 
diese Ausgabereste zum ersten Mal seit einigen Jahren 
wieder stärker angestiegen. Die im Haushaltsplan 2004 
vorgesehenen Ausgabemittel zur Deckung für die Inan- 
spruchnahme von Ausgaberesten bei den flexibilisierten 
Verwaltungskapiteln (Kapitel 6002 Titel 971 02) in Höhe 
von 250 Mio. Euro wurden im Haushaltsjahr 2004 - wie 
in den Vorjahren - allerdings nicht benötigt. 

Das Bundesministerium hat daraufhingewiesen, dass zur 
Bildung von Ausgaberesten ein sachliches Bedürfnis vor- 
liegen muss. Dies werde im Rahmen der Verhandlungen 
zur Haushaltsaufstellung des nachfolgenden Jahres im 
Zusammenhang mit den Haushaltsanmeldungen kritisch 
überprüft und mit den geplanten Neuetatisierungen abge- 
glichen. Die Bedarfsprüfung für die übertragbaren Mittel 
aus flexibilisierten Ausgaben des Jahres 2004 sei derzeit 
noch nicht abgeschlossen. Nach jetzigem Kenntnisstand 
könne jedoch davon ausgegangen werden, dass Beträge 
in einem dreistelligen Millionenbereich durch die Res- 
sorts in Abgang gestellt würden. 

Der Bundesrechnungshof wird beobachten, ob die ur- 
sprüngliche Tendenz stark ansteigender Ausgabereste bei 
flexibilisierten Titeln dauerhaft gebremst wurde. 


1.9 Verpflichtungsermächtigungen 

1.9.1 Inanspruchnahme der Verpflichtungs- 
ermächtigungen 

1.9.1. 1 

Der Haushaltsplan 2004 sah für den Bund Ermächtigungen 
zum Eingehen von Verpflichtungen in Höhe von insge- 
samt 43,5 Mrd. Euro vor (vgl. Tabelle 4). Die veranschlag- 
ten Verpflichtungsermächtigungen, die in künftigen Haus- 
haltsjahren zur Leistung von Ausgaben führen können, 
lagen damit um 13,4 Mrd. Euro unter denen des Vorjahres 
(56,9 Mrd. Euro). Ausweislich der Jahresrechnung wur- 
den im Haushaltsjahr 2004 Verpflichtungen in Höhe von 
20,7 Mrd. Euro eingegangen. Das sind 12,2 Mrd. Euro 
weniger als im Vorjahr (32,9 Mrd. Euro). Die Ermächti- 
gungen wurden demnach nur zu rund 48 % (Vorjahr: rund 
58 %) in Anspruch genommen (vgl. Abbildung 8). 

Tabelle 4 

Verpflichtungsermächtigungen und deren 
Inanspruchnahme 


Jahr 

Verpflich- 
tungsermäch- 
tigungen It. 
Haushaltsplan 

eingegangene 
Verpflichtungen 
(einschl. üpl./apl. 
Verpflichtungen) 


Mrd. Euro 

Mrd. Euro 

% 

1988 

27,4 

19,1 

69,8 

1989 

32,5 

25,9 

79,7 

1990 

44,6 

27,0 

60,7 

1991 

35,4 

25,7 

72,7 

1992 

41,1 

22,0 

53,6 

1993 

34,8 

25,1 

72,1 

1994 

33,0 

19,6 

59,4 

1995 

63,0 

24,7 

39,3 

1996 

53,4 

27,8 

52,1 

1997 

45,1 

23,2 

51,4 

1998 

57,8 

35,5 

61,5 

1999 

38,9 

14,9 

38,3 

2000 

30,9 

18,8 

60,8 

2001 

39,8 

19,2 

48,3 

2002 

48,0 

31,1 

64,8 

2003 

56,9 

32,9 

57,8 

2004 

43,5 

20,7 

47,6 

2005 

50,1 



2006 

(Haushalts- 

entwurf) 

51,6 
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Inanspruchnahme von Verpflichtungsermächtigungen 


Abbildung 8 


Mrd. Euro 
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■ Verpflichtungsermächtigungen It. Haushaltsplan 
□ davon eingegangene Verpflichtungen 


Über- und außerplanmäßig wurden Verpflichtungen in 
Höhe von 1,3 Mrd. Euro eingegangen (Vorjahr: 400 Mio. 
Euro). Davon entfallen 1 Mrd. Euro auf die Baukostenzu- 
schüsse für Investitionen in die Schienenwege der Eisen- 
bahnen des Bundes. 

Der Anteil der in Anspruch genommenen Verpflichtungs- 
ermächtigungen ist mit rund 48 % deutlich geringer als im 
Vorjahr (58 %). Der Bundesrechnungshof hat in vergan- 
genen Jahren wiederholt gemahnt, Verpflichtungen zur 
Leistung von Ausgaben nur dann und in der Höhe zu ver- 
anschlagen, wie sie zur Erfüllung der Aufgaben tatsäch- 
lich benötigt werden (§ 6 BHO). Das Bundesministerium 
hat die Kritik des Bundesrechnungshofes aufgegriffen und 
seit dem Jahre 2004 entsprechende Vorgaben an die Res- 
sorts in seine Haushaltsaufstellungsrundschreiben aufge- 
nommen. Ob und inwieweit dies ausreicht, eine dauerhaft 
realitätsnähere Veranschlagung zu erreichen, wird sich in 
den nächsten Haushaltsjahren zeigen. Die Ressorts blei- 
ben aufgefordert, die Etatreife von Verpflichtungsermäch- 
tigungen sorgfältig zu prüfen; dies entspricht den Grund- 
sätzen der Haushaltsklarheit, Haushaltswahrheit und nicht 
zuletzt der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. 

1.9.1.2 

Wie bei den über- und außerplanmäßigen Ausgaben (vgl. 
Nr. 1.6.1) ist im Haushaltsgesetz 2004 (§ 4 Abs. 2) vorge- 


schrieben, dass über- und außerplanmäßige Verpflichtungs- 
ermächtigungen ab einem Betrag von 5 Mio. Euro^ bzw. 
von 10 Mio. Euro vor Einwilligung des Bundesministe- 
riums dem Haushaltsausschuss zur Unterrichtung vorzu- 
legen sind. 

Die Jahresrechnung 2004 weist insgesamt acht Fälle aus, 
die dem Haushaltsausschuss vorzulegen waren, ln sieben 
Fällen hat der Haushaltsausschuss die Unterlagen vorab 
zur Kenntnis erhalten, ln einem Fall (Baukostenzu- 
schüsse für Investitionen in die Schienenwege der Eisen- 
bahnen des Bundes, Kapitel 1222 Titel 891 01) wurde der 
Haushaltsausschuss erst nachträglich informiert. Das 
Bundesministerium begründete dies damit, dass der Ab- 
schluss mit der Deutsche Bahn AG zur Vermeidung wirt- 
schaftlichen Schadens besonders eilbedürftig war. 

1.9.2 Gesamtbestand der eingegangenen 
Verpflichtungen 

Insgesamt bestanden für den Bund zum 3 1 . Dezember 
2004 Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben in 
künftigen Haushaltsjahren in Höhe von 100,2 Mrd. Euro 
(vgl. Jahresrechnung Nr. 4.1.4, Tabelle 5): 


2 Wenn die Ausgaben nur in einem Haushaltsjahr fällig werden. 
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Tabelle 5 


Haushaltsjahr der Fällig- 
keit von Verpflichtungen 

Verpflichtungsvolumen 
Mrd. Euro 

2005 

24,0 

2006 

16,8 

2007 

13,2 

2008 und künftige Jahre 

46,2 

Gesamtvolumen 

100,2 


Damit sind die gesamten Vorbelastungen künftiger Haus- 
halte, die in den letzten Jahren stetig angestiegen waren, 
zum ersten Mal seit dem Jahre 2000 wieder gesunken. 
(Vorjahr 108,7 Mrd. Euro, vgl. Abbildung 9). 

1.10 Sondervermögen des Bundes 

Der Bund hat 18 Sondervermögen, die unmittelbar von 
ihm oder von Stellen außerhalb der Bundesverwaltung 
verwaltet werden (vgl. Nr. 6.10 der Jahresrechnung). 

1.10.1 ERP-Sondervermögen 

Die Fondsmittel des ERP-Sondervermögens dienen seit 
Abschluss der Wiederaufbauphase nach dem Zweiten 
Weltkrieg der allgemeinen Förderung von Investitions- 
und Innovationsvorhaben der deutschen Wirtschaft, insbe- 
sondere des Mittelstandes, durch Vergabe zinsgünstiger 
Kredite. Dabei ist sein realer Bestand zu erhalten. Mit der 


Vereinigung der beiden deutschen Staaten wurde das Kredit- 
geschäft des ERP- Vermögens wesentlich erweitert. Da- 
rüber hinaus hat das Sondervermögen mit der Übernahme 
von Förderprogrammen aus dem Bundeshaushalt weitere 
erhebliche Risiken übernommen, zu deren Absicherung 
die in den vergangenen Geschäftsjahren gebildeten Rück- 
stellungen im Haushaltsjahr 2004 ausgeweitet wurden. 

Der Vermögensbestand (Eigenkapital) zum 3 1 . Dezember 
2004 blieb mit einem Vermögenszuwachs von rund 
0,34 % nahezu unverändert bei 12,7 Mrd. Euro; die Ver- 
bindlichkeiten sanken von 19,3 Mrd. Euro um 1,1 Mrd. 
Euro auf 18,2 Mrd. Euro (vgl. Nr. 6.10.1.1 der Jahres- 
rechnung). Mit dem Vermögenszuwachs hat das Bundes- 
ministerium für Wirtschaft und Arbeit die Preissteige- 
rungsrate des Jahres 2004 (1,6 %) nicht ausgeglichen und 
somit den realen Wert des Sondervermögens nicht erhal- 
ten können. Durch die Verzinsung der KfW-Rücklage und 
die Beteiligung an der KfW wurde ein Vermögenszu- 
wachs in Höhe von 69,7 Mio. Euro erreicht. Da die Zins- 
erträge nicht zu einem Liquiditätszufluss führten, sind die 
beschriebenen Zuwächse auch nicht für das Förderge- 
schäft des ERP-Sondervermögens einsetzbar. Ohne Be- 
rücksichtigung der Verzinsung der KfW-Rücklage sowie 
der Beteiligung an der KfW wäre das Vermögen des ERP- 
Sondervermögens im Haushaltsjahr 2004 um rund 
26,5 Mio. Euro gesunken. Dies entspräche einem Vermö- 
gensverzehr von rund 0,21 %. Hinsichtlich des für die 
Förderung einsetzbaren Vermögens ist es dem Bundes- 
ministerium für Wirtschaft und Arbeit daher nicht gelungen, 
das ihm für die Verwaltung des ERP-Sondervennögens 
auferlegte Bestandserhaltungsgebot zu erfüllen. 


Abbildung 9 


Gesamtbestand an eingegangenen Verpflichtungen 
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Die Bundesregierung beabsichtigt unverändert, die Wirt- 
schaftsforderung aus dem ERP- Sondervermögen neu zu 
ordnen. Nach dem vom Bundeskabinett am 15. Juni 2005 
verabschiedeten Gesetzentwurf ergeben sich folgende 
Eckpunkte: 

• Abführung von 2 Mrd. Euro aus dem Vermögensbe- 
stand des ERP- Sondervermögens an den Bundeshaus- 
halt, 

• Übernahme der Verbindlichkeiten und wertgleicher 
Vermögenswerte des ERP- Sondervermögens durch 
den Bund, 

• Übertragung des Restvermögens auf die KfW-Ban- 
kengruppe. 

Die wesentlichen Einzelheiten der verschiedenen Maß- 
nahmen sollen zwischen dem Bundesministerium der Fi- 
nanzen und dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Arbeit bzw. zwischen dem Bund und der KfW-Banken- 
gruppe vertraglich vereinbart werden. Das Gesetzge- 
bungsverfahren ist derzeit noch nicht abgeschlossen. 

1.10.2 Fonds „Deutsche Einheit“ 

Aus dem Sondervermögen Fonds „Deutsche Einheit“ 
(Fonds) erhielten die neuen Länder und Berlin (Ost) in 
den Jahren 1990 bis 1994 insgesamt 82,2 Mrd. Euro als 
Unterstützung zur Deckung ihres allgemeinen Finanzbe- 
darfs. Davon wurden 33,6 Mrd. Euro durch Zuschüsse 
aus den Haushalten des Bundes und der Länder sowie 

48.6 Mrd. Euro durch die Aufnahme von Krediten finan- 
ziert. Seit dem Jahre 1995 sind nur noch die bestehenden 
Schuldendienstverpfiichtungen des Fonds (Zinsen und 
Tilgung) durch Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt bis 
zur Tilgung zu erfüllen. 

Das Bundesministerium schloss im Haushaltsjahr 2004 
den Wirtschaftsplan des Fonds mit einem Volumen von 
2,5 Mrd. Euro nach Einnahmen und Ausgaben ausgegli- 
chen ab. 

Der Bestand der Verbindlichkeiten des Fonds sank von 
39,1 Mrd. Euro zu Beginn des Haushaltsjahres auf 

38.7 Mrd. Euro zum 31. Dezember 2004. Diese Verbind- 
lichkeiten übernahm zum 1. Januar 2005 der Bund als 
Mitschuldner gemäß § 6a des Gesetzes über die Einrich- 
tung eines Fonds „Deutsche Einheit“ (DEFG). 

1.10.3 Erblastentilgungsfonds 

Das Sondervermögen „Erblastentilgungsfonds“ ist auf- 
grund des Gesetzes über die Errichtung eines Erblastentil- 
gungsfonds zum 1. Januar 1995 errichtet worden, ln dem 
Fonds werden die Verbindlichkeiten des Kreditabwick- 
lungsfonds, die Verbindlichkeiten der Treuhandanstalt aus 
Krediten, übernommenen Altkrediten und Ausgleichsfor- 
derungen, nach den Vorschriften im Altschuldenhilfe- 
Gesetz die Altverbindlichkeiten von Wohnungsbauunter- 
nehmen und privaten Vermietern im Beitrittsgebiet sowie 
die Altschulden für gesellschaftliche Einrichtungen im 
Beitrittsgebiet zusammengefasst. Der Gesamtbetrag der 
bis Ende 2004 übernommenen Verbindlichkeiten ohne 


Berücksichtigung von Tilgungen beträgt 181,4 Mrd. Euro. 
Mit dem Schuldeneingliederungsgesetz vom 21. Juni 1999 
übernahm der Bund als Mitschuldner ab 1. Januar 1999 die 
tatsächlichen Verbindlichkeiten nach Tilgung und weist 
sie seitdem als Bundesschuld aus; der hierauf entfallende 
Schuldendienst wird unmittelbar aus dem Bundeshaushalt 
geleistet. 

Nach § 6 Abs. 1 Erblastentilgungsfondsgesetz werden die 
jährlichen Einnahmen aus dem Bundesbankgewinn dem 
Fonds zugeführt, soweit sie 3,5 Mrd. Euro übersteigen. 
Im Haushaltsjahr 2004 führte die Deutsche Bundesbank 
den im Geschäftsjahr 2003 erwirtschafteten Jahresüber- 
schuss von lediglich 248 Mio. Euro an den Bundeshaus- 
halt ab. Daher flössen dem Fonds keine Einnahmen aus 
dem Bundesbankgewinn zu. 

Die Einnahmen aus den Zahlungen der Länder gemäß 
Altschuldenregelungsgesetz in Höhe von 143 Mio. Euro 
wurden an den Bundeshaushalt abgeführt. Einschließlich 
dieser Mittel tilgte der Bund Schulden für den Fonds in 
Höhe von 18,8 Mrd. Euro. Gleichzeitig reduzierte sich 
das Vermögen des Fonds um 0,3 Mrd. Euro. Damit ver- 
ringerte sich der Stand der tatsächlichen Verbindlichkei- 
ten gegenüber dem Vorjahr um 18,5 Mrd. Euro^ auf 
20,9 Mrd. Euro zum Jahresende 2004 (vgl. Nr. 6.10.1.7 
der Jahresrechnung). 

1.10.4 Entschädigungsfonds 

Das Sondervermögen „Entschädigungsfonds“ ist auf- 
grund des Einigungsvertrages zum 1. August 1991 errich- 
tet worden. Der Entschädigungsfonds hat die Rechte und 
Verpflichtungen übernommen, die sich für den Bund aus 
dem Gesetz zur Regelung offener Vermögensfragen (Ver- 
mögensgesetz), aus der Durchführung des Entschädi- 
gungsgesetzes, des NS- Verfolgtenentschädigungsgesetzes, 
des Vertriebenenzuwendungsgesetzes sowie des Artikels 1 1 
des Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetzes er- 
geben. Das Vermögensgesetz regelt die Art und Weise der 
Rückgabe von Vermögenswerten, die in der ehemaligen 
DDR enteignet wurden; das Entschädigungs- und Aus- 
gleichsleistungsgesetz ist die Grundlage für die zu ge- 
währenden Entschädigungs- und Ausgleichsleistungen. 
Diese Leistungsansprüche wurden bis zum 3 1 . Dezember 
2003 im Regelfall durch Zuteilung von Schuldverschrei- 
bungen erfüllt, die ab dem 1 . Januar 2004 in fünf gleichen 
Jahresraten getilgt werden. Nach dem 3 1 . Dezember 2003 
festgesetzte Entschädigungsansprüche werden durch Geld- 
leistung erfüllt. Der Entschädigungsfonds kann ab dem 
Jahre 2004 Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt erhalten. 
Für das Jahr 2005 sieht der Wirtschaftsplan des Entschä- 
digungsfonds keine Zuschüsse vor. 

Das Sondervermögen hatte zum Jahresende 2003 mit 
Mitteln, die dem Entschädigungsfonds zugefiossen, aber 


^ Tilgungsleistung des Bundes abzüglich aufgelaufener Korrekturen 
(z. B. Saldo aus Zuteilung von Ausgleichsforderungen und Verbind- 
lichkeiten, Tilgung von Ausgleichsverbindlichkeiten und Rückzah- 
lungen von Tilgungsleistungen des Erblastentilgungsfonds im Be- 
reich der Wohnungsbaualtverbindlichkeiten). 
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für Entschädigungsleistungen nicht benötigt worden sind, 
Rücklagen in Höhe von 50,1 Mio. Euro gebildet. Am 
Ende des Jahres 2004 betrugen diese - bedingt durch Ent- 
nahmen - noch 11,6 Mio. Euro (Nr. 6.10.1.8 der Jahres- 
rechnung). 

1.10.5 Bundeseisenbahnvermögen 

Das Sondervermögen „Bundeseisenbahnvermögen“ ist 
aufgrund des Gesetzes zur Zusammenführung und Neu- 
gliederung der Bundeseisenbahnen als Rechtsnachfolger 
der ehemaligen Sondervermögen „Deutsche Bundes- 
bahn“ und „Deutsche Reichsbahn“ am 1. Januar 1994 er- 
richtet worden. Von den gesetzlich beschriebenen Aufga- 
ben des Sondervermögens wurden der unternehmerische 
Bereich auf die Deutsche Bahn AG ausgegründet und die 
hoheitlichen Aufgaben auf das neu gegründete Eisen- 
bahn-Bundesamt übertragen. Heute liegen die Aufgaben 
des Sondervermögens insbesondere noch in 

• der Verwaltung des der Deutschen Bahn AG zugewie- 
senen beamteten Personals, 

• der Auszahlung von Versorgungsbezügen an Pensio- 
närinnen und Pensionäre, 

• der Aufrechterhaltung und Weiterführung der befrieb- 
lichen Sozialeinrichtungen und 

• der Verwaltung und Verwertung von Liegenschaften. 

Die Bundesregierung ist durch das Gesetz zur Zusam- 
menführung und Neugliederung der Bundeseisenbahnen 
ermächtig!, das Bundeseisenbahnvermögen frühesfens ab 
dem Jahre 2004 aufzulösen und die von ihm noch wahr- 
genommenen Aufgaben auf das Eisenbahn-Bundesamf, 
das Bundesminisferium für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen oder die Bundesschuldenverwaltung (nun- 
mehr Bundeswertpapierverwaltung) zu übertragen. Das 
Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswe- 
sen hat im Jahre 2003 erklärt, von dieser Ermächtigung 
vor dem Jahre 2010 keinen Gebrauch zu machen, ln der 
16. Legislaturperiode solle auf der Basis fortgeschriebe- 
ner Daten überprüft werden, ob und ggf welche Aufga- 
ben auf Dritte übertragen werden können und welche ge- 
setzlichen Regelungen dazu notwendig seien. 

ln der Zeit seit der Errichtung des Bundeseisenbahnver- 
mögens hat sich die Zahl des der Deutschen Bahn AG zu- 
gewiesenen beamteten Personals mehr als halbiert: 


1994 

2004 

Rückgang 

absolut 

Rückgang 

in% 

119098 

56 395 

62 703 

52,6 


Quelle: Stellenpläne des Bundeseisenbahnvermögens 


Von den in der Anlage zum Gesetz zur Zusammenfüh- 
rung und Neugliederung der Bundeseisenbahnen genann- 
fen weiferzuführenden befrieblichen Sozialeinrichtungen 
wurde das Vermögen des Bahn- Sozialwerks im Jahre 
1997 aus dem Sondervermögen herausgelöst und in eine 


Stiftung privaten Rechts eingebracht. Die Bahn-Haus- 
brandversorgung wurde im Jahre 2003 aufgelöst. 

Das zum 3 1 . Dezember 2004 ausgewiesene Vermögen 
des Sondervermögens in Höhe von 1,9 Mrd. Euro besteht 
im Wesentlichen aus: 

• Immobilien (rund 688 Mio. Euro), 

• Finanzanlagen (rund 749 Mio. Euro), 

• aktiver Rechnungsabgrenzung für die Januarbezüge 
2005 (rund 390 Mio. Euro). 

Die nicht durch eigene Einnahmen gedeckten Ausgaben 
des Sondervermögens werden aus dem Bundeshaushalt 
getragen. Im Jahre 2004 betrugen die Ausgaben (ohne die 
Zuschüsse für Rentenleistungen an die Bahnversicherungs- 
anstalt) 7,7 Mrd. Euro, die Bundeszuschüsse 5,5 Mrd. 
Euro. Im Haushalt 2005 sind Bundesleistungen an das 
Sondervermögen zur Fehlbetragsdeckung in Höhe von 
5,25 Mrd. Euro veranschlagt. 

1.10.6 Ausgleichsfonds (Lastenausgleich) 

Das im Jahre 1952 eingerichtete Sondervermögen „Aus- 
gleichsfonds“ wurde durch das 34. Gesetz zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes vom 21. Juli 2004 (BGBl. 1 
S. 1472) zum 31. Dezember 2004 aufgelöst. Seine Aufga- 
ben sind nunmehr - 60 Jahre nach Kriegsende - weitest- 
gehend abgeschlossen. Der Gesetzgeber ist insoweit 
einem Vorschlag des Bundesrechnungshofes in den Be- 
merkungen 2001 (Bundestagsdrucksache 14/7018 Nr. 5) 
gefolgt. Nach Auflösung des Ausgleichsfonds fließen 
dem Bundeshaushalt insgesamt rund 8,07 Mio. Euro zu, 
wovon rund 4,35 Mio. Euro bereits im Bundeshaushalt 
2004 vereinnahmt wurden. 

1.10.7 Fonds Aufbauhilfe 

Auf der Grundlage des Aufbauhilfefondsgesetzes (AufhFG) 
vom 19. September 2002 errichteten der Bund und die 
Länder den nationalen Solidaritätsfonds „Aufbauhilfe“ 
zum 1 . Januar 2003 als Sondervermögen des Bundes. Es 
dient der Leistung von Hilfen in den vom Hochwasser 
vom August 2002 betroffenen Ländern zur Beseitigung 
der Hochwasserschäden und zum Wiederaufbau der zer- 
störten Regionen. Dem Sondervermögen stand ein Ge- 
samtmittelvolumen von insgesamt 6,5 Mrd. Euro zur Ver- 
fügung. 

ln den Jahren 2003 (einschließlich der im Jahre 2002 ge- 
leisteten Soforthilfe) und 2004 wurden 4,4 Mrd. Euro 
verausgabt. Zum Stichtag 13. Juni 2005 standen dem 
Fonds noch 2,0 Mrd. Euro zur Verfügung. Es isf nichf ab- 
zusehen, wann der Wiederaufbau abgeschlossen bzw. die 
Fondsmittel erschöpft sein werden. 

Dem Bundesministerium obliegt die Verwaltung des 
Fonds. Bewirtschafter der Mittel auf Bundesebene sind 
größtenteils die zuständigen Bundesressorts, die den Län- 
dern die Mittel zuweisen. Die Länder sind für die ord- 
nungsgemäße Verwendung der Fondsmittel zuständig, 
soweit nicht bundeseigene Programme aus dem Fonds 
finanziert werden. 
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Nach der Aufbauhilfefondsverordnung haben sie dem 
Bund über die bestimmungsgemäße Inanspruchnahme 
und Verwendung der Mittel zu berichten. Nach Abschluss 
ihrer verwaltungsmäßigen Prüfung der Mittelverwendung 
ist das Bundesministerium bis zum 1 . August des Fol- 
gejahres in der Form eines zusammenfassenden Berichtes 
zu unterrichten. Obwohl inzwischen mehr als zwei Drittel 
des Fondsvermögens abgeflossen sind, liegen noch keine 
ausreichenden Aussagen der Länder zur zweckent- 
sprechenden Mittelverwendung vor. Aufgrund der von 
einigen Ländern verspätet vorgelegten und zum Teil nicht 
prüfbaren Verwendungsberichte hat das Bundesminis- 
terium versucht, einheitliche Vorgaben dafür zu entwi- 
ckeln. 

1.10.8 Übrige Sondervermögen 

Zu den übrigen Sondervermögen Ausgleichsfonds für 
überregionale Maßnahmen zur Eingliederung Schwerbe- 
hinderter in Arbeit, Beruf und Gesellschaft, Ufi-Abwick- 
lungserlös (Filmforderung) und den Fonds nach § 5 Mau- 


ergrundstücksgesetz liegen dem Bundesrechnungshof 
keine besonderen Prüfungserkenntnisse vor. Gleiches gilt 
für die Sondervermögen, die von Stellen außerhalb der 
Bundesverwaltung verwaltet werden. Dabei handelt es 
sich um das Zweckvermögen bei der Deutschen Postbank 
AG, das Zweckvermögen bei der Landwirtschaftlichen 
Rentenbank, das Treuhandvermögen für den Bergarbei- 
terwohnungsbau, das Bergmarmssiedlungsvermögen, das 
Westvermögen, den Revolving Fonds und Freistellungs- 
Fonds, das Treuhandvermögen aufgrund des Westvermö- 
gen-Abwicklungsgesetzes und die Versorgungsrücklage 
des Bundes. 


1.11 Bundesbetriebe 

Das Bundesministerium hat der Haushaltsrechnung jeweils 
unter Nr. 6.11 Übersichten über den Jahresabschluss bei 
den Bundesbetrieben beigefügt (§ 85 Nr. 3 BHO). Be- 
triebszweck und Betriebsergebnisse sind aus Tabelle 6 er- 
sichtlich. 


Tabelle 6 


Bundesbetriebe 


Bundesbetriebe 

Zweck 

Gewinn/Verlust 

Wasserwerke Oerbke 

Wasserversorgung für NATO- 
Truppenlager Fallingbostel und 
die Gemeinden Fallingbostel, 
Ostenholz, Oerbke, Bockhom 
und Westenholz 

31.12.2004: 

Gewinn 

76 091 Euro 

Wirtschaftsbetriebe Meppen 

Bewirtschaftung der Sicherheitszonen 
auf dem Schieß- und Erprobungsplatz 
Meppen 

zum Ende des Landwirtschaflsjahres: 
Gewinn 

27 673 Euro 

Behördeneigene Kantinen 

(insgesamt fünf) 

Verpflegung der Bediensteten 

31.12.2004: 

Gewinne bei zwei Kantinen in Höhe 
von insgesamt: 2 604 Euro 
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2 Finanzwirtschaftliche Entwicklung des Bundes - Das strukturelle Ungleichgewicht 

zwischen Einnahmen und Ausgaben verfestigt sich 


2.0 

Die finanzwirtschaftliche Lage des Bundes gibt Anlass zu 
ernster Besorgnis. Die seit Jahren zu beobachtende Ver- 
schlechterung der Haushaltsstruktur auf der Ausgaben- 
und auf der Einnahmenseite schreitet unvermindert 
voran. Der Bundeshaushalt 2005 weist ein nie da gewe- 
senes strukturelles Ungleichgewicht auf. Rechnerisch 
werden mehr als 90 % der Steuereinnahmen für Sozial- 
ausgaben (unter Einbeziehung der sich abzeichnenden 
Arbeitsmarktmehrausgaben) und Zinsausgaben verwendet; 
insoweit bestehen nur geringe Spielräume für zukunfts- 
begünstigende Aufgaben wie den Ausbau und die Moder- 
nisierung der Infrastruktur sowie die Förderung von For- 
schung und Wissenschaft. Der Anteil der Investitionen am 
Haushaltsvolumen geht - spiegelbildlich zum Anstieg der 
Ausgaben für Soziales und Zinsen - weiter zurück. 

Auf der Ausgabenseite fallen vor allem die Belastungen 
im Sozialbereich ins Gewicht. Die bereits seit Jahren ex- 
trem hohen Leistungen des Bundes an die Rentenver- 
sicherung werden weiter ansteigen. Das Gleiche gilt für 
die Leistungen des Bundes an die anderen Alterssiche- 
rungssysteme. Die zeitliche Verschiebung von Ausgaben 
des Bundes für die Pensionsverpflichtungen der ehemali- 
gen Bundespost entlastet zwar den Bundeshaushalt 2005. 
Der Preis hierfür sind jedoch zusätzliche Ausgabelasten 
für die kommenden Bundeshaushalte, die die Haushalts- 
probleme und damit den Konsolidierungsdruck weiter er- 
höhen werden. 

Die Einführung der neuen Grundsicherung für Arbeit- 
suchende sowie die nach wie vor schlechte Lage am Ar- 
beitsmarkt haben zu einer überproportionalen Zunahme 
der Arbeitsmarktausgaben im Bundeshaushalt geführt. 
Im Haushaltsjahr 2005 muss der Bund mehr Haushalts- 
mittel für den Arbeitsmarkt zur Verfügung stellen als je- 
mals zuvor. Finanzwirtschaftlich gesehen trägt der Bund 
die Hauptlast der mit ,, Hartz IV“ bezeichneten Zusam- 
menführung der bisherigen Arbeitslosenhilfe und der 
Sozialhilfe. Ob dieser Teil der Arbeitsmarktreformen zu- 
mindest mittelfristig zu einer finanziellen Entlastung des 
Bundeshaushalts führen, bleibt abzu warten. 

Die erheblichen Nettokreditaufnahmen in den letzten 
Haushaltsjahren haben - trotz des weiterhin niedrigen 
Zinsniveaus - höhere Zinsausgaben zur Folge. MitteT 
und langfristig wächst damit auch das Zinsänderungs- 
risiko. Der Bundeshaushalt ist aufgrund der seit Jahr- 
zehnten permanent neu aufgenommenen Kredite in eine 
Zinsfalle geraten. Die Kreditfinanzierung hat zwar kurz- 
fristige Freiräume für die Haushaltsführung eröffnet. 
Diese Freiräume werden jedoch durch die Folgebelastun- 
gen in Form steigender Zinsausgaben aufgezehrt. 

Die Finanzierungsbasis des Bundeshaushalts weist immer 
größere Lücken auf. Die Steuereinnahmen als mit Ab- 
stand wichtigste Einnahmequelle reichen nicht aus, um 


die wachsenden Belastungen auf der Ausgabenseite zu- 
mindest annähernd abzudecken. Die Steuereinnahmen des 
Bundes koppeln sich zunehmend von der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung ab. Zudem hat der Bund seine 
Steuereinnahmen durch eine Reihe von Abzügen insbeson- 
dere im Rahmen des Familienleistungsausgleichs, der Regio- 
nalisierung des öffentlichen Personennahverkehrs und der 
Bundesergänzungszuweisungen erheblich vermindert. Kon- 
solidierungsvorschläge des Bundes im Bereich der Steuer- 
vergünstigungen fanden keine Mehrheit im Bundesrat. 

Nach wie vor geht der überwiegende Teil der Zuweisun- 
gen im vertikalen Finanzausgleich als Aufbauhilfen an 
die neuen Länder und das Land Berlin. Die Empfänger- 
länder sind aufgefordert, diese Hilfen - entsprechend der 
gesetzlichen Zielsetzung - stärker als bislang geschehen 
zur Förderung investiver Zwecke einzusetzen. 

Nach dem Ergebnis der Steuerschätzung vom Mai 2005 
mussten die Steuereinnahmeerwartungen zum neunten 
Mal hintereinander nach unten korrigiert werden. Seit 
Jahren ist die tatsächliche Haushaltsentwicklung deutlich 
ungünstiger als die in den Finanzplänen prognostizierte 
Entwicklung. Der Bundesrechnungshof wiederholt daher 
seine Empfehlungen, bei den Annahmen zur gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung mehr Zurückhaltung zu üben 
und die steuerliche Entwicklung in den Haushalts- und 
Finanzplänen vorsichtiger einzuschätzen. 

Trotz veranschlagter Vermögensverwertungen in Rekord- 
höhe wird es voraussichtlich nicht gelingen, die Neuver- 
schuldung im Bundeshaushalt 2005 im Vollzug unter- 
halb der verfassungsgesetzlichen Regelkreditgrenze zu 
halten. Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes hätte 
sich die Bundesregierung daher mit dem Deutschen Bun- 
destag bei der Frage abstimmen müssen, ob die Vorlage 
eines Nachtragshaushalts erforderlich war. Vor dem 
Hintergrund der wiederholten Überschreitung der Regel- 
kreditobergrenze sieht sich der Bundesrechnungshof in 
seiner Auffassung bestätigt, dass die geltende verfas- 
sungsrechtliche Verschuldungsregel ungeeignet ist, den 
Schuldenaufwuchs im Bundeshaushalt aufzuhalten oder 
zumindest zu bremsen. 

Der Einsatz von Erlösen aus der Vermögensverwertung 
zur Haushaltsfinanzierung trägt nicht dazu bei, den 
Haushalt zu konsolidieren. Durch den Vermögensabbau 
bei dennoch stetigem Schuldenaufwuchs werden die Ein- 
nahmemöglichkeiten für künftige Haushalte verringert; 
hierdurch wird die Haushaltsbasis nachhaltig geschädigt. 
Finanzwirtschaftlich richtig wäre es dagegen, die Ein- 
nahmen aus der Privatisierung konsequent für die Til- 
gung der bestehenden Schulden zu verwenden. 

Bei dieser Finanzlage ist davon auszugehen, dass der 
Bund auf absehbare Zeit weiter Nettokreditaufnahmen 
tätigen muss, um die jährlichen Bundeshaushalte auszu- 
gleichen. Aufgabe der Haushaltspolitik wird es sein, die 
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Nettoneuverschuldung so gering wie möglich zu halten, 
um zumindest auf mittlere Sicht die verloren gegangenen 
Handlungsspielräume zurück zu gewinnen. Dies wird tief 
greifende Konsolidierungs- und Stahilisierungsmaßnah- 
men bei Ausgaben und Einnahmen erfordern. 

Die in den Jahren 2000/2001 vor allem durch die Mobil- 
funk- Versteigerungserlöse vorübergehend erreichte Stabi- 
lisierung des Schuldenstandes setzt sich nicht fort. Die 
hohen Kreditaufnahmen werden zu einem deutlichen An- 
stieg der Gesamtverschuldung des Bundes und damit der 
Zinsbelastungen im Finanzplanungszeitraum führen. Der 
Bund ist nach wie vor in einer noch schwierigeren Haus- 
halts- und Verschuldungslage als der Durchschnitt der 
Länder und Gemeinden. 

Auch nach der Lockerung des Europäischen Stabilitäts- 
und Wachstunispaktes bleibt die nachhaltige Konsolidie- 
rung der öffentlichen Finanzen eine zentrale Aufgabe für 
den Bund und die anderen Gebietskörperschaften. Die 
nationalen Regelungen und Vereinbarungen zwischen 
Bund und Ländern zur Umsetzung der Europäischen Sta- 
bilitätsvorgaben sind nach wie vor unzureichend. So fehlt 
es immer noch an verbindlichen Festlegungen zur Wah- 
rung der gemeinsamen Haushaltsdisziplin und zur Frage, 
wie mögliche Sanktionszahlungen an die Europäische 
Union auf Bund und Länder aufzuteilen wären. 


2.1 Entwicklung der Gesamtausgaben, 

-einnahmen und des Finanzierungs- 
defizits 

Die Haushaltslage des Bundes ist durch die nachfolgen- 
den Eckdaten zum Haushalt 2005, zum Haushaltsentwurf 
2006 und zum Finanzplan bis 2009 gekennzeichnet'. 

Im Haushaltsplan für das laufende Haushaltsjahr 2005 
sind Ausgaben in Höhe von rund 254,3 Mrd. Euro veran- 
schlagt (vgl. Abbildung 1); sie sind damit um rund 
2,7 Mrd. Euro höher geplant als die Ist-Ausgaben 2004 
(rund 251,6 Mrd. Euro). Erhebliche Mehrausgaben wer- 
den im Bereich der Arbeitsmarktpolitik (sog. Hartz IV) 
erwartet. Allein in diesem Haushaltssektor steigen die 
Ausgaben im Soll um rund 8,6 Mrd. Euro auf rund 
33,6 Mrd. Euro (vgl. Tabelle 1). Zusätzlich wurde bereits 
im Juni 2005 eine überplanmäßige Ausgabe bis zur Höhe 
von 8 Mrd. Euro für diesen Bereich bewilligt. 


1 Der Haushaltsentwurf 2006 und der Finanzplan 2005 bis 2009 sind 
vom Bundeskabinett am 13.07.2005 zur Kenntnis genommen wor- 
den. Die Entscheidung über eine fonuelle Zustimmung hat sich das 
Bundeskabinett zu einem späteren Zeitpunkt Vorbehalten. Finanz- 
daten aus früheren Haushaltsjahren wurden zu Vergleichszwecken in 
Euro umgerechnet. 


Einnahmen nnd Ansgaben' 


Abbildung 1 



1 


Jahr 


□ Einnahmen □ Ausgaben 


Finanzplan 


Datenbasis für diese sowie die nachfolgenden Abbildungen und Tabellen: Ist-Ergebnisse bis einschließlich Haushaltsjahr 2004, Sollzahlen gemäß 
Haushaltsplan 2005, Haushaltsentwurf 2006 und Finanzplan bis zum Jahre 2009. Weitere Quellen: Berichte (insbesondere Finanzberichte, Mo- 
natsberichte, Rentenversichemngsbericht) und sonstige Veröffentlichungen der Bundesregierung und des Bundesministeriums der Finanzen; 
Deutsche Bundesbank (insbesondere Monatsberichte); Statistisches Bundesamt. Für Haushaltsjahre ab 2005: zum Teil eigene Berechnungen. 
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Die Einnahmen (ohne Einnahmen aus Kreditaufnahmen, 
ohne Münzeinnahmen sowie ohne haushaltstechnische 
Verrechnungen) sind mit rund 232 Mrd. Euro - davon 
Steuereinnahmen von rund 190,8 Mrd. Euro - veran- 
schlagt. Nach dem Ergebnis der Steuerschätzung vom 
Mai 2005 kann der Bund allerdings nur mit Steuereinnah- 
men von rund 187,2 Mrd. Euro rechnen. Weitere Einnah- 
meausfälle gibt es beim Bundesbankgewinn, da die Deut- 
sche Bundesbank statt der veranschlagten 2,0 Mrd. Euro 
lediglich einen Jahresüberschuss von rund 0,676 Mrd. 
Euro erzielte. 

Das im Bundeshaushalt 2005 ursprünglich eingeplante 
Finanzierungsdefizit von rund 22,3 Mrd. Euro (2004: 
rund 39,8 Mrd. Euro) wird insbesondere aufgrund der ab- 
sehbaren Mehrausgaben für den Arbeitsmarkt und der 
Steuermindereinahmen voraussichtlich auch in diesem 
Jahr wieder erheblich überschritten werden. Diese zusätz- 


liche Finanzierungslücke wird durch eine entsprechend 
höhere Nettoneuverschuldung abzudecken sein. 

Nach dem vom Bundeskabinett zur Kenntnis genomme- 
nen Haushaltsentwurf für das Jahr 2006 sind Ausga- 
ben von rund 256,5 Mrd. Euro vorgesehen, das sind 
0,9 % mehr als das Haushaltssoll 2005. Die Einnahmen 
- ohne Nettokreditaufnahme und Münzeinnahmen - sollen 
bei rund 234,7 Mrd. Euro liegen (vgl. Abbildung 1). Das 
Finanzierungsdefizit würde demgemäß mnd 21,8 Mrd. 
Euro betragen (vgl. Abbildung 2). 

Für die Jahre 2007 bis 2009 ist im Finanzplan vor- 
gesehen, dass die Ausgaben nur geringfügig um rund 
0,9 % jährlich steigen (vgl. Abbildung 1). Dabei sollen 
die Investitionen im Durchschnitt der Jahre 2006 bis 
2009 bei rund 21 Mrd. Euro bis 22 Mrd. Euro stabi- 
lisiert werden. Bei dieser Planung läge die Nettokredit- 
aufnahme mit Ausnahme des letzten Finanzplanungsjah- 
res nur knapp unter der Summe der Investitionen. 


Abbildung 2 


Finanzierungssaldo 
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2.2 Ausgabenentwicklung und -Struktur 

Die Gesamtausgaben des Bundeshaushalts werden seit 
Jahren von zwei großen Bereichen geprägt: den Ausga- 
ben für Soziales und den Zinsausgaben. 

Die Sozialausgaben sind im Haushalt 2005 mit rund 

128.1 Mrd. Euro veranschlagt, das sind rund 7,5 Mrd. 
Euro mehr als das Haushalts-Ist 2004 (rund 120,6 Mrd. 
Euro). Ihr Anteil an den Gesamtausgaben steigt damit ge- 
genüber dem Haushaltsjahr 2004 (47,9 %) erneut an und 
zwar auf 50,4 % (vgl. Tabelle 1). Damit haben die Sozial- 
ausgaben sowohl in absoluten Zahlen als auch anteilig ei- 
nen neuen Höchststand erreicht. Erstmals in der Ge- 
schichte des Bundeshaushalts entfallt mehr als die 
Hälfte des veranschlagten Haushaltsvolumens auf den 
Sozialbereich. Der erneute Anstieg beruht ganz überwie- 
gend auf den drastisch gestiegenen Ausgaben für den Ar- 
beitsmarkt, die ihrerseits von den Ausgaben für die 
Grundsicherung für Arbeifsuchende besfimmf werden. Im 
Haushalfsergebnis 2005 wird sich aufgrund der bewillig- 
fen überplanmäßigen Ausgaben für das Arbeifslosen- 
geld 11 von bis zu 8 Mrd. Euro der Anfeil der Sozialaus- 
gaben voraussichtlich noch weiter erhöhen (vgl. 
Nr. 2.2.3). Hinzu kommen die Leistungen des Bundes an 
die Rentenversicherung sowie zur pauschalen Abgeltung 
versicherungsfremder Leistungen der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung. Die letztgenannten Ausgaben sollen 
von 1,0 Mrd. Euro (2004) auf 2,5 Mrd. Euro im Jahre 
2005 sowie 4,2 Mrd. Euro im Jahre 2006 steigen und 
durch eine Erhöhung der Tabaksteuer finanziert werden. 

Auch die Zinsen als der zweite große Ausgabenblock im 
Bundeshaushalt für das Jahr 2005 sfeigen gegenüber dem 
Haushaltsergebnis 2004 um rund 2,4 Mrd. Euro auf rund 
38,9 Mrd. Euro an (vgl. Tabelle 1). Zwar ist damit der 
historische Höchststand aus dem Jahre 1999 von rund 

41.1 Mrd. Euro noch nicht erreicht. Allerdings ist dabei 
zu berücksichtigen, dass der jahresdurchschnittliche Zins- 
satz aktuell nur etwa halb so hoch ist wie im Jahre 1999. 
Der Anteil der Zinsausgaben am Haushaltsvolumen be- 
trägt rund 15,3 %. Er liegt damit noch deutlich unter den 
Höchstständen der Jahre 1996 bis 1998 von rund 17,5 %. 

Die anderen größeren Ausgabenarten im Bundeshaushalt 
sind demgegenüber in den letzten Jahren nicht angestie- 
gen oder sogar rückläufig (vgl. Tabelle 1): 

• Die Personalausgaben für die Bundesverwaltung 
(einschließlich Versorgungsausgaben) bewegten sich 
in den letzten Jahren relativ stabil in der Größenord- 
nung von rund 27 Mrd. Euro. Da das Haushaltsvolu- 
men insgesamt gestiegen ist, ist ihr Haushaltsanteil 
tendenziell rückläufig und beträgt im Jahre 2005 rund 
10,6%. 

• Die Investitionsausgaben sind im Haushalt 2005 mit 
rund 22,7 Mrd. Euro veranschlagt. Ihr Anteil an den 
Gesamtausgaben beläuft sich wie im Vorjahr auf 
8,9 %. Sie betragen damit nur noch rund 18 % der ver- 
anschlagten Sozialausgaben. Zu Anfang der 90er- 
Jahre (1992) war das Verhältnis der Investitionsausga- 
ben zu den Ausgaben für Soziales mif fasf der Hälfte 
(rund 45 %) noch deutlich günstiger. 


2.2.1 Entwicklung wesentlicher Finanz- 
kennzahlen 

Die sich verschärfenden strukturellen Probleme des Bun- 
deshaushalts werden auch an den finanzwirtschaftlichen 
Kennzahlen deutlich. 

Die Entwicklung wesentlicher Ausgabenquoten verläuft 
unterschiedlich (vgl. Abbildung 3). Der Anteil der Zinsen 
an den Gesamtausgaben (Zinsquote) liegt mit 15,3 % 
zwar auch im Jahre 2005 unter dem Höchststand des Jah- 
res 1997 (17,9 %). Gegenüber der Zinsquote von 1992 
(12,6 %) ist allerdings ein Anstieg von 2,7 Prozentpunk- 
ten zu verzeichnen. Der Anteil der Sozialausgaben an den 
Gesamtausgaben (Sozialquote) hat sich im gleichen Zeit- 
raum (1992 bis 2005) um 15,8 Prozentpunkte auf 50,4 % 
erhöht. Bereinigt man frühere Haushalte um die Kinder- 
geldausgaben, die seit dem Jahre 1996 nicht mehr als 
Sozialausgaben veranschlagt werden, sondern von den 
Steuereinnahmen abgesetzt werden, so beträgt der An- 
stieg seit dem Jahre 1992 sogar fast 19 Prozentpunkte. 
Zusammen erreichen die im Haushalt 2005 veranschlag- 
ten Zins- und Sozialausgaben (Zins-/Sozialquote) rund 
zwei Drittel des Haushaltsvolumens (65,7 %). Niemals 
zuvor waren so viele Haushaltsmittel durch diese beiden 
Ausgabenbereiche gebunden. 

Der Anteil der Investitionsausgaben an den Gesamtausga- 
ben (Investitionsquote) ging demgegenüber bis zum Jahre 
2004 weiter zurück. Er erreicht im Jahre 2005 nur 8,9 %. 
Die Investitionsausgaben liegen damit bei gerade 13,6 % 
der Ausgaben für den Sozial- und Zinsbereich. Die Inves- 
titionsquofen für die Jahre 2002 bis 2005 fallen efwas 
günstiger aus (um rund 1,1 Prozentpunkte), wenn man 
berücksichtigt, dass die Finanzhilfen nach dem Investi- 
tionsförderungsgesetz Aufbau Ost in Höhe von jährlich 
rund 3,4 Mrd. Euro zum Jahresende 2001 beendet wurden 
und ab dem Haushaltsjahr 2002 in gleicher Höhe als Bun- 
desergänzungszuweisungen (Einnahmeminderungen) ge- 
leistet werden. Allerdings liegt auch die entsprechend be- 
reinigte Investitionsquote 2005 von rund 10 % deutlich 
unter den Werten früherer Jahre. 

Noch dramatischer entwickelt sich das Verhältnis der 
Steuereinnahmen zu wichtigen Ausgabenbereichen im 
Bundeshaushalt (vgl. Abbildung 4). Einen immer höhe- 
ren Anteil seiner Steuereinnahmen muss der Bund für die 
Zins- und Sozialausgaben einsefzen. Der auf diese Aus- 
gabenblöcke entfallende Steueranteil (Zins-/Sozialsteuer- 
quote) war von rund 76 % im Jahre 1998 auf rund 71 % 
im Jahre 2000 zurückgegangen. Seitdem ist er wieder 
deutlich angestiegen. Legt man die in der Steuerschät- 
zung vom Mai 2005 für den Bundeshaushalt 2005 pro- 
gnostizierten Steuereinnahmen (187,2 Mrd. Euro) zugrun- 
de, so wird die Zins-/Sozialsteuerquote in diesem Jahr bei 
rund 89 % liegen. Davon entfallen rund 21 % auf die 
Zinsausgaben und rund 68 % auf die Sozialausgaben. Be- 
zieht man die sich im Haushaltsjahr 2005 abzeichnenden 
Mehrausgaben für den Arbeifsmarkf mit ein, so wird die 
Zins-/Sozialsteuerquote sogar auf über 90 % steigen. 
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Tabelle 1 

Wesentliche Ausgabenarten 


Jahr 

1989 

1992 

1994 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

Ausgaben 

Mrd. Euro 

Sozialausgaben' 

49,9 

75,6 

87,3 

84,9 

84,6 

91,9 

100,3 

100,8 

102,0 

111,9 

118,3 

120,6 

128,1 

darunter: 














- Rente, Knappsehaft 

21,3 

30,6 

37,6 

41,2 

44,2 

51,3 

60,5 

65,0 

69,1 

72,9 

77,3 

77,4 

77,9 

- Arbeitsmarkt 

5,7 

14,0 

19,4 

24,1 

21,8 

21,7 

21,5 

15,5 

15,4 

21,0 

23,7 

25,0 

33,6 

darunter: 














- BA-Zusehuss 

1,1 

4,6 

5,2 

7,0 

4,9 

3,9 

3,7 

0,9 

1,9 

5,6 

6,2 

4,2 

4,0 

- Arbeitslosenhilfe 

4,2 

4,7 

8,9 

12,4 

14,3 

15,6 

15,6 

13,2 

12,8 

14,8 

16,5 

18,8 

1,5 

- Grundsieherung 












0,5 

27,7 

Zinsen/Zinserstattungen 

16,7 

27,6 

32,9 

40,3 

40,4 

40,9 

41,1 

39,9 

38,3 

37,4 

37,0 

36,5 

38,9 

Personalausgaben 

21,1 

26,3 

26,9 

27,0 

26,8 

26,7 

27,0 

26,5 

26,8 

27,0 

27,2 

27,2 

26,9 

Inve stitionsausgab en 

18,5 

33,7 

31,3 

31,2 

28,8 

29,2 

28,6 

28,1 

27,3 

24,1 

25,7 

22,4 

22,7 

Restliehe Ausgaben^ 

42,0 

55,2 

62,5 

49,5 

45,3 

44,9 

49,9 

49,1 

48,7 

48,9 

48,5 

44,9 

37,7 

Gesamtausgaben 

148,2 

218,4 

240,9 

232,9 

225,9 

233,6 

246,9 

244,4 

243,1 

249,3 

256,7 

251,6 

254,3 

Ausgabenanteile 

Prozent 

Anteil Sozialausgaben 

33,7 

34,6 

36,2 

36,5 

37,5 

39,3 

40,6 

41,2 

42,0 

44,9 

46,1 

47,9 

50,4 

Anteil Zinsen/Zinserst. 

11,3 

12,6 

13,7 

17,3 

17,9 

17,5 

16,6 

16,3 

15,8 

15,0 

14,4 

14,5 

15,3 

Anteil Personalausgaben 

14,2 

12,0 

11,2 

11,6 

11,9 

11,4 

10,9 

10,9 

11,0 

10,8 

10,6 

10,8 

10,6 

Anteil Investitionsausg. 

12,5 

15,4 

13,0 

13,4 

12,7 

12,5 

11,6 

11,5 

11,2 

9,7 

10,0 

8,9 

8,9 

Anteil restliehe Ausgaben 

28,3 

25,3 

25,9 

21,3 

20,1 

19,2 

20,2 

20,1 

20,0 

19,6 

18,9 

17,8 

14,8 

Summe 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


■ Bis 1994 einschließlich Kindergeld (1994: rund 10,5 Mrd. Euro); in vergleichsweise geringem Umfang enthalten die Sozialausgaben auch Inves- 
titionen (bis zu jährlich 1-1,5 Mrd. Euro oder bis rund 1,5 %). 2005: Bisheriges Haushaltssoll ohne Mehrbelastungen im Haushaltsverlauf. 

2 Hierzu gehören insbesondere die sächlichen Verwaltungsausgaben sowie die Ausgaben für militärische Beschaffungen, für die nicht investive 
Wirtschafts- und Forschungsförderung sowie für Sondervermögen ohne Zinserstattungen. 2005: Der gegenüber 2004 niedrigere Betrag erklärt 
sich vor allem aus dem Wegfall des Zuschusses an die Postbeamtenversorgungskasse (-4,4 Mrd. Euro) sowie den im Haushaltssoll 2005 enthalte- 
nen Globalen Minderausgaben (-2,4 Mrd. Euro). 


Der Anteil der für die Zinsen verwendeten Steuereinnah- 
men (Zinssteuerquote) ist dabei in den letzten Jahren re- 
lativ stabil geblieben. Er liegt sogar noeh merklieh unter 
dem Höehststand des Jahres 1997 von rund 24 %. Eine be- 
sondere finanzwirtsehaftliehe Sprengwirkung geht von dem 
erhebliehen Anstieg der fiir Sozialausgaben verwendeten 
Steuereinnahmen aus (Sozialsteuerquote). Ihr Anteil ist in- 
nerhalb von nur fünf Jahren um rund 17 Prozentpunkfe (von 
rund 5 1 % in 2000 auf rund 68 % in 2005) angesfiegen. 

Enfgegengesefzf verläuft die Entwieklung des Anteils der 
für Invesfifionen eingesefzfen Sfeuereinnahmen (Investi- 
tionssteuerquote). Wurden zu Beginn der 90er-Jahre 
noeh fast 20 % der Steuereinnahmen für invesfive Zwe- 
eke verwendef, so liegt die Investitionssteuerquote im 
Jahre 2005 bei nur noeh rund 12 %. 


Hält diese Besorgnis erregende Entwieklung an, steht die 
Haushalts- und Finanzpolitik vor dem Problem, dass die 
mit Abstand wiehtigste Einnahmequelle des Bundeshaus- 
halts vollständig dureh die beiden Ausgabenblöeke Sozia- 
les und Zinsen aufgezehrt zu werden droht. Für die Finan- 
zierung aller anderen Haushaltsbereiehe stünden dann 
keine Steuereinnahmen mehr zur Verfügung. Vor diesem 
Hintergrund erseheint es unumgänglieh, einerseits die 
Ausgaben insbesondere im konsumtiven Bereieh zu be- 
grenzen und andererseits die Steuereinnahmen zu stabili- 
sieren. Anderenfalls wird der Bund in eine weitgehende 
finanzielle Handlnngsnnfähigkeit geraten, die eine ge- 
staltende Haushaltspolitik unmöglieh maehen wird. 

Das Bundesministerium der Finanzen (Bundesministerium) 
stimmt dem Bundesreehnungshof zu, dass - in struktureller 
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Sicht - die dominante Stellung der konsumtiven Ausgaben 
im Bundeshaushalt auf den Anstieg der Sozialausgaben 
Zurückzufuhren ist. Zur Begrenzung dieser Dynamik habe 
die Bundesregierung mit der „Agenda 20 1 0“ einen tief grei- 
fenden Umbau der sozialen Sicherungssysteme auf den Weg 
gebracht, von dem mittel- und langfristig deutlich stabilisie- 
rende Wirkungen auf den Bundeshaushalt ausgehen sollen. 
Weitere strukturelle Verbesserungen im Bundeshaushalt 
und in den Haushalten der Länder seien unerlässlich, wobei 
der Konsolidierungsschwerpunkt beim Subventionsabbau 
vor allem im steuerlichen Bereich liege. Mitverantwort- 
lich für die schwierige Haushaltstage sei die fehlende Un- 
terstützung durch die Länder bei den vom Bund auf den 
Weg gebrachten Konsolidierungsmaßnahmen im Bereich 
der Steuervergünstigungen, ln den von der Mitwirkung 
des Bundesrates unabhängigen Bereichen seien deutliche 
Erfolge bei der Ausgabenbegrenzung und beim Subven- 
tionsabbau erzielt worden. Beleg hierfür seien die starke 
Rückführung der Finanzhilfen sowie die seit Anfang der 
90er-Jahre zurückgehende Ausgabenquote im Bundes- 
haushalt, die auch zur rückläufigen Staatsquote beitrage. 


Der Bundesrechnungshof stellt fest, dass die Haushalts- 
probleme des Bundes auch nach Auffassung des Bundes- 
ministeriums in erheblichem Umfang strukturelle Ursa- 
chen haben. Eine nachhaltige Verbesserung der 
Haushaltstage kann daher nur durch strukturell wirkende 
Maßnahmen erzielt werden. Die in der „Agenda 2010“ 
angelegte Konsolidierungsstrategie bildet hierbei einen 
ersten Schritt, um die äußerst schwierige finanzwirt- 
schaftliche Lage des Bundeshaushalts mittelfristig wieder 
in den Griff zu bekommen. Im Gegensatz zum Bundes- 
ministerium sieht der Bundesrechnungshof allerdings bis- 
lang keine signifikanten Zeichen für eine Trendumkehr 
bei der Entwicklung der Bundesfinanzen. Es droht im Ge- 
genteil in den nächsten Jahren noch eine Verschärfung der 
Situation. So räumt das Bundesministerium selbst ein, 
dass ab dem Bundeshaushalt 2007 ein „struktureller 
Handlungsbedarf“ von jährlich 25 Mrd. Euro besteht. Da- 
mit wird eine Deckungslücke umschrieben, die nach der- 
zeitiger Einschätzung das jährliche Finanzierungsdefizit 
auf die Größenordnung von jährlich 45 Mrd. Euro steigen 
lässt. 


Wesentliche Ausgabenquoten 


Abbildung 3 



Jahr 


-A- Zins-/Sozialquote^ 

Zinsquote^ 

Sozialquote^ 

-X- Investitionsquote“* 


• Anteil der Zins- und Sozialausgaben an den Gesamtausgaben. 

2 Anteil der Sozialausgaben an den Gesamtausgaben. 

^ Anteil der Zinsausgaben an den Gesamtausgaben. 

Anteil der Investitionsausgaben an den Gesamtausgaben. Bis zum Jahre 2001 Investitionen einschließlich Finanzhilfen nach dem Investitionsför- 
derungsgesetz Aufbau Ost, die ab dem Jahre 2002 als Bundesergänzungszuweisungen (Steuereinnahmeminderungen) geleistet werden. 
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Abbildung 4 


Wesentliche Ausgaben-Steuerquoten 



— Zins-/Sozial-Steuerquote' — Sozial-Steuerquote^ — A— Zins-Steuerquote^ — x— Investitions-Steuerquote“* 


■ Anteil der für Zins- und Sozialausgaben verwendeten Steuereinnahmen. Für das Haushaltsjahr 2005 wird das Ergebnis der Steuerschätzung vom 
10.-12.05.2005 zugrunde gelegt. 

2 Anteil der für Sozialausgaben verwendeten Steuereinnahmen. 

^ Anteil der für Zinsausgaben verwendeten Steuereinnahmen. 

'* Anteil der für Investitionsausgaben verwendeten Steuereinnahmen. Bis zum Jahre 2001 Investitionen einschließlich Finanzhilfen nach dem Investi- 
tionsfordemngsgesetz Aufbau Ost, die ab dem Jahre 2002 als Bundesergänzungszuweisungen (Steuereinnahmeminderungen) geleistet werden. 


2.2.2 Ausgaben für die Alterssicherung 

2.2.2.1 

Die Ausgaben der gesetzlichen Rentenversicherung 

steigen seit Beginn der 90er-Jahre kontinuierlich an, ins- 
besondere aufgrund von zusätzlichen Belastungen (z. B. 
zwischenzeitlicher Anstieg der einigungsbedingten Er- 
stattungen nach dem Anspruchs- und Anwartschaftsüber- 
führungsgesetz, Beitragszahlungen des Bundes für Kin- 
dererziehungszeiten). Von rund 147 Mrd. Euro im Jahre 
1992 sind sie auf rund 238 Mrd. Euro im Jahre 2005 an- 
gewachsen (vgl. Abbildung 5). Dies bedeutet einen Zu- 
wachs von rund 91 Mrd. Euro oder 62 %. Mit dieser ra- 
santen Entwicklung haben die Beitragseinnahmen der 
Rentenversicherung nicht Schritt gehalten. Den Aus- 
gleich hat der Bund durch zusätzliche Leistungen über- 
nommen. Dadurch sind die Bundesleistungen an die Ren- 
tenversicherung von rund 30,6 Mrd. Euro (1992) auf rund 
77,9 Mrd. Euro (2005) - und damit um 155 % gestiegen. 
Einen Teil der zusätzlichen Leistungen finanziert der 
Bund durch entsprechende Mehrwertsteuer- und Öko- 
steuermehreinnahmen. Mit den wachsenden Bundesleis- 
tungen hat sich auch der Bundesanteil an den Gesamtaus- 
gaben der gesetzlichen Rentenversicherung deutlich 


erhöht. Gegenüber 21 % im Jahre 1992 trägt der Bundes- 
haushalt im Jahre 2005 mit den veranschlagten rund 
77,9 Mrd. Euro fast ein Drittel (32,7 %) der Rentenver- 
sicherungsausgaben (vgl. Abbildung 5). Mit anderen 
Worten: Ein Drittel der ausgezahlten Renten ist rechne- 
risch nicht mehr beitrags-, sondern Steuer- oder kredit- 
finanziert. 

Der Beitragssatz in der gesetzlichen Rentenversicherung 
soll auch im Jahre 2005 mit 19,5 % stabil bleiben. Um 
eine Anhebung des Beitragssatzes zu vermeiden, ist in 
den letzten Jahren eine Reihe von Änderungen in Kraft 
getreten: 

• Im Rahmen des Beitragssicherungsgesetzes ist im 
Jahre 2003 als kurzfristig wirkende Stabilisiemngs- 
maßnahme die Beitragsbemessungsgröße 2003 ange- 
hoben worden. Diese Anhebung wirkt als Basiseffekt 
bei den Anpassungen der späteren Jahre fort. 

• Die bisherige rentenrechtliche Bewertung von (Hoch-) 
Schulausbildung wird nach dem Rentenversichemngs- 
Nachhaltigkeitsgesetz schrittweise abgebaut. Nach ei- 
ner vierjährigen Übergangszeit wird diese Ausbildung 
künftig nur noch als unbewertete Anrechnungszeit 
ausgestaltet. 


Mrd. Euro 
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Abbildung 5 

Rentenversicherungsausgaben und Bundesleistungen an die Rentenversicherung 



] Ausgaben der gesetzl. RV 

] Leistungen des Bundes 
an die RV 


Prozentualer Bundesanteil an 
Ausgaben der gesetzlichen RV 
Beitragssatz in der RV der 
Arbeiter und Angestellten 


• Die Rentenversicherung der Arbeiter und die Renten- 
versicherung der Angestellten sind im Jahre 2005 un- 
ter dem Namen „Deutsche Rentenversicherung“ zur 
allgemeinen Rentenversicherung zusammengefasst 
worden, um eine effizientere Aufgabenwahmehmung 
zu erreichen. 

• Die Schwankungsreserve wird nach dem Rentenversi- 
cherungs-Nachhaltigkeitsgesetz zu einer Nachhaltig- 
keitsrücklage mit einem Zielwert von 0,2 bis von max. 
1,5 Monatsausgaben ausgebaut. Die Nachhaltigkeits- 
rücklage wird bis Ende des Jahres 2005 auf den unte- 
ren Zielwert von 0,2 Monatsausgaben absinken. Bis 
Ende des Jahres 2008 wird ein Anstieg der Rücklage 
auf 0,25 Monatsausgaben und bis zum Jahresende 
2009 auf 0,38 Monatsausgaben prognostiziert. 

• Bereits ab dem 1. April 2004 tragen die Rentnerinnen 
und Rentner den vollen Beitrag zur sozialen Pflege- 
versicherung in Höhe von 1,7 %, statt wie bisher nur 
die Hälfte (0,85 %). Dies soll die Rentenversicherung 
für das Jahr 2005 und die Folgejahre um jährlich rund 
1,7 Mrd. Euro entlasten. 


• Finanzielle Entlastungen können sich für die Renten- 
versicherung aus der Einführung des Arbeitslosen- 
gelds 11 ergeben: Für deren Empfänger werden zwar 
nur noch monatliche Beiträge von 78 Euro (gegenüber 
100 Euro bei Beziehern der früheren Arbeitslosen- 
hilfe) entrichtet; die Zahl der Anspruchsberechtigten 
steigt aber um rund eine Million (auf 3,2 Millionen), 
was insgesamt zu Mehreinnahmen führen wird. 

• Sofern die Krankenversicherungsbeiträge gesenkt 
werden, sinkt auch der Beitrag der Rentenversiche- 
rung an die Krankenversicherung. 

• Im Jahre 2005 gab es erneut eine Nullrunde bei den 
Renten. 

Insbesondere mit dem Rentenversicherungs-Nachhaltig- 
keitsgesetz sollen längerfristig wirkende Konsolidie- 
rungserfolge erzielt werden. Mit der Einführung eines so 
genannten Nachhaltigkeitsfaktors in die Rentenanpas- 
sungsformel soll erreicht werden, dass die Zunahme der 
Zahl der Rentenbezieher im Verhältnis zur Zahl der Bei- 
tragszahler zu geringeren Rentenanpassungen führt. Au- 
ßerdem werden die Altersgrenzen für die frühestmögliche 
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Inanspruchnahme der Altersrente wegen Arbeitslosigkeit 
oder nach Altersteilzeit schrittweise von 60 auf 63 Jahre 
angehoben. 

Die kurz- und längerfristig wirkenden Maßnahmen er- 
scheinen überwiegend geeignet, die Stabilisierung der Fi- 
nanzlage in der Rentenversicherung zu unterstützen. Die 
Absenkung der Schwankungsreserve stellt allerdings kei- 
nen nachhaltigen Konsolidiemngsbeitrag für die Renten- 
fmanzen dar. Die Absenkung des Zielwertes auf 20 % ei- 
ner Monatsausgabe führt vielmehr zu einer weiteren 
Verringerung der unterjährigen Liquidität in der Renten- 
versicherung, die der Bund im Rahmen der Bereitstellung 
seiner Zuschüsse sicherzustellen hat (vgl. § 11 Abs. 4 
Haushaltsgesetz 2005). 

2.2.2.2 

Die Bundesleistungen an die gesetzliche Rentenversiche- 
mng (einschließlich der Defizitabdeckung bei der knapp- 


schaftlichen Rentenversichemng) sind das strukturelle 
Hauptproblem im Ausgabenbereich des Bundeshaus- 
halts. Nicht zuletzt aufgrund der auf dem Rentensektor 
durchgeführten Reformmaßnahmetf machen die Bundes- 
leistungen einen immer größer werdenden Anteil des 
Haushaltsvolumens aus. Während sie im Jahre 1992 nur 
14 % der Gesamtausgaben des Bundeshaushalts bean- 
spruchten, liegt ihr Anteil im Haushaltsjahr 2005 mit 
30,6 % mehr als doppelt so hoch. In Relation zu den Steu- 
ereinnahmen ist das Verhältnis noch erheblich ungünsti- 
ger: In diesem Jahr fließen 41,6 % aller Steuereinnahmen 
des Bundes in den Rentenbereich. Im Jahre 1992 waren 
es demgegenüber nur rund 17 % (vgl. Abbildung 6). 


2 In den letzten Jahren z. B. Rentenrefonngesetz 1999 u. a. mit Einfüh- 
rung des zusätzlichen Bundeszuschusses; Gesetz zu Korrekturen in 
der Sozialversicherung (1999) u. a. mit Übernahme der Beiträge für 
Kindererziehungszeiten durch den Bund und Erstattung von eini- 
gungsbedingten Leistungen an die Träger der Rentenversicherung. 


Abbildung 6 

Verhältnis der Leistungen an die Rentenversicherung zu den Gesamtausgaben und 
den Steuereinnahmen des Bundes 



Jahr 


— Prozentualer Anteil der Leistungen Prozentualer Anteil der Leistungen 
an die RV an den Steuereinnahmen an die RV an den Gesamtausgaben 
im Bundeshaushalt im Bundeshaushalt 
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Das Gesamtvolumen der Bundesleistungen setzt sieh dabei 
aus einer Reihe finanzwirksamer Zusehüsse und Beiträge 
zusammen, mit denen die Rentenversieherung entlastet 
und die Rentenbeitragssätze gesenkt oder zumindest sta- 
bilisiert werden sollen^. 

Trotz der auf den Weg gebraehten Stabilisierungsmaß- 
nahmen ist es nicht gelungen, die Bundesleistungen an 
die Rentenversicherung zu verringern. Im Entwurf des 
Haushaltsbegleitgesetzes 2004 war vorgesehen, die allge- 
meinen Bundeszuschüsse zur Rentenversicherung um 
2 Mrd. Euro jährlich zu reduzieren. Diese Ausgabenredu- 
zierung ist jedoch nicht umgesetzt worden. Um eine ge- 
wisse Kompensation zu erreichen, sind in den Bundes- 
haushalten 2004 und 2005 globale Minderausgaben 
veranschlagt worden, die weiter fortgeschrieben werden 
sollen. Die Rentenversicherungsleistungen des Bundes 
werden demgegenüber sowohl hinsichtlich der absoluten 
Beträge wie auch hinsichtlich des Anteils am Haushalts- 
volumen auf sehr hohem Niveau bleiben. 

Die Probleme des Bundeshaushalts im Zusammenhang 
mit den Leistungen an die Rentenversicherung werden 
sich vor dem Hintergrund einer alternden Gesellschaft, 
niedriger Geburtenraten und einer steigenden Lebenser- 
wartung verschärfen. Eine nachhaltige Konsolidierung 
dieses Haushaltsbereichs muss daher durch strukturell 
wirkeude Stabilisieruugsmaßuahmeu auf dem Renten- 
sektor angegangen werden. Die von der Bundesregierung 
auf den Weg gebrachten Maßnahmen gehen insoweit in 
die richtige Richtung. Pauschale Ausgabebegrenzungen 
im Bundeshaushalt können dagegen den Konsolidie- 
rungsbedarf bei den Rentenleistungen des Bundes auf 
mittel- und langfristige Sicht nicht ersetzen. 

2.2.2.3 

Außer den Leistungen an die Rentenversicherung enthält 
der Bundeshaushalt eine Reihe weiterer Ausgaben für 


3 Hierzu gehören im Wesentlichen: 

• der allgemeine Bundeszuschuss zur Rentenversicherung der Ar- 
beiter und Angestellten (2005: rund 37,5 Mrd. Euro), 

• der Zuschuss an die knappschaftliche Rentenversicherung (2005: 
rund 7,0 Mrd. Euro), 

• der zusätzliche Zuschuss an die Rentenversicherung der Arbeiter 
und Angestellten zur Abdeckung nicht beitragsgedeckter Leistun- 
gen sowie zur Senkung des Beitragssatzes (2005: rund 17,3 Mrd. 
Euro), der seit dem Jahre 1998 besteht und finanziert wird 

• durch die Erhöhung des allgemeinen Umsatzsteuersatzes von 
1 5 % auf 1 6 % ab 0 1 .04. 1 998 und 

• aus dem Aufkommen der fünf Stufen der seit 01.04.1999 erho- 
benen sog. Ökosteuer, 

• pauschal entrichtete Beiträge des Bundes für Kindererziehungszei- 
ten (2005 : rund 11,7 Mrd. Euro), die seit dem Jahre 1 999 bestehen, 

• die Erstattung von einigungsbedingten Leistungen an die Renten- 
versicherung (2005: rund 0,6 Mrd. Euro), 

• die Erstattung von Aufwendungen der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte aufgrund der Überführung von Zusatzversorgungs- 
systemen in die Rentenversicherung in den neuen Ländern (2005: 
rund 2,7 Mrd. Euro). 


die Alterssicberung. Dazu gehören insbesondere die 
Ausgaben für^ 

• die Alterssicherung der Landwirte (2005: rund 

2.3 Mrd. Euro; Ist 2004: rund 2,3 Mrd. Euro), 

• Bezüge der Versorgungsempfänger in der Bundesver- 
waltung (2005: rund 6,7 Mrd. Euro; Ist 2004: rund 

6.4 Mrd. Euro)5, 

• die Sonderversorgungssysteme in den neuen Ländern 
(2005: 0,8 Mrd. Euro; Ist 2004: 0,8 Mrd. Euro)*', 

• Bezüge der Versorgungsempfänger aus dem Bereich 
des ehemaligen Sondervermögens Bahn (2005: rund 
5,3 Mrd. Euro; Ist 2004: rund 5,4 Mrd. Euro)^. 

Im Haushaltsjahr 2005 summieren sich diese Ausgaben 
auf rund 15,1 Mrd. Euro. Der gegenüber dem Haushalts- 
jahr 2004 (mnd 19,3 Mrd. Euro) niedrigere Gesamtbetrag 
erklärt sich im Wesentlichen durch die Absenkung des 
Bundeszuschusses an die Postbeamtenversorgungskasse 
(2004: rund 4,4 Mrd. Euro) auf Null. Dies wird dadurch 
erreicht, dass die im Jahre 2005 auf den Bund entfallen- 
den Pensionsleistungen an die Postbeamtenversorgungs- 
kasse von rund 5,5 Mrd. Euro durch Erlöse aus der Ver- 
wertung von Forderungen der Versorgungskasse gegen 
die Post-Aktiengesellschaften ersetzt werden. Zwar ent- 
lastet dies den Bund im Jahre 2005 vollständig von sei- 
nem Finanzierungsanteil, allerdings zulasten künftiger 
Bundeshaushalte. Die bereits bestehenden erheblichen 
mittel- und langfristigen Haushaltsbelastungen des Bun- 
des werden dadurch also zusätzlich verschärft. 

Vor diesem Hintergrund verringert sich die Gesamtbe- 
lastung im Bundeshaushalt 2005 für die Unterstützung 
der verschiedenen Alterssichernngssysteme auf eine 
Größenordnung von rund 93 Mrd. Euro (2004: rund 
97 Mrd. Euro)**. Damit werden aber immer noch rund die 
Hälfte der Steuereinnahmen des Bundes für diesen Zweck 
aufgebraucht - trotz der einmaligen und nicht nachhal- 
tigen Entlastung im Bereich der Postpensionsverpflich- 
tungen. 

2.2.3 Ausgaben für den Arbeitsmarkt 

Die Ausgaben für den Arbeitsmarkt sind in erhebli- 
chem Maße von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
und deren Einfluss auf die Arbeitslosen- und Beschäftig- 
tenzahlen abhängig. Die Arbeitsmarktausgaben des Bun- 
des haben sich nicht zuletzt aufgrund der schwierigen 
wirtschaftlichen Lage und einer gestiegenen Arbeitslosig- 
keit deutlich erhöht. 


4 Die Alterssicherung der Landwirte zählt zu den Sozialausgaben, 
während die übrigen aufgeführten Versorgungsleistungen anderen 
Aufgabenbereichen zugerechnet werden (Verwaltung, Sondervermö- 
gen, Verkehrsuntemehmen). 

^ Einschließlich Beihilfen. 

^ Nach Abzug der Erstattungen der Länder. 

Einschließlich Beihilfen. 

^ Weitere Leistungen für die Alterssicherung in Milliardenhöhe wer- 
den durch die Beitragszahlungen für Bezieher von Arbeitslosengeld I 
und II erbracht. 
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• Im Haushalt der Bundesagentur für Arbeit steigen die 
Ausgaben von rund 52,6 Mrd. Euro im Jahre 2001 auf 
rund 58 Mrd. Euro im Jahre 2005. 

• Im Bundeshaushalt steigen die Ausgaben für den Ar- 
beitsmarkt von rund 15,4 Mrd. Euro im Jahre 2001 auf 
rund 33,6 Mrd. Euro im Jahre 2005 (ohne Berüeksieh- 
tigung der sieh abzeiehnenden Mehrausgaben für das 
Arbeitslosengeld II). 

Die Bundesregierung hat versueht, dieser Entwieklung 
mit einem Maßnahmenbündel gegenzusteuem. So soll 
dureh eine Reihe struktureller Reformmaßnahmen der 
Arbeitsmarkt flexibler und die Arbeitsvermittlung effi- 
zienter gestaltet werden. Ein Kemstüek der Strukturrefor- 
men ist das Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen 
am Arbeitsmarkt (sog. Hartz IV). 

Die neuen Regelungen sind im Wesentliehen zum 
1 . Januar 2005 in Kraft getreten. Sie sehen u. a. vor, Ar- 
beitslosenhilfe und Sozialhilfe für Erwerbsfähige zu einer 
neuen Leistung - der Grundsieherung für Arbeitsuehende 
mit dem so genannten Arbeitslosengeld II - zusammen- 
zuführen. Der Bund trägt die Kosten der Grundsieherung 
und beteiligt sieh an den von den Kommunen zu tragen- 
den Leistungen für Unterkunft und Heizung. Im Ergebnis 
sollen die Kommunen zur Stärkung ihrer Investitionskraft 
und zur Finanzierung der Kinderbetreuung ab dem Jahre 
2005 um 2,5 Mrd. Euro jährlieh entlastet werden. Auf der 
Grundlage einer umfassenden Be- und Entlastungsreeh- 
nung für die Kommunen (Datenbasis: Sommer 2004) 
legte der Gesetzgeber den Bundesanteil für diese Leistun- 
gen (Unterkunft und Heizung) für die Zeit ab dem 
1 . Januar 2005 zunäehst auf 29, 1 % fest. Dieser Anteil 
des Bundes wird zu bestimmten Zeitpunkten anhand ak- 
tuell vorliegender Zahlen überprüft und ggf angepasst 
(sog. Revision). 

Die im Bundeshaushalt 2005 veransehlagten Arbeits- 
marktausgaben entfallen im Wesentliehen auf die Leis- 
tungen der Grundsieherung für Arbeitsuchende (Soll 
2005: rund 27,7 Mrd. Euro) sowie auf den Bundes- 
zuschuss an die Bundesagentur für Arbeit von (Soll 
2005: 4,0 Mrd. Euro). Die im Kapitel 0912 Titelgrup- 
pe 0 1 veransehlagten Leistungen der Grundsieherung set- 
zen sieh zusammen insbesondere aus den Ansätzen für 

• Arbeifslosengeld II (Soll 2005: 14,6 Mrd. Euro), 

• Leistungen zur Eingliederung in Arbeit (Soll 2005: 
6,55 Mrd. Euro), 

• Beteiligung an Leistungen für Unferkunft und Hei- 
zung (Soll 2005: 3,2 Mrd. Euro), 

• Verwaltungskosfen für die Durehführung der Grund- 
sieherung (Soll 2005: 3,27 Mrd. Euro). 

Für den Haushalfsverlauf 2005 isf absehbar, dass bei den 
Leistungen der Grundsieherung der Ansatz für das 
Arbeitslosengeld II bei weitem nieht ausreiehen wird. 
Das Bundesministerium hat bereits Mitte des Jahres 2005 
hierfür eine überplanmäßige Ausgabe in Höhe von bis zu 
8 Mrd. Euro bewilligt. Begründet wird diese zusätzliehe 


Ermäehtigung mit der gegenüber den Annahmen zum 
Haushalt 2005 gestiegenen Anzahl der Bedarfsgemein- 
sehaften und den höheren durehsehnittliehen Geldleistun- 
gen pro Bedarfsgemeinsehaft. Lagen dem Sollansatz 
2005 im Jahresdurehsehnitt gesehätzte rund 2,5 Millionen 
Bedarfgemeinsehaften mit durehsehnittliehen Geldleis- 
tungen pro Bedarfsgemeinsehaft von monatlieh rund 
484 Euro zugrunde, betrug die Anzahl im Mai 2005 rund 
3,5 Millionen Bedarfsgemeinsehaften mit monatliehen 
Geldleistungen von rund 577 Euro. Anfang Juni 2005 war 
der Ansatz von 14,6 Mrd. Euro bereits in Höhe von rund 
10,2 Mrd. Euro ausgesehöpft. Der überplanmäßige Be- 
trag von 8,0 Mrd. Euro soll bei konstanten Monatsaus- 
gaben ausreiehen, den Bedarf zumindest bis November 
2005 zu decken. Wegen der noch nicht vollständig einge- 
richteten Arbeitsgemeinschaften vor Ort und der im Auf- 
bau befindlichen Vermittlungs- und Betreuungsstrukturen 
bestehen über den Gesamtbedarf noch erhebliche Unwäg- 
barkeiten. 

Mögliche Minderausgaben von rund 2,0 Mrd. Euro sieht 
das Bundesministerium bei der Beteiligung des Bundes 
an den Leistungen für Unterkunft und Heizung. Die im 
Rahmen der Revision vorgenommenen Überprüfungen 
wiesen daraufhin, dass die Kommunen bereits mit einem 
deutlich niedrigeren Bundesanteil (geschätzt 7,3 % statt 
29,1 %) um rund 2,5 Mrd. Euro entlastet werden. Auch 
bei den Leistungen zur Eingliederung in Arbeit und den 
Verwaltungskosten für die Durchführung der Grundsiche- 
rung werden Minderausgaben von rund 1,0 Mrd. Euro er- 
wartet. Zudem sollen die Ausgaben für das Wohngeld 
von rund 3,0 Mrd. Euro im Jahre 2004 (Isf) auf rund 
0,9 Mrd. Euro im Jahre 2005 sinken. 

Hinzu kommt auf der Einnahmeseite ein veranschlagter 
so genannter Aussteuerungsbetrag von rund 6,7 Mrd. 
Euro, den der Bund von der Bundesagentur für Arbeit für 
Arbeifslosengeldempfänger erhälf, die in das neue 
Arbeifslosengeld II wechseln. Haushalfsentlasfend wirk! 
sich dies im Ergebnis für den Bundeshaushalf jedoch nur 
insoweit aus, als der Betrag über dem veranschlagten 
Bundeszuschuss liegt, also in Höhe von 2,7 Mrd. Euro. 

Per saldo ist jedoch im Bereich der Arbeitsmarktleistun- 
gen im Jahre 2005 eine deutliche Mehrbelastung des 
Bundeshaushalts zu verzeichnen. Ob die Gesamtwirkun- 
gen der Arbeitsmarktreformen zumindest mittelfristig zu 
einer finanziellen Entlastung des Bundeshaushalts führen, 
bleibf abzuwarfen. 

In den letzten Jahren war zu beobachten, dass die Haus- 
haltsmittel insbesondere für die Arbeifslosenhilfe regel- 
mäßig und zum Teil deuflich zu gering veranschlagt wa- 
ren (vgl. Tabelle 2). Dieser Trend ist auch bei dem an die 
Stelle der früheren Arbeitslosenhilfe getretenen Arbeits- 
losengeld II festzustellen. Allerdings ist hierbei zu berück- 
sichtigen, dass durch die Einführung der neuen Grund- 
sicherung für Arbeifsuchende eine belasfbare Abschät- 
zung des Ausgabebedarfs für den Bundeshaushalf 
erheblich erschwer! war. 
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Ausgaben für die Arbeitslosenhilfe/für das Arbeitslosengeld II (ab 2005) 


Tabelle 2 


Jahr 

Soll 

Ist 

Überschreitung des Ist gegenüber dem 
Haushaltssoll 


Mrd. Euro 

Prozent 

1995 

9,2 

10,5 

+ 1,3 

-t 14,1 

1996 

8,7 

12,4 

+ 3,1 

+ 42,5 

1997 

(ohne Nachtrags- 
haushalt) 

14,2 

(8,4) 

14,3 

+ 0,1 
(+5,9) 

+ 0,7 
(+ 70 , 2 ) 

1998 

14,6 

15,6 

-t0,9 

+ 6,2 

1999 

14,3 

15,6 

+ 1,3 

+ 9,1 

2000 

11,4 

13,2 

+ 1,8 

+ 15,8 

2001 

11,6 

12,8 

+ 1,2 

+ 10,3 

2002 

(ohne Nachtrags- 
haushalt) 

14,8 

(13,0) 

14,8 

(+ 1,8) 

(+ 13 , 8 ) 

2003 

(ohne Nachtrags- 
haushalt) 

16,8 

(12,3) 

16,5 

-0,3 

(+4,2) 

- 1,8 
(+ 34 , 1 ) 

2004 

einschl. Nachtrags- 
haushalt 

18,8 

18,8 



2005 

14,6 

22,6' 




■ Unter Einbeziehung des überplanmäßig bewilligten Betrags von 8,0 Mrd. Euro. 


2.2.4 Zinsausgaben 

Die Zinsausgaben setzen sich aus den Zinsen auf die 
Bundesschuld und den Zinserstattungen an Sondervermö- 
gen zusammen. Sie bilden seit Mitte der 90er- Jahre den 
nach den Sozialausgaben größten Ausgabenblock. Ursa- 
che für die hohe Zinslast ist der starke Anstieg der Ver- 
schuldung des Bundes sowie - in der ersten Hälfte der 
90er-Jahre - der Sondervermögen des Bundes (vgl. 
Nr. 2.6, Abbildung 15). 

Durch die Mitübemahme der Schulden der Sondervermö- 
gen Erblastentilgungsfonds, Bundeseisenbahnvermögen 
und Ausgleichsfonds zur Sicherung des Steinkohlenein- 
satzes in einer Größenordnung von rund 200 Mrd. Euro 
im Jahre 1999 sind die Zinszahlungen auf die Bundes- 
schuld deutlich gestiegen, während sich die Zinserstattun- 
gen an Sondervermögen entsprechend vermindert haben. 
Der Bundeshaushalt 2005 enthält erstmals keine Zins- 
erstattungen mehr, nachdem der Bund zu Beginn des Jah- 
res 2005 auch die Verbindlichkeiten des Sondervermö- 
gens Fonds „Deutsche Einheit“ übernommen und in die 


Bundesschuld einbezogen hat. Nach den Regelungen des 
Solidarpaktfortführungsgesetzes aus dem Jahre 200 P er- 
bringt der Bund die anfallenden Zins- und Tilgungs- 
leistungen für die Jahre 2005 bis 2019 und erhält hierfür 
als Teilausgleich durch die Länder einen Festbetrag an der 
Umsatzsteuer in Höhe von jährlich rund 1,3 Mrd. Euro. 

Die finanzwirtschaftlich ungünstigen Auswirkungen des 
permanenten Schuldenaufbaus lassen sich an der Ent- 
wicklung der Zinslast im Bundeshaushalt ablesen. So 
spielten die Zinsausgaben vor 30 Jahren im Bundeshaus- 
halt kaum eine Rolle. Sie lagen z. B. im Jahre 1975 bei 
rund 2,7 Mrd. Euro (vgl. Abbildung 7) und machten da- 
mit einen Anteil von nur 3,4 % des damaligen Haushalts- 
volumens (rund 80,2 Mrd. Euro) aus. Der über Jahrzehnte 
währende Schuldenzuwachs hat die jährlichen Zinsausga- 
ben und ihren Anteil am Haushaltsvolumen deutlich stei- 
gen lassen, ln der zweiten Hälfte der 90er- Jahre lagen die 


^ Vgl. Artikel 8 i. V. m. Artikel 5 Solidarpaktfortfiihrungsgesetz, 
BGBl. 2001 S. 3955 f., 3961 f. 
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jährlichen Zinsausgaben in der Größenordnung von 
40 Mrd. Euro bis 41 Mrd. Euro und erreichten einen 
Haushaltsanteil von fast 18 % (vgl. Tabelle 1). 

Im Zeitraum 1999 bis 2004 waren die Zinsausgaben rück- 
läufig. Diese erfreuliche Tendenz beruhte zum einen auf 
einem Rückgang der Kapitalmarktzinsen, der zu einem 
im Langzeitvergleich niedrigen Zinsniveau geführt hat. 
Zum anderen wirkte sich positiv aus, dass die Einnahmen 
aus der Versteigerung der Mobilfunklizenzen (rund 
50,8 Mrd. Euro) in den Jahren 2000 und 2001 in vollem 
Umfang zur Schuldentilgung eingesetzt wurden und da- 
mit zu entsprechend weniger Zinsausgaben führten. Im 
Haushaltsjahr 2004 betrugen die Zinsausgaben rund 
36,5 Mrd. Euro (14,5 % des Haushaltsvolumens) und la- 
gen damit um immerhin rund 4,6 Mrd. Euro unter dem 
Ausgabevolumen des Jahres 1999. 

Aufgrund der hohen jährlichen Neukredite und dem da- 
mit verbundenen rasanten Schuldenanstieg vor allem ab 
dem Haushaltsjahr 2002 wird sich allerdings ein Wieder- 
anstieg der Zinslast nicht vermeiden lassen. Der Anteil 
der Zinslast am Haushaltsvolumen dürfte im Finanzpla- 
nungszeitraum wieder auf über 1 7 % steigen. Anders als 
in früheren Haushaltsperioden werden daher die im 
Finanzplan enthaltenen Haushaltsansätze in den entspre- 


chenden Haushaltsjahren aller Voraussicht nach tatsäch- 
lich benötigt werden. Im Rahmen der kommenden Haus- 
haltsaufstellungen dürfte es daher kaum mehr möglich 
sein, die Planungsansätze im Zinsbereich zum Ausgleich 
von Mehrbelastungen in anderen Haushaltsbereichen he- 
rabzusetzen. Das vermindert die finanzwirtschaftlichen 
Handlungsaltemativen bei der Haushaltsaufstellung. 

2.2.5 Zinslast und Investitionsausgaben 

Die für den Bundeshaushalt und die Sondervermögen des 
Bundes aufgenommenen Kredite dienten dem Ziel, zu- 
sätzliche Handlungsspielräume für die Haushaltsführung 
zu gewinnen. Der Bundesrechnungshof hat nachgewiesen, 
dass durch die fortwährende Aufnahme neuer Kredite 
langfristig keine nachhaltigen finanziellen Gestaltnngs- 
spielränme für andere Ausgaben- und Aufgabenbereiche 
wie etwa für Investitionen entstanden sind (vgl. Bemerkun- 
gen 2003, Bundestagsdrucksache 15/2020 Nr. 2.5.2). Viel- 
mehr haben die kumulierten Zinsausgaben die Freiräume, 
die durch die Kreditaufnahmen gewonnen wurden, fast 
vollständig wieder aufgezehrt und damit letztlich maß- 
geblich zur Verschlechterung der Ausgabenstruktur im 
Bundeshaushalt beigetragen. 


Abbildung 7 

Ausgaben für Zinsen und Zinserstattungen (Zinslast) 



Jahr 


□ Zinserstattungen □ Zinsen 
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Dies lässt sich insbesondere am Verhältnis von Investi- 
tionsausgaben und Zinsausgaben ablesen, das sich in den 
letzten 25 Jahren massiv zulasten der Investitionen ver- 
schlechtert hat (vgl. Abbildung 8). ln den 80er-Jahren und 
zu Beginn der 90er- Jahre lagen die Investitionsausgaben 
noch deutlich über den Zinsausgaben. Ab Mitte der 90er- 
Jahre hat sich dieses Verhältnis insbesondere auch im Zu- 
sammenhang mit den finanzwirtschaftlichen Folgen der 
Wiedervereinigung nachhaltig umgekehrt. Erstmals im 
Jahre 1994 überschritten die Ausgaben für die Zinslast 
die Ausgaben für die Investitionen. Die Zinsausgaben 
stiegen bis zum Ende des Jahrzehnts auf über 41 Mrd. 
Euro jährlich, während die investiven Ausgaben rückläu- 
fig waren. Aufgrund der hohen Schuldenzuwächse der 
letzten Jahre wird dieser Trend anhalten. Im Bundeshaus- 
halt 2005 liegt die Zinslast bereits bei rund 171 % der in- 
vestiven Ausgaben, im Entwurf des Bundeshaushalts 


2006 sogar bei rund 177%. Wenn diese Entwicklung 
nicht gestoppt wird, ist davon auszugehen, dass auf mit- 
telfristige Sicht die Ausgaben für Zinsen doppelt so hoch 
sein werden wie die Investitionsausgaben. 

Einen Ausweg aus dieser Verschuldungsfalle zu finden, 
wird immer schwerer, da sich der Schuldenstand und die 
daraus folgenden jährlichen Zinsbelastungen einerseits 
sowie die jährliche Nettokreditaufnahme andererseits in 
einer Aufwärtsspirale gegenseitig hochtreiben. Mit wach- 
sender Ge samt Verschuldung und steigender Zinslast 
wachsen damit auch die Vorbelastungen künftiger Haus- 
halte'“. 


Vgl. dazu auch Deutsche Bundesbank: Die Entwicklung der Staats- 
verschuldung seit der deutschen Vereinigung, Monatsbericht März 
1997, S. 17-31. 


Abbildung 8 

Entwicklung von Zinsausgaben und Investitionsausgaben 



Jahr 

□ Zinsen ■ Investitionen 
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2.3 Einnahmenentwicklung und -Struktur 

2.3.1 Entwicklung der Steuereinnahmen 

Die Entwicklung der Steuereinnahmen des Bundes ver- 
lief seit Beginn der 90er-Jahre in vier Phasen (vgl. 

Abbildung 9): 

• ln den ersten Jahren nach der Wiedervereinigung stie- 
gen die Steuereinnahmen nominal deutlich an - von 
rund 132,3 Mrd. Euro im Jahre 1990 auf rund 
193,8 Mrd. Euro im Jahre 1994; das ist ein Zuwachs 
von 46,5 % innerhalb von vier Jahren. 

• Danach waren die Steuereinnahmen stark rückläufig 
und erreichten im Jahre 1997 mit rund 169,3 Mrd. 
Euro einen Tiefstand. Grund hierfür waren neben ei- 
nem geringeren Wirtschaftswachstum vor allem Um- 
schichtungen von Haushaltsmitteln von der Ausgaben- 
auf die Einnahmenseite (insbesondere beim Kinder- 
geld, den Bundesergänzungszuweisungen sowie den 


Zuweisungen an die Länder im Zusammenhang mit 
der Regionalisierung des Öffentlichen Personennah- 
verkehrs). 

• Mit der Verbesserung der wirtschaftlichen Lage wuch- 
sen auch die Steuereinnahmen in den Jahren 1998 bis 
2000 wieder kräftig an - auf rund 198,8 Mrd. Euro im 
Jahre 2000; das entspricht einer Zunahme von 17,4 % 
oder 5,5 % im Jahresdurchschnitt. 

• Seitdem geht das Steueraufkommen des Bundes ten- 
denziell wieder zurück. Nach dem Ergebnis der Steu- 
erschätzung vom 10. Mai 2005 bis 12. Mai 2005 wer- 
den die Steuereinnahmen auch im Haushaltsjahr 2005 
mit rund 187,2 Mrd. Euro deutlich hinter dem Ergeb- 
nis aus dem Jahre 2000 Zurückbleiben. Hierfür ursäch- 
lich sind vor allem das geringe wirtschaftliche Wachs- 
tum sowie die seit dem Jahre 2000 umgesetzten 
steuerlichen Entlastungsmaßnahmen (Steuerentlas- 
tungsgesetz, Gesetze zur Reform der Untemehmens- 
besteuerung, Familienförderungsgesetze). 


Abbildung 9 


Steuereinnahmen' 



• 2005: Ergebnis Steuerschätzung vom 10.-12.05.2005 (Haushaltssoll 2005: 190,8 Mrd. Euro); ab 2006: Haushaltsentwurf 2006 und Finanzplan 
bis 2009. 
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Auf der Grundlage der Steuerschätzung vom 10. Mai 

2005 bis 12. Mai 2005 müssen Bund und Länder erneut 
erheblich geringere Steuereinnahmen verkraften als ver- 
anschlagt, während die Gemeinden mit leichten Steuer- 
mehreinnahmen gegenüber der bisherigen Planung rech- 
nen können. Im Vergleich zur letztjährigen Schätzung 
vom Mai 2004 fallen die Steuereinnahmen im Zeitraum 

2006 bis 2008 um insgesamt rund 61,7 Mrd. Euro gerin- 
ger aus. Auf den Bund entfallen hiervon rund 35,6 Mrd. 
Euro, also rund 58 %. Die Steuerschätzung vom Mai 
2005 ist damit der neunte Steuerschätztermin in Folge, 
zu dem die Steuereinnahmeerwartungen nach unten korri- 
giert werden mussten. 

Dies hat wiederum negative Auswirkungen auf die neue 
Finanzplanung des Bundes (vgl. Abbildung 10). Danach 
müssen - wie bereits in den fünf vorangegangenen Finanz- 
plänen zuvor - auch im Finanzplan bis 2009 die für die 
nächsten Bundeshaushalte geplanten Steuereinnahmen 


merklich zurückgeschraubt werden. Allein im Haushalts- 
jahr 2006 unterschreiten die erwarteten Steuereinnahmen 
die Planungszahlen des letzten Finanzplans um rund 
11 Mrd. Euro und die des vorletzten Finanzplans sogar 
um rund 30 Mrd. Euro. Die Erosion der veranschlagten 
nnd geplanten Stenereinnahmen setzt sich damit fort. 

Der Bundesrechnungshof hat in seinen letztjährigen Fest- 
stellungen daraufhingewiesen, dass die Steuereinnahmen 
in den letzten zehn Jahren zum Teil deutlich zu optimis- 
tisch eingeschätzt worden sind. Er sieht sich durch die 
aktuelle Entwicklung erneut in seinen Feststellungen be- 
stätigt. Der Bundesrechnungshof wiederholt daher seine 
Empfehlung, das bisherige Verfahren zur Schätzung der 
Steuereinnahmen auf Verbesserungsmöglichkeiten zu über- 
prüfen. Es erscheint vor allem angezeigt, bei der Finanz- 
planung die gesamtwirtschaftliche Entwicklung sowie de- 
ren Auswirkungen auf die Steuereinnahmen vorsichtiger 
einzuschätzen. 


Ahweichungen hei den erwarteten Steuereinnahmen 


Abbildung 10 
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Das Bundesministerium hat eingewandt, dass zwisehen 
den - das laufende und das naehfolgende Haushaltsjahr 
betreffenden - kurzfristigen Prognosen und den mittel- 
fristigen Projektionen untersehieden werden müsse. Im 
Gegensatz zum Haushaltsplan stelle die Finanzplanung 
eine reehtlieh unverbindliehe Absiehtserklärung der Re- 
gierung dar. Die Planung werde in einem iterativen Pro- 
zess unter Berüeksiehtigung der aktuellen Entwieklung 
und der volkswirtsehaftliehen Notwendigkeiten in jedem 
Jahr fortlaufend angepasst. Mit zunehmendem Zeithori- 
zont handele es sich sowohl bei den gesamtwirtschaft- 
lichen Eckdaten als auch bei den daraus abgeleiteten 
Steuereinnahmen nicht um eine Wahrscheinlichkeitspro- 
gnose, sondern um die Abschätzung der Entwicklungs- 
möglichkeiten mit den aktuell zur Verfügung stehenden 
Erkenntnissen und Daten. Zudem würde die vom Bundes- 
rechnungshof vorgeschlagene Einstellung von Planungs- 
reserven einer politischen Bewertung der Ergebnisse des 
unabhängigen Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ gleich- 
kommen. 

Der Bundesrechnungshof stimmt mit dem Bundesminis- 
terium darin überein, dass der Finanzplan einen geringe- 
ren Verbindlichkeitsgrad hat als der Haushaltsplan und 
Abweichungen im Finanzplan daher anders zu bewerten 
sind. Die Finanzplanung hat allerdings eine erhebliche 
Bedeutung hinsichtlich der Projektion der mittelfristigen 
haushaltsrelevanten Entwicklungen; damit kommt ihr 
eine wesentliche Unterstützungsfunktion für die jährli- 
chen Haushaltsentscheidungen des Parlaments zu. Sie bil- 
det zudem eine wichtige Basis für die Erstellung der Sta- 
bilitätsprogramme, die im Rahmen des Europäischen 
Stabilitäts- und Wachstumspaktes jährlich vorzulegen 
sind. Vor diesem Hintergrund erscheint es bedenklich, 
dass die Finanzpläne der letzten Jahre gerade bei der Ein- 
nahmeentwicklung ein viel zu optimistisches Bild ge- 
zeichnet haben und die negativen Abweichungen bei der 
Fortschreibung der Steuereinnahmeerwartungen regelmä- 
ßig zu teilweise drastischen Verschlechterungen der 
Haushaltseckwerte geführt haben. Der Bundesrechnungs- 
hof hält daher an seiner Empfehlung fest, im Verfahren 
der Finanzplanung künftig hinsichtlich der mittelfristigen 
Entwicklung der Steuereinnahmen vorsichtigere Annah- 
men zugrunde zu legen. 

2.3.2 Strukturelle Veränderungen der 
Steuereinnahmenbasis 

Der Bund hatte im Haushaltsjahr 2004 mit rund 

187.0 Mrd. Euro geringere Steuereinnahmen als bereits 
vor zehn Jahren (1994: rund 193,8 Mrd. Euro), während 
das steuerliche Gesamtaufkommen in Deutschland im 
gleichen Zeitraum um rund 41 Mrd. Euro gestiegen ist 
(rund 442,8 Mrd. Euro in 2004 gegenüber rund 

402.0 Mrd. Euro in 1994). Diese Abkoppelung der Steuer- 
einnahmen des Bundes von der Gesamtentwicklung 
beruht zum Teil auf einer Reihe haushaltswirksamer 
Maßnahmen, die die Steuereinnahmenbasis des Bundes- 
haushalts nachhaltig verringert haben: 

• Im Rahmen des neu geregelten bundesstaatlichen Fi- 
nanzausgleichs ab dem Jahre 1995 hat der Bund zu- 
gunsten der Länder seinen Anteil an der Umsatzsteuer 


um sieben Prozentpunkte reduziert. Das entsprach 
Mindereinnahmen im Bundeshaushalt 2004 von rund 
9,6 Mrd. Euro. 

• Im Rahmen des vertikalen Finanzausgleichs wurden 
die Bundesergänzungszuweisungen an finanzschwa- 
che Länder seit dem Jahre 1995 deutlich aufgestockt. 
Im Bundeshaushalt 2004 erhielten die Länder insge- 
samt rund 15,2 Mrd. Euro gegenüber rund 3,7 Mrd. 
Euro im Jahre 1994, also rund 11,5 Mrd. Euro mehr. 

• Das Kindergeld wird seit der Reform des Familien- 
leistungsausgleichs im Jahre 1996 nach den Regelun- 
gen des Einkommensteuerrechts als Abzug von der 
Steuerschuld ausgezahlt. Nach mehrfacher Erhöhung 
beliefen sich die Kindergeldzahlungen im Jahre 2004 
auf rund 34,5 Mrd. Euro (gegenüber rund 10,9 Mrd. 
Euro im Jahre 1995). Auf den Bundeshaushalt 2004 
entfielen hiervon entsprechend seinem Anteil an der 
Einkommensteuer (42,5 %) rund 14,7 Mrd. Euro. 

• Zur Kompensation der Mehrbelastungen der Länder 
aufgrund der Umstellung und der Verbesserungen 
beim Familienleistungsausgleich hat der Bund seit 
dem Jahre 1996 den Länderanteil an der Umsatzsteuer 
mehrmals erhöht. Im Bundeshaushalt 2004 entsprach 
dies einem Betrag von rund 8 Mrd. Euro". 

• Im Rahmen der Bahnreform erhalten die Länder vom 
Bund seit dem Jahre 1995 einen Anteil aus dem Mine- 
ralölsteueraufkommen als finanziellen Ausgleich für 
die Regionalisierung des Schienenpersonennahver- 
kehrs. Die Einnahmeminderung des Bundes hieraus 
betrug im Jahre 2004 rund 6,8 Mrd. Euro’^. 

• Außerdem stellte der Bund als einmalige Maßnahme 
im Haushaltsjahr 2004 aus seinem Anteil am Umsatz- 
steueraufkommen 2,65 Mrd. Euro den Ländern zur 
Verfügung. Aufgrund dieses weiteren finanziellen Zu- 
geständnisses des Bundes hatten die Länder im Rah- 
men des Vermittlungsverfahrens zum Haushaltsbe- 
gleitgesetz 2004 und anderen Reformgesetzen dem 
Vorziehen eines Teils der letzten Stufe der Steuer- 
reform um ein Jahr zugestimmt'^. 

• Für die Förderung einer kapitalgedeckten privaten Al- 
tersvorsorge (sog. Riester-Rente) sind für den Bundes- 
haushalt 2005 steuerliche Mindereinnahmen in Höhe 
von rund 0,8 Mrd. Euro der Veranschlagung zugrunde 
gelegt'4; diese Mindereinnahmen werden in den 
nächsten Jahren noch erheblich zunehmen. 


>> Ab 2002: Umsatzsteueranteile Bund bei 49,6 %, Länder bei 50,4 % 
(nach Vorab-Abzug vom Umsatzsteuerauflcommen i. H. v. 5,63 % 
zugunsten des Bundes sowie 2,2 % zugunsten der Gemeinden); ent- 
spricht rechnerisch einem Bundesanteil am gesamten Umsatzsteuer- 
aufkommen von rund 5 1 ,4 % (Länder: rund 46,5 %; Gemeinden rund 
2,1 %). 

Dies entspricht einem Anteil von rund 16,3 % am Mineralölsteuer- 
aufkommen 2004 (rund 41,8 Mrd. Euro). 

Die Regelung findet sich in Artikel 29 (Änderung des Finanzaus- 
gleichsgesetzes) des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen 
am Arbeitsmarkt („Hartz IV“) (BGBl. I, 2003, S. 2954, 2990). 

Ohne Mindereinnahmen aufgrund der Lohnsteuerffeiheit gemäß § 3 
Nr. 63 EStG sowie sonstiger Maßnahmen (betriebliche Altersvorsorge). 
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Die steuerlichen Mindereinnahmen im Zusammenhang 
mit diesen Reformmaßnahmen erreichten im Bundes- 
haushalt 2004 somit einen Betrag in der Größenordnung 
von insgesamt rund 54 Mrd. Euro. Dem stehen zwar auch 
steuerliche Mehreinnahmen vor allem durch den im 
Jahre 1995 eingeführten Solidaritätszuschlag (2004: rund 
10,1 Mrd. Euro) sowie durch Entlastungen auf der Aus- 
gahenseite gegenüber (insbesondere bei dem bis ein- 
schließlich des Bundeshaushalts 1995 auf der Ausgaben- 
seite gebuchten Kindergeld, bei den Ausgaben für die 
ehemaligen Sondervermögen Deutsche Bundesbahn und 
Deutsche Reichsbahn sowie beim Fonds „Deutsche Ein- 
heit“). Diese Steuermehreinnahmen und Minderausgaben 
reichen aber bei weitem nicht aus, den Rückgang der 
Steuereinnahmen aufgrund der beschriebenen systemati- 
schen und strukturellen Veränderungen auszugleichen. 
Per saldo entstehen dem Bundeshaushalt erhebliche jähr- 
liche Zusatzbelastungen. 

Der Bundesrechnungshof hat sich dafür ausgespro- 
chen, die Verwaltungskompetenz für die Erhebung und 
Verwaltung von Gemeinschaftssteuern von den Län- 
dern auf den Bund zu übertragen, um festgestellte 
Schwachstellen zu beheben (vgl. Bemerkung Nr. 3.2.1). 
Dies betrifft vor allem auch die Vermeidung von Steuer- 
ausfällen durch nationale und internationale Betrüge- 


reien im Bereich der Umsatzsteuer (vgl. Bundestags- 
drucksache 15/495). 

2.3.3 Entwicklung der Steuerquoten 

Die Erosion der Steuereinnahmen für die Gebietskörper- 
schaften und insbesondere für den Bundeshaushalt lässt 
sich auch anhand der Entwicklung des Steueraufkom- 
mens in Relation zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
ablesen. Die volkswirtschaftliche Steuerquote - also das 
Verhältnis der kassenmäßigen Steuereinnahmen zum Brut- 
toinlandsprodukt - ist seit Jahren rückläufig (vgl. Ab- 
bildung 11). Insbesondere seit dem Jahre 2000 ist ein 
massiver Rückgang zu verzeichnen. Im Haushaltsjahr 
2005 wird die gesamtstaatliche Steuerquote einen neuen 
historischen Tiefstand erreichen. 

Die Steuerquote des Buudes wird im Jahre 2005 gegen- 
über dem Jahre 2000 um 1,3 Prozentpunkte geringer sein 
(dies entspricht einem Rückgang gegenüber der Quote des 
Jahres 2000 von rund 13 %). Demgegenüber geht die Aus- 
gabenquote - also der Anteil der Ausgaben bezogen auf das 
Bruttoinlandsprodukt - in diesem Zeitraum nur um 0,5 Pro- 
zentpunkte zurück (2000: 11,8 %; 2005: 11,3 %). Die sich 
daraus ergebenden Finanzierungslücken werden - wie in 
den letzten Haushaltsjahren - durch Vermögensverwertun- 
gen und eine höhere Nettokreditaufnahme ausgeglichen. 


Steuerquoten aller Gebietskörperschaften und des Bundes 


Abbildung 1 1 



Steuerquote ÖGH — Steuerquote Bund 
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2.3.4 Vertikaler Finanzausgleich (Bundes- 
ergänzungszuweisungen) 

Die Bundesergänzungszuweisungen haben vor allem 
seit der Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzaus- 
gleichs ab dem Jahre 1995 erhebliche finanzielle Größen- 
ordnungen erreicht, die aufgrund der Anschlussregelungen 
im Rahmen des so genannten Solidarpaktfortführungs- 
gesetzes ab dem Jahre 2005 fortbestehen werden. Die 
Zuweisungen werden als negative Einnahmen bei Kapi- 
tel 6001 Titel 016 12 veranschlagt und vermindern das 
zur Haushaltsfinanzierung einsetzbare Steueraufkommen 
des Bundes entsprechend. 

Die Ergänzungszuweisungen des Bundes übertreffen das 
Finanzvolumen des horizontalen Länderfinanzausgleichs 
deutlich. Sie betrugen im Jahre 2004 rund 15,2 Mrd. 
Euro, während die Ausgleichzahlungen im Länderfinanz- 


Der Bundesrechnungshof hat sich in seinen Bemerkungen 2000 und 
2002 eingehend mit der Entwicklung der Bundesergänzungszuwei- 
sungen befasst (vgl. Bundestagsdrucksache 14/4226 Nr. 2.4 und 
Bundestagsdrucksache 15/60 Nr. 2.4.2). 


ausgleich nicht einmal halb so hoch waren (rund 6,8 Mrd. 
Euro). Der überwiegende Teil der Bundesergänzungszu- 
weisungen entfiel auf die neuen Länder und Berlin, die 
über vier Fünftel der Zuweisungen erhielten Seit dem 
Jahre 2005 ist dieser Anteil noch gestiegen, nachdem die 
Sonderbundesergänzungszuweisungen zur Haushaltssa- 
nierung für die (alten) Länder Bremen und Saarland letzt- 
mals im Jahre 2004 gezahlt wurden. Im Haushaltsjahr 
2005 gehen rund 92 % der Ergänzungszuweisungen an 
die neuen Länder und Berlin (vgl. Abbildung 12). Die Er- 
gänzungszuweisungen umfassen auch jährliche Zuwei- 
sungen von jeweils 1 Mrd. Euro an die neuen Länder 
(ohne Berlin) im Zeitraum 2005 bis 2009 für den Aus- 
gleich der Mehrbedarfe im Zusammenhang mit der Zu- 
sammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe für 
Erwerbsfähige. Diese Leistungen hat der Bund gegenüber 
den neuen Ländern im Zuge des Gesetzgebungsverfah- 
rens zum Vierten Gesetz für moderne Dienstleistungen 
am Arbeitsmarkt („Hartz IV“) zugestanden. Hierfür er- 
hält er einen entsprechend erhöhten Anteil am Umsatz- 
steueraufkommen in Form eines Festbetrags von jährlich 
1 Mrd. Euro. 


Abbildung 12 

Volumen und Aufteilung der Bundesergänzungszuweisungen auf alte und neue Länder' 



Jahr 


□ BEZ Neue Länder □ BEZ Alte Länder 


* Ab 2005: Unter Einbeziehung eines Betrags von jährlich 1 Mrd. Euro, welchen die neuen Länder bis 2009 als Sonderbedarfs-BEZ zum Ausgleich 
der Mehrbedarfe im Zusammenhang mit der Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe für Erwerbsfähige erhalten (vgl. Artikel 30 
Viertes Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, BGBl. I 2003, S. 2954, 2990). 
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Auf der Grundlage des Solidarpaktfortführungsgesetzes 
aus dem Jahre 2001, das die Bund-Länder-Finanzbezie- 
hungen für den Zeitraum von 2005 bis 2019 regelt, wer- 
den die Bundesergänzungszuweisungen insbesondere für 
die neuen Länder weiterhin in einem hohen Maße Steuer- 
einnahmen des Bundes binden. Eine wesentliehe Rolle 
spielen hier die so genannten Sonderbedarfs-Bundeser- 
gänzungszuweisungen „zur Deekung von teilungsbe- 
dingten Sonderlasten aus dem bestehenden starken in- 
frastrukturellen Naehholbedarf und zum Ausgleieh 
unterproportionaler kommunaler Finanzkraft“. Die Hilfen 
für die neuen Länder und Berlin belaufen sieh im Zeit- 
raum 2005 bis 2019 auf insgesamt rund 105,3 Mrd. Euro. 
Sie betragen bis zum Jahre 2005 einsehließlieh rund 

10.5 Mrd. Euro jährlieh. Ab dem Jahre 2006 sind die Mittel 
degressiv ausgestaltet; zum Ende des aktuellen Finanzpla- 
nungszeitraums im Jahre 2009 werden sie noeh rund 

9.5 Mrd. Euro betragen und im Jahre 2019 auslaufen. ln 
diesen Hilfen enthalten sind die bis zum Jahresende 2001 
gezahlten Finanzhilfen naeh dem Investitionsforderungs- 
gesetz Aufbau Ost (rund 3,4 Mrd. Euro jährlieh). 

Die neuen Länder und Berlin müssen dem Finanzpla- 
nungsrat jährlieh in so genannten Fortschrittsberichten 
„Aufbau Ost“ über ihre jeweiligen Fortsehritte bei der 
Sehließung der Infrastrukturlüeke, über die zweekent- 
spreehende Verwendung der erhaltenen Mittel aus Son- 
derbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen und über die 
finanzwirtsehaftliehe Entwieklung der Länder- und Kom- 
munalhaushalte einsehließlieh der Begrenzung der Netto- 
neuversehuldung beriehten'^. Die - erstmals im Jahre 

2003 - vorgelegten Fortsehrittsberiehte werden zusam- 
men mit einer Stellungnahme der Bundesregierung im 
Finanzplanungsrat erörtert. 

Die im September 2004 vorgelegten Fortsehrittsberiehte 
für das Jahr 2003 dokumentieren die sieh verfestigende 
strukturelle Sehieflage in den öffentliehen Haushalten in 
den neuen Ländern. Aus den Fortsehrittsberiehten wird 
deutlieh, dass die konsumtiven Ausgaben in den neuen 
Ländern naeh wie vor im Vergleieh zu den westdeutsehen 
Referenzländem zu hoeh sind. Bei der Verwendung der 
Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen im Jahre 

2004 konnte wiederum nur das Land Saehsen in seinem 
Fortsehrittsberieht belegen, dass es die empfangenen Mit- 
tel bestimmungsgemäß (für Infrastrukturinvesfifionen 
und zum Ausgleieh der unferproportionalen kommunalen 
Finanzkraft) eingesefzf hat. Alle anderen Länder konnten 
keine vollständige zweekgemäße Verwendung naehwei- 
sen; die Anteile der aus den Sonderbedarfs-Bundesergän- 
zungszuweisungen finanzierten Investitionen reiehten von 
0 % (Berlin) bis zu 48 % (Thüringen). 

Vor diesem Hintergrund hat die Bundesregierung zu Reeht 
darauf hingewiesen, dass die Empfängerländer ungeaehtef 
der sehwierigen gesamtwirtsehaffliehen Lage in Osf- 
deufsehland in der Veranfwortung sfehen, die erhabenen 
Solidarpaktmittel zweekgemäß, d. h. zur Unterstützung 
des Aufbauprozesses einzusetzen. Die Länder wurden er- 
neut aufgefordert, eine höhere investive Verwendung der 


Vgl. § 11 Abs. 4 Satz 2 Finanzausgleichsgesetz 2001 und - für den 
Zeitraum ab dem Jahre 2005 - § 11 Abs. 3 Satz 3 FAG 2005. 


Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen zu gewähr- 
leisten. Der Finanzplanungsrat hat sieh in seiner Sitzung am 
18. November 2004 dieser Bewertung angesehlossen; die 
neuen Länder und Berlin seien dafür veranfwortlieh, dureh 
konsequente Fortsetzung der Haushaltskonsolidierung die 
saehgereehte Verwendung der Mittel zu gewährleisten. 

Es ist der Bundesregierung uneingesehränkt zuzustim- 
men, wenn sie darauf hinweist, dass der Einsatz der Soli- 
darpaktmittel für niehf aufbaugereehfe Zweeke gegen den 
Geisf des Solidarpakfes versfößf. Der Bundesreehnungs- 
hof sieht sieh dureh die kritisehe Bewertung des Mittel- 
einsatzes seitens der Bundesregierung und des Finanzpla- 
nungsrates in seinen früheren Feststellungen bestätigt. Er 
hatte bei der Prüfüng der Durehführung des Investi- 
tionsförderungsgesetzes Aufbau Ost u. a. bemängelt, dass 
die Finanzhilfen des Investitionsförderungsgesetzes zu 
keiner durehgreifenden Verbesserung der Haushaltsstruk- 
turen in den neuen Ländern geführt hatten (vgl. Bemer- 
kungen 2002, Bundestagsdrueksaehe 15/60 Nr. 118.2). Er 
hat den Einsatz von Sonderbedarfs-Bundesergänzungs- 
zuweisungen als vertretbar angesehen, da hierdureh die 
politische Verantwortung für den wirtschaftlichen 
Erfolg der eingesetzten Bundesmittel klar geregelt wird. 
Sie liegt - entspreehend der föderalen Kompefenzauftei- 
lung zwisehen Bund und Ländern - bei den miffelverwen- 
denden Ländern. Die Empfängerländer müssen jedoeh ih- 
rer gesefzliehen Verpfliehtung naehkommen und die 
Bundeshilfen konsequent zur Unterstützung einer waehs- 
tums- und investitionsfÖrdemden Haushalts- und Finanz- 
politik einsetzen. 

Angesiehts der unzureiehenden Beaehtung der gesetzlieh 
normierten Förderzweeke erweist es sieh nunmehr als 
naehteilig, dass entgegen der Anregung des Bundesreeh- 
nungshofes keine Regelung in das Finanzausgleiehsgesetz 
aufgenommen worden ist, die im Falle wesentlieher Ab- 
weiehungen von den zugrunde gelegten Erwartungen zu 
einer Überprüfüng der Sonderbedarfs-Bundesergänzungs- 
zuweisungen ermäehtigt hätte (vgl. Bemerkungen 2004, 
Bundestagsdrueksaehe 15/4200 Nr. 2.3.4). 

Es bleibt abzuwarten, ob das klare Votum der Bundesre- 
gierung und des Finanzplanungsrates die Empfängerlän- 
der dazu bewegf, die im Finanzausgleiehsgesefz enthalte- 
nen Verwendungszweeke für die Bundeshilfen künftig zu 
beaehten. 

2.3.5 Steuereinnahmen des Bundes im Vergieich 
zu Ländern und Gemeinden 

Als Folge der unter Nr. 2.3.2 besehriebenen Abgabe von 
Steueranteilen an die anderen Gebietskörperschaften hat 
sich der Bundesanteil am gesamten Steueraufkommen 
seit Mitte der 90er- Jahre deutlich vermindert. Im Jahre 
1994 lag er noch bei über 48 %. Im Jahre 1998 erreichte 
er mit 41,0 % den bislang niedrigsten Stand. Er ist danach 
leicht angestiegen. Dies beruht in erster Linie auf der am 
1. April 1998 in Kraft getretenen und dem Bund in vol- 
lem Umfang zustehenden Umsatzsteuererhöhung sowie 
der höheren Besteuerung des Energieverbrauchs ab dem 
Jahre 1999 durch die fünf Ökosfeuersfufen. Trofz dieser 
zusäfzlichen Steuereinnahmen wird der Bundesanteil 
auch im laufenden Jahr 2005 mit 42,1 % weiter zurückge- 
hen (vgl. Tabelle 3). 
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Entsprechend zum Rückgang des Bundesanteils stiegen 
die Steuereinnahmenanteile der Länder und Gemein- 
den in den letzten zehn Jahren an, von 46,6 % im Jahre 
1994 auf 53,9% im Jahre 1998. Seitdem pendeln sie 
zwischen 52 % und 53 %. Relativ konstant zwischen 
4,2 % und 5,2 % bewegen sich die auf die Europäische 
Union entfallenden Steueranteile (Zölle, Mehrwertsteuer- 
Eigenmittel, Zuweisungen nach dem Bruttosozialpro- 
dukt-Schlüssel). 

Der Steuerdeckungsgrad im Bundeshaushalt, also der 
Anteil der durch Steuern gedeckten Ausgaben des Bun- 
des, ist seit dem Jahre 2000 trotz der -wegen der 
Ökosteuerstufen - höheren Mineralölsteuereinnahmen er- 
heblich zurückgegangen. Auf der Grundlage der Steuer- 
schätzung vom 10. Mai 2005 bis 12. Mai 2005 wird der 
Bundeshaushalt 2005 sein Ausgabensoll nur noch zu rund 
73,6 % mit Steuereinnahmen decken können (vgl. 
Tabelle 3). Dies ist die bislang niedrigste Steuerde- 
ckungsquote, die ein Bundeshaushalt jemals zu verzeich- 
nen hatte. Mit einem weiteren Rückgang der Steuerde- 
ckungsquote ist zu rechnen, wenn es nicht gelingt, die 


sich abzeichnenden Mehrausgaben für den Arbeitsmarkt 
durch Ausgabenentlastungen an anderer Stelle zu kom- 
pensieren. Entsprechend zur Entwicklung im Bundes- 
haushalt geht auch bei den Ländern nnd Gemeinden der 
durchschnittliche Steuerdeckungsgrad zurück, nachdem 
er von 57,0% im Jahre 1994 bis auf 70,0% im Jahre 
2000 angestiegen war. Der im Vergleich zum Bund 
durchgehend niedrigere Steuerdeckungsgrad der Länder 
und Gemeinden wird allerdings durch höhere sonstige 
Einnahmen (u. a. Zuweisungen anderer Gebietskörper- 
schaften, Gebühren) ausgeglichen (vgl. Nr. 2.7.2). 

2.3.6 Entwicklung der sonstigen Einnahmen 

Neben den Steuereinnahmen tragen die sonstigen Ein- 
nahmen (insbesondere Verwaltungseirmahmen, Beteili- 
gungserlöse, Rückflüsse aus Darlehen und Gewährleistun- 
gen, Gewinnabführung der Deutschen Bundesbank sowie 
Münzeinnahmen) in beachtlichem Umfang zur Haus- 
haltsfinanzierung bei. Sie betrugen im Jahre 1992 rund 
18,3 Mrd. Euro (8,4 % der Gesamtausgaben) und stiegen 
bis zum Jahre 1998 auf über 30 Mrd. Euro (12,9 %) an. 


Tabelle 3 


Anteile am Steuerauikommen und Steuerdeckungsgrad' 


Jahr 

1992 

1994 

1996 

1998 

2000 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 


Mrd. Euro 

Gesamtsteueraufkommen 

374,1 

402,0 

409,0 

425,9 

467,3 

446,3 

441,7 

442,2 

442,8 

445,0 

Steuereinnahmen Bund 

180,4 

193,8 

173,1 

174,6 

198,8 

193,8 

192,1 

191,9 

187,0 

187,2 

Steuereinnahmen Länder/ 
Gemeinden 

176,2 

187,4 

215,8 

229,6 

246,6 

232,8 

231,1 

229,4 

236,2 

234,5 

Steuereinnahmen der EU 

17,5 

20,8 

20,2 

21,6 

21,8 

19,7 

18,6 

20,9 

19,6 

23,2 


Prozent 

Bundesanteil am Steuerauf- 
kommen 

48,2 

48,2 

42,3 

41,0 

42,5 

43,4 

43,5 

43,4 

42,2 

42,1 

Anteil Länder/Gemeinden am 
Steueraufkommen 

47,1 

46,6 

52,8 

53,9 

52,8 

52,2 

52,3 

51,9 

53,3 

52,7 

EU -Anteil am Steuer- 
aufkommen 

4,7 

5,2 

4,9 

5,1 

4,7 

4,4 

4,2 

4,7 

4,4 

5,2 

Steuerdeckungsgrad Bund 

82,6 

80,4 

74,3 

74,7 

81,3 

79,7 

77,1 

74,8 

74,3 

73,6 

Steuerdeckungsgrad Länder/ 
Gemeinden 

57,0 

57,0 

63,8 

68,6 

70,0 

64,5 

64,1 

63,4 

64,9 

64,2 


• Bundesanteil am Steueraufkommen nach Abzug der Bundesergänzungszuweisungen und der Länderbeteiligung an der Mineralölsteuer. Steuer- 
aufkommen 2005 einschließlich Verteilung auf Grundlage der Steuerschätzung vom 10.-12.05.2005. 
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Für den Bundeshaushalt 2005 ist ein Betrag von einer bis- 
her nicht erreichten Größenordnung von rund 41,5 Mrd. 
Euro (16,3 %) veranschlagt (vgl. Abbildung 13). 

Die Veränderungen innerhalb dieses Zeitraums beruhen 
im Wesentlichen auf den unterschiedlich hohen Erlösen 
aus der Veräußerung von Beteiligungen und sonstigem 
Kapitalvermögen. Vor allem seit dem Jahre 1995 werden 
Beteiligungs- oder Privatisierungserlöse verstärkt zur 
Haushaltsfinanzierung eingesetzt. Im Haushalt 2005 sind 
mnd 17,2 Mrd. Euro veranschlagt (6,8 % des Haushalts- 
solls), im Haushaltsentwurf 2006 sogar rund 22,8 Mrd. 
Euro, was rund 8,9 % des Haushaltssolls entspricht (vgl. 
Abbildung 13). Damit wird in diesen beiden Haushaltsjah- 
ren die bisherige Rekordhöhe des Jahres 1998 (11,5 Mrd. 
Euro oder 4,9 % des Haushaltsvolumens) nochmals deut- 
lich übertroffen. Diese hohen Beträge sollen dazu beitra- 
gen, die Bundeshaushalte 2005 und 2006 ohne Über- 
schreiten der verfassungsrechtlichen Kreditobergrenze 
des Artikels 115 Abs. 1 Grundgesetz auszugleichen. Al- 
lerdings dürfte dieses Ziel zumindest im Haushaltsjahr 
2005 angesichts der steuerlichen Mindereinnahmen sowie 
der sich abzeichnenden erheblichen Mehrbelastungen für 
den Arbeitsmarkt kaum erreicht werden (vgl. Nr. 2.4). 

2. 3. 6.1 Verwendung von Privatisierungserlösen 
zur Haushaltsfinanzierung 

Insgesamt hat der Bund im Zeitraum 1995 bis 2005 Ver- 
mögen im Wert von rund 80 Mrd. Euro verwertet und die 


Erlöse hieraus zur Finanzierung des laufenden Haushalts 
eingesetzt. Bestehende Schulden sind aus den Vermö- 
gensveräußerungen nicht getilgt worden. Im laufenden 
Haushaltsjahr 2005 sind neben den Verwertungen von 
Forderungen gegenüber ausländischen Staaten weitere 
Beteiligungsverkäufe geplant. Damit werden die noch 
vorhandenen Bundesanteile an den Postnachfolgeunter- 
nehmen Deutsche Telekom AG und Deutsche Post AG, 
deren Kurswerte zur Jahresmitte 2005 bei rund 15 Mrd. 
Euro lagen, weiter aufgebraucht. Ab dem Jahre 2007 
dürfte der Bundeshaushalt keine nennenswerten Einnah- 
men aus Privatisierungserlösen und Gewinnen der 
Postaktiengesellschaften mehr erzielen, die vorrangig zur 
Deckung der Defizite der Postbeamtenversorgungskasse 
vorgesehen waren (vgl. Bemerkungen 2001, Bundestags- 
drucksache 14/7018 Nr. 15). Die noch auf lange Zeit be- 
stehenden erheblichen Pensionslasten in dreistelliger Mil- 
liardenhöhe '^werden dann ausschließlich aus den übrigen 
laufenden Haushaltseinnahmen oder aus einer höheren 
Nettoneu Verschuldung gedeckt werden müssen - eine zu- 
sätzliche schwer wiegende Hypothek für künftige Bun- 
deshaushalte. 


Nach Angaben des Bundesministeriums belaufen sich die vom Bund 
abzudeckenden Versorgungslasten für die ehemaligen Postbeamten 
und ihre Hinterbliebenen im Zeitraum 2004 bis 2090 im Nominal- 
wert auf rund 555 Mrd. Euro; das entspricht einem Barwert von rund 
150 Mrd. Euro. 


Abbildung 13 


Sonstige Einnahmen 



] Sonstige Einnahmen 


] davon Beteiligungserlöse ♦ Anteil Beteiligungserlöse am Haushaltsvolumen 
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Der Bundesrechnungshof vertritt seit Jahren die Auffas- 
sung, dass Einnahmen aus Vermögensverwertungen 
grundsätzlich nicht zur allgemeinen Haushaltsfinanzierung 
eingesetzt werden sollten. Sie sollten vielmehr - entspre- 
chend der haushaltsgesetzlichen Ermächtigung'* - zum 
Abbau der bestehenden hohen Verschuldung verwendet 
werden (vgl. Bemerkungen 1999, Bundestagsdrucksache 
14/1667 Nr. 2.3.2). Der massive Einsatz von Privatisie- 
rungserlösen zur Haushaltsfinanzierung begegnet erhebli- 
chen Bedenken vor allem aus folgenden Gründen: 

• Werden Bundesbeteiligungen veräußert, um Haus- 
haltslücken zu schließen, so hat dies den Charakter ei- 
ner Desinvestition, die das Vermögen des Bundes dau- 
erhaft vermindert und damit die finanzwirtschaftlichen 
Handlungsspielräume für die nachfolgenden Haushalte 
zusätzlich einengt. Der Einsatz der Privatisierungsein- 
nahmen zur Schuldentilgung würde demgegenüber si- 
cherstellen, dass dem Abbau von Vermögenswerten 
eine entsprechende Reduzierung der Schulden und da- 
mit eine Entlastung bei den Zinsausgaben in den kom- 
menden Haushalten gegenüber stehen. 

• Zum Haushaltsausgleich verwendete Privatisierungs- 
einnahmen haben nur einen Einmaleffekt; sie wirken 
nicht nachhaltig im Hinblick auf eine Verbesserung 
der Haushaltsstruktur. Sie erwecken vielmehr nur den 
Anschein einer Konsolidiernng. Folgerichtig werden 
Privatisierungserlöse im Verfahren zur Ermittlung des 
öffentlichen Defizits nach dem Maastricht- Vertrag und 
dem Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt 
(vgl. Nr. 2.9.1) auch nicht als defizitmindemde Ein- 
nahmen berücksichtigt. Auf den Bundeshaushalt 2005 
bezogen bedeutet dies, dass sein Defizit nach den 
europäischen Berechnungsregeln um rund 0,8 Prozent- 
punkte höher auställt, weil die veranschlagten Beteili- 
gungserlöse defizitunwirksam sind. 

• Zudem unterliegt die Planung von Einnahmen aus Pri- 
vatisierungen erheblichen Unsicherheiten, wie gerade 
die Wertentwicklung der Bundesanteile an der Deut- 
schen Telekom AG und an der Deutschen Post AG in 
den letzten Jahren gezeigt hat (vgl. dazu Bemerkungen 
2002, Bundestagsdrucksache 15/60 Nr. 2.4.3). So ha- 
ben sich infolge der Kursrückgänge seit dem Jahre 
2000 die Anteilswerte des Bundes an diesen beiden 
Unternehmen erheblich verringert. Wenn auf Privati- 
siemngseinnahmen zur Haushaltsfinanzierung verzich- 
tet wird, können ungünstige Verwertungschancen beim 
Beteiligungsvermögen die Haushalts- und Finanzpla- 
nung auch nicht nachteilig beeinflussen. 

Noch im Jahre 2002 hatte die Bundesregierung zur Ver- 
wendung der Einnahmen aus Privatisierungen die gleiche 
Auffassung vertreten. Bei der Vorlage des Finanzplans 
2002 bis 2006 hatte sie erklärt, dass vom Haushaltsjahr 
2004 an Privatisierungserlöse nicht mehr zur Ausgabenfi- 
nanzierung, sondern ausschließlich zur Schuldentilgung 
eingesetzt würden. Die Privatisierungserlöse würden 
dann über verminderte Zinszahlungen mittelbar und dau- 


■* Vgl. für den Bundeshaushalt 2005: § 2 Abs. 2 Satz 3 Haushaltsgesetz 
2005. 


erhall zu Haushaltsentlastungen führen. Auch der Finanz- 
plan 2003 bis 2007 enthielt die Aussage, ab dem Jahre 
2004 auf Privatisierungserlöse zur Deckung von Ausga- 
ben für die Postbeamtenversorgungskasse zu verzichten. 
Es ist zu hoffen, dass hier ein Umdenken stattfindet und 
für die neue Haushalts- und Finanzplanung diese finanz- 
wirtschaftlich richtige Zielsetzung wieder aufgegriffen 
wird. 

2. 3. 6. 2 Wirtschaftlich nachteilige 

Vermögensverwertungen 

Der Bundesrechnungshof sieht bei Vermögensverwertun- 
gen, die unter dem Eindruck finanzwirtschaftlicher Zwänge 
vorgenommen werden, ein hohes Risiko unwirtschaftli- 
chen Handelns. 

So stellt der seit Jahren praktizierte Verkauf von Aktien 
der Postnachfolgeuntemehmen an die KfW im Rahmen 
so genannter Platzhaltergeschäfte nach seiner Auffas- 
sung keine wirtschaftliche Lösung im Vergleich zu einer 
entsprechenden Kreditaufnahme des Bundes dar. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass die KfW beim Weiferverkauf 
an Kurssf eigerungen befeiligt isf, der Bund jedoch das 
Risiko sinkender Börsenkurse allein frägf. 

Zu einem unwirfschaftlichen Ergebnis führte nach Auf- 
fassung des Bundesrechnungshofes auch die Verwertung 
von Forderungen des Bundes gegenüber der russi- 
schen Föderation. Der Bund verzichtete hierbei auf Ein- 
nahmen aus zukünftigen russischen Zahlungen in Höhe 
von 7,35 Mrd. Euro. Die Einnahmen kommen nunmehr 
den Erwerbern von Anleihen zugute, die an diese Zahlun- 
gen gekoppelt sind. Aus der Emission der Anleihen er- 
zielte der Bund Einnahmen in Höhe von 5 Mrd. Euro. 
Dieser Betrag lag um mehr als 1 Mrd. Euro niedriger als 
der Barwert der künftigen russischen Zahlungen, berech- 
net auf der Grundlage der Refinanzierungszinssätze des 
Bundes. Das Bundesministerium sah die Transaktion 
gleichwohl als wirtschaftlich an, weil die Emission der 
Anleihen zu damals gültigen Marktbedingungen stattge- 
funden habe, das Risiko eines Forderungsausfalls auf den 
Markt verlagert worden sei und eine höhere Kreditauf- 
nahme als Alternative nicht zur Debatte gestanden habe. 

Der Bundesrechnungshof hält es für unabdingbar, bei li- 
quidifäfsorientierfen Vermögensverwertungen vorab ihre 
Wirtschaftlichkeit anhand objektiver und nachvollzieh- 
barer Kriterien zu überprüfen. Hierfür reichf es nichf aus, 
sich auf die Kondifionen zu sfüfzen, zu denen der Markf 
zu einem besfimmfen Zeifpunkt zur Aufnahme der Vermö- 
genswerfe bereif isf. Vielmehr sind in die Wirfschaftlich- 
keifsbetrachtung alle denkbaren Alternativen einzubezie- 
hen und in ihren Vermögensauswirkungen zu bewerten. 
Die Orientierung an den Refinanzierungskonditionen des 
Bundes stellt dabei sicher, dass die Mehrkosten gegen- 
über einer Kreditaufnahme transparent werden. Dies ist 
nicht zuletzt notwendig, um diese Mehrkosten und mög- 
liche Vorteile einer alternativen Finanzierung gegen- 
einander abwägen zu können. Bei der Verwertung der 
Forderungen gegenüber Russland hätte die Abwägung 
beispielsweise ergeben, dass die Verlagerung des Zah- 
lungsausfallrisikos vom Bund auf den Markt die höheren 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-89- 


Drucksache 16/160 


Finanzierungskosten nieht aufwog. Die Refinanzierungs- 
konditionen des Bundes stellen die Referenzgröße dar, 
naeh der beurteilt werden kann, ob alternative Finanzie- 
rungsmögliehkeiten im Vergleich teuer erkauft sind. Poli- 
tische Entscheidungen über alternative Finanzierungsinst- 
rumente sollten in jedem Fall in voller Kenntnis dieses 
Wirtschaftlichkeitsaspekts getroffen werden. 

2.4 Entwicklung der Nettoneuverschuldung 

Die Nettokreditaufnahme des Bundes hat sich in den 
90er- Jahren - nach einem Rückgang zum Ende der 80er- 
Jahre auf unter 10 Mrd. Euro (1989) - insbesondere auch 
im Zusammenhang mit den finanziellen Folgen der Wie- 
dervereinigung erheblich erhöht. Im Jahre 1996 erreichte 
sie mit rund 40,0 Mrd. Euro ihren bisherigen Höchst- 
stand. Nach einer zwischenzeitlichen Rückführung auf 
rund 22,8 Mrd. Euro im Jahre 2001 ist sie seitdem wieder 
deutlich angestiegen. Sie betrug im Haushaltsabschluss 
2004 rund 39,5 Mrd. Euro und lag damit nur knapp unter 
dem Negativrekord des Jahres 1996. 

ln den Haushaltsjahren 2002 bis 2004 wurden jeweils 
Nachtragshaushalte verabschiedet, die für die jeweiligen 
Haushalte deutlich höhere Nettokreditaufnahmen vorsa- 
hen, als ursprünglich geplant waren. Im Haushaltsab- 
schluss ergaben sich dann gegenüber den Sollzahlen wie- 
derum Verbesserungen; insgesamt erreichte die jeweilige 
Nettoneuverschuldung allerdings erhebliche Größenord- 
nungen (vgl. Tabelle 4). 

Tabelle 4 

Soll-Ist- Vergleich bei der Nettokreditaufnahme (NKA) 


Jahr 

Ur- 

sprüng- 

liche 

NKA 

NKA 

gern. 

Nachtrag 

NKA-Ist 

Verhält- 
nis Ist 
ggü. 

ursprüng- 

lichem 

Soll 


Mrd. 

Euro 

Mrd. 

Euro 

Mrd. 

Euro 

Prozent 

2002 

21,1 

34,6 

31,9 

164,0 

2003 

18,9 

43,4 

38,6 

229,6 

2004 

29,3 

43,5 

39,5 

148,5 

2005 

22,0 





2.4.1 Entwicklung Im Haushaltsjahr 2005 

Für das Haushaltsjahr 2005 rechnet die Bundesregierung 
mit Haushaltsrisiken in der Größenordnung von 12 Mrd. 
Euro. Die dadurch entstehende Lücke will sie mit „Ein- 
malmaßnahmen unter teilweiser Nutzung bislang gesperr- 
ter Kreditermächtigungen“ schließen. Einen Nachtrags- 


Gemäß § 2 Abs. 9 HG 2005 ist die Ermächtigung zur Aufnahme von 
Krediten in Höhe des Betrags gesperrt, in der die Restkreditermächti- 
gungen des Vorjahres 0,5 % der Gesamtausgaben übersteigen. 


haushalt will sie für das Jahr 2005 nicht vorlegen. Nach 
dem Haushaltssoll 2005 liegt die Nettokreditaufnahme 
nur um 0,7 Mrd. Euro unter den Ausgaben für Investi- 
tionen. Es ist daher damit zu rechnen, dass bei Inan- 
spruchnahme der gesperrten Kreditermächtigungen (rund 
17,7 Mrd. Euro) die Regelverschuldungsgrenze des Ar- 
tikels 115 Abs. 1 Grundgesetz im Vollzug überschritten 
wird. 

Der Bundesrechnungshof hat bereits in seinen Bemerkungen 
1997 (vgl. Bundestagsdrucksache 13/8550 Nr. 2. 5. 1.2.2) 
daraufhingewiesen, dass die Bundesregierung den verfas- 
sungsrechtlichen Grundsatz zu berücksichtigen hat, nach 
dem „Verfassungsorgane verpflichtet sind, bei Inan- 
spruchnahme ihrer verfassungsmäßigen Kompetenzen auf 
die Interessen der anderen Verfassungsorgane Rücksicht 
zu nehmen“ (vgl. BVerfGE Bd. 45, S. 1 ff, 39). Danach 
wäre die Bundesregierung verpflichtet gewesen, sich bei 
der Einschätzung, ob ein Nachtragshaushalt erforderlich 
sei, mit dem Deutschen Bundestag abzustimmen. 

Das Bundesministerium hat demgegenüber eingewandt, 
es bestehe nach wie vor keine Veranlassung zur Vorlage 
eines Nachtragshaushalts. Diese dem Initiativrecht der 
Bundesregierung unterliegende Entscheidung sei auch 
von der Mehrheit der Abgeordneten des Deutschen Bun- 
destages gestützt worden. Anträge der Oppositionspar- 
teien auf Vorlage eines Nachtragshaushalts seien in den 
Ausschüssen ablehnend beschieden worden. Zudem be- 
stünden Zweifel, ob das vom Bundesverfassungsgericht 
entwickelte Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme 
von Verfassungsorganen bei der Frage, ob und ggf wann 
ein Nachtragshaushalt vorzulegen ist, überhaupt einschlä- 
gig sei. Hinsichtlich der bewilligten überplanmäßigen 
Mehrausgaben habe die Bundesregierung ihre Konsulta- 
tionsverpflichtungen erfüllt. 

Der Bundesrechnungshof hält an seiner Auffassung fest, 
dass angesichts der erheblichen Mehrbelastungen und des 
daraus voraussichtlich folgenden zusätzlichen Kreditbe- 
darfs die Bundesregierung selbst ein Konsultationsver- 
fahren hätte anstrengen müssen (vgl. § 37 Abs. 1 BHO 
i. V. m. § 4 Abs. 1 HG 2005). Aus dem Initiativmonopol 
der Bundesregierung in Bezug auf einen möglichen 
Nachtragsentwurf kann insoweit auch eine Pflicht zur 
Budgetinitiative erwachsen, zumal wenn - wie im Haus- 
haltsverlauf 2005 - eine Überschreitung der Regelkre- 
ditobergrenze droht. Diese begründet gemäß Artikel 115 
Abs. 1 Grundgesetz eine besondere Darlegungslast, dass 
das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht gestört ist und 
die Überschreitung geeignet ist, die Störung abzuwehren 
oder zu beseitigen. 

2.4.2 Entwicklung ab dem Haushaltsjahr 2006 

Nach der aktuellen Finanzplanung bewegt sich die Netto- 
kreditaufnahme trotz eines für die Jahre 2006 bis 2009 
zugrunde gelegten jahresdurchschnittlichen Wirtschafts- 
wachstums von jeweils real rund 1,5 % bis 2,0 % zwischen 
21,5 Mrd. Euro und 16,0 Mrd. Euro (vgl. Abbildung 14) 
und bleibt damit nur knapp unter der verfassungsrechtli- 
chen Regelkreditobergrenze (vgl. Nr. 2.5). Zudem weist 
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der Finanzplan ab dem Jahre 2007 eine - als „strukturel- 
ler Handlungsbedarf ‘ bezeichnete - jährliche Deckungs- 
lücke von jeweils 25 Mrd. Euro aus. Die jährlichen Fort- 
schreibungen der Finanzplanung bilden ein immer 
deutlicheres Indiz dafür, dass auch eine bessere gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung nicht ausreichen wird, um 
die Nettokreditaufnahme wieder auf ein finanzwirtschaft- 
liches vertretbares Maß zu führen. Hierzu wird es viel- 
mehr substantieller Konsolidierungsmaßnahmen auf der 
Ausgaben- und Einnahmenseite bedürfen. 

Im Übrigen haben sich die Zweifel des Bundesrechnungs- 
hofes bestätigt, dass die Eckdaten der letzten Finanzpläne 
vor allem in Bezug auf den Abbau der Nettokreditauf- 
nahme wenig belastbar waren (vgl. Abbildung 14). Es er- 
weist sich als besonders nachteilig, dass die wiederholten 
Empfehlungen des Bundesrechnungshofes, vorsichtig zu 
planen (vgl. insbesondere Bemerkungen 2000, Bundes- 
tagsdrucksache 14/4226 Nr. 2.5), in den letzten Haus- 


halts- und Finanzplänen nicht beachtet wurden. Eine vor- 
sichtige Planung hätte folgende Vorteile: 

• Haushaltsanpassungen mit höherer Neuverschuldung 
könnten vermieden werden oder fielen zumindest ge- 
ringer aus. 

• Konsolidierungserfordemisse wären frühzeitig und 
deutlich erkennbar; dadurch würden mittel- und lang- 
fristig wirkende Konsolidierungsstrategien gefördert 
und kurzatmige Sparaktionen weitgehend vermieden. 

• Nicht zuletzt würde das Vertrauen der Öffentlichkeit, 
der europäischen Partner sowie der nationalen und in- 
ternationalen Finanzmärkte in die Belastbarkeit der Fi- 
nanzpolitik gefördert. 

Insoweit erscheint ein grundlegendes Umdenken bei der 
Aufstellung von Haushalts- und Finanzplänen angezeigt. 


Abbildung 14 

Veränderung der Netto kreditaufnahme (NKA) im Rahmen der Finanzplan-Fortschreihungen 



□ NKA nach Finanzplan bis 2006 □ NKA nach Finanzplan bis 2008^ 

□ NKA nach Finanzplan bis 2007' ■ NKA nach Finanzplan bis 2009^ 


■ Bundeshaushalt 2004: Ursprüngliches Soll. 

2 Bundeshaushalt 2004: Soll Nachtrag; Bundeshaushalt 2005: Soll Haushaltsentwurf. 

^ Bundeshaushalt 2004: Ist; Bundeshaushalt 2005: Soll; Bundeshaushalt 2006: Soll Haushaltsentwurf. 
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2.5 Normative Begrenzung der 

Nettoneuverschuldung 

Die zulässige Nettoneu Verschuldung wird durch Arti- 
kel 115 Abs. 1 Grundgesetz bestimmt. Die Regelober- 
grenze für die Nettoneuverschuldung ist danach die Summe 
der im Haushaltsplan veranschlagten Ausgaben für Inves- 
titionen. Eine Überschreitung ist nur zur Abwehr einer 
Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu- 
lässig. Diese Obergrenze darf aber keinesfalls immer aus- 
geschöpft werden. Nach Artikel 109 Abs. 2 Grundgesetz 
haben Bund und Länder bei ihrer Haushaltswirtschaft den 
Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
Rechnung zu tragen, ln Anknüpfung an die verfassungs- 
gerichtliche Rechtsprechung erfordert dies in konjunk- 
turellen Normallagen einen völligen Verzicht auf eine 
Nettokreditaufnahme, mindestens aber eine Begrenzung 
der Nettoneuverschuldung deutlich unterhalb der Regel- 
obergrenze. Langfristiges Ziel muss die Erwirtschaftung 
von Haushaltsüberschüssen (Nettotilgungen) seitfo. 

Für die Bundeshaushalte 2002 bis 2004 stellte der Deut- 
sche Bundestag jeweils fest, dass eine Störung des ge- 
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts vorlag und die er- 
höhte Kreditaufnahme zu ihrer Abwehr geeignet sei. 
Gegen das Bundeshaushaltsgesetz 2004 ist derzeit ein 
Normenkontrollverfahren beim Bundesverfassungsge- 
richt anhängig, in dem die Antrag stellenden Fraktionen 
CDU/CSU und FDP u. a. die Verletzung des Artikels 115 
Abs. 1 Grundgesetz geltend machen (vgl. dazu auch 
Nr. 1.3.1). Nach der Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts steht dem Haushaltsgesetzgeber bei der 
Beurteilung, ob die Voraussetzungen für eine Überschrei- 
tung der Regelkreditobergrenze vorliegen, ein Einschät- 
zungs- und Beurteilungsspielraum zu (vgl. BVerfGE 
Bd. 79, S. 311, 342 f). Ihn trifft allerdings im Gesetzge- 
bungsverfahren eine entsprechende Darlegungslast, d. h. 
der Haushaltsgesetzgeber muss seine Entscheidung, diese 
Ausnahmeregelung in Anspruch zu nehmen, plausibel be- 
gründen. 

Vor dem Hintergrund des Anstiegs der jährlichen Netto- 
neuverschuldung insbesondere in den letzten Jahren hat 
der Bundesrechnungshof in seinen Bemerkungen 2004 
(Bundestagsdrucksache 15/4200 Nr. 2.6) dargelegt, dass 
sich die geltende verfassungsrechtliche Regelung des Ar- 
tikels 115 Grundgesetz als weitgehend wirkungslos er- 
wiesen hat, den Schuldenaufwuchs im Bundeshaushalt zu 
begrenzen. Allein im Zeitraum 1985 bis 2004 hat der 
Bund rund 509 Mrd. Euro an neuen Krediten zum Haus- 
haltsausgleich aufgenommen, das sind rund 25 Mrd. Euro 
im Jahresdurchschnitt, ln diesem Zeitraum hat die Netto- 
neuverschuldung mit rund 98 % fast das Volumen der In- 
vestitionsausgaben im Bundeshaushalt erreicht, ln dersel- 


2» Vgl. Urteil des BVerfG vom 18.04.1989, BVerfGE Bd. 79, S. 311, 
334; Urteil des Verfassungsgerichtshofes für das Land NRW vom 
02.09.2003, NVwZ 2004, S. 217, 219; Urteil des Berliner Verfas- 
sungsgerichtshofes vom 31.10.2003, S. 12 des Urteilsabdrucks; Be- 
schluss der Präsidentenkonferenz der Rechnungshöfe des Bundes 
und der Länder vom 07.-09.05.2001 zu TOP 7.2 Nr. 1. 


ben Zeitspanne ist die Gesamtwirtschaft um immerhin 
rund 50 % real gewachsen. 

Nach Einschätzung des Bundesrechnungshofes sind für 
diese Enfwicklung vor allem folgende Faktoren ursäch- 
lich: 

• Der für die Kreditobergrenze maßgebliche haushalts- 
rechtliche Investitionsbegriff ist zn weit gefasst mit 
der Folge, dass die Kreditermächtigung zu hoch aus- 
fällt. Dies gilt vor allem für die Nichtberücksichtigung 
des Werteverzehrs an hergestellten oder beschafften 
Investitionen der laufenden Periode (Abschreibun- 
gen). Ebenfalls keine investitionsmindemde Berück- 
sichtigung finden Vermögensverwertungen wie der 
Verkauf von Untemehmensbeteiligungen, die in ihrer 
Wirkung den Charakter von Desinvestitionen haben. 

• Die Ausnahmeregelung des Artikels 115 Abs. 1 
Grundgesetz wird häufig in Anspruch genommen, um 
höhere Kredite zu rechtfertigen (seit dem Jahre 1997 
viermal). Die vom Bundesverfassungsgericht hierfür 
entwickelte erhöhte Begründungs- und Darlegungslast 
bei Überschreiten der Regelkreditobergrenze bildet in 
der Haushaltspraxis kein wirksames Hindernis für eine 
höhere Neuverschuldung, wie die Bundeshaushalfe 
2002 bis 2004 zeigen. 

• Einmal aufgenommene Schulden können durch neue 
Kredife im Rahmen einer so genannten Anschlussfi- 
nanzierung getilgt werden. Eine Verpflichtung zu ei- 
ner echten Schuldentilgung ist finanzverfassungs- 
rechtlich nicht vorgesehen. 

• Die Regelung, dass für Sondervermögen Ausnahmen 
von der Regelobergrenze zugelassen werden können 
(Artikel 115 Abs. 2 Grundgesetz), lädt gerade dazu 
ein, durch Bildung von Sondervermögen zusätzliche 
Schulden außerhalb der verfassungsmäßigen Kredit- 
beschränkungen aufzubauen. 

• Zudem ist die Verschuldungsregelung des Artikels 115 
Grundgesetz nicht kompatibel zu den Stabilitätsver- 
pflichtungen Deutschlands nach dem Europäischen 
Stabilitäts- und Wachstumspakt (vgl. dazu Nr. 2.8.1). 

Mit Blick auf die Verschuldungsentwicklung haben die 
Präsidentinnen und Präsidenten der Rechnungshöfe 
des Bundes und der Länder am 5. Mai 2004 eine neue 
nationale Verschuldungsregelung mit „mehr Biss“ emp- 
fohlen. Einige Landesrechnungshöfe haben in ihren Jah- 
resberichten diesen Beschluss aufgegriffen und eine stär- 
kere Konsolidierung in ihren Ländern angemahnfi'. 


2> Vgl. u. a. Jahresbericht 2003 des LRH Sachsen-Anhalt, S. 19-25; 
Jahresbericht 2004 des LRH Hessen, S. 118-119; Jahresbericht 2004 
des LRH Rheinland-Pfalz, S. 13; Jahresbericht 2004 des LRH 
Saarland, S. 48-52; Jahresbericht 2004 des LRH Sachsen, 
S. 86-92; Jahresbericht 2004 des LRH Thüringen, S. 84 und An- 
hang; Jahresbericht 2005 des LRH Berlin, S. 29-31; Jahresbericht 
2005 des LRH Hamhnrg, S. 17-20 und 223-226; Jahresbericht 
2005 des LRH Nordrhein-Westfalen, Vorwort S. VI f.; Jahresbe- 
richt 2005 des LRH Schleswig-Holstein, S. 14-18 und S. 70-79. 
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Der Bundesrechnungshof hat in seinen letztjährigen Bemer- 
kungen ebenfalls empfohlen, zumindest auf mittelfristige 
Sicht in Anlehnung z. B. an die Schweizer Bundesverfas- 
sung22 ein grundsätzliches Verbot der Neuverschuldung 
in wirtschaftlichen Normalzeiten normativ zu verankem^^. 

Der Rechnungsprüfungsausschuss des Haushaltsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages hat diese Anre- 
gung aufgegriffen und im Rahmen seiner Beschlussfas- 
sung zu den Bemerkungen 2004 das Bundesministerium 
gebeten zu prüfen, ob die Konsolidierung des Bundes- 
haushalts durch eine wirkungsvollere normative Begren- 
zung der verfassungsrechtlichen Möglichkeiten zur Kre- 
ditaufnahme unterstützt werden kann. 

Der prinzipielle Verzicht auf einen Haushaltsausgleich 
durch Kreditaufnahme wäre nicht zuletzt ein wesentlicher 
Beitrag, um langfristig die Tragfähigkeit der öffentlichen 
Haushalte gerade im Hinblick auf die wachsenden inter- 
generativen Belastungen zu gewährleisten^^. Angesichts 
der gegenwärtigen schwierigen Situation des Bundeshaus- 
halts dürfte eine derartige weitgehende und ehrgeizige 
Verschuldungsregel allerdings kurzfristig nicht zu reali- 
sieren sein, ln einem Zwischenschritt sollte jedoch zu- 
mindest - wie vom Bundesrechnungshof seit längerem ge- 
fordert- der Investitionsbegriff enger gefasst werden, 
um einen weiteren Schuldenanstieg zumindest zu bremsen. 

Das Bundesministerium hat ausgeführt, der geltende In- 
vestitionsbegriff und seine Auslegung in der Staatspraxis 
seien durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungs- 
gerichts abgedeckt. Die geltende Rechtslage stelle im 


22 In Artikel 126 der Schweizer Bundesverfassung ist im Jahre 2001 ei- 
ne sog. Schuldenbremse eingeführt worden, nach der die Ausgaben 
sich grundsätzlich an den im jeweiligen Haushaltsjahr zur Verfügung 
stehenden ordentlichen Einnahmen zu orientieren haben. Bei Über- 
schreiten sind Mehrausgaben in den Folgejahren zu kompensieren. 

23 Vgl. dazu auch BT-Drs. 15/3721: Entwurf der FDP-Fraktion vom 
22.09.2004 zur Änderung des Grundgesetzes (Aufnahme von Stabili- 
tätskriterien in das Grundgesetz) - danach soll ein Haushaltsaus- 
gleich ohne Neuverschuldung spätestens zum 31.12.2010 erreicht 
werden. 

24 Vgl. Deutsche Bundesbank: Defizitbegrenzende Haushaltsregeln 
und nationaler Stabilitätspakt in Deutschland, in: Monatsbericht 
April 2005; S. 23-38: Zur Sicherstellung solider öffentlicher Finan- 
zen wäre danach eine Reform nationaler Haushaltsregeln geboten, 
nicht zuletzt mit dem Ziel, die Verpflichtung zu strukturell weitge- 
hend ausgeglichenen Haushalten fester zu verankern (S. 35). 


übrigen eine sachgerechte Regelung dar, die zugleich 
dem Erfordernis Rechnung trage, in der Haushaltspraxis 
umsetzbar zu sein. 

Der Bundesrechnungshof hält an seiner Auffassung fest, 
dass das geltende Regelwerk zur Kreditbegrenzung in der 
Haushaltspraxis weitgehend versagt hat. Zur Unterstüt- 
zung der notwendigen Konsolidierungsanstrengungen 
sollte daher eine wirkungsvollere normative Begrenzung 
der Nettokreditaufnahmemöglichkeiten angestrebt werden. 

2.6 Entwicklung der Verschuldung und 

des Schuldendienstes 

Der Gesamtschuldenstand des Bundes betrug zum Ende 
des Jahres 2004 rund 860,3 Mrd. Euro. Er setzt sich zu- 
sammen aus Schulden des Bundeshaushalts in Höhe von 
rund 803,0 Mrd. Euro und seiner Sondervermögen in 
Höhe von rund 57,3 Mrd. Euro (vgl. Abbildung 15). Die 
Gesamtverschuldung des Bundes hat sich damit seit dem 
Beginn der 90er- Jahre (Gesamtschuldenstand 1989: rund 
255 Mrd. Euro) mehr als verdreifacht (-1- 337 %). 

Dem Schuldenzuwachs im Haushaltsjahr 2004 infolge 
der hohen Nettokreditaufnahme stand nicht - wie in frü- 
heren Haushaltsjahren - ein Schuldenrückgang aufgrund 
von Tilgungen beim Sondervermögen Erblastentilgungs- 
fonds gegenüber. Denn im Haushaltsjahr 2004 hatte die 
Deutsche Bundesbank nur einen Gewinn von rund 
0,25 Mrd. Euro erzielt und an den Bundeshaushalt abge- 
führt. Die Gewinnabführung lag damit erstmals seit dem 
Jahre 1989 unter dem im Bundeshaushalt veranschlagten 
Ansatz von 3,5 Mrd. Euro, sodass sie im Haushaltsjahr 
2004 nicht zur Schuldentilgung beim Erblastentilgungs- 
fonds beitragen konnte. Eine ähnliche Entwicklung ist im 
Haushaltsjahr 2005 zu verzeichnen, da der an den Bun- 
deshaushalt abgeführte Bundesbankgewinn mit rund 
0,676 Mrd. Euro weit unter dem veranschlagten Soll von 
2,0 Mrd. Euro lag. 

Aufgrund der hohen jährlichen Nettokreditaufnahmen vor 
allem seit dem Jahre 2002 sowie den im Finanzplanungs- 
zeitraum sich abzeichnenden Kreditaufnahmen wird die 
Gesamtverschuldung weiter ansteigen. Aus heutiger Sicht 
ist zum Ende des Finanzplanungszeitraums 2009 mit ei- 
nem Gesamtschuldenstand des Bundes von über 
970 Mrd. Euro zu rechnen (vgl. Abbildung 15). 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-93- 


Drucksache 16/160 


Abbildung 15 


Verschuldung des Bundes einschließlich seiner Sondervermögen 



Finanzplan 

□ Sondervennögen □ Bundesschuld 


Infolge des hohen Schuldenstandes muss der Bund in er- 
heblichem Umfang Kredite aufnehmen, um die Ausgaben 
für die Tilgung fällig werdender Kredite früherer Jahre zu 
finanzieren. Diese so genannte Anschlussfinanzierung 
hat mittlerweile ein jährliches Volumen von zum Teil 
über 200 Mrd. Euro (vgl. Abbildung 16). Sie wird wegen 
der haushaltsgesetzlich vorgeschriebenen Nettoveran- 
schlagung nicht im Haushaltsplan, sondern nur in der Fi- 
nanzierungsübersicht ausgewiesen. Durch die Anschluss- 


finanzierung werden der Schuldenstand und die Zinslast 
weitergewälzt. Je nach aktuellem Zinsniveau können die 
Zinsausgaben niedriger oder höher als die bisher geleiste- 
ten Zinsen ausfallen. ln jedem Fall ist der Bundeshaushalt 
erheblichen Zinsänderungsrisiken ausgesetzt. Bei einer 
Anschlussfmanzierung im Umfang von rund 200 Mrd. 
Euro würde bereits ein Anstieg des jahresdurchschnittli- 
chen Zinsniveaus um einen Prozentpunkt rechnerisch 
Zinsmehrausgaben von jährlich 2 Mrd. Euro bedeuten. 
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Entwicklung der Bruttokreditaufnahme 


Abbildung 16 



Jahr 


□ Anschlussfinanziemng (Schuldentilgung) □ Nettokreditaufnahme 


Finanzplan 


2.7 Haushalts- und Verschuldungslage des 

Bundes im Vergleich zu Ländern und 
Gemeinden 

2.7.1 Öffentlicher Gesamthaushalt 

Die öffentlichen Haushalte in Bund, Ländern und Ge- 
meinden befinden sich in einer zunehmend angespannten 
Situation. So hat trotz verschiedener Ansätze zur Konso- 
lidierung die Staatsverschuldung in Deutschland drama- 
tisch zugenommen. Seit Anfang der 70er-Jahre haben die 
öffentlichen Haushalte in Deutschland ihre Verschuldung 
von rund 63 Mrd. Euro auf die gewaltige Summe von 
mittlerweile rund 1 395 Mrd. Euro (2004) gesteigert (vgl. 
Abbildung 17). Vor allem seit der Wiedervereinigung ist 
die Verschuldung geradezu explodiert. Sie lag zum Jah- 
resende 2004 fast dreimal so hoch wie im Jahre 1989 
(473 Mrd. Euro). Damit entfällt auf jede Einwohnerin 
und jeden Einwohner Deutschlands eine Staatsschuld von 
rund 17 000 Euro. Das ist mehr als doppelt so viel wie im 


Jahre 1992 (rund 8 400 Euro) und sogar etwa viereinhalb 
Mal so viel wie im Jahre 1980 (rund 3 800 Euro). 

Die Schuldenlast ist nicht nur in absoluten Zahlen, son- 
dern auch im Verhältnis zur gesamtwirtschaftlichen Leis- 
tungsfähigkeit signifikant gestiegen. Lag der Schulden- 
stand im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt im Jahre 
1980 noch bei rund 31 %, so hat er sich mittlerweile mehr 
als verdoppelt und betrug Ende des Jahres 2004 rund 
63 % des BIP. Nach der für den Maastricht- Vertrag maß- 
geblichen Berechnung fällt die Staatsschuld mit rund 
65 % des BIP noch um 2 Prozentpunkte höher aus^^ (vgl. 
Nr. 2.8.1). Für das Haushaltsjahr 2005 ist mit einem wei- 
teren Anstieg der Schuldenquote zu rechnen. 


25 Der höhere Schuldenstand von rund 1 437 Mrd. Euro zum Jahres- 
ende 2004 beruht insbesondere darauf, dass die Kassenverstärkungs- 
kredite und der Münzumlauf einbezogen werden (vgl. dazu Statis- 
tisches Bundesamt, Schulden der öffentlichen Haushalte 2004, 
Fachserie 14, Reihe 5, Erläuterungen Nr. 7). 
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Abbildung 17 
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Gesamtverschuldung der öffentlichen Haushalte 
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2.7.2 Deckungs- und Zinssteuerquoten 

Auch die Deckungsquoten (Anteil der Ausgaben im 
Haushalt, die durch so genannte laufende, d. h. nicht kre- 
ditfinanzierte Einnahmen abgedeckt sind) entwickeln sich 
bei allen Gebietskörperschaften ungünstig. Dabei weist 
der Bund im Vergleich zum Durchschnitt der anderen Ge- 
bietskörperschaften nach wie vor eine schlechtere Finanz- 
lage auf (vgl. Abbildung 18). Er finanziert seit Mitte der 
70er- Jahre einen deutlich höheren Anteil seiner Ausgaben 
über neue Kredite als der Durchschnitt der Länder und 
Gemeinden. Im Haushaltsjahr 2004 lag die Deckungs- 
quote im Bundeshaushalt mit rund 84 % klar unter der 
des Durchschnitts der Länder und Gemeinden 
(rund 92 %). 

Gemäß Artikel 106 Abs. 3 Satz 4 Nr. 1 Grundgesetz ist 
bei der Festsetzung der Umsatzsteueranteile davon aus- 
zugehen, dass Bund und Länder im Rahmen der laufen- 
den Einnahmen gleichmäßig Anspruch auf Deckung ih- 
rer notwendigen Ausgaben haben. Hierbei sind die 
Deckungsbedürfnisse so abzustimmen, dass ein billiger 
Ausgleich erzielt, eine Überbelastung der Steuerpflichtigen 
vermieden und die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse 
gewahrt wird (Artikel 106 Abs. 3 Satz 4 Nr. 2 Grundge- 
setz). Bislang ist es dem Bund trotz der unterschiedlichen 
Deckungsverhältnisse nicht gelungen, gegenüber den Län- 


dern eine Neufestsetzung der Umsatzsteueranteile zu 
seinen Gunsten zu erreichen. Bei der Neuordnung der 
föderalen Finanzbeziehungen ab dem Jahre 2005 (Soli- 
darpakt 11) sind die festgestellten Abweichungen bei den 
Deckungsquoten ohne Auswirkung auf die geltende Um- 
satzsteuerverteilung geblieben. Der Bund hat zwischen- 
zeitlich sogar noch weitere finanzielle Zugeständnisse ge- 
genüber den Ländern und Gemeinden gemacht - z. B. im 
Rahmen der Gemeindefinanzreform, des Vorziehens der 
letzten Stufe der Steuerreform im Jahre 2004 sowie der 
Umsetzung der Arbeitsmarktreformen. Aus Sicht des 
Bundesrechnungshofes sollte der Bund gegenüber den 
Ländern darauf drängen, dass verfassungsrechtlich wie 
finanzwirtschaftlich angezeigte Veränderungen bei der 
Steuerverteilung angemessen berücksichtigt werden. 

Auch bei den Zinsausgaben ist der Bundeshaushalt in 
deutlich höherem Maße belastet, weil der Bund 
- insbesondere wegen der finanziellen Folgen der Wieder- 
vereinigung und der Unterstützung des wirtschaftlichen 
Aufbaus in den neuen Ländern - gerade im letzten Jahr- 
zehnt erheblich mehr Schulden angesammelt hat als die 
übrigen Gebietskörperschaflen. Im Jahre 2004 musste der 
Bund knapp 20 % seiner Steuereinnahmen für die Zinslast 
aufwenden, während die Zinssteuerquote im Länderdurch- 
schnitt nur gut halb so hoch war (vgl. Abbildung 18). 
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Abbildung 18 

Deckungs- und Zinssteuerquoten in den Haushalten der Gebietskörperschaften 



Jahr 


—■—Deckungsquote Bund X Zinssteuerquote Bund 

—A— Deckungsquote Länder und Gemeinden —*— Zinssteuerquote Länder/Gemeinden 


2.8 Haushaltsdisziplin im Rahmen der 

Europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion 

2.8.1 Gesamtstaatliche Stabilitätsverpflichtungen 

2.8.1 .1 Referenzwerte und Verfahren bei Verletzung 
der Stabilitätsverpflichtungen 

Gemäß Artikel 104 Abs. 1 des EG-Vertrags^® sind die 
Mitgliedstaaten im Rahmen der Europäisehen Währungs- 
union verpflichtet, „übermäßige öffentliche Defizite“ zu 
vermeiden. Die hierfür maßgeblichen Referenzwerte be- 
tragen 

• 60 % für das Verhältnis zwischen dem öffentlichen 
Schuldenstand (d. h. der Brutto-Gesamtschuldenstand 
am Jahresende) und dem Bruttoinlandsprodukt (Schul- 
denquote) sowie 

• 3 % für das Verhältnis zwischen dem öffentlichen De- 
fizit und dem Bruttoinlandsprodukt (Defizitquote). 


Die Referenzwerte dieser beiden finanzpolitischen Stabi- 
litätskriterien gelten als Obergrenzen, deren Überschrei- 
tung nur ausnahmsweise und vorübergehend zulässig ist, 
z. B. aufgrund eines schwerwiegenden Wirtschaftsab- 
schwungs. Darüber hinaus haben sich die Mitgliedstaaten 
im Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt vom 
Juni 1997 verpflichtet, mittelfristig nahezu ausgeglichene 
oder Überschüsse aufweisende Haushalte anzustreben. 

Um die Haushaltsentwicklung überwachen und Anzei- 
chen möglicher finanzwirtschaftlicher Fehlentwicklungen 
erkennen zu können, wurde ein so genanntes Frühwarn- 
system eingerichtet. Hierzu legen die Mitgliedstaaten 
dem Rat der Wirtschafts- und Finanzminister (ECOFIN- 
Rat) und der Europäischen Kommission jährlich Stabili- 
tätsprogramme bzw. Konvergenzprogramme (bei Ländern, 
die die einheitliche Währung noch nicht eingeführt ha- 
ben) vor, in denen die mittelfristigen haushaltspolitischen 
Ziele dargelegt werden. Die Umsetzung der Programme 
wird von der Kommission und vom ECOFIN-Rat über- 
wacht. Daneben überprüft die Kommission anhand der 
genannten Stabilitätskriterien regelmäßig die Einhaltung 
der Haushaltsdisziplin. Hält sie ein übermäßiges Haus- 
haltsdefizit für gegeben, legt sie ihre Empfehlung dem 


Die geänderte Fassung trat am 01.02.2003 in Kraft. 
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ECOFIN-Rat vor, der mit qualifizierter Mehrheit darüber 
entscheidet, ob in dem betroffenen Mitgliedstaat ein über- 
mäßiges Defizit besteht, ln der Folge richtet der Rat eine 
Empfehlung an den betroffenen Mitgliedstaat mit dem 
Ziel, das übermäßige Defizit zu korrigieren. Gelingt dies 
nicht, so kann gegenüber dem Mitgliedstaat eine Sanktion 
- z. B. eine unverzinsliche Einlage von bis zu 0,5 % des 
Bruttoinlandsproduktes - ausgesprochen werden. Be- 
steht das übermäßige Defizit auch danach weiter, so kann 
die Einlage in eine nicht rückzahlbare Geldbuße umge- 
wandelt werden. 

2. 8. 1.2 Entwicklung von Schuldenstand und 
Staatsdefizit 

Seit Einführung des haushaltspolitischen Meldeverfah- 
rens im Jahre 1993 haben sich Schuldenquote und Defi- 
zitquote in Deutschland unterschiedlich entwickelt: 

• Der öffentliche Schuldenstand hat sich gegenüber 
1993 aufgrund der beschriebenen erheblichen Schul- 
denzuwächse vor allem beim Bund (vgl. Nr. 2.6) er- 


heblich erhöht. Nach einer kurzen Konsolidierungs- 
phase in den Jahren 2000 und 2001 - vor allem dank 
der günstigen Wirtschaftsentwicklung und der zur 
Schuldentilgung eingesetzten Erlöse aus der Verstei- 
gemng der Mobilfunklizenzen - steigt die Gesamtver- 
schuldung seit dem Jahre 2002 wieder an und wird 
zum Jahresende 2005 voraussichtlich rund 67 % des 
Bruttoinlandsproduktes betragen (vgl. Abbildung 19). 

• Die Defizitquote hat sich seit dem Jahre 1993 zwi- 
schen 1,4 % und 3,8 % des Bruttoinlandsproduktes be- 
wegt. Nachdem das Defizit in den Jahren 1999 und 
2000 seine niedrigsten Werte erreichte, hat es sich da- 
nach innerhalb von zwei Jahren mehr als verdoppelt; 
es lag in den Jahren 2003 und 2004 mit 3,8 % bzw. 
3,6 % des Bruttoinlandsproduktes sogar deutlich hö- 
her als im „Rezessionsjahr“ 1993 mit 3,0% (vgl. 
Abbildung 20). Für das Jahr 2005 ist wiederum - und 
damit zum vierten Mal hintereinander- mit einer 
deutlichen Überschreitung der Obergrenze von 3 % zu 
rechnen. 


Entwicklung der Schuldenquote ‘ 


Abbildung 19 



* Unter Berücksichtigung der im Frühjahr 2005 vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Ergebnisse der Revision der VGR; 2005: Schätzung. 
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Abbildung 20 


Entwicklung der Defizilquote* 



* Unter Berücksichtigung der im Frühjahr 2005 vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Ergebnisse der Revision der VGR; Defizitquote 
2000: Ohne Erlöse aus der Versteigerung der Mobilfunklizenzen (rund 50,8 Mrd. Euro); 2005: Schätzung. 


Die öffentlichen Haushalte in Deutschland sind nach 
wie vor weit vom Ziel eines in konjunkturellen Normal- 
lagen nahezu ausgeglichenen oder Überschüsse aufwei- 
senden Haushalts entfernt. Der ECOFIN-Rat hat in 
seiner Stellungnahme vom 17. Februar 2005 zum aktua- 
lisierten Stabilitätsprogramm Deutschlands (Ratsdoku- 
ment 6497/05) festgestellt, dass der in der Programm- 
aktualisierung vorgezeichnete haushaltspolitische Kurs 
nicht ausreicht, dieses Ziel innerhalb des Prognosezeit- 
raums bis 2008 zu erreichen. Der Rat ist der Auffassung, 
dass Deutschland seine Haushaltsanpassungen und Struk- 
turreformen fortsetzen sollte, um mittelfristig einen na- 
hezu ausgeglichenen Haushalt zu erreichen und die lang- 
fristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen zu 
verbessern. 

Der Rat hat Anfang des Jahres 2003 entschieden, dass in 
Deutschland ein übermäßiges Defizit besteht und dessen 
Korrektur bis Ende 2004 empfohlen. Der Ende 2003 ge- 


troffene Beschluss des Rates zur Aussetzung des Defizit- 
verfahrens wurde durch Urteil des Europäischen Ge- 
richtshofs vom 13. Juli 2004 für nichtig erklärt. Die EU- 
Kommission ist jedoch zu dem Schluss gelangt, dass es 
wegen der „einzigartigen Umstände“, die das Urteil ge- 
schaffen habe, erforderlich sei, die Frist für die Defizit- 
korrektur bis Ende 2005 zu verlängernd^. 

Deutschland hat sich verpflichtet, durch ein Sparpaket 
das gesamtstaatliche Defizit im Jahre 2005 wieder unter 
3 % des BIP zu bringen. Dieses Ziel wird nach Einschät- 
zung der Bundesregierung, die für das Jahr 2005 mit ei- 
nem Staatsdefizit von rund 3,7 % des BIP rechnet, deut- 
lich verfehlt werden. Auch für die Jahre 2006 und 2007 


Mitteilung der Kommission an den Rat zur Situation Deutschlands 
und Frankreichs in Bezug auf ihre Verpflichtungen im Rahmen des 
Verfahrens bei einem übermäßigen Defizit nach dem Urteil des Ge- 
richtshofs vom 14.12.2004, KOM(2004) 813 endg., S. 3. 
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geht die Bundesregierung davon aus, dass Deutschland 
mit einem Defizit von 3,4 % bzw. 3,1 % den Referenz- 
wert nicht einhalten wird. 

2. 8. 1.3 Reform des Europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes 

Der Europäische Rat hat auf seiner Frühjahrstagung am 
22. März 2005 und 23. März 2005 Vorschlägen des 
ECOFIN-Rates für eine grundlegende Reform des Stabi- 
litäts- und Wachstumspaktes zugestimmt, die nach ih- 
rer Umsetzung Ende Juli 2005^* im Wesentlichen fol- 
gende Änderungen enthält: 

• Das mittelfristige Ziel eines nahezu ausgeglichenen 
oder einen Überschuss aufweisenden Haushaltes gilt 
im Grundsatz fort, kann sich jedoch für Mitgliedstaa- 
ten mit niedriger Staatsverschuldung und hohem 
Potenzialwachstum in einer Spanne von -1 % des 
Bruttoinlandsprodukts bis zu einem ausgeglichenen 
oder einen Überschuss aufweisenden Haushalt bewe- 
gen. 

• Von Mitgliedstaaten, die das mittelfristige Ziel nicht 
erreicht haben, wird ein um Konjunktureffekte und 
Einmalmaßnahmen korrigierter Defizitabbau nach ei- 
nem Richtwert von jährlich 0,5 % des Bruttoinlands- 
produkts gefordert, ln Zeiten günstiger Konjunktur 
soll der Richtwert überschritten werden; bei ungünsti- 
ger Konjunkturlage können die Anstrengungen gerin- 
ger ausfallen. 

• Bei größeren Strukturreformen, die zu langfristigen 
Kosteneinsparungseffekten führen, darf der Defizit- 
abbau vorübergehend in den Hintergrund treten. Dabei 
gelten besondere Regelungen für Rentenreformen, 
durch die ein Mehrsäulen- System eingeführt wird, zu 
dem eine gesetzliche, vollständig kapitalgedeckte 
Säule gehört. 

• Der Ausnahmetatbestand des schwerwiegenden Wirt- 
schaftsabschwunges, wonach ein Überschreiten der 
Defizitquote nicht als übermäßiges Defizit gilt, wurde 
erweitert. Im Unterschied zur bisherigen Regelung, 
die auf den Rückgang des realen Bruttoinlands- 
produkts von mindestens 2 % innerhalb eines Jahres 
abstellte, reichen jetzt eine negative Wachstumsrate 
in beliebiger Größe oder ein Produktionsrückstand 
über einen längeren Zeitraum bei geringem Wachs- 
tum aus. 

• „Sonstige einschlägige Faktoren“, die bei der Ent- 
scheidung über die Eröffnung eines Defizitverfahrens 
zu berücksichtigen sind, werden erstmals definiert und 
indikativ aufgeführt. Neben wirtschafts- und haus- 


2* Vgl. Verordnungen Nr. 1055/2005 und 1056/2005 des Europäischen 
Rates vom 27.06.2005, ABI. L 174 vom 07.07.2005, S. 1 und S. 5. 
Die neuen Regelungen traten jeweils Ende Juli 2005 in Kraft. 


haltspolitischen Faktoren (z. B. Potenzialwachstum, 
Bemühungen zur Haushaltskonsolidierung „in guten 
Zeiten“) spielen hier auch Belastungen der Mitglied- 
staaten „aus Finanzbeiträgen zugunsten der internatio- 
nalen Solidarität“ sowie zur Verwirklichung der Ziele 
der europäischen Politik, insbesondere der Einigung 
Europas, eine Rolle. 

• Wegen eines übermäßigen Defizits können in der Re- 
gel innerhalb von 16 Monaten - anstelle von bisher 
zehn Monaten - nach der so genannten. „Maastricht- 
Meldung“ vom März bzw. September Sanktionen ver- 
hängt werden. Von dem Grundsatz, wonach das über- 
mäßige Defizit im Jahr nach seiner Feststellung ab- 
zubauen ist, sind bei Vorliegen „besonderer 
Umstände“, die sich aus den „sonstigen einschlägigen 
Faktoren“ ergeben können, Ausnahmen zugelassen 
worden. 

• Bei unerwarteten nachteiligen wirtschaftlichen Ereig- 
nissen kann der ECOFIN-Rat seine Empfehlungen 
verändern und die Frist zum Defizitabbau um ein Jahr 
verlängern, wenn der betreffende Mitgliedstaat die 
früheren Empfehlungen erfolglos umgesetzt hat. 

Der Bundesrechnungshof hat in einer öffentlichen Anhö- 
rung des Finanzausschusses des Deutschen Bundestages 
(19. Januar 2005) zur Reform des Stabilitäts- und Wachs- 
tumspaktes die Auffassung vertreten, dass das Regelwerk 
des Paktes nur dann einen Beitrag für stabile Staatsfinan- 
zen leisten kann, wenn folgende Aspekte beachtet wer- 
den^«: 

• Das Regelwerk muss transparent und operational 
sein. Es müssen zur Sicherung der Haushaltsdisziplin 
klare finanzwirtschaftliche Vorgaben bestehen, die 
nachprüfbar sind. Daher sollte an den finanzpoli- 
tischen Referenzwerten festgehalten und auf inter- 
pretierbare „weiche“ Faktoren weitgehend verzich- 
tet werden. 

• Das Regelwerk muss einen wirksamen Beitrag zur 
Begrenzung der Staatsverschuldung liefern. Hierzu 
gehören eine verbesserte Transparenz bei der Überwa- 
chung der Haushaltspolitik der Mitgliedstaaten sowie 
eine stärkere Beachtung des Schuldenstandes bei der 
Bewertung der Haushaltspolitik. 

• Das Regelwerk muss sanktionsbewehrt sein, um die 
Mitgliedstaaten anzuhalten, der Konsolidierungsvor- 
gaben zur Korrektur eines übermäßigen Defizits tat- 
sächlich umzusetzen. Mindestens ebenso wichtig wie 
der Sanktionsmechanismus ist allerdings, dass im 
Falle von Regelverletzungen die vorgesehenen Sank- 
tionen auch konsequent angewandt werden. 


Vgl. Protokoll des Finanzausschusses des Deutschen Bundestages 
Nr. 15/84, Anlage: Stellungnahme des BRH. 
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Der Wirtschafts- und Finanzausschuss des Europäischen 
Parlaments hat im Zusammenhang mit der Umsetzung 
der Beschlüsse des Europäischen Rates erklärt, dass er 
mit der Reform des Stabilitäts- und Wachstumspaktes un- 
zufrieden sei. Nach seiner Auffassung wären keine Refor- 
men notwendig gewesen, wenn die Mitgliedstaaten ihre 
Verpflichtungen eingehalten und die Bestimmungen des 
Paktes beachtet hätten^**. 

Auch nach den neuen Verfahrensregelungen zum Euro- 
päischen Stabilitäts- und Wachstumspakt haben die Mit- 
gliedstaaten zu gewährleisten, dass die innerstaatlichen 
Haushaltsverfahren sie in die Lage versetzen, die finanz- 
wirtschaftlichen Stabilitätsverpflichtungen zu erfüllen. 
Diese Verpflichtung trifft Deutschland als Gesamtstaat. 
Demzufolge haben sich die Finanzierungsdefizite bei 
Bund, Ländern sowie bei den Sozialversicherungssyste- 
men an den Europäischen Stabilitätsvorgaben auszu- 
richten. Damit bleibt auch nach der Lockerung des Sta- 
bilitäts- und Wachstumspaktes die umfangreiche 
Konsolidierung der öffentlichen Finanzen eine gemein- 
same Aufgabe aller staatlichen Ebenen sowie der So- 
zialversicherungsträger. 

2.8.2 Innerstaatliche Regelungen zur 
Haushaltsdisziplin 

Die zum 1. Juli 2002 in Kraft getretene Regelung des 
§ 51a Haushaltsgrundsätzegesetz sieht ein Verfahren zur 
innerstaatlichen Umsetznng der Vorgaben des Euro- 
päischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes vor. Hier- 
nach streben Bund und Länder eine Rückführung der 
Nettoneuverschuldung mit dem Ziel ausgeglichener 
Haushalte an. Der Finanzplanungsrat erhält die Aufgabe, 
durch Empfehlungen zur Haushaltsdisziplin - insbeson- 
dere zu einer gemeinsamen Ausgabenlinie - darauf hin- 
zuwirken, dass die Bestimmungen des Europäischen Sta- 
bilitäts- und Wachstumspaktes von Bund und Ländern 
umgesetzt werden. Halten die Gebietskörperschaften die 
Stabilitätsvorgaben nicht ein, gibt der Finanzplanungsrat 
Empfehlungen zur Wiederherstellung der Haushaltsdis- 
ziplin. 

In den letzten Sitzungen des Finanzplanungsrates ha- 
ben sich Bund, Länder und Gemeinden wiederholt zu ih- 
rer gemeinsamen Verantwortung für die Einhaltung des 
Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes bekannt 
und eine Rückführung des gesamtstaatlichen Defizits auf 
unter 3 % des Bruttoinlandsproduktes angekündigt. Zu- 
grunde gelegt wird dabei eine Aufteilung des nach den 


Vgl. die Berichte des Wirtschafts- und Finanzausschusses des 
Europäischen Parlaments vom 26.05.2005 (A6-0 158/2005 endg.), 
S. 10 und vom 27.05.2005 (A6-0168/2005 endg.), S. 13. 

Auch die Deutsche Bundesbank sieht in den vorgeschlagenen Än- 
derungen eine ernste Schwächung des Paktes mit der Gefahr, dass 
sich die Haushaltsdisziplin in den Mitgliedstaaten weiter lockert und 
sich die Haushaltsungleichgewichte eher noch vergrößern, vgl. Mo- 
natsbericht April 2005; S. 15-21. 


EU-Kriterien maximal zulässigen Staatsdefizits im Ver- 
hältnis von 45 % für den Bund (einschließlich Sonder- 
vermögen und Sozialversicherungen) und von 55 % für 
die Länder und Gemeinden^'. Im Rahmen der Konso- 
lidierungsstrategie soll das Wachstum der Ausgaben in 
den Haushalten von Bund und Ländern auf 1 % im 
Jahresdurchschnitt begrenzt werden. An der Zielsetzung 
eines ausgeglichenen Staatshaushalts wird festgehalten. 

Ob die relativ allgemein gehaltenen Absichtserklärungen 
zur Haushaltskonsolidierung ausreichen, um die Einhal- 
tung der Haushaltsdisziplin von Bund und Ländern und 
die Rückführung der gesamtstaatlichen Defizitquote zu 
gewährleisten, erscheint fraglich. Zudem trägt die Verein- 
barung hinsichtlich der Defizitaufteilung zwischen den 
Gebietskörperschaften der tatsächlichen Finanzlage des 
Bundes nicht angemessen Rechnung. Wie schon in den 
früheren Haushaltsjahren entfiel auch im Jahre 2004 auf 
den Bund (einschließlich der Sozialversicherungen) wie- 
der deutlich mehr als die Hälfte des ermittelten Staats- 
defizits von rund 80 Mrd. Euro. Dieses Verhältnis dürfte 
sich in den nächsten Jahren kaum zugunsten des Bundes 
ändern. 

Der Bundesrechnungshof hat wiederholt auf die Nach- 
teile dieser Aufteilungsregelung hingewiesen und u. a. 
empfohlen, die ungünstigere Finanzlage des Bundes, die 
deutlich niedrigeren Deckungsquoten im Bundeshaus- 
halt sowie die höhere konjunkturelle Abhängigkeit des 
Bundeshaushalts bei der Aufteilung des Rahmens für das 
gesamtstaatliche Defizit stärker zu berücksichtigen^^ 
Das Bundesministerium hat ebenfalls eine Änderung der 
Defizitaufteilung gefordert, sich aufgrund des Widerstan- 
des der Länderseite jedoch bislang nicht durchsetzen 
können. 

Auch bei den Regelungen zur innerstaatlichen Umset- 
zung des Europäischen Stabilitätspaktes wurden keine 
Fortschritte erzielt. Nach dem vorläufigen Scheitern der 
Arbeiten der Verfassungskommission zur Modernisierung 
der bundesstaatlichen Ordnung sind nach wie vor wesent- 
liche Punkte nicht geklärt: 

• Die Empfehlungen des Finanzplanungsrats sind nicht 
sanktionsbewehrt. Zudem fehlt es an einem „Früh- 
warnsystem“ zur frühzeitigen Erkennung von Haus- 
haltskrisen sowie an verbindlichen Vorgaben zur Ein- 
haltung bzw. Wiedererlangung stabilitätskonformer 
Haushalte^^. Die Länder haben unter Hinweis auf Ar- 
tikel 109 Abs. 1 Grundgesetz bislang entsprechende 
Regelungen abgelehnt. 


Vgl. Beschluss des Finanzplanungsrates vom 21.03.2002 Nr. 5. 

So auch Deutsche Bundesbank: Defizitbegrenzende Haushalts- 
regeln und nationaler Stabilitätspakt in Deutschland, in; Monats- 
bericht April 2005, S. 36. 

Vgl. Haushaltskrisen im Bundesstaat - Gutachten des Wissenschaft- 
lichen Beirats beim Bundesministerium der Finanzen, Band 78, 
April 2005. 
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• Es ist nicht festgelegt, wie mögliche Sanktionszah- 
lungen an die Europäische Union bei gemeinsamer 
Verantwortung auf Bund und Länder konkret aufzu- 
teilen wären. Da solche finanziellen EU-Sanktionen 
im Außenverhältnis ausschließlich den Bund treffen, 
hätte nach geltender Rechtslage der Bund auch für 
von den Ländern verursachte EU-Sanktionen einzu- 
stehen. 

• Offen ist schließlich, wie der auf die Länder entfal- 
lende Rahmen für das maximal zulässige Defizit auf 
die einzelnen Länder zu verteilen ist und - daran 
anknüpfend - wie mögliche Sanktionszahlungen auf 
die einzelnen Länder aufzuteilen wären. 

Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die gemeinschafts- 
rechtlichen Stabilitätskriterien umfassend durch inner- 
staatliche Verfahren umzusetzen (vgl. Nr. 2.8.1). Noch of- 
fene Regelungslücken sollten daher schnellstmöglich 
geschlossen werden. Ungeachtet der vorgesehenen Lo- 
ckerungen des Europäischen Stabilitäts- und Wachstums- 
paktes hält es der Bundesrechnungshof vor dem Hinter- 
grund des Fortbestehens des Defizitverfahrens gegen 
Deutschland für dringend erforderlich, innersfaatliche 
Sanktionen für die Nichteinhaltung von Empfehlungen 
des Finanzplanungsrates einzuführen, mögliche Verschul- 
dungsquofen der einzelnen Länder verbindlich zu klären 
und die Aufteilung evtl. Sanktionen der Europäischen 
Union auf Bund und Länder zu regeln. Darüber hinaus 
sollte versucht werden, die Aufteilung des maximal zu- 
lässigen Staatsdefizits auf Bund und Länder so an- 
zupassen, dass der starken Belastung des Bundes bei 
schwacher wirtschaftlicher Entwicklung Rechnung getra- 
gen wird. 

Der Rechnungsprüfungsausschuss des Haushaltsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages hat in den letzten 
Jahren wiederholt eine konsequentere Umsetzung der 
europäischen Stabilitätsregelungen auf nationaler Ebene 
gefordert. Auch im Rahmen seiner Beschlussfassung zu 
den Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 2004 hat 


es der Rechnungsprüfungsausschuss für dringend erfor- 
derlich gehalten, dass Bund und Länder sich zeitnah über 
konkrete Schritte zur Einhaltung der Vorgaben des Euro- 
päischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes verständigen. 
Angesichts dieses klaren parlamentarischen Votums 
sollte das Bundesministerium einen erneuten Vorstoß zur 
Beseitigung der bestehenden Regelungslücken unterneh- 
men. 

Das Bundesministerium hat darauf hingewiesen, dass 
im Rahmen der Beratungen der Bundesstaatskommis- 
sion weitgehendes Einvernehmen über eine Neurege- 
lung zur Aufteilung eventueller EU-Sanktionen auf- 
grund übermäßiger Haushaltsdefizite bestanden hat. 
Danach sollen die Sanktionen zwischen Bund und Län- 
dern im Verhältnis 65 % zu 35 % aufgeteilt werden. 
Zwischen den Ländern soll die Verteilung zu 65 % ver- 
ursacherbezogen (Höhe der Neuverschuldung) sowie zu 
35 % solidarisch (Höhe der Einwohnerzahl) erfolgen. 
Aus Sicht des Bundesministeriums ist es wahrscheinlich, 
dass die Arbeiten zur Modernisierung der bundesstaat- 
lichen Ordnung fortgesetzt werden. Vor diesem Hinter- 
grund hält das Bundesministerium parallele Gespräche 
mit den Ländern über diesen Themenkomplex derzeit 
nicht für sinnvoll. 

Der Bundesrechnungshof sfimmf mit dem Bundesminis- 
terium überein, dass bei einer Wiederaufnahme der Bera- 
tungen der Bundesstaatskommission angesichts der be- 
reits geleisteten Vorarbeiten die Fragen zur Ausgestaltung 
eines Nationalen Stabilitätspaktes dort weiter behandelt 
und geklärt werden sollten. Mit Blick auf den dringenden 
Handlungsbedarf in vielen Bereichen des föderalen Zu- 
sammenwirkens (vgl. dazu auch Bemerkung Nr. 3) er- 
wartet der Bundesrechnungshof, dass die Arbeiten zur 
Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung fortge- 
setzt werden und - nicht nur hinsichtlich der Wahrung ei- 
ner gemeinsamen Haushaltsdisziplin - bald konkrete Vor- 
schläge zur Verbesserung des Zusammenarbeit von Bund 
und Ländern vorgelegt werden. 


3 Föderale Aufgaben- und Finanzverteilung neu gestalten 


3.0 

Die starke Verflechtung der Aufgaben- und Finanzver- 
teilung zwischen Bund und Ländern hat mit ihren kom- 
plexen Verfahren, ihren widerstreitenden Interessen bei 
gleichzeitiger gegenseitiger Abhängigkeit und ihren im 
Ergebnis nicht klar zurechenbaren Verantwortlichkeiten 
zu unwirtschaftlichem staatlichen Handeln geführt. Auch 
aufgrund der anhaltend besorgniserregenden finanzwirt- 


schaftlichen Entwicklung des Bundes und der Länder 
besteht weiterhin dringender Handlungsbedarf. Die Neu- 
gestaltung der föderalen Aufgaben- und Finanzvertei- 
lung bleibt auch nach dem Scheitern der Verhandlungen 
in der Bundesstaatskommission ein vorrangiges Ziel. Bei 
den künftigen Bemühungen um eine Reform der födera- 
tiven Grundbestimmungen wird es insbesondere darauf 
ankommen, stärker als bisher Aufgabe, Kompetenz und 
finanzielle Verantwortung zusammenzuführen. 
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3.1 Verflechtung 

Die staatliche Aufgaben- und Finanzverteilung in 
Deutschland ist geprägt durch ihre starke Verflechtung 
von Bund und Ländern. Hinzu tritt die Europäische 
Union als dritte Ebene, die heute nahezu alle Bereiche 
staatlichen Handelns mitbestimmt. 

ln der Staatspraxis hat diese Verflechtung zu einer 

• Vielzahl an Verantwortlichkeiten, 

• unklaren Aufgabenteilungen, 

• komplizierten Entscheidungs- und Verwaltungsverfah- 
ren und 

• zu einem unwirtschaftlichen Ressourceneinsatz ge- 
führt. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat haben deshalb 
im Oktober 2003 eine gemeinsame Kommission zur 
Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung (Bundes- 
staatskommission) eingesetzt. Die Bundesstaatskommis- 
sion sollte Vorschläge ausarbeiten mit dem Ziel, die Hand- 
lungs- und Entscheidungs fähigkeit von Bund und Ländern 
zu verbessern, die politischen Verantwortlichkeiten deutli- 
cher zuzuordnen sowie die Zweckmäßigkeit und Effizienz 
der Aufgabenerfüllung zu steigern (vgl. Bundestagsdruck- 
sache 15/1685; Bundesratsdrucksache 750/03). Die Bun- 
desstaatskommission konnte sich nicht auf gemeinsame 
Vorschläge verständigen und hat ihre Arbeiten am 
17. Dezember 2004 beendet. 

Vor diesem Hintergrund nimmt der Bundesrechnungshof 
seine diesjährigen Bemerkungen zum Anlass, über ausge- 
wählte Prüfungsfeststellungen und Empfehlungen in die- 
sem Bereich zusammenfassend zu berichten. 

3.2 Föderative Schwachstellen 

Schwachstellen in der föderativen Aufgaben- und Fi- 
nanzverteilung sind nach den Feststellungen des Bundes- 
rechnungshofes sowie des Bundesbeauftragten für Wirt- 
schafllichkeif in der Verwaltung (Bundesbeauftragter) 
insbesondere bei der Erhebung und Verwaltung von Ge- 
meinschaftsteuem, bei der Mischfinanzierung, im öffent- 
lichen Personennahverkehr sowie bei Bau und Verwal- 
tung von Straßen zutage getreten. 

3.2.1 Vollzug der Steuergesetze 

3.2.1.1 

Der Bundesrechnungshof sieht die vollständige und 
rechtzeitige Erhebung der Steuereinnahmen des Bundes 
sowie die Einheitlichkeit und Gleichmäßigkeit der Be- 
steuerung in Deutschland beeinträchtigt. Er spricht sich 
deshalb dafür aus, die Verwaltungskompefenz bei den 
Gemeinschafisfeuem im Rahmen einer Grundgesetzände- 
rung von den Ländern auf den Bund zu übertragen. 


3.2.1. 2 

Der Bundesrechnungshof hat in einer bundesweit ange- 
legten Prüfung die derzeitige Lage der Steuerverwaltung 
untersucht und hierüber im Oktober 2004 dem Bundes- 
ministerium der Finanzen (Bundesministerium) berichtet. 
Im Rahmen dieser Prüfung hat er auch Mängel festge- 
stellt, die ihre Ursache im föderalen Steuersystem haben. 
Schon in den Jahren zuvor hatte der Bundesrechnungshof 
in mehreren Prüfungen Schwachstellen bei der Verwal- 
tung von Gemeinschaftsteuem benannt. 

Die aufkommenstarken Gemeinschaftsteuem (Einkom- 
men-, Körperschaft- und Umsatzsteuer) teilen sich Bund, 
Länder und teilweise auch die Gemeinden. Die Länder 
verwalten diese Steuern im Auftrag des Bundes, d. h. sie 
sind zuständig für die Fesfsefzung und den Einzug der 
Sfeuem bei den Sfeuerpfiichtigen. Welche Maßnahmen 
sie hierzu im Rahmen ihrer Verwaltungshoheit ergreifen, 
ist grandsätzlich Sache des einzelnen Landes. Nach dem 
Grandgesetz führt der Bund die Aufsicht über den Voll- 
zug der Gesetze durch die Länder. Er kann hierzu Wei- 
sungen an die Länder erlassen. Die Bundesaufsicht er- 
streckt sich auf Gesetzmäßigkeit und Zweckmäßigkeit 
der Ausführung der Gesefze. 

Über den Umfang der Befugnisse des Bundesminisfe- 
riums, den obersfen Finanzbehörden der Länder Weisun- 
gen erteilen zu können, bestehen zwischen dem Bundes- 
ministerium, dem Bundesrechnungshof und den Ländern 
jedoch unterschiedliche Auffassungen. Auch haben sich 
in der Verwaltungspraxis der Länder im Laufe der Zeit 
die Aufbau- und Ablauforganisationen, die Personal- 
Strukturen und der Grad der Automation beim Vollzug 
der Gemeinschaftsteuem unterschiedlich entwickelt, ob- 
wohl Bund und Länder die Verwaltungsauffassung über 
den Gesetzesvollzug regelmäßig und mit großem Auf- 
wand in derzeit rund 50 Bund-Länder-Gremien abstim- 
men. 

3.2.1.3 

Nach den Feststellungen des Bundesrechnungshofes ha- 
ben diese föderativen Rahmenbedingungen u. a. zu fol- 
genden Schwachstellen beim Steuervollzug geführt: 

• Unterschiedliche Bearbeitungsstandards in den Län- 
dern führen bei der Sfeuerveranlagung zu einer un- 
gleichmäßigen Besfeuerang in Deufschland. 

• Der Personaleinsatz in den Ländern ist insbesondere in 
den Prüfdiensten sehr unterschiedlich. Der Prüfungs- 
turnus bei der Betriebsprüfung und die Prüfungsquote 
bei der Umsatzsteuer-Sonderprüfung unterscheiden 
sich deshalb von Land zu Land erheblich. Die Gleich- 
mäßigkeit der Besteuerung ist nicht mehr gewährleis- 
tet. 
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• Obgleich Bund und Länder seit über 13 Jahren versu- 
chen, eine gemeinsame Steuerverwaltungssoftware 
(FISCUS) einzuführen, ist dies bis heute nicht gelun- 
gen. Ein länderübergreifender Zugriff der Steuerver- 
waltungen auf Steuerdaten ist deshalb nicht möglich. 
Dies führt zu erheblichen Auswirkungen auf die Be- 
kämpfung von Steuerbetrug bei länderübergreifenden 
Sachverhalten. 

• Die Komplexität der Steuergesetze und die begrenzten 
Ressourcen der Steuerverwaltungen machen den Ein- 
satz von Risikomanagementsystemen notwendig, um 
IT-gestützt risikoträchtige und damit prüfungswür- 
dige Veranlagungsfälle herauszufiltem. Die Enfwick- 
lung und der Einsafz bundeseinheitlicher Risikoma- 
nagementsysteme werden durch die föderale Struktur 
jedoch erschwert. So haben einige Länder bereits ei- 
genständige, sich unterscheidende Systeme entwi- 
ckelt und zum Teil auch eingesetzt. Außerdem neigen 
die Länder dazu, ihre Systeme nach dem vorhandenen 
Personal auszurichten und weniger nach dem Risiko- 
potenzial der Steuerfälle. Der Bundesrechnungshof 
befürchtet deshalb, dass sich Bund und Länder nur 
schwer auf ein bundeseinheitliches System werden 
einigen können. Der Grundsatz einer gleichmäßigen 
Besteuerung in Deutschland ist auch insoweit gefähr- 
det. 

• Der Zusammenarbeit von Bund und Ländern bei der 
Auftragsverwaltung der Steuern sind Grenzen gesetzt 
durch die Eigeninteressen der Länder. Diese stehen 
den Bundesinteressen entgegen und sind u. a. be- 
stimmt durch das Bestreben der Länder, die landesei- 
gene Wirtschaft mit Hilfe der Besteuerung zu fördern 
und durch ihre Pflicht, den personellen und sachlichen 
Aufwand der Auftragsverwaltung der Steuern zu tra- 
gen. Darüber hinaus veranlasst der Länderfinanzaus- 
gleich sowohl Geber- als auch Nehmerländer, die je- 
weils eigene Steuerkraft zu schonen. 

3.2.1. 4 

Die beispielhaft aufgezeigten Mängel haben ihre Ursa- 
chen insbesondere in den Bereichen Organisation ein- 
schließlich Informationstechnik und Personal. Da der 
Aufsicht des Bundes über die Länder insoweit rechtlich, 
aber auch tatsächlich enge Grenzen gesetzt sind, erscheint 
dem Bundesrechnungshof eine grundsätzliche Reform 
der Ertrags- und Verwaltungshoheit für die Gemein- 
schaflsfeuem vordringlich. Der Bundesrechnungshof 
untersfützt aus diesen Gründen den Vorschlag des Bun- 
desminisferiums, die Verwaltungskompefenz bei den Ge- 
meinschaffsteuem im Rahmen einer Grundgesetzände- 
rung von den Ländern auf den Bund zu übertragen. Da 
die Personal- und Sachkosten für diese Bundessfeuerver- 
waltung dann vom Bund übernommen werden, müsste 
die Verteilung der Steuereinnahmen auf Bund, Länder 
und Gemeinden neu festgelegt werden. 


3.2.2 Mischfinanzierungen 

3.2.2.1 

Der Bundesbeauftragte hat empfohlen, die gemeinsame 
Finanzierung staatlicher Aufgaben durch Bund und Län- 
der nach Artikel 91a, 91b und 104a Abs. 4 Grundgesetz 
kritisch zu überdenken. Ziel soll sein, das bisherige Sys- 
tem der Mischfinanzierung aufzugeben, jedenfalls aber 
zu entflechten. 

3.2.2.2 

Bei den Gemeinschaftsaufgaben (Artikel 91a und b 
Grundgesetz) wirkt der Bund bei der Erfüllung der Auf- 
gaben der Länder in den Bereichen Hochschulbau, regio- 
nale Wirtschaffsstruktur, Agrarstruktur und Küstenschutz, 
Bildungsplanung und Förderung der wissenschaftlichen 
Forschung von überregionaler Bedeutung mit und trägt 
einen Teil der Ausgaben. Finanzhilfen (Artikel 104a 
Abs. 4 Grundgesetz) gewährt der Bund den Ländern ins- 
besondere für die Förderung des Wohnungs- und Städte- 
baus. Die Finanzierung einer Aufgabe durch Bund und 
Länder (Mischfinanzierung) weicht von den allgemeinen 
Verfassungsgrundsätzen einer getrennten Aufgabenwahr- 
nehmung und der jeweils gesonderten Finanzierungszu- 
ständigkeit von Bund und Ländern ab. 

3.2.2.3 

Auf der Grundlage von Querschnittsprüfungen des Bun- 
desrechnungshofes begründet der Bundesbeauftragte 
seine Empfehlung mit den gewichtigen Problemen dieser 
Finanzierungsform in der Praxis. Mischfinanzierungen 
stellen sich aus seiner Sicht als verhältnismäßig starre und 
dauerhafte Mitfinanzierungen des Bundes für Aufgaben 
der Länder dar. Den Verfahren fehle es durchweg an Fle- 
xibilifät, um auf unterschiedliche Bedarfslagen (und de- 
ren Wegfall) angemessen reagieren zu können. So folg- 
ten die Mittelansätze des Bundes lediglich den 
allgemeinen haushaltspolitischen Zielsetzungen im Rah- 
men seiner Eckwerte zur Haushalts- und Finanzplanung. 
Sachliche Gesichtspunkte, z. B. hochschulstrategische 
Aspekte bei der Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau, 
spielten dagegen kaum eine Rolle. Zudem richte sich die 
Aufteilung auf die Länder nach relativ konstanten Vertei- 
lungsschlüsseln. Insgesamt sieht der Bundesbeauftragte 
das Bild geprägt von vielen Beteiligten bei Bund und 
Ländern ohne eindeutig zurechenbare Verantwortlichkei- 
ten sowie ein Geflecht gegenseitiger Abhängigkeiten und 
Subventionswettläufe . 

3.2.2.4 

Der Bundesbeauftragte hat deshalb empfohlen, die 
Mischfinanzierungen grundsätzlich zu überdenken und an 
deren Stelle entweder eine Umverteilung des Steuerauf- 
kommens nach Artikel 106 Grundgesetz und/oder Anpas- 
sungen des allgemeinen Finanzausgleichs nach Arti- 
kel 107 Grundgesetz zu erwägen. Eine Rückkehr zur Re- 
gelfinanzierung von Länderaufgaben über Artikel 106 
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und 107 Grundgesetz, d. h. über eine aufgabenangemes- 
sene Finanzausstattung aller Gebietskörperschaften durch 
Beteiligung am Steueraufkommen, führt nach seiner Auf- 
fassung bei allen Beteiligten in Bund und Ländern zu 
einem besseren Ressourceneinsatz und stärkt die Eigen- 
verantwortung der Länder. Ziel müsse sein, dass die Auf- 
gaben möglichst einfach, transparent und frei von wenig 
wirksamen Vorgaben sowie unnötigen Abstimmungs- 
und Lenkungsverfahren erledigt werden könnten. 

3.2.2.5 

Auch die Bundesregierung hat sich in der Bundesstaats- 
kommission für eine Reduzierung und Flexibilisierung 
von Mischfinanzierungen ausgesprochen (z. B. Abschaf- 
fung der Gemeinschaftsaufgabe „Hochschulbau“ sowie 
der Finanzhilfen zur „sozialen WohnraumfÖrderung“ und 
zur „Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemein- 
den“). Wie aus der Stellungnahme des Bundesministe- 
riums weiter hervorgeht, sieht sie für andere Bereiche je- 
doch weiterhin Bedarf für eine Mischfinanzierung. So 
verweist das Bundesministerium für die beiden Gemein- 
schaflsaufgaben „Agrarstruktur und Küstenschutz“ sowie 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ insbe- 
sondere auf die Koordinierungsfunktion der Gemein- 
schaflsaufgabe in diesen Bereichen. Eine Koordinierung 
durch den Bund sei insbesondere notwendig, um die 
Durchsetzung deutscher Interessen bei der weitgehend 
harmonisierten Agrarpolitik in der EU sicherzustellen 
und Subventionswettläufe bei der regionalen Wirtschafts- 
förderung zu verhindern. 

3.2.2.6 

Der Bundesbeauffragte und der Bundesrechnungshof 
werfen es als positives Signal, dass die Bundesregierung 
(und das Bundesminisferium) die grundsäfzliche Reform- 
bedürftigkeif des Sysfems der Mischfinanzierungen aner- 
kennen. Sie sehen insoweif Übereinstimmung in dem 
Ziel, Sfrukturunferschiede flexibel, einfach und unfer 
besfmöglichem Einsafz der vorhandenen Ressourcen zu 
beseifigen und die Länder entsprechend ihrer jeweiligen 
Leistungsfähigkeit in ihrer Eigenverantwortung zu stär- 
ken. Sie verkennen dabei nicht, dass aufgrund der weitge- 
henden Vergemeinschaftung der Agrar-, Beihilfen- und 
Regionalpolitik eine wirksame Koordinierung und Ein- 
bringung deutscher Interessen in die EU von wesentlicher 
Bedeutung ist. Eine wirksame Bund-Länder-Koordinie- 
mng setzt aus Sicht des Bundesbeauftragten und des Bun- 
desrechnungshofes jedoch nicht zwingend eine Mitfinan- 
zierung dieser Politikbereiche durch den Bund voraus. 
Dies zeigen andere Bereiche der Bund-Länder-Koordi- 
nierung in EU- Angelegenheiten, wie z. B. bei den EU- 
Agrarmarktausgaben. 

3.2.3 Kommunaler Straßenbau und öffentlicher 
Personennahverkehr 

3.2.3.1 

Weitere Probleme der föderativen Verflechtung, die letzt- 
lich nur durch einen Neuschnitt der Finanzierungsverant- 


wortung zwischen Bund und Ländern vermieden werden 
können, sind auch im Bereich des kommunalen Straßen- 
baus und öffentlichen Personennahverkehrs zutage getre- 
ten. 

3.2.3.2 

Der Bund gewährt für den kommunalen Sfraßenbau und 
den öffenflichen Personennahverkehr (ÖPNV) Finanzhil- 
fen in Höhe von jährlich rund 1,3 Mrd. Euro auf der 
Grundlage des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesefzes 
(GVFG). Kommunen und Träger des ÖPNV haben diese 
Mittel in der Vergangenheit häufig für Zwecke eingesefzf, 
die mif den Zielen des GVFG nichf vereinbar sind. Die 
Landesrechnungshöfe hatten wiederholt festgestellt, dass 
Kommunen und Träger des ÖPNV bei der Auswahl so- 
wie der Ausführung von Maßnahmen unwirtschaftlich 
handeln und gegen die Zweckbindung des GVFG versto- 
ßen. Der Bundesrechnungshof führt diese Mängel vor al- 
lem auf das aufwendige Verwaltungsverfahren der 
GVFG-Finanzierung, mangelnde Eigenverantwortung 
der Beteiligten sowie fehlende Erfolgskontrollen zurück. 
Zudem hat er beanstandet, dass der Bund bisher keine 
Rechtsgrundlage durchgesetzt hat, die ihm eine Rückfor- 
derung zweckwidrig verwendeter GVFG-Mittel ermög- 
licht. 

Der Bundesrechnungshof hat deshalb in seinem Bericht 
vom 2. November 2004 empfohlen, die nach dem GVFG 
vom Bund an die Länder gewährten Finanzhilfen in die 
Überlegungen zur Neugestaltung der Finanzbeziehungen 
einzubeziehen und die Mischfinanzierung in diesem Be- 
reich zu beenden. 

3.2.4 Fernstraßen 

3.2.4.1 

Der Bundesbeauftragte hat sich in seinem Gutachten vom 
11. Oktober 2004 zur Neuordnung der Verwaltung im 
Bundesfemstraßenbau dafür ausgesprochen, die im 
Grundgesefz fesfgelegten Aufgaben in diesem Bereich 
neu zu verteilen. Der Bund soll sich auf Bau und Betrieb 
der Bundesautobahnen beschränken. Die Länder sollen 
die bisherigen Bundesstraßen übernehmen. 

3.2.4.2 

Die Länder bauen und verwalten die Bundesautobahnen 
und die Bundesstraßen im Auftrag des Bundes, der dafür 
keine eigene Straßenbauverwaltung vorhält. Bei der 
Gründung der Bundesrepublik Deutschland dienten ne- 
ben dem damals noch lückenhaften Autobahnnetz die 
Bundesstraßen dem Fernverkehr. Die Länge des Auto- 
bahnnetzes hat sich seit dem Jahre 1950 versechsfacht 
und damit weitgehend die Fernverkehrs fünktion über- 
nommen. Dagegen erfüllen die Bundesstraßen heute in 
erster Linie regionale Verkehrsfunktionen und sind für die 
Femverkehrsaufgabe des Bundes nicht mehr von Bedeu- 
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tung. Zudem gestaltet sich die überkommene Aufgaben- 
verteilung im Femstraßenbau wegen der unterschiedli- 
chen Interessen von Bund und Ländern zunehmend 
problematischer. Die Länder verfolgen insbesondere mit 
dem Bau von Ortsumgehungen im Zuge von Bundesstra- 
ßen vorrangig regionale und landespolitische Ziele auf 
Kosten des Bundes. 

3.2.4.3 

Der Bundesbeauftragte schlägt daher vor, die Verwaltung 
der Autobahnen und Bundesstraßen neu zu ordnen. Der 
Bund sollte sich auf die Zuständigkeit für die Bundes- 
autobahnen in eigener Verwaltung beschränken, die Län- 
der sollten die bisherigen Bundesstraßen mit einer Länge 
von rund 41 000 km übernehmen und dafür einen ange- 
messenen Finanzausgleich erhalten. Dieser könne sich an 
den für Bau, Betrieb und Unterhaltung erforderlichen 
Ausgaben des Bundes für die Bundesstraßen orientieren 
und nach Auffassung des Bundesbeauftragten den Län- 
dern nicht-zweckgebunden zur Verfügung gestellt wer- 
den. Die Länder müssten sich dann künftig stärker recht- 
fertigen, wenn sie selbstständig entscheiden könnten, ob 
sie Finanzmittel für den Straßenbau oder für andere sinn- 
volle Zwecke (im Verkehrsbereich oder anderen Politik- 
feldem) einsefzen. Dies könne zu einer Effizienzsfeige- 
rung beitragen und eine sachgerechte Aufgabenteilung 
zwischen Bundes- und Landesaufgaben ermöglichen. Die 
Zusammenführung von Aufgabe, Verantwortung und 
Kompetenz würde zu Entbürokratisierung, Transparenz- 
und Effizienzsteigerung führen. 

3.2.4.4 

Das Bundesminisferium für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen hat in seiner Stellungnahme den Vorschlag 
des Bundesbeauftragten als einen möglichen Weg gese- 
hen, der weiter verfolgt werden könnte. Allerdings hat es 
die festgestellten Schwachstellen lediglich auf eine Voll- 
zugsschwäche bei der Auftragsverwaltung zurückgeführt, 
die ohne einen Systemwechsel zu beheben seien (vgl. Be- 
merkung Nr. 66). 

Grundsätzlich anerkannt hat das Bundesministerium die 
Vorteile der empfohlenen Neuordnung. Sie liegen aus 
seiner Sicht darin begründet, dass die Verantwortlich- 
keiten zwischen Bund und Ländern klarer verteilt, 
Effizienzgewinne in der Mittelverwendung ermöglicht 
und Sonderinteressen der Länder im Bundesfemstraßen- 
bau zurückgedrängt werden. Allerdings sieht es in der 
Ausgestaltung des finanziellen Ausgleichs an die Län- 
der Schwierigkeiten. Einerseits verschlechtere sich bei 
einer nicht-zweckgebundenen Zuweisung der Mittel 
die Ausgabenstruktur des Bundeshaushalts weiter. 
Diesen Gesichtspunkt gelte es auch bei den Empfehlun- 
gen des Bundesrechnungshofes zum GVFG (vgl. vo- 
ranstehend Nr. 2.3) zu berücksichtigen. Andererseits 
bestehe bei einer zweckgebundenen, investiven Zuwei- 
sung das Risiko, dass sich bei der Ermittlung des den 


Ländern zu gewährenden Ausgleichs eine „Betonie- 
rung“ von übermäßigen Ausgabepositionen ergebe und 
damit der Haushaltsgesetzgeber Steuerungsmöglichkei- 
ten verliere. 

3.2.4.5 

Der Bundesbeauftragte und der Bundesrechnungshof 
begrüßen, dass das Bundesministerium die Vorteile der 
empfohlenen Neuregelung anerkennt. Hinsichtlich der 
vom Bundesministerium vorgetragenen Bedenken bezüg- 
lich Höhe und Form des finanziellen Ausgleichs an die 
Länder teilen sie seine Auffassung, dass eine „Beto- 
nierung“ von Ausgabepositionen und ein übermäßiger 
Ausgleich vermieden werden müssen. Letztendlich liegt 
gerade hierin die politische Verantwortung der am Ent- 
scheidungsprozess Beteiligten in Bund und Ländern, zu 
einem vernünftigen und angemessenen Interessenaus- 
gleich zu gelangen. Dass sich bei einem nicht-zweck- 
gebundenen Ausgleich an die Länder die Ausgabenstruk- 
tur des Bundeshaushalts weiter verschlechtert, ist dabei 
eine Folge, deren tieferliegende Ursachen aber nicht 
durch einen Verzicht auf die notwendige Neuordnung des 
Femstraßenbereichs, sondern nur durch grundlegende 
Schritte zur Gesundung der finanzwirtschaftlichen Ent- 
wicklung des Bundes (vgl. Bemerkung Nr. 2) zu beseiti- 
gen sind. 

3.3 Entflechtung 

Der Bundesrechnungshof und der Bundesbeauftragte be- 
trachten vor dem Hintergrund ihrer beispielhaft genann- 
ten Prüfungs- und Beratungserkenntnisse die Neugestal- 
tung der föderalen Aufgaben- und Finanzverfeilung auch 
nach dem Scheitern der Verhandlungen in der Bundes- 
staatskommission als ein vordringliches Ziel. Sie verken- 
nen dabei nicht, dass die notwendige Anpassung des fö- 
derativen Systems an die veränderten Bedingungen 
staatlichen Handelns und Wirtschaftens für den Verfas- 
sungsgesefzgeber eine Herausforderung darsfellt, die auf- 
grund der erforderlichen Zwei-Drittel-Mehrheit im Deut- 
schen Bundestag und im Bundesrat nur durch den 
gemeinsamen Willen und die gemeinsame Anstrengung 
aller Beteiligten zu meistern ist. Der Verfassungsgesetz- 
geber und damit die Politik müssen entscheiden, ob und 
welche Kompetenzen und Verpflichtungen (Rechtset- 
zung, Vollzug, Finanzierung) dem Bund und/oder den 
Ländern zu übertragen sind. 

Aufgabe des Bundesrechnungshofes und des Bundes- 
beauftragten kann es deshalb nicht sein, umfassende 
Vorschläge für eine Föderalismusreform zu machen. 
Gleichwohl obliegt es ihnen in ihrer Funktion als Bera- 
ter des Verfassungsgesetzgebers (Bundestag und Bun- 
desrat) darauf hinzuweisen, dass nach ihrer Auffassung 
die derzeitige Aufgaben- und Finanzverteilung mit ihren 
komplexen Verfahren, ihren widerstreitenden Interessen 
bei gleichzeitiger gegenseitiger Abhängigkeit und ihren 
im Ergebnis nicht klar zurechenbaren Verantwortlich- 
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keiten zu unwirtschaftlichem staatlichen Handeln führt. 
Auch aufgrund der anhaltend besorgniserregenden finanz- 
wirtschaftlichen Entwicklung des Bundes (vgl. Bemer- 
kung Nr. 2) sowie der Länder besteht dringender Hand- 
lungsbedarf Der Bundesrechnungshof sieht hierdurch 
letztendlich auch die Grundsätze der Selbstständigkeit 
und Unabhängigkeit der Haushaltswirtschaft von Bund 
und Ländern sowie deren Eigenstaatlichkeit beeinträch- 
tigt. Denn die beispielhaft beschriebenen Verflechtungen 
engen die jeweils eigenen Entscheidungsspielräume in 
beträchtlichem Maße ein. Sie laufen damit dem Ziel von 
Artikel 109 Abs. 1 Grundgesetz entgegen, Einfluss- 
nahme und Abhängigkeiten zwischen Bund und Län- 
dern zu vermeiden und so die Eigenverantwortlichkeit 
des jeweiligen Haushaltsträgers zu stärken. 


Aus Sicht des Bundesrechnungshofes und des Bundesbe- 
auftragten wird es bei den künftigen Bemühungen um 
eine Reform der föderativen Grundbestimmungen insbe- 
sondere darauf ankommen, stärker als bisher Aufgabe, 
Kompetenz und finanzielle Verantwortung zusammenzu- 
führen. Wo Einheitlichkeit gewünscht und geboten ist, 
kann dies - auch im Vollzugsbereich - auf der Ebene des 
Bundes sein; wo Unterschiedlichkeit gewünscht und 
möglich ist, kann dies auf der Ebene der Länder sein. 
Aufgabenzuteilung, Aufgabenerledigung und Aufgaben- 
finanzierung müssen Hand in Hand gehen. Dies bedeutet, 
dass alle Gebietskörperschaften durch Beteiligung am 
Steueraufkommen mit den Finanzen auszustatten sind, 
die sie für die Erfüllung der ihnen zugewiesenen Aufga- 
ben benötigen. 
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Teil II 

Feststellungen zur Haushalts- und Wirtschaftsführung 

Bundesministerium des Innern 

(Einzelplan 06) 


4 Unzureichender Einsatz Interner 

Revisionen in der Bundes- 
verwaltung 

4.0 

Die Interne Revision besitzt in den Behörden der Bundes- 
verwaltung noch nicht den notwendigen Stellenwert. Viel- 
fach wird sie in ihrer Funktion als Leitungsinstrument 
nicht verstanden. Dies sowie fehlerhafte Risikoanalysen 
der Behörden führen zu Mängeln bei Organisation, Ar- 
beitsplanung und Einsatz der Internen Revisionen. 

Der Bundesrechnungshof hat Empfehlungen formuliert, 
die dazu beitragen sollen, die Einrichtung Interner Revi- 
sionen und ihren nachhaltig wirksamen Einsatz zu för- 
dern. 

4.1 

Die Interne Revision ist ein Instrument der Behördenlei- 
tung zur Führung und Steuerung sowie zur Analyse und 
Kontrolle von Risiken. Sie unterstützt die Wahrnehmung 
der Dienst- und Fachaufsicht, trägt dem Transparenzge- 
bot Rechnung und fördert die „Verwaltungshygiene“. Sie 
prüft insbesondere auch Anwendung und Wirksamkeit 
der internen Kontroll- und Steuerungssysteme der Behör- 
den wie Vieraugenprinzip, Zeichnungsvorbehalte oder 
Controlling. Eine ihrer wichtigsten Funktionen liegt in 
der Prävention, da alle behördlichen Abläufe, Prozesse 
und Entscheidungen der Internen Revision zugänglich 
und somit „revisionsbedroht“ sind. 

Der Lenkungsausschuss Verwaltungsorganisation der 
Bundesregierung hatte im Jahre 1998 die Einrichtung In- 
terner Revisionen in der Bundesverwaltung befürwortet. 
Eine weitere Grundlage für ihren Aufbau stellt die Richt- 
linie der Bundesregierung zur Korruptionsprävention in 
der Bundesverwaltung dar. 

4.1.1 

Der Bundesrechnungshof prüfte querschnittlich Einsatz 
und Wirkungsweise Interner Revisionen in der Bundes- 
verwaltung. Er legte dabei eine aus seinen Erfahrungen, 
der behördlichen und betrieblichen Praxis sowie der wis- 
senschaftlichen Literatur abgeleitete Sollvorstellung zu- 
grunde: 

• Die Interne Revision soll der Behördenleitung als 
Führungs- und Steuerungsinstrument direkt zugeord- 


net sein. Die Leitung soll die Interne Revision so aus- 
gestalten, wie es ihrem spezifischen Informations-, 
Kontroll- und Steuerungsbedürfnis entspricht. Die 
Prüfungstätigkeit erstreckt sich grundsätzlich auf alle 
Bereiche einer Behörde. Insbesondere prüft die In- 
terne Revision die Betriebs- und Geschäftsabläufe, das 
Risikomanagement und das Interne Kontrollsystem. 
Darüber hinaus kann die Interne Revision Aufgaben 
der Korruptionsprävention übernehmen. Vorgesetzte 
Behörden sollen bei ihrer Dienst- und Fachaufsicht 
auch auf eine ordnungsgemäße und effektive Revi- 
sionsarbeit achten. 

• Notwendige Grundlage der Entscheidung über die 
Einrichtung und Arbeit einer Internen Revision ist 
eine Risikoanalyse. Darin erfasst und bewertet die Be- 
hörde die ihrer Arbeit innewohnenden Risiken hin- 
sichtlich der möglichen Schadenshöhe und ihrer Ein- 
trittswahrscheinlichkeit. Die so erkannten Risiken sind 
den bestehenden Elementen des Internen Kontrollsys- 
tems gegenüberzustellen, um daraus behördenspezi- 
fisch die Einsatzbereiche einer Internen Revision zu 
ermitteln. Das Ergebnis der Risikoanalyse ist zugleich 
Grundlage für deren Arbeitsplanung. 

• Für die Interne Revision ist ein jährlicher Arbeitsplan 
zu erstellen. Er sollte die durchzuführenden Prüfungen 
sowie eine Zeit- und Kapazitätsplanung enthalten und 
ist von der Behördenleitung zu genehmigen. Er ist 
Auftrag und Grundlage für die Arbeit der Internen Re- 
vision. Zum Ende eines (Arbeitsplan-)Jahres verfasst 
die Interne Revision für die Behördenleitung einen 
Jahresbericht über sämtliche von ihr durchgeführten 
Prüfungen mit den wesentlichen Ergebnissen. 

• Eine Interne Revision sollte ihre Arbeit nach einem 
klar strukturierten Muster organisieren. Sie kündigt 
ihre Prüfungen grundsätzlich vorher an. Anschließend 
ermittelt sie die Sachverhalte, bewertet diese und erör- 
tert ihre Prüfungsfeststellungen mit den geprüften Or- 
ganisationseinheiten. Über die Ergebnisse fertigt sie 
ihren Prüfbericht. Die Interne Revision sollte nicht 
selbst in die Aufgabenerledigung der Behörde einge- 
bunden sein, um Befangenheit zu vermeiden und Un- 
abhängigkeit zu wahren. Ihre Aufgaben, Pflichten und 
Befugnisse sind in einer behördenintemen Verwal- 
fungsvorschrift zu regeln. Sie sollte insbesondere un- 
eingeschränkten Zugang zu allen für die Prüfungen 
nofwendigen Informationen haben. Ihre angemessene 
personelle Aussfaftung richfef sich nach den für die 
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Arbeit der Behörde ermittelten Risiken. Zu den Auf- 
gaben einer Internen Revision gehört aueh eine Wir- 
kungskontrolle. Dabei ist naehzuhalten, ob und wie 
ihre Vorsehläge und Empfehlungen umgesetzt werden 
und ob die beabsiehtigten Wirkungen eintreten. 

4.1.2 

Der Bundesreehnungshof stellte fest, dass in vielen Be- 
hörden der Bundesverwaltung das Grundverständnis für 
Aufgaben und Arbeitsweise einer Internen Revision noeh 
unzureiehend ist. Sie wird insbesondere nieht als Lei- 
tungsinstrument erkannt. Vielfaeh trafen die Behörden 
Entseheidungen über die Einriehtung einer Internen Revi- 
sion oder die Inhalte der Arbeitspläne, ohne vorher die 
mit ihrer Arbeit verbundenen Risiken zu analysieren. 
Mitunter zogen sie aus Risikoanalysen aueh falsehe 
Sehlüsse. 

Die Bundesministerien begleiten die Behörden ihres je- 
weiligen Gesehäflsbereiehs in untersehiedliehem Umfang 
beim Aufbau Interner Revisionen, ln einigen Fällen tru- 
gen Vorgesetzte Behörden dureh gezielte Vorgaben und 
Hilfestellungen zum Aufbau wirksamer Strukturen bei. ln 
anderen Fällen wurden die Behörden nieht unterstützt. 
Teilweise erhielt der naehgeordnete Bereieh so enge Vor- 
gaben, dass die Behördenleitungen das Leitungsinstru- 
ment nur noeh eingesehränkt einsetzen konnten. 

Die organisatorisehe Anbindung der Internen Revisionen 
ist uneinheitlieh. Eine Mehrheit der Behörden hatte sieh 
für eine Interne Revision als Stabsstelle bei der Behör- 
denleitung entsehieden. Ihre Ansiedlung „in der Linie“ ist 
aber nieht nur auf Einzelfälle besehränkt. Der Bundes- 
reehnungshof stellte wiederholt fest, dass Interne Revisi- 
onen in die Aufgabenerledigung ihrer Behörde eingebun- 
den wurden. Aueh die Abgrenzung zwisehen der Internen 
Revision, den Aufgaben der Korruptionsprävention und 
dem Internen Kontrollsystem war häufig unklar. 

Die Internen Revisionen verfügten nieht alle über einen 
mit der Behördenleitung abgestimmten j ährliehen Ar- 
beitsplan. Wo ein soleher vorlag, riehtete sieh sein Inhalt 
nur selten an einer planmäßigen Analyse der bestehenden 
Risiken aus. Die Behörden verfügten überwiegend nieht 
über Dienstanweisungen oder Verfahrensordnungen für 
ihre Infemen Revisionen. Vereinzelf griffen naehgeord- 
nefe Behörden auf Erlasse oder Diensfvorsehriften der je- 
weiligen Bundesminisferien zurüek. 

Die personelle Aussfattung der geprüften Infemen Revi- 
sionen folgte keinem erkennbaren Schema. Einige kleine 
Behörden im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
des Innern (Bundesministerium) verzichteten auf die Ein- 
richtung eigener Interner Revisionen und delegierten die 
Prüfungstätigkeit stattdessen an andere Behörden. Der 
Bundesrechnungshof stellte fest, dass die Aus- und Fort- 
bildung der Angehörigen der Internen Revisionen des 
nachgeordneten Bereichs ganz überwiegend den Behör- 
den überlassen wurde. Nur in Einzelfällen sorgten die 
Bundesministerien für einheitliche Standards in ihrem 
Geschäftsbereich. 


Der Bundesrechnungshof fand keine Hinweise auf eine 
planmäßige Evaluiemng der Effizienz und Arbeitsweise 
Interner Revisionen. Auch deren Jahresberichte dienten 
- soweit sie gefertigt wurden - nicht erkennbar als 
Gmndlage für eine gezielfe und sysfemafische Wirkungs- 
und Sysfemkonfrolle. 

4.2 

Der Bundesrechnungshof befrachfef die Interne Revision 
als Instmment zur Unterstützung der Behördenleitung. Er 
sieht in der Arbeit Interner Revisionen einen bedeutsa- 
men Beitrag für eine wirfschafiliche und ordnungsge- 
mäße Verwaltung. Er hält es für wichtig, die Internen Re- 
visionen zu stärken, ihre Wirksamkeit zu fordern und zu 
ihrer Akzeptanz beizutragen. 

Da in der Bundesverwaltung keine übergreifenden Ziele 
und Funktionen der Internen Revisionen festgelegt sind, 
bestehen bei den Behörden teilweise unklare oder falsche 
Vorstellungen. Die Interne Revision wird vielfach nicht 
als Steuemngs- und Kontrollinstrament der Behördenlei- 
tung verstanden. Der Bundesrechnungshof erkennt hierin 
eine wesentliche Ursache für ihren häufig nicht optimalen 
Einsatz. 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, seine Sollvor- 
stellungen zu berücksichtigen und die erforderlichen 
Maßnahmen zu ergreifen, damit die Internen Revisionen 
in den Behörden der Bundesverwaltung zu einem noch 
wirksameren und nachhaltigeren Instmment entwickelt 
werden können. Er sieht sachgerechte Risikoanalysen da- 
bei als zentralen Baustein an. Jede Behörde soll sie vor- 
nehmen, um spezifische Risikopotenziale und deren Ein- 
trittswahrscheinlichkeit zu erkennen und festzustellen, ob 
die bisherige Handhabung des Instmments Interne Revi- 
sion angemessen ist. Den Vorgesetzten Behörden hat der 
Bundesrechnungshof nahe gelegt, ihre Fach- und Dienst- 
aufsicht auch auf die Interne Revision zu beziehen. 

Aufgmnd seiner Prüfungsergebnisse hat der Bundesrech- 
nungshof angeregt, das Muster einer Revisionsordnung 
zu entwickeln und Anleitungen für eine geeignefe Risiko- 
analyse zu geben. Hierbei kommf nach seiner Einschäf- 
zung dem Bundesminisferium als dem für Organisafions- 
fragen federführenden Ressort eine maßgebliche Rolle 
zu, um den Behörden eine Hilfestellung und Orientierang 
zu geben. 

4.3 

Das Bundesministerium hat den Ausfühmngen des Bun- 
desrechnungshofes zu den Aufgaben und Zielen von 
Internen Revisionen zugestimmt und sich auch den Soll- 
vorstellungen zu deren Einsatz, Arbeitsverfahren und 
Wirkungsweise angeschlossen. Nach Auffassung des 
Bundesministeriums ist es nicht zwingend, die Interne 
Revision als Stabsstelle zu organisieren und unmittelbar 
der Leitung zu unterstellen. Es habe selbst die Linien- 
organisation gewählt und damit gute Erfahmngen ge- 
macht. 
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Zu der Anregung des Bundesreehnungshofes, eine Mus- 
ter-Revisionsordnung für die Bundesverwaltung zu entwi- 
ckeln und Anleitungen für eine geeignefe Risikoanalyse 
zu geben, hat das Bundesministerium darauf verwiesen, 
dass die im Ausschuss für Organisationsfragen (AfO) ver- 
tretenen Bundesressorts im Mai 2004 die Erstellung eines 
solchen Handbuchs als vorerst nicht zielführend angese- 
hen häffen. 

4.4 

Der Bundesrechnungshof regt an, seine Erkenntnisse und 
Empfehlungen zu Aufgaben, Zielen und Arbeitweisen der 
Internen Revisionen ihrem Einsatz in der Bundesverwal- 
tung zugrunde zu legen. Eine Interne Revision ist - unter 
Berücksichtigung behördenspezifischer Gegebenheiten - 
grundsätzlich leitungsnah zu organisieren. 

Der vom Bundesministerium zitierte Beschluss des AfO 
ist überholt, da sich der AfO seinerzeif auf die noch lau- 
fende Prüfung des Bundesrechnungshofes bezog, deren 
Ergebnisse zunächsf abgewarfef werden sollten. Der Bun- 
desrechnungshof empfiehlt, Einsatz und Wirkung Inter- 
ner Revisionen zu fordern. Dazu hält er es für erforder- 
lich, als Hilfesfellung und Orientierung für die Behörden 
eine Musfer-Revisionsordnung für die Bundesverwaltung 
zu entwickeln und Anleitungen für eine geeignefe Risiko- 
analyse zu erarbeiten. 

5 Sportwissenschaftliche Forschungs- 

vorhaben ohne Zuständigkeit 
gefördert und unzureichend 
überwacht 

(Kapitel 0618 Titel 686 01) 

5.0 

Das Bundesministerium des Innern hat dem Bundesinsti- 
tut für Sportwissenschaft Forschungsaufgaben zugewie- 
sen, für die der Bund in diesem Umfang nicht zuständig 
ist. Die Aufgaben des Bundesinstitutes für Sportwissen- 
schaft waren nicht eindeutig beschrieben. Es förderte 
Forschungsvorhaben, ohne das erhebliche Bundesinte- 
resse nachvollziehbar zu prüfen und zu begründen. Das 
Bundesinstitut für Sportwissenschaft überwachte die For- 
schungsprojekte nur unzureichend. Es forderte die Er- 
gebnisse erst nach entsprechenden Hinweisen des Bun- 
desrechnungshofes an und wertete diese auch dann nur 
unzureichend aus. 

5.1 

Die im Grundgesetz nicht ausdrücklich geregelte Sport- 
förderung liegt grundsätzlich in der Zuständigkeit der 
Länder. Eine Sportförderung des Bundes kann sich allen- 
falls auf Bereiche wie die gesamtstaatliche Repräsenta- 
tion oder Auslandsbeziehungen und damit auf die Förde- 
rung des Spitzensports beziehen. 


Das Bundesministerium des Innern (Bundesministerium) 
hat dem Bundesinstitut für Sportwissenschaft (Bundes- 
institut) die Aufgabe übertragen, „die wissenschaftliche 
Zweckforschung auf dem Gebiet des Sports zu fordern 
(Ressortforschung). Die ForschungsfÖrderung erstreckt 
sich insbesondere auf . . . den Spitzensport einschließlich 
Nachwuchsförderung und Talentsuche ...“ sowie auf 
„Fragestellungen, die für die Bundesrepublik Deutsch- 
land als Ganzes von Bedeutung sind und die nicht durch 
ein Bundesland allein wirksam gefördert werden kön- 
nen“. 

Ressortforschung ist darauf gerichtet, Entscheidungshil- 
fen zu gewinnen, um die Fachaufgaben eines Bundes- 
ministeriums sachgemäß erfüllen zu können. Die ange- 
strebten Forschungsergebnisse müssen für die 
Gesetzgebung oder die Verwaltungsaufgaben des Bundes 
umsetzbar sein. Dagegen dient Forschungsförderung dem 
Erkenntnisgewinn Dritter. Der Bund darf sich daran 
finanziell nur beteiligen, wenn er verfassungsrechtlich 
zuständig ist und ein erhebliches Bundesinteresse an den 
Forschungsergebnissen vorliegt. 

Das Bundesinstitut gewährte Zuwendungen an Hoch- 
schulinstitute sowie Wissenschaftlerinnen und Wissen- 
schaftler, die sportbezogene Themen erforschten. Hierfür 
standen dem Bundesinstitut jährlich etwa 1,9 Mio. Euro 
zur Verfügung. Einige ausgewählte Ergebnisse veröffent- 
lichte das Bundesinstitut in einer seiner Schriftenreihen. 
Andere Ergebnisse veröffentlichten die Zuwendungsemp- 
fänger selbst, ohne dabei, wie vorgeschrieben, auf die 
Bundesförderung hinzuweisen. Es war nicht erkennbar, 
dass das Bundesministerium die Ergebnisse in Gesetze, 
Verordnungen oder verwaltungsinteme Richtlinien um- 
setzte. 

ln jährlichen Informationsschreiben wies das Bundesinsti- 
tut darauf hin, dass Forschungsprojekte nur gefördert 
werden können, wenn ein erhebliches Bundesinteresse 
bestehe. Dieses hege insbesondere bei einem Bezug zum 
„Leistungssport“ vor. Die eingehenden Förderanträge ließ 
das Bundesinstitut durch externe Gutachterinnen und 
Gutachter beurteilen. Diese bestimmten anschließend mit 
dem Bundesinstitut die Auswahl der zu fordernden Vor- 
haben. Auf das erforderliche Bundesinferesse an den Vor- 
haben ging das Bundesinsfitut ersf danach in sfandardi- 
sierfen Prüfvermerken erkennbar ein. Diese enthielfen 
keine näheren Begründungen, besfäfigfen aber das Vorhe- 
gen eines erheblichen Bundesinteresses durchgängig. 
Den Handlungsbedarf des Bundes, alternative Lösungs- 
möglichkeiten oder die Wirtschaftlichkeit der Vorhaben 
legte das Bundesinstitut nicht dar. Ein Bezug zum „Spit- 
zensport“ war bei der Mehrzahl der Förderentscheidun- 
gen nicht erkennbar. So forderte das Bundesinstitut etwa 
Forschungen zum Alterssport, zur Bewegungswelt von 
Kindern und Jugendlichen oder zu den Sportbeschlüssen 
des DDR-Politbüros. 

Bei der Durchführung der Projekfe waren die inhaltlich- 
fachlichen und adminisfrativen Aufgaben nicht miteinan- 
der koordiniert. So nahm das Bundesinstitut Auszahlungen 
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vor, ohne dabei die fachlichen Voraussetzungen zu prü- 
fen. Es stimmte bei den Forschungsvorhaben die Termine 
und Inhalte der Ergebnisberichte nicht mit denen der Ver- 
wendungsnachweise ab. 

Eine Eingangskontrolle für Berichte und Verwendungs- 
nachweise führte das Bundesinstitut nicht durch. Es be- 
merkte bzw. beanstandete Verzögerungen von bis zu 
mehreren Jahren nicht. Erst nach den Hinweisen des Bun- 
desrechnungshofes forderte es die noch ausstehenden Be- 
richte an und wertete die vorliegenden Ergebnisse aus. 
Von 65 im Jahre 2001 beendeten Projekten lagen in 
33 Fällen auch im April 2004 noch keine Schlussberichte 
vor. Von den 32 vorliegenden Berichten hatte das Bundes- 
institut 15 fachlich noch nicht bearbeitet. Damit hatte das 
Bundesinstitut nur ein Viertel der drei Jahre zuvor been- 
deten Projekte ausgewertet. 

Generell führte das Bundesinstitut keine Erfolgskontrolle 
durch. Es überprüfte nicht, ob die Forschungsvorhaben 
die nach den Zuwendungsbestimmungen vorzugebenden 
Ziele erreicht hatten. 

5.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass das Bun- 
desministerium dem Bundesinstitut Aufgaben übertragen 
hat, die die Finanzierungszuständigkeit des Bundes über- 
schreiten. Allgemeine Nachwuchsförderung und Talent- 
suche sind nicht der Spitzensportförderung zuzuordnen. 
Auch hat der Bund keine allgemeine Zuständigkeit für 
sportbezogene Fragestellungen. 

Der Bundesrechnungshof hat kritisiert, dass das Bundes- 
ministerium nicht eindeutig festgelegt hat, ob das Bundes- 
institut Aufgaben der Ressortforschung oder der For- 
schungsförderung wahmehmen soll. Der Bund hat keine 
Gesetzgebungszuständigkeit im Sport. Die Verwaltungs- 
kompetenzen beschränken sich auf Fragen des Spitzen- 
sports. Eine Grundlage für Ressortforschung ist daher nur 
in einem eng begrenzten Rahmen vorhanden. An einer 
Umsetzung etwaiger Forschungsergebnisse in Maßnah- 
men des Bundesministeriums fehlt es. Die Veröffentli- 
chung einiger Ergebnisse durch das Bundesinstitut ist 
nicht ausreichend. Die Veröffentlichungen auch durch die 
Zuwendungsempfänger deuten überdies darauf hin, dass 
eher der Erkermtnisgewinn Dritter und damit Forschungs- 
förderung das Ziel der Zuwendungen war. 

Der Bundesrechnungshof hat hinsichtlich der Antrags- 
prüfung bemängelt, dass das Bundesinstitut bei den 
Forschungsvorhaben lediglich einen Bezug zum „Leis- 
tungssport“ verlangt hat. Es hat damit seine Förder- 
kompetenzen überschritten, da nach der Aufgabenbe- 
schreibung ein Bezug zum wesentlich enger gefassten 
„Spitzensport“ gefordert wird. Das Bundesinstitut ist auf 
das erhebliche Bundesinteresse erst zu einem Zeitpunkt 
erkennbar eingegangen, nachdem es mit den externen 
Gutachterinnen und Gutachtern bereits die Auswahl ge- 
troffen hatte. Die dokumentierten Begründungen waren 
wegen ihrer standardisierten Formulierungen ohne nähere 


Inhalte unzureichend. Ein erhebliches Bundesinteresse 
war deshalb vielfach nicht erkennbar. Die geförderten 
Vorhaben können vielleicht im Sinne einer Grundlagen- 
forschung den allgemeinen Erkenntnisgewinn der Zu- 
wendungsempfänger in den jeweiligen Fachdisziplinen 
erweitern. Dies ist aber nicht Aufgabe des Bundesminis- 
teriums. 

Der Bundesrechnungshof hat kritisiert, dass das Bundes- 
institut die Forschungsvorhaben unzureichend begleitet 
und überwacht hat. Das Bundesinstitut sollte die Zusam- 
menarbeit zwischen dem fachlichen und dem administra- 
tiven Bereich verbessern. Es muss einwandfrei feststellen 
können, ob die Zuwendungsempfänger die Bundesmittel 
ordnungsgemäß verwendet und die Forschungsvorhaben 
die vorgesehenen Ergebnisse erzielt haben. Besonders be- 
denklich ist, dass das Bundesinstitut über Jahre die Er- 
gebnisse der Forschungen nicht angefordert und ausge- 
wertet hat. Die erst nach den Hinweisen des 
Bundesrechnungshofes und auch dann noch unzulänglich 
betriebene Nachverfolgung lässt auf mangelndes Inte- 
resse an den Forschungsergebnissen schließen. 

5.3 

Das Bundesministerium teilt die Auffassung, dass für den 
Sport grundsätzlich die Länder zuständig sind. Allerdings 
bestünden Förderkompetenzen des Bundes bei allen The- 
men, an denen aus gesamtstaatlicher Sicht sowie auf- 
grund übergeordneter sportpolitischer Gesamtzusammen- 
hänge Erkenntnis- und Handlungsbedarf bestehe. Das 
Bundesministerium hat eingeräumt, z. B. für die Förde- 
rung des Nachwuchsbereichs keine originäre Zusfändig- 
keif zu besifzen. Im Inferesse künftiger Leistungsfähig- 
keit deutschen Spitzensports sei der Bund aber an der 
Schnittstelle zwischen Nachwuchs- und Spitzensport ge- 
fordert. Außerdem müsse der Bund in Würdigung der ge- 
samtgesellschaftlichen Bedeutung des Breitensports auch 
in diesem Bereich die Rahmenbedingungen verbessern 
helfen. Das Bundesministerium hat weiter angeführt, dass 
die Finanzierungszuständigkeiten durch die Spitze des 
Bundesministeriums zu „konturieren“ seien. 

Das Bundesministerium hat bestätigt, dass die Aufgaben- 
beschreibung für das Bundesinstitut missverständlich sei. 
Es hat eine Klarstellung zugesagt. Neben der Forschungs- 
förderung sei aber auch die Ressortforschung für das 
Bundesminisferium unverzichfbar. Es benötige wissen- 
schaftliche Erkenntnisse zur konzeptionellen Vorberei- 
tung politischer und administrativer Entscheidungen in 
der Sportpolitik. 

Das Bundesministerium hat den Vorwurf zurückgewie- 
sen, das Bundesinteresse werde nur unzureichend geprüft. 
Das Bundesinstitut berate mögliche Antragsteller für ein 
Förderverfahren bereits im Vorfeld. So würden in der Re- 
gel keine Anträge für Vorhaben eingereicht, denen es am 
erheblichen Bundesinteresse fehle. Das Bundesministe- 
rium hat zudem versichert, dieses liege in allen Förderfäl- 
len vor. Dies gelle auch bei den Förderungen, bei denen 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 111 - 


Drucksache 16/160 


kein unmittelbarer Bezug zum Spitzensport gegeben sei. 
Künftig werde das Bundesinstitut das erhebliche Bundes- 
interesse aber genauer darlegen. 

Das Bundesministerium hat angekündigt, die Abstim- 
mungen innerhalb des Bundesinstitutes zu verbessern. 
Die Terminüberwachung sei inzwischen durch ein neues 
Informationssystem gewährleistet. 

Die Rückstände bei der Anforderung und Auswertung 
von Forschungsberichten hat das Bundesministerium auf 
Personalreduzierungen und -Wechsel zurückgeführt. Die 
Rückstände seien inzwischen weitgehend abgearbeitet. 
Die Forschungsergebnisse würden in der Regel bereits 
weit vor Abgabe des Abschlussberichtes zwischen dem 
Bundesinstitut, dem Zuwendungsempfänger und sonsti- 
gen Stellen umfassend erörtert. Außerdem fließe der Er- 
kenntnisgewinn aus den geforderten Projekten in viele 
Maßnahmen ein, die zur Sportforderpolitik des Bundes- 
ministeriums gehörten. 

5.4 

Der Bundesrechnungshof hält die vom Bundesministe- 
rium angekündigte Überarbeitung der vom Bundesinstitut 
wahrzunehmenden Aufgaben für dringend gebofen. Er 
sieht dabei eine Ausdehnung der Forschungsförderung 
über den Spifzensport hinaus als eine unzulässige Erwei- 
ferung der verfassungsmäßigen Grenzen der Zusfändig- 
keif des Bundes im Sport an. Ein Recht des Bundesminis- 
teriums, seine Befugnisse nach eigenem Ermessen zu 
bestimmen, besteht nicht. 

Der Bundesrechnungshof schließt sich den Einschätzun- 
gen des Bundesministeriums zur Notwendigkeit der Res- 
sortforschung nicht an. Die Ressortforschung ist haus- 
haltsrechtlich nur vertretbar, wenn die angestrebten 
Ergebnisse vom Ressort umgesetzt werden. Die allge- 
meine Aussage, Erkenntnisgewinne aus geförderten Pro- 
jekten seien in die Sportförderpolitik eingeflossen, hat 
das Bundesministerium in keinem Fall belegt. Es forderte 
über Jahre nicht einmal die ausstehenden wissenschaftli- 
chen Ergebnisse ein. Personalengpässe beim Bundesinsti- 
tut können solche lang anhaltenden Mängel nicht über- 
zeugend erklären. 

Die vom Bundesministerium behauptete frühzeitige und 
intensive Prüfung des erheblichen Bundesinteresses ist 
weder durch die eingesehenen Unterlagen noch im Ergeb- 
nis der Entscheidungsprozesse belegt. Das Bundesinstitut 
sollte das Bundesinteresse an einer Förderung im Bewilli- 
gungsverfahren frühzeitig und präzise begründen. Hin- 
sichtlich der Beanstandungen bei der Überwachung der 
Projekte erwartet der Bundesrechnungshof, dass das Bun- 
desministerium seine Zusicherung einhält, die Mängel 
kurzfristig zu beseitigen. 

Der Bundesrechnungshof empfiehlt, die Aufgaben des 
Bundesinstitutes eindeutig und verfassungskonform klar- 
zustellen und die Mängel des Förderverfahrens nachhaltig 
abzustellen. 


6 Notwendigkeit und Angemessenheit 

von Bundesieistungen für Dienst- 
steiie des Landes Beriin 
überprüfen 

(Kapitel 0640 Titel 632 33) 

6.0 

Das Bundesministerium des Innern erstattet dem Land 
Beriin seit mehr als 50 Jahren die Aufwendungen für die 
,, Deutsche Dienststelle für die Benachrichtigung der 
nächsten Angehörigen von Gefallenen der ehemaligen 
Deutschen Wehrmacht“ in Höhe von etwa 19 Mio. Euro 
jährlich. Die Rechtsgrundlagen für ihre Tätigkeit sind 
teilweise überholt, die Aufgaben sind nicht klar beschrie- 
ben. Das Bundesministerium des Innern sollte unter- 
suchen, ob die Aufgaben nach Art und Umfang noch 
erforderlich und die Erstattungsleistungen des Bundes 
der Höhe nach notwendig und angemessen sind. Dies ist 
umso dringlicher, da der Bund eine Übernahme der 
Dienststelle beabsichtigt. 

6.1 

Nach dem Zweiten Weltkrieg beauftragten die Alliierten 
die „Wehrmachtsauskunftsstelle für Kriegerverluste und 
Kriegsgefangene“, Auskünfte über deutsche Wehrmachts- 
angehörige und ausländische Kriegsgefangene zu ertei- 
len. Aufgrund ihres Alliiertenstatus wurde die WASt sei- 
nerzeit als Behörde des Landes Berlin weitergeführt. Sie 
trägt heute den Namen „Deutsche Dienststelle für die Be- 
nachrichtigung der nächsten Angehörigen von Gefallenen 
der ehemaligen Deutschen Wehrmacht (WASt)“. Die 
WASt hat etwa 400 Beschäftigte und gehört zur Senats- 
verwaltung für Gesundheit und Soziales des Landes Ber- 
lin. 

Der Bund verpflichtete sich im Jahre 1951 in einer ver- 
traglichen Vereinbarung, dem Land Berlin die Personal- 
und Sachausgaben der WASt zu erstatten. Die jährlichen 
Aufwendungen des Bundesministeriums des Innern 
(Bundesministerium) betragen heute etwa 19 Mio. Euro. 

Die WASt verfügt über umfangreiche Datensammlungen, 
mit denen sie insbesondere Auskünfte zu Wehrmachts- 
angehörigen erteilen kann. Nach ihren jährlichen Berich- 
ten an das Bundesministerium bearbeitet die WASt u. a. 

• Kriegsgräberangelegenheiten, 

• Sterbefallanzeigen, 

• Dienstzeitbescheinigungen, 

• Kriegsgefangenschaftsnachweise, 

• Auskünfte zur Aufklärung nationalsozialistischer Ge- 
waltverbrechen und zu Zwangsarbeitem sowie 

• Auskünfte zu Angelegenheiten der Kriegsopferfür- 
sorge. 
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Die Aufgaben der WASt sind in der Vereinbarung aus 
dem Jahre 1951 nicht im Einzelnen festgelegt. Die Ver- 
einbarung verweist nur allgemein auf die damals maßge- 
benden Vorschriften, ohne diese im Einzelnen zu benen- 
nen. Nach den Recherchen des Bundesrechnungshofes 
wird die WASt in einigen Gesetzen, Rechtsverordnungen, 
Verwaltungsvorschriften und Erlassen erwähnt. Aufgaben 
werden ihr in diesen Vorschriften aber nur ausnahms- 
weise zugewiesen. Ein Teil der ursprünglichen Rechts- 
grundlagen ist heute überholt. Die Rechtsgrundlage für 
den Gräberlistenabgleich, der rund 22 % der Bearbei- 
tungsfalle der WASt ausmacht, ist seit 25 Jahren entfal- 
len. 

Weder das Bundesministerium noch die WASt verfügen 
über eine Aufgabenbeschreibung, aus der die wahrzuneh- 
menden Tätigkeiten und deren Rechtsgrundlagen hervor- 
gehen. 

ln der Vereinbarung aus dem Jahre 1951 behielt sich der 
Bund vor, der Dienststelle neue Aufgaben zuzuweisen 
oder ihre Tätigkeit einzuschränken. Das Land verpflich- 
tete sich, alle organisatorischen und personellen Maßnah- 
men durchzuführen, die der Bund für erforderlich hält. 
Von diesen Rechten machte der Bund bis heute keinen 
Gebrauch. Das Bundesministerium nahm keinen Einfluss 
darauf, welche Aufgaben die WASt im Einzelnen zu er- 
füllen hafte. Es regte auch keine organisatorischen oder 
personellen Maßnahmen gegenüber dem Land Berlin an. 

Die WASt hat dem Bundesministerium jährlich über die 
Zahl der von ihr bearbeiteten Fälle zu berichten. Nach 
diesen Berichten hatte die WASt in den vergangenen 
Jahrzehnten zwischen 500 000 und 550 000 Bearbei- 
tungsfällejährlich zu erledigen. Der Bundesrechnungshof 
sfellfe im Jahre 2001 fesf, dass die WASf dabei nichf nur 
ihre Posfeingänge, sondern auch hausinteme Recherchen 
mifzählfe. 

Nach den Beansfandungen des Bundesrechnungshofes 
änderte die WASt ihre Bearbeitungserfassung dahinge- 
hend, dass sie die Posteingänge in Form von Strichlisten 
erfasste. Die Zahl der gemeldeten Bearbeitungsfälle ver- 
ringerte sich dadurch ab dem Jahre 2002 um 30 %. Aller- 
dings waren das Arbeitsaufkommen und der Ablauf der 
Bearbeitung im Einzelfall aus den Aufzeichnungen nicht 
zu erkennen. 

Der Arbeitsschwerpunkt der WASt verlagerte sich seit ih- 
rer Gründung. Während ursprünglich Auskünfte über das 
Schicksal von Wehrmachtsangehörigen überwogen, sind 
heute vorwiegend Aufgaben im Zusammenhang mit 
Kriegsgräbem wahrzunehmen. Für die Kriegsgräber ist 
nicht das Bundesministerium, sondern im Inland das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju- 
gend sowie im Ausland das Auswärtige Amt zuständig. 

6.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass das Bun- 
desministerium bis heute nicht Art und Umfang der Auf- 


gaben der WASt bestimmt hat. Eine hinreichend genaue 
und den heutigen Bedürfnissen angepasste Aufgabenbe- 
schreibung nach Bundes- und Ressortzuständigkeiten 
liegt nicht vor. Aus rechtlichen wie aus organisatorischen 
und personalwirtschaftlichen Gründen ist es aber erfor- 
derlich, die Aufgaben der WASt zu ermitteln und zu be- 
schreiben. 

Der Bundesrechnungshof hat auf erhebliche Schwachstel- 
len bei der Erfassung der Bearbeitungsfälle hingewiesen. 
Der Rückgang der Bearbeitungsfälle um 30 % deute! da- 
rauf hin, dass die dem Bundesminisferium zuvor gemel- 
defen Fallzahlen stark überhöht waren. Auch nach der 
Bereinigung der Eingangsstatistik hat die WASt die Er- 
fassungsmängel nicht vollständig behoben. Der Bundes- 
rechnungshof hat deshalb das Bundesministerium aufge- 
fordert, die sachgerechte Erfassung der Bearbeitungsfälle 
der WASf sicherzusfellen. 

Der Bundesrechnungshof hat kritisiert, dass das Bundes- 
ministerium aus dem Rückgang der Bearbeitungsfälle 
bisher nicht die notwendigen organisatorischen und per- 
sonalwirtschaftlichen Konsequenzen gezogen hat. Der 
Bundesrechnungshof hat deshalb in Frage gestellt, ob die 
Erstattungen an das Land Berlin für die WASf im bisheri- 
gen Umfang nofwendig und angemessen sind. 

6.3 

Nach Auffassung des Bundesministeriums sind die Auf- 
gaben der WASt hinreichend bestimmt. Es hat dabei ins- 
besondere auf das „Gesetz über die Verarbeitung perso- 
nenbezogener Daten bei der WASt“ des Landes Berlin 
verwiesen. Dieses Gesetz enthalte eine präzise Aufzäh- 
lung der Aufgaben und stelle eine ausreichend bestimmte 
Rechtsgrundlage für die grundrechtsrelevante Tätigkeit 
der WASt dar. Das Bundesministerium habe deshalb kei- 
nen Bedarf für eine bundesrechtliche Regelung gesehen. 
Dies sei für eine Überprüfung von Art und Umfang der 
Tätigkeit der WASt nicht nötig und führe nur zu unnötiger 
Bürokratie. 

Die WASt habe ihre originäre Aufgabe, den zuständigen 
Standesämtern Sterbefälle von Wehrmachtsangehörigen 
anzuzeigen, noch nicht abgeschlossen. Vorher unzugäng- 
liche Archivdaten aus Osteuropa habe sie erst seit dem 
Jahre 1990 bearbeiten können. Die WASt liefere im Übri- 
gen im Rahmen der Kriegsgräberfürsorge Informationen 
an den Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge. 

Den Rückgang der gemeldeten Bearbeitungsfälle haf das 
Bundesminisferium mif Änderungen der sfatisfischen Er- 
fassung begründe!. Diese seien auf eine Verschiebung der 
Arbeifsschwerpunkfe zurückzuführen. Der Arbeifsum- 
fang habe sich dadurch aber nicht gleichermaßen verän- 
dert. Um die Bearbeitungsvorgänge besser zu erfassen, 
werde es prüfen, ob ein elektronisches Vorgangsbearbei- 
tungsprogramm eingeführt werden könne. 

Für eine abschließende Überprüfung und Bewertung der 
Organisation und Personalausstattung der WASt habe das 
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Bundesministerium noeh für das Jahr 2005 eine Organi- 
sationsprüfung des Bundesverwaltungsamtes vorgesehen. 
Das Bundesministerium könne aber gegenwärtig zu die- 
sen Fragen keine Stellungnahme abgeben. 

Naeh Mitteilung des Bundesministeriums ist beabsiehtigt, 
die WASt in den Gesehäftsbereieh der Beauftragten der 
Bundesregierung für Kultur und Medien zu übernehmen. 

6.4 

Die Ausführungen des Bundesministeriums zur Aufga- 
benbestimmung für die WASt können die Bedenken des 
Bundesreehnungshofes nieht ausräumen. Das angeführte 
Berliner Gesetz hat nieht den Zweek, die Aufgaben der 
WASt gesetzlieh festzulegen. Es regelt nur die Befugnis 
der WASf, personenbezogene Dafen zu besfimmfen im 
Gesefz genannfen Zweeken zu verarbeifen. Zudem kann 
ein Landesgesefz nieht Aufgaben des Bundes gesetzlieh 
festsehreiben. Der Bundesreehnungshof hält eine präzise 
und verbindliehe Festlegung der Aufgaben einer Behörde 
mit mehr als 400 Besehäftigten aueh für den von der Bun- 
desregierung angesfrebten Bürokratieabbau für unver- 
ziehtbar. Das Bundesministerium sollte dabei angesiehts 
des Zeitablaufs seit Kriegsende überprüfen, welehe Auf- 
gaben in welehem Umfang noeh erfüllt werden müssen. 

Der Bundesreehnungshof bleibt bei seiner Forderung, vor 
einer Organisationsuntersuehung dureh das Bundesver- 
waltungsamt die Aufgaben der WASt mögliehst umge- 
hend kritiseh zu analysieren und zu besehreiben. An- 
sehließend ist der Personalbedarf naeh anerkannten 
Methoden zu ermitteln. 

Es ist nieht überzeugend, wenn das Bundesministerium 
den deutliehen Rüekgang der gemeldeten Bearbeitungs- 
fälle, der auf die Beansfandungen des Bundesreehnungs- 
hofes zurüekzuführen isf, haupfsäehlieh mif einer Verla- 
gerung der Aufgabensehwerpunkfe erklären will. Das 
Bundesminisferium kann in Anbefraehf des von der WASf 
verwendefen „Striehlisfensysfems“ weder deren Aufga- 
bensehwerpunkfe noeh die damit verbundenen Arbeits- 
abläufe einsehätzen. 

ln der angekündigten Einführung eines neuen Vorgangs- 
bearbeitungsprogramms sieht der Bundesreehnungshof 
einen ersten Sehritt, Angaben über die im Rahmen der 
Zuständigkeit des Bundes zu bewältigenden Arbeitsmen- 
gen zu erhalten. Mit den dort erfassten Daten müssen die 
Aufgabensehwerpunkte und die Arbeitsabläufe naehvoll- 
ziehbar sein. 

Der Bundesreehnungshof hält es für notwendig, Aufga- 
ben, Organisation und Personalbedarf der WASt umge- 
hend zu klären. Erst danaeh ist es denkbar, über die vom 
Bundesministerium in Aussieht gestellte Überführung der 
WASf in die Zusfändigkeif des Bundes zu enfseheiden. 
Der Bund sefzf sieh sonsf der Gefahr aus, Besehäftigfe in 
nieht benötigtem Umfang zu übernehmen. 


7 Bundespolizei lässt Einsparpotenzial in 

Küchen und Kantinen seit Jahren 
ungenutzt 

(Kapitel 0625) 

7.0 

Die Bundespolizei betreibt an den Standorten ihrer Abtei- 
lungen und Schulungseinrichtungen 20 Großküchen mit 
eigenem Personal. Die Großküchen werden seit Jahren 
unwirtschaftlich betrieben. Trotz wiederholter Aufforde- 
rungen hat das Bundesministerium des Innern die Bewirt- 
schaftung nicht verbessert. Nach Einschätzung des Bun- 
desrechnungshofes könnte der Bundeshaushalt durch eine 
optimierte Bewirtschaftung der Großküchen um jährlich 
mindestens 5 Mio. Euro entlastet werden. 

7.1 

Die Bundespolizei betreibt 20 Großküehen mit eigenem 
Personal. Davon befinden sieh elf an den Standorten der 
Bundespolizeiabteilungen und neun an Standorten von 
Sehulungseinriehtungen. Die Bundespolizeiabteilungen 
bestehen u. a. aus großen Polizeieinheiten, die für um- 
fangreiehe Einsätze, z. B. den Sehutz von Castortranspor- 
ten, benötigt werden. 

An den meisten Standorten mit Großküehen gibt es zu- 
sätzlieh aueh privat betriebene Kantinen. Diese Kantinen 
bieten unabhängig von den Großküehen Speisen, Ge- 
tränke und Handelswaren an. Die Bundespolizei stellt den 
Kantinenbetreibem die Räume und Einriehtungsgegen- 
stände unentgeltlieh zur Verfügung und trägf die Betriebs- 
kosfen. 

Der Bundesreehnungshof prüfte im Jahre 2003 mit Unter- 
stützung des Prüfungsamtes des Bundes Magdeburg Ver- 
pflegungseinriehtungen der Bundespolizei und stellte 
fest, dass Großküehen nieht ausgelastet waren. An den 
Standorten der Bundespolizeiabteilungen hatte sieh in- 
folge organisatoriseher Veränderungen in den Jahren 
1992 und 1998 die Zahl der Besehäftigten und damit aueh 
die Zahl der Essensteilnehmer verringert. Aueh Großkü- 
ehen an den Sehulungsstandorten waren nieht ausgelastet. 
So kann die Großküehe des Aus- und Fortbildungszen- 
trums (AFZ) Nord 400 Personen täglieh verpflegen, ln 
den Jahren 2001 bis 2003 hatte diese Einriehtung jedoeh 
durehsehnittlieh nur 100 Tagesverpflegungen ausgege- 
ben, war also lediglieh zu 25 % ausgelastet. Die Bundes- 
polizei passte die Zahl der Küehenkräfte nieht in vollem 
Umfang der geringeren Auslastung an. 

Jede Großküehe besehaffle die Waren selbst und verwal- 
tete sie ohne IT-Unterstützung. Für die Essenszubereitung 
verwendeten die Großküehen nur selten vorbereitete Le- 
bensmittel wie beispielsweise gesehälte Kartoffeln oder 
geputztes Gemüse (Convenieneeprodukte). Häufig wa- 
ren sie aueh in den Zeiten sehwaeher Naehfrage, wie am 
späten Naehmittag, geöffnet. 

Naeh den Bereehnungen des Bundesreehnungshofes be- 
trugen im Jahre 2003 die Personal- und Lebensmittelkos- 
ten für eine übliehe Tagesverpflegung aus der Großküehe 
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des AFZ Nord 29 Euro. Bei vergleichbar großen, ver- 
pachteten Polizeiküchen der Länder kostete eine übliche 
Tagesverpflegung 8 Euro bis 12 Euro. 

Bereits im Jahre 1994 hatte die Bundesregierung in ihrem 
„Fortschrittsbericht über die Missbrauchsbekämpfung 
und Anpassung von öffentlichen Leistungen an verän- 
derte Rahmenbedingungen“ die Bundespolizei aufgefor- 
dert zu prüfen, ob Kantinen und Großküchen zusammen- 
gelegt und dadurch Einsparungen erzielt werden könnten. 
Die Bundespolizei prüfte dies jedoch zunächst nicht. 

Der Bundesrechnungshof hatte in den vergangenen Jah- 
ren mehrfach Empfehlungen ausgesprochen, wie die 
Großküchen besser bewirtschaftet werden können, ln den 
Jahren 1996 und 1999 hatte er dem Bundesministerium 
des Innern (Bundesministerium) empfohlen, entspre- 
chend der geringeren Zahl der Essensteilnehmer weniger 
Küchenpersonal einzusetzen. Das Bundesministerium 
verwies jeweils darauf, dass es ein neues Konzept für die 
Großküchen erarbeite. Den Personalbestand verringerte 
es nur in Einzelfällen. Im Sepfember 2001 legfe die Bun- 
despolizeidirektion Koblenz (Direktion) einen im Auftrag 
des Bundesministeriums erstellten Bericht vor. Darin 
empfahl sie u. a., die Küchen IT-unterstützt zu bewirt- 
schaften und verstärkt Convenienceprodukte zu verwen- 
den. Die Öffnungszeiten sollten auf den Bedarf der Es- 
sensteilnehmer ausgerichtet und die Küchen in den Zeiten 
schwacher Nachfrage geschlossen werden. Die Arbeits- 
zeiten der Küchenkräfte sollten beispielsweise durch Teil- 
zeitarbeit den Öffnungszeiten angepasst werden. Diese 
optimierte Bewirtschaftung ermögliche einen reduzierten 
Personaleinsatz und verringere damit die Personalausga- 
ben. Durch eine zentrale Beschaffung der Waren könnten 
die Großküchen zudem Sachmittel einsparen. Die Direk- 
tion schlug weiterhin vor, die Großküchen und Kantinen 
an den Schulungsstandorten zusammenzulegen und privat 
betreiben zu lassen. Dies spare erhebliche weitere Perso- 
nalausgaben ein. 

Das Bundesministerium folgte den Vorschlägen der Di- 
rektion nicht und setzte im Juni 2003 eine neue Projekt- 
gruppe ein, die wiederum Verbesserungsvorschläge für 
die Großküchen erarbeifen sollfe. Diese Projekfgruppe 
lehnte es in ihrem Bericht vom September 2004 ab, die 
Großküchen von Privaten betreiben zu lassen. Sie war der 
Auffassung, ein privater Kantinenbetreiber könne die 
Verpflegung der Bundespolizei nicht in allen Einsatzla- 
gen und zu jeder Tages- und Nachtzeit sicherstellen. 

7.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass das Bun- 
desministerium trotz wiederholter Aufforderung in den 
vergangenen zehn Jahren die Bewirtschaftung der Groß- 
küchen bis heute nicht wesentlich verbessert hat. 

Er hat empfohlen, die Vorschläge der Direktion zum Be- 
triebsablauf in den Großküchen an den Standorten der 
Bundespolizeiabteilungen und der Schulungseinrichtun- 
gen umzusetzen. Nach Einschätzung des Bundesrech- 


nungshofes könnte der Bundeshaushalt dadurch um jähr- 
lich mindestens 5 Mio. Euro entlastet werden. Darüber 
hinaus hat der Bundesrechnungshof angeregt, die Groß- 
küchen und Kantinen an den Standorten der Schulungs- 
einrichtungen zusammenzulegen und ggf auch durch Pri- 
vate bewirtschaften zu lassen. 

7.3 

Das Bundesministerium hat anerkannt, dass die Verpfle- 
gung der Bundespolizei-Kräfte neu organisiert werden 
muss. Die Verbesserungsvorschläge der Direktion hätten 
allerdings standortspezifische oder einsatztaktische Be- 
sonderheiten nicht ausreichend berücksichtigt. Deshalb 
habe man erneut eine Projektgruppe eingesetzt. Den Ab- 
schlussbericht aus dem Jahre 2004 müsse die Projekt- 
gruppe aufgrund von Stellungnahmen der Fachreferate 
der Abteilung Bundespolizei im Bundesministerium 
überarbeiten. Bis zum Jahresende 2005 werde eine neue 
Verpflegungskonzeption fertig gestellt sein. 

7.4 

Der Bundesrechnungshof beanstandet weiterhin, dass das 
Bundesministerium eine neue Verpflegungskonzeption 
für die Bundespolizei nicht mit dem erforderlichen Nach- 
druck verfolgt, obwohl die Großküchen seit Jahren un- 
wirtschaftlich betrieben werden. Der Bundesrechnungs- 
hofhält es für dringend erforderlich, die Bewirf schaftung 
der Großküchen an den Sfandorfen der Bundespolizeiab- 
feilungen und der Schulungseinrichtungen zu verbessern. 
Er bleibt darüber hinaus bei seiner Empfehlung, an den 
Standorten der Schulungseinrichtungen die Großküchen 
und Kantinen zusammenzulegen und eine Bewirtschaf- 
tung durch Private in die Überlegungen einzubeziehen. 
Das Bundesministerium sollte sicherstellen, dass die Op- 
timierung des Großküchenbetriebes nicht weiter verzö- 
gert wird. 

8 Weit überhöhte Honorare für 

eGovernment-Berater 

(Kapitel 0602) 

8.0 

Das Bundesministerium des Innern hat die Planung seiner 
Strategie zur Koordinierung der eGovernment-lnitiative 
„BundOnline 2005“ im Jahre 2001 an ein Beratungsun- 
ternehmen ohne EU-weiten Wettbewerb vergeben. Der 
Auftragswert belief sich auf etwa 1,5 Mio. Euro. Die ge- 
zahlten Honorare waren doppelt so hoch wie damals am 
Beratermarkt üblich. Das Bundesministerium des Innern 
verlängerte zunächst den Vertrag aufgrund einer verein- 
barten Option und erteilte später mehrfach Folgeaufträge 
in Höhe von insgesamt 6,5 Mio. Euro. Dadurch entstand 
dem Bund bis zum Jahre 2002 ein Mehraufwand von über 
2,2 Mio. Euro. 
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8.1 

Die Bundesregierung hatte im September 2000 angekün- 
digt, bis Ende 2005 alle intemetfahigen Dienstleistungen 
des Bundes online zur Verfügung zu stellen. Im Juli 2001 
beauftragte das Bundeskabinett das Bundesministerium 
des Innern (Bundesministerium), diese „BundOnline 2005“ 
genannte eGovemment-lnitiative zu koordinieren. Da- 
raufhin erteilte das Bundesministerium einem Beratungs- 
Unternehmen in freihändiger Vergabe den Auftrag, bis Ok- 
tober 2001 einen Umsetzungsplan zu erarbeiten. Die Ver- 
gabeart begründete das Bundesministerium damit, in 
Deutschland seien nur drei Beratungsuntemehmen (eine 
Aktiengesellschaft und zwei Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung) in der Lage gewesen, den Umset- 
zungsplan so kurzfristig zu erstellen. Eines der Unterneh- 
men habe kein Angebot abgegeben. Ein zweites, dessen 
Angebot deutlich kostengünstiger gewesen sei, habe bei 
seiner Präsentation einen weniger leistungsstarken Ein- 
druck als das ausgewählte Unternehmen vermittelt. Ob- 
wohl sich der Auftragswert auf etwa 1,5 Mio. Euro belau- 
fen sollte, sei ein EU-weites Vergabeverfahren nicht 
notwendig gewesen; bei dem Umsetzungsplan habe es 
sich um eine Entwicklungsleistung eines „freiberuflich tä- 
tigen Unternehmens“ gehandelt. 

Der Vertrag mit dem Beratungsuntemehmen war bis zum 
Jahresende 2001 befristet, beinhaltete aber eine Verlänge- 
rungsoption, auf deren Gmndlage das Beratungsunter- 
nehmen noch vor Ende 2001 weitere Aufträge über 
200 000 Euro erhielt. Im Jahre 2002 erteilte das Bundes- 
ministerium nochmals drei Aufträge für weitere Leistun- 
gen mit einer Vergütung von mehr als der vierfachen 
Höhe des Ursprungsvertrages (insgesamt 6,5 Mio. Euro). 
Die Berater sollten nunmehr die zentrale Koordination 
von „BundOnline 2005“ durch das Bundesministerium, 
insbesondere durch Vorbereitung und Durchfühmng von 
Ressortbesprechungen, durch Erstellen von Präsentations- 
unterlagen sowie durch Steuemng und Hilfestellung bei 
BundOnline-Projekten vor Ort unterstützen. 

Das mit dem Beratungsuntemehmen vereinbarte Bmtto- 
honorar betmg rand 2 600 Euro pro Berater und Tag. 
Demgegenüber beliefen sich die durchschnittlichen Ho- 
norare für vergleichbare Leistungen nach Angaben der 
Dachverbände der Untemehmensberatungen zu dieser 
Zeit auf 1 300 Euro bis 1 350 Euro pro Beratertag. 

Fast zeitgleich mit den Folgeaufträgen an das Beratungs- 
untemehmen führte das für die Beschaffungen im gesam- 
ten Geschäftsbereich des Bundesministeriums zuständige 
Beschaffungsamt im Mai 2002 ein europaweites Vergabe- 
verfahren für Projektunterstützungskräfte durch. Diese 
sollten die Bundesverwaltung bei der Realisiemng ihrer 
Online-Dienstleistungen im Internet unterstützen. An dem 
Vergabeverfahren nahm auch das bislang vom Bundesmi- 
nisterium beauftragte Unternehmen als Bieter teil. Sein 
Angebot schied jedoch aus, da es preislich am höchsten 
und in der Leistungsbewertung niedriger lag. 


8.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass das Bun- 
desministerium die Leistungen im Juli 2001 ohne EU- 
weiten Wettbewerb vergeben hat. Dabei handelte es sich 
um typische Dienstleistungen der Beratung sowie der 
Leitungs- und Einfühmngsunterstützung einer ministe- 
riellen Projektleitung auf dem Gebiet der Organisation 
und der Informations- und Kommunikationstechnik. 

Der Bundesrechnungshof hat die Auffassung vertreten, 
dass die vom Bundesministerium gewählte Vergabeart sich 
nicht mit der Eilbedürftigkeit der vergebenen Leistungen 
begründen lässt; der Bedarf ist so früh bekannt gewesen, 
dass das Bundesministerium die Vergabe der notwendigen 
Beratungsdienstleistungen hinreichend vorbereiten und 
unmittelbar nach der Kabinettsentscheidung europaweit 
hätte durchführen können. Der Hinweis, bei dem Auftrag 
habe es sich um die Leistung eines „freiberuflich tätigen 
Unternehmens“ gehandelt, kann den Verzicht auf einen 
angemessenen Wettbewerb nicht rechtfertigen, weil alle 
drei zum Angebot aufgeforderten Unternehmen aufgrund 
ihrer Rechtsform nicht freiberuflich tätig waren. Ein Ver- 
gabeverfahren für die weiteren, noch vor Ende 2001, ins- 
besondere aber im Jahre 2002 zu vergebenden Leistungen 
hätte zu deutlich günstigeren Konditionen geführt, wie 
das Ergebnis eines vergleichbaren Vergabeverfahrens des 
Beschaffungsamtes zeigte. So ist das vereinbarte Tages- 
bruttohonorar von rund 2 600 Euro pro Berater rund dop- 
pelt so hoch wie die am Markt durchschnittlich gezahlten 
Beratungshonorare und damit weit überhöht gewesen. 
Aus der Differenz zwischen dem vom Bundesministerium 
vereinbarten und am Markt gezahlten Honorar errechnen 
sich für das Jahr 2002 Mehrausgaben von über 2,2 Mio. 
Euro; sie hätten über eine EU-weite Vergabe der IT-Pro- 
jektberatungsdienstleistungen deutlich vermindert werden 
können. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium auf- 
gefordert, künftig Dienstleistungen grundsätzlich im offe- 
nen Verfahren zu vergeben. Außerdem hat er das Bundes- 
ministerium gebeten, die Haftungs- und Regressfrage 
hinsichtlich der freihändigen Vergaben zu überhöhten 
Preisen in den Jahren 2001 und 2002 zu prüfen. 

8.3 

Das Bundesministerium hat mitgeteilt, die erforderlichen 
Beratungsleistungen hätten vor der Vergabe aufgrund der 
insgesamt in der Bundesverwaltung fehlenden eGovem- 
ment-Expertise nicht abschließend und eindeutig be- 
schrieben werden können. Man habe erstmals einen ganz- 
heitlichen und nachhaltigen Ansatz zur Reorganisation 
der Geschäftsprozesse der Bundesverwaltung durch Ein- 
satz von IT verfolgen wollen, für den allein Unternehmen 
mit spezifischem Know-how in Frage gekommen seien. 
Erfahrungen mit großen eGovemment-Projekten anderer 
Staaten und vergleichbare Referenzen für die geplanten 
deutschen Aktivitäten hätten nur die damals zur Ange- 
botsabgabe aufgeforderten Unternehmen gehabt. Die Ter- 
minsetzung durch den Kabinettbeschluss von Ende Juli 
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2001 mit einem Realisiemngszeitraum von nur zweiein- 
halb Monaten habe eine kurzfristige Entseheidung erfor- 
derlieh gemacht. 

Ein Vergabeverfahren für die Beratungsleistungen sei erst 
ab einem im November 2001 gefassten Kabinettbeschluss 
über die Umsetzung des Programms möglich gewesen. 
Die weiteren Vertragsverlängerungen bis Ende 2002 seien 
erforderlich gewesen, weil man im Januar 2002 die Ver- 
zögerungen bei dem parallel laufenden Vergabeverfahren 
der Projektunterstützungskräfte für die dezentralen Auf- 
gaben nicht habe absehen können. Da das Bundesministe- 
rium das geplante Finanzierungsprogramm gegenüber 
dem Bundesministerium der Finanzen nicht habe durch- 
setzen können, hätte ein anderes Beratungsuntemehmen 
oder eine Unterbrechung der Arbeiten zum Stillstand der 
Initiative führen können. Nachdem die Finanzierung auf 
eine Ressortumlage umgestellt worden sei, habe das Be- 
ratungsuntemehmen in besonderem Maße die für den 
Projekterfolg wichtigen Leitungsebenen der Bundesver- 
waltung von „BundOnline 2005“ überzeugen müssen. 

Die in den Jahren 2001 und 2002 vereinbarte Höhe der 
Beraterhonorare sei wegen Leistungen unterschiedlicher 
Qualität nicht mit denjenigen der Gewinner des Vergabe- 
verfahrens des Beschaffungsamtes im Jahre 2002 ver- 
gleichbar. So habe das Beratungsuntemehmen des Bun- 
desministeriums entscheidungsrelevante Parameter wie 
Art und Anzahl der Dienstleistungen, IT- Ausstattung und 
Finanzbedarf in der Bundesverwaltung ermittelt. Danach 
habe es ein gemeinschaftliches Vorgehen für die gesamte 
Bundesverwaltung und eine Umsetzungsstrategie erarbei- 
ten sowie die Überzeugungsarbeit auf Leitungsebene un- 
terstützen müssen. Diesen Auftrag habe das Beratungsun- 
temehmen durch eigene Beurteilung und planerische 
Entscheidungen erfüllt. Die gezahlten Honorare hätten 
den im Jahre 2002 durchschnittlich erreichten Honoraren 
für Strategieberatung auf Leitungsebene entsprochen. Au- 
ßerdem habe sich der Branchenumsatz im Jahre 2001 auf 
einem Allzeithoch befunden, das erst im Laufe des Jahres 

2002 abgenommen habe. Zu den Gründen, weshalb das 
Beratungsuntemehmen im EU- weiten Vergabeverfahren 
des Beschaffungsamtes nicht zum Zuge gekommen ist, 
hat sich das Bundesministerium nicht näher geäußert; die 
Leistungsfähigkeit dieses Unternehmens sei aber - lasse 
man den Angebotspreis außer Acht - mit Platz 2 bewertet 
worden. 

Das Bundesministerium hat schließlich mitgeteilt, es 
habe eine referatsübergreifende Arbeitsgmppe eingesetzt, 
die die Beanstandungen des Bundesrechnungshofes - hier 
die Haftungs- und Regressfrage - eingehend untersuche. 
Die Ergebnisse lägen noch nicht vor. 

8.4 

Die Einlassung des Bundesministeriums kann nicht über- 
zeugen, denn die Reorganisation von Geschäftsprozessen 
und entsprechende IT-Unterstützung sind für die Bundes- 
verwaltung keineswegs neu. Selbst bei einer nicht ab- 
schließend oder nicht eindeutig beschreibbaren Leistung 
hätte der Auftrag in einem EU-weiten Verhandlungs ver- 


fahren mit Vergabebekanntmachung vergeben werden 
müssen. Dem Bundesministerium ist es auch nicht gelun- 
gen, den Verzicht auf ein Vergabeverfahren mit besonde- 
rer Dringlichkeit der Leistung schlüssig zu begründen; 
seine Aufgabe, die Umsetzung der von ihm selbst betrie- 
benen eGovemment-lnitiative „BundOnline 2005“ zu ko- 
ordinieren, war ihm nicht erst seit dem Kabinettbeschluss 
Ende Juli 2001, sondern bereits seit September 2000 be- 
kannt. Auch die Einlassung, die Tätigkeiten seiner Bera- 
ter seien mit denen aus dem EU-weiten Vergabeverfahren 
des Beschaffungsamtes im Jahre 2002 nicht vergleichbar, 
überzeugt nicht. Weit überwiegend sind sie nicht einer 
„Strategieberatung auf Leitungsebene“, sondern reinen 
Unterstützungstätigkeiten oder Kemaufgaben der Minis- 
terialverwaltung zuzuordnen. Die hierfür gezahlfen Ho- 
norare lagen weit über entsprechenden Durchschnittsho- 
noraren. Durch die Einbrüche am Markt der „New 
Economy“ im Jahre 2001 hätten im Jahre 2002 deutlich 
günstigere Preise vereinbart werden können. 

Der Bundesrechnungshof bleibt deshalb bei seiner Auf- 
fassung, dass sich durch eine rechtzeitige europaweite 
Ausschreibung der Beratungsdienstleistungen für das Jahr 
2002 Mehrausgaben in Millionenhöhe hätten vermeiden 
lassen. 

9 Bedarf an kostspieliger externer 

Beratungsleistung unzureichend 

ermittelt 

(Kapitel 0602) 

9.0 

Das Bundesministerium des Innern hat den Bedarf an 
externer Beratungsleistung im Zusammenhang mit der 
Koordinierung der bis Ende des Jahres 2005 laufenden 
eGovemment-lnitiative ,, BundOnline 2005 “ vor der Auf- 
tragserteilung unzureichend ermittelt und später nicht 
sachgerecht überprüft. Anders als vorgesehen wurden die 
Berater nicht überwiegend, sondern nur zu 30 % in den 
Bundesbehörden vor Ort eingesetzt. Für die bis Ende des 
Jahres 2004 abgerechneten Beratungsleistungen lagen 
dem Bundesministerium des Innern keine Bestätigungen 
der jeweiligen Bundesbehörden vor. 

9.1 

Das Bundesministerium des Innern (Bundesministerium) 
hat im September 2002 auf der Grundlage eines EU-wei- 
ten Vergabeverfahrens zwei Rahmenverträge mit Bera- 
tungsuntemehmen abgeschlossen, die die Umsetzung der 
eGovemment-lnitiative „BundOnline 2005“ in den Res- 
sorts koordinieren sowie inhaltlich und organisatorisch 
unterstützen sollten, ln den Jahren 2002 bis 2004 zahlte 
das Bundesministerium 17,0 Mio. Euro für die vereinbar- 
ten Beratungsdienstleistungen. Es rechnet für das Jahr 
2005 mit weiteren Ausgaben von 7,5 Mio. Euro und wird 
damit bis Ende des Jahres 2005 insgesamt 24,5 Mio. Euro 
aufgewendet haben. Diese Ausgaben werden über eine 
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Umlage der betroffenen Bundesbehörden anhand eines 
mit den Ressorts abgestimmten Verteilerschlüssels finan- 
ziert. 

Nach den Vergabeunterlagen sollten die 27 eingesetzten 
Berater bis zu 80 % ihrer Leistungen in den Bundesminis- 
terien und deren nachgeordneten Behörden vor Ort erbrin- 
gen. Den Beratungsbedarf hatte das Bundesministerium 
im Jahre 2001 im Rahmen eines ersten Umsetzungsplans 
für „BundOnline 2005“ geschätzt. Auf dieser Grundlage 
erteilte es jeweils monatliche Einzelaufträge, in denen die 
notwendigen Personentage und Reisekostenpauschalen 
aufgrund von Schätzungen festgelegt sowie eine Vergü- 
tungsobergrenze vereinbart wurden. 

Die Vergütungen für die Beraterleistungen wurden nach 
Aufwand zu festen Stunden- oder Tagessätzen zuzüglich 
Reisekostenpauschalen gezahlt. Sie wurden monatsweise 
auf der Grundlage von so genannten „Leistungsnachwei- 
sen“, die dem Bundesministerium vorgelegt wurden, ab- 
gerechnet. 

Der Bundesrechnungshof stellte fest, dass 

• der für die Unterstützung der zentralen Koordinie- 
rungstätigkeiten erforderliche Beratungsbedarf des 
Bundesministeriums unzureichend ermittelt war, 

• die Berater nur 30 % ihrer Beratungsleistungen vor 
Ort erbrachten und 

• das Bundesministerium die sachliche und rechnerische 
Richtigkeit selbst bestätigte, ohne die Bundesbehör- 
den, die die Beraterdienstleistungen in Anspruch ge- 
nommen hatten, zu beteiligen. 

9.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass das Bun- 
desministerium den in den Rahmenverträgen und den mo- 
natlichen Einzelaufträgen vorgegebenen Beratungsbedarf 
unzureichend ermittelt hat. Die Tatsache, dass die Berater 
mit nur 30 % deutlich weniger als vorgesehen Beratungs- 
leistungen vor Ort erbrachten, lässt darauf schließen, dass 
auch solche Tätigkeiten abgerechnet wurden, die von dem 
erteilten Auftrag nicht erfasst waren. Der Bundesrech- 
nungshof hat dem Bundesministerium empfohlen, umge- 
hend zu prüfen, in welchem Umfang noch ein Bedarf bei 
den Bundesbehörden an einer Vor-Ort-Betreuung besteht. 
Auf diesem Wege können die Kosten für die externe Bera- 
tung insgesamt und deren Anteil für die zentrale Koordi- 
nierung von „BundOnline 2005“ gesenkt werden. 

Zudem hat das Bundesministerium die sachliche Richtig- 
keit des weit überwiegenden Anteils der abgerechneten 
Beraterleistungen selbst bescheinigt und deren Bezahlung 
angeordnet, ohne die erforderlichen Teilbescheinigungen 
der betreuten Bundesbehörden eingeholt zu haben. Das 
Bundesministerium konnte so nicht hinreichend beurtei- 
len, welche Beraterleistungen vor Ort beispielsweise für 
das im Jahre 2003 abgerechnete Ausgabenvolumen von 
2,5 Mio. Euro tatsächlich erbracht wurden. Der Bundes- 


rechnungshof hat das Bundesministerium aufgefordert, 
künftig darauf zu achten, dass Abrechnungen für Berater- 
leistungen vor Ort nur dann sachlich richtig gezeichnet 
und Haushaltsmittel an die beauftragten Unternehmen 
ausgezahlt werden, wenn entsprechende Teilbescheini- 
gungen der Behörden vorliegen, die die Beraterleistungen 
in Anspruch genommen haben. 

9.3 

Das Bundesministerium hat mitgeteilt, es habe den Um- 
fang der voraussichtlich monatlich oder auch quartals- 
weise erforderlichen Unterstützung durch die Berater mit 
seinen Einzelaufträgen bestimmt. Eine Vergütungsober- 
grenze sähen die mit den Beratungsuntemehmen geschlos- 
senen Rahmenverträge für Unterstützungsleistungen nicht 
vor. Die in der Bundesverwaltung gebräuchlichen und 
auch mit den Beratern geschlossenen standardmäßigen 
IT-Dienstleistungsverträge ließen eine nach Aufwand 
bestimmte Vergütung grundsätzlich zu. Der Bedarf an Un- 
terstützungsleistungen sei im Mai 2004 bei den Ressorts 
abgefragt worden; kein Ressort habe einen geringeren Be- 
treuungsbedarf gemeldet. 

Der Anteil vor Ort durchgeführter Betreuungen sei nicht 
maßgeblich für die den Ressorts erbrachten Beratungs- 
leistungen. Der Erfüllungsort der zu erbringenden Unter- 
stützungsleistungen könne dahingestellt bleiben. Aus- 
schlaggebend sei die als „Direkte Ressortbetreuung“ 
nachgewiesene Leistung, die auch die Betreuung der Res- 
sorts am Arbeitsplatz im Bundesministerium umfasse. 
Die Vor-Ort-Präsenz ergebe sich aus den Anforderungen 
der Ressorts. Entscheidend sei, wo der Berater die besten 
Bedingungen für seine Tätigkeit vorfinde. Im Übrigen 
hätten die Berater im Jahre 2005 einen Vor-Ort-Anteil 
von mehr als 50 % erreicht. Er entspreche der laut Aus- 
schreibung bezweckten Bandbreite der Verfügbarkeit von 
40 % bis max. 80 %. Nunmehr steuerten das Bundes- 
ministerium und die Ressorts den Einsatz der Berater fle- 
xibel und unter Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten mit dem 
Ziel, die Beratungsleistung bei den einzelnen Projekten 
wirksam werden zu lassen. Ein starrer Vor-Ort-Einsatz 
der Berater ohne Erfordernis könne unter Wirtschaftlich- 
keitsgesichtspunkten in keinem Fall gerechtfertigt wer- 
den. 

Das Bundesministerium stimmte dem Bundesrechnungs- 
hof darin zu, dass Teilbescheinigungen der betreuten Bun- 
desbehörden für die Feststellung der sachlichen Richtig- 
keit geeignet sind, den wirtschaftlichen Einsatz der Mittel 
und die gebotene Leistung besser beurteilen zu können. 
Seit Januar 2005 seien die Ressorts aufgefordert, eine Teil- 
bescheinigung der sachlichen Richtigkeit für die Arbeits- 
aufwände der Beratungsfirmen zu erstellen, die diese im 
Rahmen der „Direkten Ressortbetreuung“ im Auftrag der 
Ressorts erbringen. Das Bundesministerium übernehme 
nur noch die Zeichnung der Teilbescheinigungen zur sach- 
lichen Richtigkeit für denjenigen Arbeitsaufwand, der von 
den Beratern querschnittlich erbracht worden sei. 
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9.4 

Der Bundesrechnungshof nimmt zur Kenntnis, dass sich 
der Vor-Ort-Anteil der Beraterleistungen drei Jahre nach 
dem Vergabeverfahren zu Beginn des Jahres 2005 auf 
mehr als 50 % erhöht hat. Nach neuen Statistiken des 
Bundesministeriums entfallen nunmehr auch nur noch 
rund 15 % der Beratertätigkeiten auf die „Direkte Res- 
sortbetreuung“ an Arbeitsplätzen im Bundesministerium. 
Darüber hinaus hat das Bundesministerium ab August 
2004 den Umfang der Betreuung selbst um 10 % redu- 
ziert. 

Der Bundesrechnungshof sieht wesentliche Probleme der 
Beauftragung externer Berater im Zusammenhang mit der 
zentralen Koordinierung von „BundOnline 2005“ damit 
aber noch nicht gelöst: Die Zuordnung derjenigen Leis- 
tungen bleibt fraglich, die die Berater indirekt für die 
Ressorts, aber am Arbeitsplatz im Bundesministerium er- 
bringen. Sie werden unverändert pauschal und ohne nä- 
here Konkretisierung der „Direkten Ressortbetreuung“ 
zugeordnet. Viele der Ressortansprechpartner haben auf 
Nachfrage bestätigt, die Bundesbehörden als eigentliche 
Auftraggeber könnten nicht beurteilen, wie viele und wel- 
che Beratungsleistungen für sie erbracht werden. Nach 
Auffassung des Bundesrechnungshofes hat sich auch mit 
dem Ergebnis der Ressortbefragung vom Mai 2004 zum 
Bedarf an Unterstützungsdienstleistungen nicht feststel- 
len lassen, inwieweit der bisherige Beratungsbedarf kor- 
rekt bemessen war. Die Ressorts haben dort lediglich mit- 
geteilt, ob die bisherige Betreuung ausreichend war oder 
ob ein geringerer oder zusätzlicher Bedarf an externer Be- 
ratung bestand. Sie konnten nicht beurteilen, welche kon- 
kreten Beratungsleistungen für sie am Arbeitsplatz der 
Berater im Bundesministerium erbracht wurden. Das 
Bundesministerium sollte künftig detaillierte Aufträge er- 
teilen. Damit würde nicht nur deutlich, welche Aufgaben 
für die so genannte „Direkte Ressortbetreuung“ am Ar- 
beitsplatz im Bundesministerium oder direkt bei den Be- 
hörden vor Ort zu leisten sind. Das Bundesministerium 
kann damit auch überprüfen, in welchem Umfang der bis- 
herige Beratungsbedarf für die Ressorts weiterhin erfor- 
derlich ist. Durch detaillierte Aufträge bedarf es auch kei- 
ner Festlegung von Vergütungsobergrenzen. Je genauer 
der Aufwand bei der jeweiligen Beauftragung bestimmt 
wird, desto eher ist auch eine Abrechnung nach Aufwand 
möglich. 

Die vom Bundesministerium ab Januar 2005 von den Be- 
hörden erbetenen Teilbescheinigungen zum Beraterein- 
satz vor Ort erscheinen grundsätzlich geeignet, einen bes- 
seren Überblick über die Richtigkeit der eingereichten 
Rechnungen zu erhalten. Für Beraterleistungen, die an 
Arbeitsplätzen im Bundesministerium erbracht werden, 
hat das Bundesministerium anhand der von den Beratern 
vorzulegenden Tätigkeitsnachweise entsprechende Teil- 
bescheinigungen zu erteilen. Es kann damit die Verant- 
wortung dafür übernehmen, dass die Leistungen korrekt 
und vollständig erbracht wurden. 


10 Bisher kein ausreichender Bedarf der 
Bundesverwaitung an zentraien 
iT-Komponenten 

(Kapitel 0602 Titel 532 08) 

10.0 

Für zentrale IT-Komponenten, die die Bundesbehörden 
bei der Bereitstellung ihrer Dienstleistungen im Internet 
gemeinsam nutzen sollten, ist kein ausreichender Bedarf 
feststellbar gewesen. Bis Ende des Jahres 2005 waren für 
zentrale IT-Infrastrukturen, die alle Bundesbehörden un- 
terstützen sollen, 34 Mio. Euro eingeplant, obwohl weder 
verlässliche Daten über die Nutzung noch Wirtschaftlich- 
keitsbetrachtungen Vorlagen. Das für den IT-Einsatz der 
Bundesverwaltung ressortübergreifend zuständige Bun- 
desministerium des Innern hat das Ziel, durch einen brei- 
ten Einsatz der zentralen Systeme Synergien zu nutzen 
und Mehrfachentwicklungen zu vermeiden, nicht konse- 
quent verfolgt. 

10.1 

Das Bundeskabinett hat im November 2001 beschlossen, 
zentrale IT-lnfrastrukturen aufzubauen, die alle Bundes- 
behörden bei der Bereitstellung ihrer intemetfähigen 
Dienstleistungen unterstützen sollen. Es beauftragte das 
für den IT-Einsatz der Bundesverwaltung ressortübergrei- 
fend zuständige Bundesministerium des Innern (Bundes- 
ministerium), die dafür notwendigen zentralen Strukturen 
schaffen zu lassen. Seitdem wurden folgende informati- 
onstechnische Systeme, so genannte Basiskomponenten, 
und zu deren Betreuung spezielle Organisationseinheiten, 
so genannte Kompetenzzentren, zentral eingerichtet: 

• ein „Contentmanagement- System - Government Site 
Builder“, um das jeweilige Intemetangebot zu verwal- 
ten, 

• eine „Virtuelle Poststelle“ für hohe Anforderungen an 
die Datensicherheif, 

• ein eigener „Formularserver“ für alle zentral vorgehal- 
tenen elektronischen Formulare und 

• eine elektronische „Zahlungsverkehrsplattform - ZVP“. 

Mit den vereinheitlichten informationstechnischen Infra- 
struktursystemen verfolgte das Bundesministerium u. a. 
das Ziel, Synergien und damit erhebliche Einsparpoten- 
ziale in der Bundesverwaltung zu realisieren. Es sollten 
Größenvorteile genutzt sowie Mehrfachentwicklungen 
verhindert werden. Um diese Ziele zu erreichen, sollten 
die Basiskomponenten umfassend in der Bundesverwal- 
tung eingesetzt werden. 

Zum jeweiligen Bedarf und zur künftigen Nutzung der 
Basiskomponenten lagen dem Bundesministerium auch 
nach mehreren Ressortabstimmungen und intensiver Prä- 
sentation keine verbindlichen Absichtserklärungen der 
Ressorts vor. Ungeachtet dessen sollten bis Ende des Jah- 
res 2005 rund 34 Mio. Euro für die Basiskomponenfen 
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sowie die angeschlossenen Kompetenzzentren ausgege- 
ben werden. 

Daneben konnte das Bundesministerium zu Beginn des 
Jahres 2004 für keine der Basiskomponenten die haus- 
haltsrechtlich vorgeschriebenen Wirtschaftlichkeitsbe- 
trachtungen vorlegen, die verlässliche Aussagen zu den 
Kosten der Entwicklung sowie zu dem erwartenden Nut- 
zen ermöglichten. 

10.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass das Bun- 
desministerium das mit den Basiskomponenten verfolgte 
und in den Planungsunterlagen dargestellte Ziel, Syner- 
gien zu realisieren, Mehrfachentwicklungen zu vermei- 
den und über eine Systemvereinheitlichung Wissen zu 
bündeln, nicht konsequent umgesetzt hat. Zu lange hat es 
nicht geklärt, inwieweit die Basiskomponenten von den 
Bundesbehörden tatsächlich und damit wirtschaftlich ein- 
gesetzt werden. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesministerium 
empfohlen, aussagekräftige Kermzahlen für den Bedarf 
der Basiskomponenten für alle Bundesbehörden zu ermif- 
feln sowie die Gesamfkosfen und den Gesamtnufzen der 
Basiskomponenfen in Wirtschafflichkeifsbefrachtungen 
darzusfellen und diese entsprechend der Einführung der 
Basiskomponenfen forfzuschreiben. 

10.3 

Das Bundesminisferium haf entgegnef, es habe den Be- 
darf an Basiskomponenfen seit Beginn der Initiative 
„konsequent erhoben und laufend aktualisiert“. Es habe 
bereits im August 2001 auf die Notwendigkeit einer 
strukturierten Analyse der wesentlichen Komponenten 
verwiesen und unter Beteiligung der Ressorts ermittelt, 
welche technischen Komponenten diese benötigten und 
wo durch eine gemeinsame Entwicklung Synergien er- 
schlossen werden könnten. Den zahlenmäßigen Bedarf 
habe es zu Beginn der Initiative mit dem Ergebnis ge- 
schätzt, dass die Bundesverwaltung die Basiskomponen- 
ten mindestens 580-mal verwenden werde. Mit dieser 
Schätzung sollten die Einsätze aber nicht verbindlich ge- 
plant, sondern in erster Linie die am dringendsten benö- 
tigten technischen Lösungen identifiziert werden. Zudem 
hätten sich die Ressorts im Oktober 2001 gegen eine ver- 
bindliche Regelung ausgesprochen. Weiter sei das Bun- 
desministerium vom Kabinett im November 2001 beauf- 
tragt worden, die Basiskomponenten unverzüglich bereit- 
und deren Betrieb sicherzustellen. Ein Konzept für die 
Enfwicklung und den Einsafz der Basiskomponenfen, 
nach dem auch der spezifische Bedarf im Jahre 2002 er- 
hoben werden sollfe, habe es unmiftelbar im Anschluss an 
den Kabinettbeschluss vorgestellt. 


Das Bundesministerium hat eingeräumt, dass eine breite 
Verwendung mit den bisherigen Nutzungszahlen noch 
nicht erreicht sei. Es gehe aber davon aus, dass die Ein- 
sätze stetig steigen würden. Bis zum Ende des Jahres 
2005 würden die Basiskomponenten insgesamt 84-mal 
verwendet bzw. sei deren Einsatz sicher geplant. Hinzu 
kämen 56 voraussichtliche Einsätze. Der Bundesrech- 
nungshof verkenne, dass das Bundesministerium das Ziel 
einer verbindlichen Regelung und deren tatsächliche Um- 
setzung zum Einsatz der Basiskomponenten stets verfolgt 
habe. Das Bundesministerium habe im März 2005 einen 
Kabinettbeschluss zum verbindlichen Einsatz der Basis- 
komponenten herbeigeführt und damit die Voraussetzun- 
gen für einen standardisierten Einsatz der Basiskompo- 
nenten geschaffen. 

Daneben habe es entgegen den Feststellungen des Bun- 
desrechnungshofes Wirtschafllichkeitsüberlegungen den 
Realisierungsentscheidungen vorangestellt. So habe es im 
Rahmen der Finanzbedarfsabschätzung erhoben, welche 
Ausgaben beim Einsatz von zentral bzw. dezentral entwi- 
ckelten Komponenten anfielen; darauf basierend sei die 
Realisierung von zentralen Komponenten im Ressortkreis 
beschlossen worden. Seit Ende des Jahres 2004 lägen 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen vor, nach denen die 
Kosten den Nutzen weit überstiegen. Dies sei darauf zu- 
rückzuführen, dass der Nufzen nicht zentral bei demjeni- 
gen, der die Basiskomponente zur Verfügung sfelle, son- 
dern dezenfral mif den vor Ort erbrachten Online- 
Dienstleistungen erzielt werde. Die Basiskomponenten 
seien aber wirtschaftlich, sobald sie 40-mal eingesetzt 
würden. Welche Kriterien diesem Schwellenwert zu- 
grunde liegen, hat das Bundesministerium nicht mitge- 
teilt. 

10.4 

Der Bundesrechnungshof hält die Zielsetzung für richtig, 
mit der Einrichtung zentraler informationstechnischer 
und organisatorischer Infrastrukturen Synergien zu reali- 
sieren und Mehrfachentwicklungen zu vermeiden. Daraus 
resultierende Wirtschaftlichkeitspotenziale müssen auch 
nicht bereits demjenigen zugute kommen, der sie zuguns- 
ten oder als Grundlage für eGovemmenf-Anwendungs- 
sysfeme anderen Diensfleistem bereifstellt. Zentrale In- 
vestitionsausgaben lassen sich aber nur rechtfertigen, 
wenn die zentralen Komponenten so umfassend einge- 
setzt werden, dass der erwartete dezentrale Nutzen die 
Kosten deutlich übersteigt. 

Der Bundesrechnungshof bleibt dabei, dass das Bundes- 
ministerium wesentliche Schritte bei der Planung der 
Basiskomponenten versäumt hat. Weit hinter den Erwar- 
tungen des Bundesministeriums zurückgebliebene Nutz- 
erzahlen deuten darauf hin, dass die Bundesverwaltung 
bislang kaum Bedarf an Basiskomponenten hat (vgl. Ab- 
bildung). 
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Abbildung 


Ursprünglich geplante nnd derzeit absehbare Nntznng der 
Basiskomponenten von „BnndOnline2005“ 


Anzahl 



„Contentmanagement-System“ „Datensicherheit“ „Formularserver“ „Zahlungsverkehrsplattform“ 


■ Geplante Einsätze; □ Summe aus tatsächlichen, „sicher geplanten“ und „voraussichtlichen“ Einsätzen; 

Stand: November 2001 Stand: Februar 2005 


Das Bundesministerium hätte bereits bei der Vorbereitung 
des Kabinettbeschlusses im November 2001 absichern 
müssen, dass die Basiskomponenten in der Bundesver- 
waltung nicht nur breit eingesetzt werden, sondern auch 
der Bedarf an Basiskomponenten verbindlich geklärt ist, 
um Größenvorteile nutzen zu können. Mit Schätzungen 
auf der Grundlage einer groben Analyse der wesentlichen 
Komponenten lassen sich Ausgaben in Millionenhöhe 
nicht hinreichend rechtfertigen. 

Zudem ist nicht geklärt, inwieweit der vor Ort erwartete 
Nutzen der Basiskomponenten die bisher angefallenen 
Kosten kompensieren kann. Das Bundesministerium ist 
mit einer Finanzbedarfsabschätzung nicht der haushalts- 
rechtlich gebotenen Wirtschaftlichkeitsbetrachtung ge- 
recht geworden, mit der die Kosten einschließlich inter- 
ner Personal- und Sachkosten und der Nutzen, wie z. B. 
verkürzte Bearbeitungszeiten, vollständig transparent zu 
machen sind. 

Der Bundesrechnungshof erwartet, dass das Bundes- 
ministerium die Nutzerzahlen der Basiskomponenten so- 
wie der angeschlossenen Kompetenzzentren im Jahre 2006 
verbindlich ermittelt. Darauf basierend sollte es alsbald 


die Wirtschaftlichkeit der Basiskomponenten unter Be- 
rücksichtigung des vor Ort zu erzielenden Nutzens nach- 
weisen und den Schwellenwert für den wirtschaftlichen 
Einsatz nachvollziehbar belegen. Sofern sich die Wirt- 
schaftlichkeit des Einsatzes der Basiskomponenten nicht 
nachweisen lässt, sollte das Bundesministerium prüfen, 
inwieweit ein Weiterbetrieb vertretbar und ob dessen Fi- 
nanziemng sichergestellt ist. Hierbei wäre auch zu unter- 
suchen, durch welche Maßnahmen sich die Nutzerzahlen 
nachdrücklich erhöhen lassen. 

11 Schleppende Rückforderung von 

Lastenausgleichsleistungen bei 
Schadensausgleich in ehema- 
ligen Vertreibungsgebieten 

11.0 

Leistungen nach dem Lastenausgleichsgesetz sind durch 
die Ausgleichsverwaltung zurückzufordern, wenn die Be- 
troffenen einen Schadensausgleich in den ehemaligen 
Vertreibungsgebieten erhielten. 
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Das Bundesausgleichsamt hat versäumt, der Ausgleichs- 
verwaltung eine zeitnahe und umfassende Regelung für 
die Geltendmachung solcher Rückforderungsansprüche 
an die Hand zu geben. Zudem hat es die Rechtsentwick- 
lungen in einer Reihe von mittel- und osteuropäischen 
Staaten nicht dokumentiert. Dem Bundeshaushalt ent- 
standen zumindest Zinsverluste, die vermeidbar gewesen 
wären. Da inzwischen ein Großteil der Lastenausgleichs- 
vorgänge archiviert ist, bleiben Rückforderungen bisher 
auf wenige Verfahren beschränkt. 

11.1 

Aufgrund der veränderten politisehen Lage in den mittel- 
und osteuropäisehen Staaten sind dort vereinzelt im Zu- 
sammenhang mit der Vertreibung von Deutsehen früher 
erlassene Enteignungsdekrete und -gesetze aufgehoben 
oder geändert worden. Teilweise führen diese Reehtsän- 
derungen zu einem Ansprueh auf Sehadensausgleieh für 
Vertreibungssehäden. Ein soleher Ausgleieh begründet 
Rüekforderungsansprüehe des Bundes gegen Betroffene, 
die naeh dem Lastenausgleiehsgesetz Entsehädigungen 
erhalten hatten. 

Der Bundesreehnungshof prüfte, wie das Bundesaus- 
gleiehsamt (Bundesamt) in Fällen des Ausgleiehs von 
Vermögenssehäden in ehemaligen Vertreibungsgebieten 
vorging. Er stellte fest, dass das Bundesamt seit den Jah- 
ren 1992/1993 deutliehe Hinweise auf eine Entsehädi- 
gungsregelung in Ungarn sowie auf Mögliehkeiten für 
Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler aus Polen hatte, 
über ihr zurüekgelassenes, nieht enteignetes Vermögen 
wieder frei verfügen zu können (sog. polnisehe Belegen- 
heitsfälle). 

Für die ungarisehen Fälle verfügte das Bundesamt im 
Juni 1992, dass die Akten besonders zu kennzeiehnen 
sind, falls Unterlagen zur Vorlage bei ungarisehen Behör- 
den angefordert werden. Nähere Anweisungen zur 
Durehführung von Rüekforderungsverfahren ergingen 
nieht. Zehn Jahre später wandte sieh das Bundesamt über 
das Bundesministerium der Finanzen und das Auswärtige 
Amt an das ungarisehe Landesentsehädigungsamt mit der 
Bitte, die Namen und Adressen der Empfängerinnen und 
Empfänger ungariseher Enfsehädigungsleistungen in der 
Bundesrepublik Deutsehland zu übermitteln. Die ungari- 
sehe Seite maehte in einer Zwisehennaehrieht daten- 
sehutzrechtliehe Bedenken geltend, sodass bislang keine 
Rüekforderungen wegen Sehadensausgleieh möglieh wa- 
ren. 

Zu den polnisehen Belegenheitsfällen erteilte das Bun- 
desamt erstmals im Juli 2001 an die Ausgleiehsverwal- 
tung eine grundsätzliehe Anweisung, wie solehe Fälle 
aufgegriffen und Lastenausgleieh zurüekgefordert wer- 
den sollen, die es im November 2002 ergänzte und präzi- 
sierte. Die Ausgleiehsämter wurden dabei angewiesen, im 
Zuge der Arehivierung ihre Akten zu prüfen, ob es sieh 
um Fälle mit mögliehem Sehadensausgleieh und ggf ein- 
zuleitendem Rüekforderungsverfahren handelt. Rüekfor- 
derungen blieben bislang auf wenige Fälle besehränkt. 


Die verspätet erlassenen Regelungen führten zu verzöger- 
ten Einnahmen für den Bundeshaushalt. 

Inzwisehen haben die Ausgleiehsämter etwa 1,8 Millio- 
nen der 3,0 Millionen betroffenen Lastenausgleiehsvor- 
gänge arehiviert. Rund die Hälfte der arehivierten Fälle 
entfällt auf Deutsehe, die ehemals in Polen gelebt hatten. 
Allein im Zeitraum von 1980 bis 1992, in dem die Lasten- 
ausgleiehsverwaltung aueh eine Vielzahl polniseher Bele- 
genheitsfälle bearbeitete, sind insgesamt 1,9 Mrd. Euro an 
Lastenausgleiehsleistungen gewährt worden, von denen 
ein nieht bezifferbarer Betrag an aus Polen kommende 
Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler ausbezahlt wor- 
den ist. Das Bundesamt konnte nieht darlegen, wie die 
Rüekforderungsfälle wirtsehaftlieh sinnvoll aufgegriffen 
werden können. 

Aus den Akten des Bundesamtes war nieht erkennbar, ob 
es in einer Reihe von mittel- und osteuropäisehen Staaten 
die seinerzeit noeh nieht abgesehlossenen Reehtsentwiek- 
lungen weiter verfolgt hat. Teilweise endeten die entspre- 
ehenden Akten vor Jahren mit Einträgen wie „nieht be- 
kannt ist . . ., wie die Regelung gehandhabt wird“, „ob und 
wann der Gesetzesentwurf verabsehiedet wird, ist nieht 
bekannt“, oder mit nieht beantworteten Anfragen zu 
Reehtsänderungen. 

11.2 

Der Bundesreehnungshof hat beanstandet, dass dem Bun- 
desamt eine zeitnahe und umfassende Regelung für die 
Bearbeitung von Fällen fehlt, in denen Vermögenssehä- 
den in ehemaligen Vertreibungsgebieten ausgegliehen 
werden, für die die Befroffenen Lasfenausgleieh erhalfen 
hatten. Das Bundesamt hat der Ausgleiehsverwaltung bei 
den polnisehen und den mögliehen ungarisehen Rüekfor- 
derungsfällen nieht reehtzeitig Verfahrenregelungen zum 
Aufgreifen soleher Fälle an die Hand gegeben. Bis zur 
Anfrage an das ungarisehe Entsehädigungsamt und der 
Regelung zum Aufgriff der polnisehen Rüekforderungs- 
fälle vergingen mehrere Jahre naeh Kenntnis der Saeh- 
lage. Dadureh haben es die Ausgleiehsämter versäumt, 
vor der Arehivierung ihrer Akten Rüekforderungsmög- 
liehkeiten zu prüfen. Mögliehe Rüekforderungen von 
Lastenausgleiehsleistungen konnten deshalb nieht zeitnah 
geltend gemaeht werden, mit der Folge, dass mindestens 
vermeidbare Zinsverluste eingetreten sind. Die Arehivie- 
rung ersehwert es, Fälle aufzufinden, und führt zugleieh 
zu unnötiger Mehrarbeit. 

Daneben hat der Bundesreehnungshof bemängelt, dass 
das Bundesamt für die Rüekforderung von Lasfenaus- 
gleieh bedeufsame Reehtsenfwicklungen in anderen mit- 
tel- und osteuropäisehen Staaten nur unzureiehend doku- 
mentiert hat. Ein umfassender Überbliek über die 
Reehtsentwieklungen in den damaligen Vertreibungsstaa- 
ten konnte den Akten nieht entnommen werden. Dadureh 
bleibt offen, ob und inwieweit Rüekforderungsmöglieh- 
keiten im Zusammenhang mit dem Lastenausgleieh be- 
stehen. 
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11.3 

Das Bundesministerium des Innern (Bundesministerium) 
hat sieh nieht geäußert. Das Bundesministerium der Fi- 
nanzen, das die Dienstaufsieht im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium ausübt, hat sieh die Stellungnahme 
des Bundesamtes zu Eigen gemaeht. Das Bundesamt hat 
in seiner Stellungnahme darauf verwiesen, dass die Aus- 
gleichsämter vordringlich die Rückforderungsverfahren 
wegen Vermögensschäden im Beitrittsgebiet bearbeitet 
hätten und damit voll ausgelastet gewesen seien. Ein 
Zinsverlust für den Bund sei nicht entstanden, weil Rück- 
forderungen wegen Schadensausgleichs in den Vertrei- 
bungsgebieten nicht zusätzlich hätten erledigt werden 
können. 

Weil der Anteil der polnischen Belegenheitsfälle relativ 
gering sei, habe man die Archivierung dieser Akten nicht 
ausgesetzt. Wegen der Befürchtung, es könnte zu politi- 
schen Verwicklungen im Verhältnis zu Polen führen, wür- 
den polnische Fälle von Amts wegen grundsätzlich nicht 
mehr aufgegriffen. 

Detaillierte Regelungen zum Aufgriff ungarischer Fälle 
seien nicht erlassen worden, weil hier nicht ohne weiteres 
auf einen Schadensausgleich geschlossen werden könne. 
Da aus Ungarn keine Informationen erhältlich seien, sei 
die Ausgleichsverwaltung auf die gesetzliche Anzeige- 
pflicht angewiesen, um von den einschlägigen Fällen 
Kenntnis zu erhalten. 

Angesichts der geringen Zahl von Rückforderungen in 
den Vertreibungsgebietsfällen reiche es aus, wenn auch 
künftig lediglich konkreten Entwicklungen im Restitu- 
tions- bzw. Entschädigungsrecht der ehemaligen Vertrei- 
bungsstaaten nachgegangen werde. Entscheidend sei, 
dass die Betroffenen verpflichtet seien, den Schadensaus- 
gleich zu melden und nicht die Erfassung einschlägiger 
Rechtsentwicklungen. Diese Anzeigepflicht schränke zu- 
dem die Pflicht der Ausgleichsverwaltung ein, rückforde- 
rungserhebliche Sachverhalte zu ermitteln. Im Übrigen 
habe das Bundesamt die Rechtsentwicklung in den mittel- 
und osteuropäischen Ländern ausreichend beobachtet. 

Das Bundesamt hat sich zu der fehlenden, zeitnahen und 
umfassenden Regelung an die Ausgleichverwaltung nicht 
geäußert. 

11.4 

Die behauptete Auslastung der Ausgleichsämter mit 
Beitrittsgebietsfällen hätte das Bundesamt nicht hindern 
dürfen, die Erfassung und Durchführung von Rückfor- 
derungsverfahren wegen Schadensausgleich in Vertrei- 
bungsgebiefen zeitnah und umfassend zu regeln. Die 
Ausgleichsämter hätten mit Hilfe einer Aufgriffsregelung 
des Bundesamtes ohne großen zusätzlichen Aufwand bei 
der Archivierung der Akten die polnischen Belegenheits- 
fälle und alle übrigen Vorgänge, die für eine - ggf spä- 


fere - Rückforderung von Lasfenausgleichsleisfungen in 
Frage kommen, aussondem können. Die Akfen wären 
dann nicht im Lastenausgleichsarchiv in der Masse der 
Akten untergegangen und stünden für Rückforderungs- 
maßnahmen sofort bereit. Allein schon durch den da- 
durch bedingten Mehraufwand werden Rückforderungen 
verzögert und Zinsverluste verursacht. Gegen den Ein- 
wand des Bundesamtes, die polnischen Belegenheitsfälle 
machten einen relativ geringen Anteil aus, sprechen die 
gezahlten Lastenausgleichsleistungen. Da die Spätaus- 
siedlerinnen und Spätaussiedlern aus Polen nicht enteig- 
net wurden und sie dorthin frei einreisen können, gibt es 
Schadensausgleiche. Entsprechend dem Lastenaus- 
gleichsgesetz ist deshalb gewährter Schadensausgleich 
zurückzufordem. Etwaige außenpolitische Erwägungen 
können die Ausgleichsverwaltung von dieser Verpflich- 
tung nicht entbinden, solange die gesetzlichen Regelun- 
gen fortbestehen. 

Der Bundesrechnungshof bleibt bei seiner Einschätzung, 
dass die Anfrage an die ungarische Behörde bereits einige 
Jahre früher hätte gerichtet werden müssen, um Rückfor- 
derungen bei Schadensausgleich zügig geltend machen zu 
können. Jede Verzögerung birgt mit zunehmender Zeit- 
dauer die Gefahr, dass berechtigte Ansprüche nicht mehr 
oder schwerer durchsetzbar sind. 

Der Hinweis auf die Verpflichtung Betroffener, einen 
Schadensausgleich anzuzeigen, kann nicht entschuldigen, 
dass dem Bundesamt der Überblick über die Rechtsent- 
wicklungen in ehemaligen Vertreibungsstaaten fehlt. Ohne 
Kenntnis der Rechtsentwicklungen kann die Ausgleichs- 
verwaltung nicht beurteilen, ob Schäden in einzelnen 
Ländern ausgeglichen werden und dadurch Rückfor- 
derungsansprüche nach dem Lastenausgleichsgesetz ent- 
stehen. Die bestehende Anzeigepflicht entbindet die 
Ausgleichsverwaltung nicht von ihrer Amtsermittlungs- 
pflicht. Das Bundesamt hat dafür zu sorgen, dass der 
Bundeshaushalf die ihm nach dem Lasfenausgleichsge- 
sefz zusfehenden Einnahmen erhält. Es kann nicht davon 
ausgegangen werden, dass Schadensausgleiche pflichtge- 
mäß gemeldet werden. Dies zeigen auch die bisherigen 
Rückforderungsvorgänge, die ganz überwiegend die Aus- 
gleichsverwaltung selbst einleitete und nicht auf Meldun- 
gen der Ausgleichsempfängerinnen und Ausgleichsemp- 
fänger zurückzuführen waren. Hinzu kommt, dass bereits 
im Zuge der Archivierung eine Aufgriffsregelung not- 
wendig ist, um späteren Mehraufwand für das Auffinden 
enfsprechender Akten zu vermeiden und um zeitnahe 
Rückforderungen geltend zu machen. 

Das Bundesamt bleibt trotz der Auslastungsprobleme auf- 
gefordert, eine umfassende Regelung für gegenwärtige 
und künftige Rückforderungen wegen Schadensausgleich 
in ehemaligen Vertreibungsgebieten zu erlassen sowie 
weiterhin die Entwicklung des Restitutions- und Entschä- 
digungsrecht in den mittel- und osteuropäischen Staaten 
zu beobachten und zu dokumentieren. 
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Bundesministerium der Finanzen 

(Einzelplan 08) 


12 Fach- und Finanzverantwortung 
zusammenführen 

12.0 

Der Bundeshaushalt berücksichtigt das Verursacherprin- 
zip nicht in allen geeigneten Bereichen. Fach- und 
Finanzverantwortung fallen vielfach auseinander. So 
werden Mittel im Bundeshaushalt bislang ganz überwie- 
gend dort veranschlagt, wo die Ausgaben anfallen. Es 
bleibt grundsätzlich unberücksichtigt, wer sie verursacht 
hat oder wem die Leistungen und entstehende Folgekos- 
ten zuzurechnen sind. Damit fehlen Anreize, Aufgaben 
und Leistungen kritisch zu hinterfragen, ob und in wel- 
chem Umfang sie notwendig sind und ob sie in der 
erforderlichen Qualität erbracht werden. 

Der Bundesrechnungshof sieht in der konsequenten 
Zusammenführung von Fach- und Finanzverantwor- 
tung eine Möglichkeit, wirtschaftliches Fbandeln zu för- 
dern und eine nachhaltige Aufgabenkritik zu unterstüt- 
zen. 

12.1 

Die von der Bundesregierung angestrebte Verwaltungs- 
modemisierung zielt u. a. darauf ab, das Handeln des öf- 
fentliehen Sektors im Binnen- und Außenverhältnis ver- 
stärkt an den erzielten Wirkungen auszuriehten. Wiehtige 
Ansatzpunkte hierfür sind Transparenz, Dezentralisierung 
und Verantwortung. Leistungsbeziehungen sowie Kosten 
und Ergebnisse der Verwaltung sind in mögliehst großem 
Umfang transparent zu maehen und den Verursaehem zu- 
zuordnen. Die vielfaeh getrennte Faeh- und Finanzverant- 
wortung soll zusammengeführt und dureh eine abgestufte, 
weitgehend delegierte Kosten- und Ergebnisverantwor- 
tung ergänzt werden. 

Die Bundesregierung sieht in der Einführung betriebs- 
wirtsehafllieher Instrumente eine wiehtige Voraussetzung 
für die Modernisierung der öffentliehen Verwaltung. So 
soll die vom Bundesministerium der Finanzen (Bundes- 
ministerium) betreute standardisierte Kosten- und Leis- 
tungsreehnung (KLR) des Bundes u. a. die Transparenz 
von Kosten und Leistungen verbessern. Damit sollen 
wirtsehaflliehes Verhalten gefördert sowie eine mögliehst 
klare und unmittelbare Ressoureenverantwortung ermög- 
lieht und unterstützt werden. 

Der Bundesreehnungshof stellte fest, dass die Bundesre- 
gierung das Verursaeherprinzip und die Zusammenfüh- 
rung von Faeh- und Finanzveranfwortung noeh nieht in 
allen geeignefen Bereiehen umgesefzf haf. So riehfef sieh 
die Veransehlagung von Mitteln im Bundeshaushalf bis- 
lang noeh ganz überwiegend danaeh, wo die Ausgaben 
anfallen. Es bleibt grundsätzlieh unberüeksiehtigt, wer sie 


verursaeht hat oder wem die Leistungen zuzureehnen 
sind. Damit fehlen Anreize, Aufgaben und Leistungen im 
Hinbliek auf ihre Notwendigkeit, ihren Umfang und ihre 
Qualität kritiseh zu hinterfragen. 

12.1.1 

Im Bundeshaushalt werden Mittel, die einzelne Ressorts 
für eigene Vorhaben in Ansprueh nehmen können, teil- 
weise an zentraler Stelle veransehlagt. So weist der Ein- 
zelplan 60 seit dem Naehtragshaushalt 1993 z. B. Mittel 
für Beratungsleistungen externer Dritter für besfimmfe 
Unfersuehungen und Pilotprojekfe aus. Es isf nieht festge- 
legt, welehe Stellen in der Bundesverwaltung diese Mittel 
in Ansprueh nehmen werden. Der Bundesreehnungshof 
stellte fest, dass die zentral und „anonym“ veransehlagten 
Mittel teilweise unwirtsehaftlieh verwendet wurden. Be- 
hörden bemühten sieh häufig mit Erfolg, Mittel aus dem 
gemeinsamen Topf zu erhalten, aueh wenn ihre Projekte 
nieht vordringlieh oder noeh nieht planungsreif waren. 
Vielfaeh verfügten sie über eigene Haushaltsmittel, die 
sie jedoeh nieht einsetzten. 

Der Bundesrechnungshof hält es für erforderlich, benö- 
tigte Haushaltsmittel möglichst direkt im Haushalt der je- 
weiligen Behörde zu veranschlagen und so Fach- und 
Finanzverantwortung zusammenzuführen. Die zenfrale 
Veranschlagung von Haushaltsmitteln verwischt die Kos- 
tenverantwortung der einzelnen Behörden und kann zu 
Mitnahmeeffekten führen. Der Bundesrechnungshof 
empfiehlt daher, Mittel nur in begründeten Ausnahmefäl- 
len zentral im Bundeshaushalt einzustellen. 

12.1.2 

ln der Bundesverwaltung erbringen Behörden verschie- 
denartige Leistungen für andere Sfellen des Bundes. Da- 
bei weisen in der Regel die leisfenden Behörden die Aus- 
gaben in ihren Haushalfen aus. Die Empfänger müssen in 
den meisfen Fällen die Kosfen nicht tragen. So bietet die 
Bundesakademie für öffenfliche Verwaltung als zentrale 
Dienstleistungsbehörde innerhalb ihres Standardpro- 
gramms Fortbildung für Angehörige der öffentlichen Ver- 
waltung an, ohne dass deren Dienststellen die damit ver- 
bundenen Kosten tragen müssen. Teilweise übernimmt 
sie zudem die Reisekosten der Teilnehmerinnen und Teil- 
nehmer. 

Auch das Bundesverwaltungsamt und das Bundesamt für 
Finanzen' erbringen eine Reihe von Dienstleistungen für 


1 Im Rahmen der Neuausrichtung der Bundesfinanzverwaltung wird 
mit Beginn des Jahres 2006 das bisherige Bundesamt für Finanzen in 
vier Nachfolgeeinrichtungen aufgeteilt. Dienstleistungsaufgaben 
werden dann insbesondere vom „Bundesamt für zentrale Dienste und 
offene Vermögensfragen“ und vom „Zentrum für Informationsverar- 
beitung“ wahrgenommen. 
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andere Behörden. Eine Kostenerstattung durch die Auf- 
trag gebenden Behörden ist nicht durchgehend vorgese- 
hen. Ähnlich verhält es sich mit den Flugbereitschaften 
des Bundesministeriums der Verteidigung und der Bun- 
despolizei oder bei Statistiken, die das Statistische Bun- 
desamt im Auftrag der federführenden Fachressorts er- 
stellt. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes mangelt es 
an einem Sparanreiz, wenn die Behörde, die die Leistun- 
gen empfangt, nicht die dafür anfallenden Kosten zu tra- 
gen hat. Zudem erhält die leistende Behörde einen Wett- 
bewerbsvorteil vor anderen, externen Anbietern, weil ihre 
Leistungen als kostenlos erscheinen. Damit fehlt aber 
auch ein wichtiges Steuerungsinstrument, um das Ange- 
bot und die Qualität der Leistung an den tatsächlichen 
Bedarf anzupassen und zu verbessern. Der Bundesrech- 
nungshof fordert daher, die Leistungsströme innerhalb 
der Bundesverwaltung und zwischen einzelnen Behörden 
sichtbar zu machen und zu bewerten. Mittel für Aufträge 
an andere Behörden sollten grundsätzlich beim Besteller 
veranschlagt und der leistenden Behörde erstattet werden. 
Durch eine solche Verrechnung innerhalb des Bundes- 
haushalts würde das Verursacherprinzip nachhaltig ge- 
stärkt. Dabei sollte die Verrechnung auf solche Leistun- 
gen beschränkt werden, die die abnehmende Behörde 
beeinflussen kann, die sie aktiv veranlasst. Denkbar ist 
auch ein Leistungskatalog, in dem alle verrechenbaren 
Leistungen ab einer relevanten Größenordnung abschlie- 
ßend aufgeführt wären. 

12.1.3 

Bedeutende Kosten werden im Bundeshaushalt derzeit 
unzureichend oder gar nicht dargestellt und somit auch 
nicht den Verursachern zugeordnet. Wenn Behörden bei- 
spielsweise Liegenschaften des Bundes nutzen, veran- 
schlagen sie nach der bisherigen Haushaltspraxis nur Mit- 
tel für Bewirtschaftung und Unterhaltung (Nebenkosten). 
Kalkulatorische Kosten, z. B. Abschreibungen auf die 
Substanz und Zinsen für das eingesetzte Kapital, werden 
nicht berücksichtigt. Die Behörden werden so nicht mit 
allen von ihnen verursachten Kosten belastet. Damit fehlt 
für sie der Anreiz, möglichsf sparsam und wirfschaftlich 
mit der Ressource Liegenschaften umzugehen. 

Der Bundesrechnungshof hatte aufgrund früherer Prüfun- 
gen gefordert, die Liegenschaften besser zu verwalten 
und wirtschaftlicher zu nutzen. Dazu sollten geeignete 
Verfahren entwickelt werden (vgl. Bemerkungen 1998, 
Bundestagsdrucksache 14/29 Nr. 19). Die neu gegründete 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (Anstalt) bekam 
nun insbesondere die Verwaltung von Dienstliegenschaf- 
ten des Bundes nach kaufmännischen Gesichtspunkten 
übertragen. Grundsätzlich soll die Anstalt bis Ende des 
Jahres 2010 das Eigentum an allen Dienstliegenschaften 
des Bundes erlangen und mit einem „Einheitlichen Lie- 
genschaftsmanagement“ professionell verwalten. Die An- 
stalt und die nutzenden Behörden sollen ein Vermieter- 
Mieter- Verhältnis eingehen. Für die Behörden wird es 


dann grundsätzlich keinen Unterschied mehr machen, ob 
sie Bundesliegenschaften oder fremd angemietete Lie- 
genschaften nutzen. Die Anstalt belastet sie für die ge- 
nufzfen Gebäude oder Einrichtungen verursacherorien- 
tiert mit Mieten, die sie in ihren Haushalten zu 
veranschlagen haben. 

Der Bundesrechnungshof hat das der Anstalt übertragene 
„Einheitliche Liegenschaftsmanagement“ grundsätzlich 
befürwortet. Durch ein übergreifendes Liegenschaftsma- 
nagement können Wirtschaftlichkeitspotenziale bei der 
Nutzung und Verwaltung der Dienstgebäude erschlossen 
werden. Er hat in der gesteigerten (Finanz-) Verantwor- 
tung der die Bundesliegenschaften nutzenden Behörden 
einen wesentlichen Anreiz zu wirtschaftlichem Verhalten 
gesehen. 

12.1.4 

Der Bundesrechnungshof hat auch bei den Versorgungs- 
ausgaben des Bundes die Notwendigkeit gesehen, das 
Verursacherprinzip zu stärken. Derzeit bewirtschaftet das 
Bundesministerium die zentral im Einzelplan 33 hierfür 
veranschlagten Mittel. Seit dem Haushaltsjahr 1999 wer- 
den diese nachrichtlich den Ressorts zugeordnet, aus de- 
ren Dienst die Versorgungsempfänger in den Ruhesfand 
gefrefen sind. 

Die geänderte Darstellung führte zu einer höheren Trans- 
parenz der Versorgungsausgaben. Allerdings werden sie, 
wie bisher, zentral veranschlagt und sind zudem gegen- 
seitig deckungsfähig. Daher fragen die Ressorts auch wei- 
terhin nicht unmittelbar die finanziellen Lasten für die 
von ihnen veranlassfen Versorgungsausgaben. 

Der Bundesrechnungshof hatte empfohlen, in den Haus- 
haltskapiteln der einzelnen Behörden Beiträge für die 
künftigen Versorgungsansprüche der aktiven Beamtinnen 
und Beamten zu veranschlagen, um jede Behörde Verur- 
sacher- und zeitgerecht mit Pensionsaufwendungen zu 
belasten. 

Das Bundesministerium des Innern legte im Juni 2003 ei- 
nen Entwurf für ein Ersfes Gesefz zur Änderung des Ver- 
sorgungsrücklagegesefzes vor. Die Ressortabsfimmung 
wurde im Juli 2004 mif einem überarbeifefen Entwurf 
fortgesetzt. Der Gesetzentwurf sah u. a. vor, für alle ab ei- 
nem Stichfag neu eingesf elften Beamtinnen und Beamfen, 
Soldatinnen und Soldafen sowie Richterinnen und Richter 
in der Bundesverwaltung im jeweiligen Haushalt Versor- 
gungsrückstellungen zu veranschlagen. Diese sind dem 
Sondervermögen „Versorgungsfonds des Bundes“ zuzu- 
führen, aus dem späfer die Versorgungszahlungen geleis- 
tet werden soften. Die Ressortabstimmung zu diesem Ge- 
setzentwurf konnte bislang nicht beendet werden, sodass 
auch noch kein Beschluss des Kabinetts vorliegt. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bestreben der Bundes- 
regierung begrüßt, Versorgungsausgaben für neu zu beru- 
fende Bediensfefe künftig nicht mehr aus dem laufenden 
Haushalt, sondern aus einem Sondervermögen zu zahlen. 
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Der Aufbau eines solehen Sondervermögens ist aueh im 
Sinne des Verursaeherprinzips, weil jede Behörde und je- 
des Ressort die erforderliehen Beiträge aus ihren Haus- 
haltsmitteln leisten müsste. Damit würden die Personal- 
kosten erstmals vollständig im Bundeshaushalt abgebildet 
und konkret zugeordnet. Der Bundeshaushalt würde 
transparenter und die Verantwortung der einzelnen Be- 
hörden gestärkt. Die gesetzesvorbereitenden Arbeiten 
sollten deshalb weitergeführt und der Entwurf dem Parla- 
ment alsbald zur Entseheidung vorgelegt werden. 

12.2 

Der Bundesreehnungshof hält es für erforderlieh, eine 
mögliehst verursaeherorientierte Veransehlagung im Bun- 
deshaushalt in weiteren Bereiehen einzuführen. Ein ge- 
stärktes Verursaeherprinzip trägt naeh seiner Einsehät- 
zung wirksam dazu bei, Aufgaben und Verfahren kritiseh 
zu reflektieren. Nur konkret zugeordnete Ausgaben und 
Kosten im Sinne einer zusammengeführten Faeh- und Fi- 
nanzverantwortung bieten hinreiehende Anreize für wirt- 
sehaftliehes Handeln und sparsamen Ressoureenver- 
braueh. 

Da die Einführung der KLR in den Behörden weiter vo- 
ransehreitet, sollten die von ihr bereitgestellten Daten ver- 
stärkt für die Zusammenführung von Faeh- und Finanz- 
verantwortung und zur Festigung des Verursaeherprinzips 
genutzt werden. Der Bundesrechnungshof hat hier noch 
einen deutlichen Nachholbedarf gesehen. Demgegenüber 
hat er bei den Ressorts und Behörden bislang keine ausge- 
prägte Bereitschaft erkannt, diese Bestrebungen aktiv zu 
unterstützen. 

Der Bundesrechnungshof hat deshalb angeregt, der Zu- 
sammenlegung von Fach- und Finanzverantwortung neue 
Impulse zu geben. Dabei hat er bereits bestehende An- 
sätze, wie das „Einheitliche Liegenschaftsmanagement“ 
oder die Veranschlagung einer Versorgungsrücklage, be- 
stärkt. Die Verfahren sollten alsbald in den Wirkbetrieb 
gehen oder umgesetzt werden. Darüber hinaus sollten 
weitere Bereiche identifiziert werden, in denen das Verur- 
sacherprinzip und eine dezentrale Ressourcenverantwor- 
tung stärker verankert werden können. Nach Auffassung 
des Bundesrechnungshofes sollte das Bundesministerium 
die Bemühungen, Mittel verstärkt verursacherorientiert 
zu veranschlagen, durch ein wirksames Projektmanage- 
ment mit Zielvorgaben und zeitlichen Meilensteinen un- 
terstützen. 

12.3 

Das Bundesministerium hat betont, es sei Hauptaufgabe 
der KLR, die Verknüpfung von Verwaltungsleistungen 
und Ressourcenverbrauch transparent zu machen. Neben 
ihrer Funktion als behördenintemes Steuerungsinstru- 
ment diene sie in vielen Behörden bereits zur Berechnung 
von Kosten als Grundlage von Gebührenfestsetzungen. 


Im Rahmen des Pilotprojekts Produkthaushalt werde er- 
probt, inwieweit Daten aus der KLR für eine stärker er- 
gebnisorientierte Haushaltswirtschaft nutzbar zu machen 
sind. 

Dem Anliegen des Bundesrechnungshofes, die erforderli- 
chen Mittel verursacherorientiert zu veranschlagen, 
werde im Bereich des Liegenschaftsmanagements mit der 
Gründung der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
Rechnung getragen. Das Bundesministerium erwarte 
hiervon eine Effizienzsteigerung infolge einer Aufgaben- 
kritik und dem möglichen Vergleich mit anderen Leis- 
tungsanbietem. 

12.4 

Der Bundesrechnungshof sieht sich durch die Hinweise 
des Bundesministeriums in seiner Forderung bestärkt, 
den Ressourcenverbrauch für Aufgaben der Bundesver- 
waltung möglichst transparent zu gestalten und in allen 
geeigneten Fällen die Fach- und Finanzverantwortung zu- 
sammenzuführen. Der Bundesrechnungshof hält es für er- 
forderlich, dass das Bundesministerium die Möglichkei- 
ten einer verursacherorientierten Veranschlagung weiter 
verfolgt, um einen wirtschaftlichen Umgang mit Haus- 
haltsmitteln zu fördern. Der Bundesrechnungshof regt an, 
grundsätzlich darauf zu verzichten, Mittel zentral zu ver- 
anschlagen. Kosten für zentrale Einrichtungen und die 
Serviceleistungen anderer Behörden sollten in einem ge- 
eigneten, unbürokratischen Verfahren verrechnet werden. 
Fach- und Finanzverantwortung zusammenzuführen be- 
deutet auch, künftige Kosten angemessen im Bundes- 
haushalt abzubilden und die entsprechenden Ausgaben 
den Verursachern zuzuordnen. 

13 Standardisierte Kosten- und Leistungs- 
rechnung des Bundes zur Optimierung 
aiigemeiner Verwaitungsaufgaben 
wirkungsvoiier nutzen 

13.0 

Die Behörden der Bundesverwaltung nutzen die standar- 
disierte Kosten- und Leistungsrechnung noch zu wenig 
zur Verbesserung des Verwaltungshandelns. Interne Ana- 
lysen der Kosten und Leistungen oder übergreifende Ver- 
gleiche allgemeiner Verwaltungsaufgaben sowie ein da- 
rauf aufbauendes ,, Lernen vom Besten“ werden nur sel- 
ten vorgenommen. 

Nach Ansicht des Bundesrechnungshofes stellt ein Mitte 
des Jahres 2004 vom Bundesministerium der Finanzen 
ins Leben gerufener Vergleichszirkel einen ersten Ansatz 
dar, die sich aus der Kosten- und Leistungsrechnung er- 
gebenden Möglichkeiten für zwischenbehördliche Leis- 
tungsvergleiche besser zu nutzen. Die Instrumente und 
Verfahren sind zügig weiter zu entwickeln. 
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13.1 

Im Jahre 1997 legte das Bundesministerium der Finanzen 
(Bundesministerium) ein Faehkonzept für eine standardi- 
sierte Kosten- und Leistungsreehnung (Standard-KLR) in 
der Bundesverwaltung vor. Dieses stellt die methodisehe 
Grundlage für eine Kosfen- und Leistungsrechnung dar, 
die nach der Bundeshaushaltsordnung in allen geeigneten 
Bereichen der Bundesverwaltung einzufiihren ist. Das 
zentrale Anliegen der Standard-KLR besteht darin, die 
Transparenz von Kosten und Leistungen zu verbessern 
und wirtschaftliches Verhalten auf allen Ebenen zu for- 
dern. Mittels Kennzahlen sollen Informationen adressa- 
tengerecht - auch für die politische Führung oder für par- 
lamentarische Gremien - aufbereitet werden können. Für 
die Erprobung und Fortschreibung der Standard-KLR des 
Bundes ist das Bundesministerium zuständig. Es nimmt 
koordinierende und übergreifende Aufgaben wahr und or- 
ganisiert einen zwischenbehördlichen Erfahrungsaus- 
tausch. 

13.1.1 

Kernstück der Standard-KLR sind die so genannten exter- 
nen und internen Produkte, die alle Aufgaben der Behör- 
den beschreiben. Mit Hilfe der kosten- und leistungsmä- 
ßig erfassten Produkte lassen sich Aussagen darüber 
treffen, ob die eingesetzten Ressourcen in einem ange- 
messenen Verhältnis zu den Leistungen und Zielen ste- 
hen. Dabei bilden die externen Produkte alle die Aufga- 
ben ab, die eine Behörde nach außen erbringt. Die für den 
Dienstbetrieb erforderlichen allgemeinen Verwaltungs- 
aufgaben werden als interne Produkte beschrieben. Diese 
Aufgaben der Zentralbereiche finden sich in nahezu allen 
Behörden in vergleichbarer Form wieder, z. B. Reisekos- 
tenbearbeitung, Reinigungsdienst oder Fahrdienst. Sie 
sind deshalb auch zwischenbehördlichen Vergleichen und 
einem „Wettbewerb der Besten“ zugänglich. 

Das Fachkonzept der Standard-KLR sieht für diese Auf- 
gaben einen festen - inzwischen überarbeiteten - Katalog 
so genannter allgemeiner Verwaltungsprodukte vor, der 
als einheitliche Grundlage für Vergleiche und Analysen 
dient. Er enthält 27 Produkte aus den Bereichen der Lei- 
tungs- und Managementaufgaben, der Personalfuhrung 
und -Verwaltung, von Organisation, Haushalt und KLR, 
der Informationstechnologie und der Servicefunktionen. 
Für alle im Katalog festgelegten allgemeinen Verwal- 
tungsaufgaben bestehen Produktsteckbriefe. Diese ent- 
halten u. a. Produktziele sowie zu ermittelnde Kennzah- 
len und Qualitätskriterien. 

Auf dieser Basis sollen systematische Analysen und Ver- 
gleiche aufzeigen, mit welchen Mitteln, auf welche Art 
und mit welcher Qualität die Behörden ihre vergleichba- 
ren Aufgaben wahmehmen. Der interne Austausch dieser 
Informationen und Kennzahlen soll einen Quasi-Wettbe- 
werb zwischen den Behörden fordern sowie Lernprozesse 
und Effizienzgewinne durch eine Ausrichtung am Besten 
anstoßen. Das Ziel, den Ressourceneinsatz zu optimieren, 
indem interne Serviceprozesse anhand „bester Lösungen“ 
standardisiert und weitere zentralisiert werden, bekräf- 
tigte das Bundeskabinett noch einmal im Jahre 2004. 


13.1.2 

Der Bundesrechnungshof prüfte mit Unterstützung des 
Prüfungsamtes des Bundes Berlin querschnittlich Einsatz 
und Anwendung der allgemeinen Verwaltungsprodukte im 
Rahmen der KLR. Er stellte fest, dass die geprüften Behör- 
den von den Vorgaben in der Standard-KLR abwichen, 
z. B. hinsichtlich der Produktkataloge. So schwankte die 
Anzahl der Produkte und Teilprodukte für den allgemei- 
nen Verwaltungsbereich bei den geprüften Behörden zwi- 
schen 26 und 92. 

Ferner verwendeten die geprüften Behörden wesentliche 
Elemente der Produktsteckbriefe für den allgemeinen 
Verwaltungsbereich zum Teil nicht oder abweichend von 
den Vorgaben der Standard-KLR. So erfassten und be- 
werteten sie überwiegend Menge und Qualität der Ver- 
waltungsdienstleistungen nicht oder unzureichend. Auch 
die Verfahren zur Erfassung und Verbuchung der Kosten 
wiesen erhebliche Unterschiede auf 

Die geprüften Behörden nutzten den Produktkatalog nicht 
zur Planung, Steuerung und Kontrolle ihrer Kosten und 
Leistungen. Die notwendige Verbindung mit weiteren In- 
strumenten des „Neuen Steuerungsmodells“, z. B. Ziel- 
vereinbarungen und Berichtswesen, blieb zumeist aus. 
Bemühungen, die Kosten und Leistungen der eigenen 
Verwaltung mit denen anderer Behörden zu vergleichen, 
waren nicht oder erst in Ansätzen vorhanden. 

Mitte des Jahres 2004 initiierte das Bundesministerium 
einen Vergleichszirkel zu den allgemeinen Verwaltungs- 
produkten, der sich auf Informationen aus dem KLR-Be- 
trieb stützen sollte. Bislang schlossen sich 15 Behörden 
diesem Zirkel an. Von den 27 in der Standard-KLR vorge- 
sehenen Verwaltungsprodukten sind zurzeit für die drei 
Produkfe „Personalfluktuation“, „Fort- und Weiterbil- 
dung“ und „Haushaltsplanung und Haushaltsaufstellung“ 
erste Vergleichsansätze vorgesehen. Verglichen werden 
sollen zunächst nur die für die Produkfe aufgewandten 
Personalstunden. Die Teilnehmer des Vergleichszirkels 
verständigten sich darauf, weitere Kostenbestandteile, 
wie Sach- und Gemeinkosten, unberücksichtigt zu lassen. 
Für diese Kosten hatten sie in ihren KLR-Systemen unter- 
schiedliche Umlageverfahren entwickelt, was zwischen- 
behördliche Vergleiche erschwert. 

13.2 

Der Bundesrechnungshof hat bedauert, dass die geprüften 
Behörden Ergebnisse aus der Standard-KLR noch nicht 
erkennbar und wirksam zur Planung, Steuerung und Kon- 
trolle der allgemeinen Verwaltungsaufgaben verwende- 
ten. Er sieht es auch als Mangel an, dass die Behörden 
von sich aus keine ausreichenden Bemühungen entwi- 
ckelten, die Kosten und Leistungen der eigenen Verwal- 
tung mit denen anderer Behörden zu vergleichen. Allen- 
falls sind solche Ansätze in ersten Anfängen begriffen. Es 
fehlen damit Anhaltspunkte, um eigene Kosten und Leis- 
tungen kritisch zu bewerten, Schwachstellen zu erkennen 
und von „besten Lösungen“ zu profitieren. 
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Die teilweise erheblichen Abweichungen zwischen den 
Produktkatalogen der geprüften Behörden und den Vor- 
gaben der Standard-KLR sowie verfahrensmäßige Unter- 
schiede erschweren einen Vergleich von Kosten und 
Leistungen. Wegen fehlender Umsetzung der Produkt- 
steckbriefe liegen auch keine geeigneten Kennziffern vor, 
auf die systematische Analysen oder Vergleiche gestützt 
werden könnten. Der Bundesrechnungshof hält die kon- 
sequente Aufbereitung der Daten zur Menge und Qualität 
von Leistungen, wie sie die Produktsteckbriefe vorsehen, 
für unentbehrlich. Nur die adressatenorientierte Aufberei- 
tung und Verwendung dieser Daten kann die Akzeptanz 
neuer Steuerungs- und Führungsinstrumente bei den Be- 
hördenleitungen und den Mitarbeiterinnen und Mitarbei- 
tern fördern. Das Bundesminisferium sollfe sich im Rah- 
men der Koordinafion des KLR-Betriebes mif den 
Ursachen der unferschiedlichen Ausgesfaltung der Pro- 
dukfe für den allgemeinen Verwaltungsbereich und der 
abweichenden Buchungs- und Erfassungsverfahren aus- 
einander setzen. 

Der Bundesrechnungshof unterstützt das Bundesministe- 
rium in seinem Bestreben, durch zwischenbehördliche 
Vergleiche den praktischen Nutzen der KLR zu steigern 
und diese Prozesse aktiv zu begleiten. Er hält ein solches 
Benchmarking für geeignef, um Kosfen und Leistungen 
für den allgemeinen Verwaltungsbereich zu optimieren. 
Dies setzt jedoch neben einheitlichen Grundlagen voraus, 
dass sich die Behörden einschließlich ihrer Leitungen als 
permanent lernende Organisationen verstehen. Der Bun- 
desrechnungshof kann zwar nachvollziehen, dass man 
sich für den Anfang beim Vergleich allgemeiner Verwal- 
tungsdienstleistungen auf Personalstunden sowie auf we- 
nige Behörden beschränkt. Für dauerhafte und wirkungs- 
volle Behördenvergleiche sind jedoch Erweiterungen 
erforderlich. Die betriebswirtschaftlichen Ansätze in der 
Verwaltung können nachhaltig beschädigt werden, sofern 
Verfahren wie das „Lernen vom Besten“ in hierfür geeig- 
nefen Bereichen nichf konsequenf weifer verfolgf werden. 

Der Bundesrechnungshof sieht die Aufgabe des Bundes- 
ministeriums darin, Ergebnisse und beste Lösungen zu 
den allgemeinen Verwaltungsprodukten weiteren Behör- 
den nahe zu bringen. Er hat vorgeschlagen, die Umset- 
zung von Verbesserungsmaßnahmen auf der Grundlage 
zwischenbehördlicher Vergleiche bei den Behörden zu 
begleiten. Das Bundesministerium sollte seine Stellung 
bei der Fortschreibung der Standard-KLR nutzen, um in 
der Struktur, Größe und Aufgabenwahmehmung ver- 
gleichbare Behörden zusammenzuführen und Impulse für 
weitere Vergleichszirkel zu schaffen. Den Behörden sollte 
dabei auch nahe gebracht werden, dass das „Lernen vom 
Besten“ ein wesentlicher Schritt auf dem notwendigen 
Weg der Behörden zu permanent lernenden Organisa- 
tionen mit dem Willen zur Veränderung und Verbesse- 
rung sind. 

13.3 

Das Bundesministerium hat daraufhingewiesen, die KLR 
stelle ein behördenintemes Steuerungsinstrument dar, das 


behördenspezifisch unter Berücksichtigung der konkreten 
Steuerungsinteressen der Behördenleitung auszugestal- 
ten sei. Dabei hätten viele Behörden einen pragmatischen 
Ansatz gewählt und seien nur in einzelnen Bereichen den 
Vorgaben der Standard-KLR gefolgt. Um den Einfüh- 
rungsprozess und die Akzepfanz nicht zu gefährden, habe 
das Bundesminisferium zunächst darauf verzichtet, die 
Behörden zur Einhaltung der KLR-Standards zu ver- 
pflichten. Es werde den Vorschlag des Bundesrechnungs- 
hofes aufgreifen und zukünftig verstärkt auf einen ver- 
bindlichen KLR- Standard hinwirken. 

Zum Benchmarking-Ring „Allgemeine Verwaltungspro- 
dukte“ hat das Bundesministerium ausgeführt, dieser sei 
als offener Vergleichszirkel angelegt, an dem alle Bun- 
desbehörden mit validen Daten aus der KLR teilnehmen 
könnten. Ziel sei es, durch kermzahlenbasierte Vergleiche 
in den Verwaltungsbereichen der teilnehmenden Behör- 
den Optimierungsmaßnahmen anzustoßen. Das Bundes- 
ministerium sei neutraler Koordinator und Moderator. Es 
wolle den an die Vergleichsergebnisse anknüpfenden be- 
hördenintemen Optimierungsprozessen die notwendigen 
Impulse geben. Die Umsetzung entsprechender Verbesse- 
rungsmaßnahmen liege jedoch allein in der Verantwor- 
tung der einzelnen Behörden. 

Das Bundesministerium plane, die Benchmarking-Aktivi- 
täten auszuweiten. Dies könne sowohl durch die Vergrö- 
ßerung des Teilnehmerkreises als auch durch Erweiterung 
der zu vergleichenden Verwaltungsprodukte geschehen. 
Der Benchmarking-Ring solle aber auch weiterhin mit 
möglichst geringem Aufwand durchgeführt werden. Um 
Vergleiche auf Stückkostenbasis durchführen zu können, 
sei noch ein intensiver Abstimmungs- und Anpassungs- 
aufwand erforderlich. Dies könne jedoch erst zu einem 
späteren Zeitpunkt aufgegriffen werden. 

13.4 

Der Bundesrechnungshof hält die vom Bundesministe- 
rium geplanten Maßnahmen für geeignef, behördenüber- 
greifende Vergleiche der Verwaltung auf Grundlage von 
Daten aus der KLR zu fordern. Die weitergehende Stan- 
dardisierung wird dazu beitragen, Vergleiche zu verbes- 
sern und aussagekräftiger zu gestalten. Weitere Impulse 
sind von der vorgesehenen Erweiterung der Benchmar- 
king-Aktivitäten im Hinblick auf den Teilnehmerkreis 
und die einbezogenen Verwaltungsprodukte zu erwarten. 
Mittelfristig sollten dabei auch Vergleiche auf der Basis 
von Stückkosten angestrebt werden, weil erst diese die 
Kosten für die Produkte vollständig erfassen und darstel- 
len. 

Der Bundesrechnungshof hält es für erforderlich, mif der 
Umsefzung der angekündigfen Maßnahmen alsbald zu 
beginnen. Er erwarfef vom Bundesminisferium, dass es 
als Koordinafor und Moderator mif Hilfe der Erkennt- 
nisse aus den Benchmarking-Ringen das „Lernen vom 
Besten“ fördert. Ziel muss es sein, zu nachhaltigen Effi- 
zienzgewinnen bei den Verwaltungsaufgaben zu kom- 
men. 



Drucksache 16/160 


-128- 


Deutscher Bundestag - 1 6. Wahlperiode 


Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 

(Einzelplan 09) 


14 Förderprogramm „initiative Neue Quaii- 
tät der Arbeit“ unwirtschaftiich durch- 
geführt 

(Kapitel 0902 Titel 684 07) 

14.0 

Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Arbeit hat das 
Förderprogramm ,, Initiative Neue Qualität der Arbeit“ 
unwirtschaftlich durchgeführt. Die Ziele des Förderpro- 
gramms entsprechen weitgehend den Zielen, die bereits 
mit der Aufgabenstellung für die Bundesanstalt für Ar- 
beitschutz und Arbeitsmedizin verfolgt werden. Die Hälfte 
der für das Förderprogramm eingesetzten Mittel floss 
nicht in die Projektarbeit, sondern diente dazu, neu auf- 
gebaute Organisationsstrukturen zu finanzieren und Auf- 
gaben der Bundesanstalt für Arbeitschutz und Arbeitsme- 
dizin auf Dritte zu verlagern. Die Ausgaben hierfür 
standen in keinem angemessenen Verhältnis zu den für die 
Projekte eingesetzten Mitteln. 

14.1 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (Bun- 
desministerium) finanziert seit dem Haushaltsjahr 2002 
das Förderprogramm „Initiative Neue Qualität der Ar- 
beit“ (INQA) mit jährlichen Ausgaben in Höhe von 
2 Mio. Euro. Als ein wesentliches Ziel der Initiative defi- 
nierte das Bundesministerium „die Zusammenführung 
der Aktivitäten der verschiedenen Akteure“ des Arbeits- 
schutzes. Insbesondere soll der Transfer von Erkenntnis- 
sen und Gestaltungswissen in Betriebe und Verwaltungen 
hinein verbessert werden. Bund, Länder, Sozialversiche- 
rungspartner, Sozialpartner und Unternehmen sollen als 
so genannte Initiativpartner gemeinsam Konzepte zu ei- 
ner „Verbesserung der Arbeit“ entwerfen und „beispiel- 
hafte Maßnahmen“ zusammen mit Kooperationspartnern 
entwickeln. Die Kooperationspartner sollen die Maßnah- 
men in eigener Verantwortung durchführen. INQA soll 
sie bekannt machen und Kooperationen initiieren. 

Das Bundesministerium wird bereits in allen Fragen des 
Arbeitsschutzes einschließlich des medizinischen Ar- 
beitsschutzes von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
und Arbeitsmedizin (Bundesanstalt) unterstützt. Dabei ar- 
beitet sie mit den Ländern, den Sozialversicherungsträ- 
gem, den Sozialpartnern, Unternehmen sowie der Wis- 
senschaft zusammen. Sie beobachtet und analysiert die 
Arbeitssicherheit, die Gesundheitssituation und die Ar- 
beitsbedingungen in Betrieben und Verwaltungen. Sie 
verfolgt die wissenschaftlichen und praktischen Entwick- 
lungen auf diesen Gebieten und fördert die Umsetzung 
der Erkenntnisse in die Praxis insbesondere durch Veröf- 


fentlichungen, Aus- und Fortbildungsveranstaltungen und 
Mitarbeit bei der Regelsetzung. 

Das Bundesministerium richtete bei der Bundesanstalt 
Ende des Jahres 2001 ein Initiativbüro und ab Herbst 2002 
die Geschäftsstelle von INQA (Geschäftsstelle INQA) 
ein. Mitte des Jahres 2004 wurde diese in einen Fachbe- 
reich der Bundesanstalt eingegliedert. Sie war Ansprech- 
partner für alle Inferessierfen und sollte die fachlich-strate- 
gische Ausrichtung von INQA vorbereiten. Sie organisierte 
außerdem die Öffentlichkeitsarbeit. Die operativen Tätig- 
keiten der Öffentlichkeitsarbeit nahm ein privates Unter- 
nehmen auf der Grandlage von Dienstleistungsverträgen 
wahr. Darüber hinaus beauftragte die Bundesanstalt ein 
Landesinstitut mit der Entwicklung eines Marketingkon- 
zeptes und der mediengerechten Umsetzung von INQA. 
Überdies unterstützte das Landesinstitut die Geschäfts- 
stelle INQA personell. Zusätzlich erteilte die Bundesan- 
stalt dem Landesinstitut den Auftrag, ein INQA-Konzept 
bestehend aus den Leistungen Analyse, Strategie, Detail- 
konzepte und Beratungen zu erstellen. 

Die Projektanträge zu INQA wurden insbesondere von 
den Fachbereichen der Bundesanstalt fachlich bearbeitet 
und beurteilt. Ihnen oblag auch die Auswertung der Vor- 
haben und die inhaltliche Prüfung der Ergebnisberichte. 

Die im Rahmen von INQA bewilligten Einzelprojekte 
hatten beispielsweise folgende Inhalte: 

• Abbau von Defiziten im Arbeitsschutz bei Ausbildern 
und Auszubildenden an Berufsschulen, 

• Aktionen in Kindergärten zum Arbeits- und Gesund- 
heitsschutz, 

• Umgang mit der Informationsüberfiutung am Arbeits- 
platz, 

• Präventionsmaßnahmen mit dem Ziel, Arbeitnehmer 
in Bauberafen gesund zu erhalten, 

• Verbesserung der psychischen und physischen Situa- 
tion von Pfiegekräften. 

Projekte mit ähnlichen Inhalten förderte die Bundesan- 
stalt im Rahmen ihrer eigenen Zuständigkeit: 

• Bestandsaufnahme und Handlungskonzept zur Quali- 
tätssicherung der Tätigkeit als Fachkraft für Arbeifs- 
sicherheif, 

• arbeifsschufzgerechfe Planung möglicher Arbeifen an 
baulichen Anlagen, 

• Erfassung psychischer und physischer Belasfungen so- 
wie Abhilfemaßnahmen bei der Arbeit in ambulanten 
Pfiegediensten. 
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Die Bundesanstalt gab einen wesentlichen Teil der För- 
dermittel für Öffentlichkeitsarbeit, Präsentationen, Orga- 
nisation und Veranstaltungen aus. Für die Förderung der 
Projekte verblieb ein Anteil in Höhe von rund 50 % der 
Gesamtausgaben. 

Die Geschäftsstelle INQA verursachte jährlich Personal- 
und Sachkosten in Höhe von etwa 480 000 Euro. Die 
Kosten für die im Bundesministerium und die übrigen bei 
der Bundesanstalt mit INQA befassten Bereiche sind da- 
bei nicht berücksichtigt. 

14.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass im Rah- 
men von INQA Fachaufgaben erledigt werden, die grund- 
sätzlich die Bundesanstalt wahmehmen müsste. Mit 
INQA sollen im Wesentlichen Erkenntnisse auf dem Ge- 
biet des Arbeitsschutzes und der Arbeitsmedizin aufgear- 
beitet und den Betroffenen zugänglich gemacht werden. 
Die Ziele von INQA entsprechen damit weitgehend den 
Zielen, die mit der Aufgabenstellung für die Bundesan- 
stalt verfolgt werden. Die Inhalte der im Rahmen der 
INQA geförderten Projekte gehen nicht über bislang auch 
im Bereich des Arbeitsschutzes vom Bund geförderte 
Projekte hinaus. Die Projektbeispiele zeigen, dass auch 
die von der Bundesanstalt im Rahmen ihrer Regelaufga- 
ben bewilligten Projekte das Ziel verfolgen, die Gedan- 
ken des Arbeitsschutzes einem breiten Nutzerkreis zu- 
gänglich zu machen. Eine Abgrenzung der im Rahmen 
von INQA unterstützten Projekte zu Vorhaben des Arbeits- 
schutzes, die in der Regelorganisation der Bundesanstalt 
durchgeführt werden, ist kaum möglich. Es ist zweifel- 
haft, ob INQA als eigenes Förderprogramm benötigt 
wird. 

Die Tatsache, dass für INQA eigene Organisafionssfruk- 
turen geschaffen wurden, zeigf, dass die Bundesansfalt 
ihre Aufgaben nicht hinreichend erfüllt hat oder hat erfül- 
len können. Dem hätte das Bundesministerium im Rah- 
men seiner Fachaufsicht so weit entgegenwirken können, 
dass die Bundesanstalt die mit INQA verfolgten Ziele im 
Rahmen der Regelorganisation hätte umsetzen können. 
Angesichts der Bedeutung, die das Bundesministerium 
INQA zumisst, können nach Auffassung des Bundesrech- 
nungshofes die Ziele und Maßnahmen von INQA auch 
ohne zusätzliche organisatorische Strukturen und Mittel 
von der Bundesanstalt bearbeitet werden. Eine eigene Ge- 
schäftsstelle INQA ist daher entbehrlich. 

Die Ausgabenstruktur verdeutlicht, dass im Rahmen von 
INQA erhebliche Anteile der zur Verfügung sfehenden 
Mittel nichf der ProjekffÖrderung zugeflossen sind, son- 
dern der Finanzierung neu aufgebauter Organisations- 
strukturen und der Verlagerung von Aufgaben auf Dritte 
gedient haben. Dies hätte vermieden werden können, 
wenn die Aufgaben der Regelorganisation der Bundesan- 
stalt zugewiesen worden wären. Dies gilt vor allem für 
die Weiferenfwicklung der fachlich-inhaltlichen Ausrich- 


tung der Initiative oder die Präsentation der Initiative in 
der Öffentlichkeit. 

Im Ergebnis stand für die Projektförderung lediglich die 
Hälfte der Mittel zur Verfügung. Die für Projekfe veraus- 
gabten Mittel stehen selbst dann in keinem angemessenen 
Verhältnis zu dem mit der Durchführung des Förderpro- 
gramms verbundenen Aufwand, wenn man berücksich- 
tigt, dass mit INQA auch eine breite gesellschaftliche De- 
batte angestrebt wurde und daher Öffentlichkeitsarbeit, 
Veranstaltungen und Präsentationen notwendig waren. 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, die mit INQA 
verbundenen Zielsetzungen künftig als Aufgabe der Bun- 
desanstalt weiterzufolgen. Soweit erforderlich sollte de- 
ren Regelorganisation zu diesem Zweck optimiert und auf 
eine gesonderte Geschäftsstelle INQA verzichtet werden. 

14.3 

Das Bundesministerium hat darauf hingewiesen, dass es 
sich bei INQA nach seiner Auffassung nicht um ein För- 
derprogramm, sondern um einen Zusammenschluss ver- 
schiedener Partner mit der gemeinsamen Zielsetzung der 
Verbesserung der Qualität der Arbeit handele. Über eine 
Verbesserung der Kooperation dieser Partner sollen Un- 
ternehmen wirksamer als bisher bei innerbetrieblichen 
Gestaltungsprozessen unterstützt werden. Grundlage von 
INQA sei ein umfassendes Irmovationskonzept. Dabei 
würden nicht nur der Bereich Sicherheit und Gesundheit 
bei der Arbeit, sondern viele weitere Aspekte der Qualität 
der Arbeit erfasst. Zur Verbreitung und Umsetzung von 
Gestaltungslösungen sollen neue Wege identifiziert und 
Netzwerke etabliert werden, die zu dem bisherigen klassi- 
schen Arbeitsschutz weitere Politikbereiche und gesell- 
schaftliche Perspektiven einbeziehen, miteinander ver- 
binden und Synergieeffekte schaffen. Daher sei es der 
Sinn der Projekte, den Aufbau neuer Organisationsstruk- 
turen und die Beteiligung Dritter zu unterstützen. 

Ziel sei es daneben, neue Partner in der Wissenschaft, in 
Unternehmen und Verbänden zu gewinnen, mit denen 
moderne Untemehmenskulturen gefördert werden kön- 
nen. Was der Bundesrechnungshof als Öffentlichkeitsar- 
beit bezeichnet habe, sei Teil der Kemaufgabe von INQA, 
neue Gestaltungslösungen in die Praxis zu übertragen. 

Hinsichtlich der Organisationsstrukturen von INQA habe 
das Bundesministerium aus finanziellen Gründen von der 
Vergabe des operativen Geschäfts an einen externen Pro- 
jektträger abgesehen und stattdessen die Geschäftsstelle 
INQA bei der Bundesanstalt eingerichtet. Mittlerweile sei 
diese in einen Fachbereich der Bundesanstalt eingeglie- 
dert worden. Auf dem Weg zu einer vollständigen Einbin- 
dung in die originäre Aufgabenstruktur der Bundesanstalt 
sowie zur Vermeidung von Missverständnissen solle die 
Geschäftsstelle zunächst umbenannt werden. Weitere 
Maßnahmen, die das Bundesministerium nicht näher aus- 
geführt hat, seien vorgesehen. 
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14.4 

Der Bundesrechnungshof hält an seiner Auffassung fest, 
dass im Rahmen von INQA Fachaufgaben erledigt wer- 
den, die grundsätzlich die Bundesanstalt wahmehmen 
müsste. Dies machen die Aufgabenstellung der Bundes- 
anstalt und die von ihr geforderten Projekte deutlich. Der 
Aufbau neuer Organisationsstrukturen ist daher lediglich 
zulasten der Projektmittel gegangen. Dabei ist es für den 
Bundesrechnungshof nicht wesentlich, ob die Maßnah- 
men im Rahmen von INQA als Förderprogramm oder 
Initiative bezeichnet werden. 

Der Bundesrechnungshof teilt die Auffassung des Bun- 
desministeriums, dass Lösungsansätze im Rahmen von 
INQA für die Praxis veröffentlicht werden müssen. Je- 
doch hält er den für Öffentlichkeitsarbeit, Präsentationen, 


Organisation und Veranstaltungen verausgabten Anteil in 
Höhe von rund der Hälfte der Fördermittel für unange- 
messen hoch, zumal die Umsetzung von Erkenntnissen 
für die Praxis bereits Aufgabe der Bundesanstalt ist. 

Durch die Ankündigung des Bundesministeriums, die 
Geschäftsstelle INQA schrittweise in die Regelorganisa- 
tion der Bundesanstalt einzugliedem, sieht sich der Bun- 
desrechnungshof in seiner Auffassung bestätigt, dass eine 
eigene Geschäftsstelle INQA entbehrlich ist. Er hat emp- 
fohlen, die Geschäftsstelle INQA ganz aufzulösen, die 
Ziele der Initiative durch die Regelorganisation der Bun- 
desanstalt Umsetzen zu lassen und themenverwandte Pro- 
jekte zu vermeiden. Zusätzlicher Personalbedarf würde 
dadurch nicht entstehen. Damit können Projektmittel ein- 
gespart und der Haushaltsansatz verringert werden. 


Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

(Einzelplan 12) 


1 5 Gepiantes hochieistungsfähiges Bundes- 
straßennetz in Brandenburg über- 
dimensioniert 

(Kapitel 1210) 

15.0 

Etwa ein Drittel der vorhandenen Bundesstraßen im Land 
Brandenburg soll zu einem hochleistungsfähigen Bundes- 
straßennetz ausgebaut werden, das überdimensioniert ist. 
Für dieses Netz mit einer Länge von 880 km soll der Bund 
über 1,6 Mrd. Euro aufwenden. 

Die Straßenbauverwaltung legte für die auszubauenden 
Strecken die höchsten Ausbaustandards für Bundesstraßen 
fest; erst danach ließ sie das Netzkonzept verkehrswirt- 
schaftlich untersuchen. Dabei legte sie längst überholte 
Annahmen über die Wirtschafts- und Bevölkerungsent- 
wicklung zugrunde. Die ökologischen Auswirkungen der 
Ausbaustandards - wie der enorme Flächenverbrauch und 
die Zerschneidung der Landschaft - ließ sie nicht untersu- 
chen. Die überhöhten Ausbaustandards verursachen Kos- 
tensteigerungen, die um ein Vielfaches höher sind als die 
erzielbaren Nutzensteigerungen. 

79 Neubaumaßnahmen mit einem Kostenvolumen von 
374 Mio. Euro - wesentliche Teile des geplanten Netzes - 


sind nicht im Bedarfsplan enthalten und damit dem Ent- 
scheidungsrecht des Parlamentes entzogen. 

15.1 Straßennetzkonzeption im Land 
Brandenburg 

Seit Anfang der 90er- Jahre entwickelte die im Auftrag 
des Bundes handelnde Straßenbauverwaltung des Landes 
Brandenburg eine Straßennetzkonzeption. Diese zielte 
darauf ab, im relativ dünn besiedelten Land Brandenburg 
eine leistungsfähige, vernetzte Verkehrsinfrastruktur zu 
schaffen, die die Ziele der damaligen Landesstrukturpoli- 
tik unterstützen sollte. Die 788 km Bundesautobahnen in 
Brandenburg sollen dabei durch ein Netz besonders leis- 
tungsfähiger Bundesstraßen, das so genannte „Blaue 
Netz“, funktional ergänzt werden (s. Abbildung 1). 

Das „Blaue Netz“ umfasst mit etwa 880 km Länge rund 
3 1 % der Bundesstraßen im Land Brandenburg. Vorgese- 
hen sind 218 Straßenbaumaßnahmen mit Gesamtkosten 
von über 1,6 Mrd. Euro, die der Bund als Straßenbaulast- 
träger finanzieren soll. Davon sind 37 Maßnahmen mit 
Gesamtkosten von rund 480 Mio. Euro im Bau oder fertig 
gestellt, die übrigen befinden sich in unterschiedlichen 
Planungsstadien. 
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„Blaues Netz“, Stand 2001, mit rund 880 km Länge 


Abbildung 1 
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15.2 Festlegung der Ausbaugrundsätze vor 
deren Untersuchung 

15.2.1 

Verkehrswirtschaftliche Untersuchungen sollen u. a. ver- 
kehrliche, raumordnerische und gesamtwirtschaftliche 
Wirkungen eines Netzkonzeptes ermitteln. Auf dieser Ba- 
sis können für die weiteren Planungen Ausbaustandards 
und Prioritäten abgeleitet werden. 

Die Straßenbauverwaltung legte noch vor den verkehrs- 
wirtschaftlichen Untersuchungen für das „Blaue Netz“ 


die höchsten für Bundesstraßen anwendbaren Ausbau- 
grundsätze fest, u. a. 

• Betrieb als Kraftfahrstraße, 

• möglichst höhenungleiche Knotenpunkte und 

• großzügige Straßenquerschnitte. 

Durch diese Vorgaben sollte ein „Straßennetz besonderer 
Qualität - zwischen den Bundesautobahnen und Bundes- 
straßen“ realisiert werden, das es in anderen Bundeslän- 
dern nicht gibt. Die Straßenbauverwaltung ordnete in der 
Folge alle Straßenzüge des „Blauen Netzes“ der höchsten 
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Straßenkategorie AI- Feinstraßen - naeh den Riehtli- 
nien für die funktionale Gliederung des Straßennetzes 
(Riehtlinien) zu. 

Auf den vorgegebenen höehsten Ausbaustandards bauten 
die in den Jahren 1996 bis 2001 veranlassten verkehrs- 
wirtsehaftliehen Untersuehungen zu den Straßenzügen 
des „Blauen Netzes“ auf Die beauftragten Gutaehter leg- 
ten dabei für die Verkehrsnaehfrage das „Szenario H“ des 
Bundesverkehrswegeplans 1992 zugrunde. Dieses Szena- 
rio ging u. a. von einem jährliehen Wirfsehaftswaehsfum 
von 5,9 % in den neuen Bundesländern bis zum Prognose- 
zieljahr 2012 aus. Die Untersuehungen basierten außer- 
dem auf einem angenommenen Bevölkerungszuwaehs in 
Brandenburg von 2,578 Millionen Mensehen im Jahre 
1995 auf 2,962 Millionen Mensehen im Jahre 2012. 

Inzwisehen gelten diese Annahmen als überholt. Das 
Wirtsehaftswaehstum verfehlte die vorgenannten Werte 
im Durehsehnitt der letzten Jahre deutlieh. Naeh einer ak- 
tuellen Prognose wird die Bevölkerung in Brandenburg 
im Jahre 2010 auf rund 2,510 Millionen Mensehen und 
im Jahre 2020 auf rund 2,411 Millionen Mensehen zu- 
rüekgehen. Dabei ist zu berüeksiehtigen, dass die Bevöl- 
kerung im Verfleehtungsraum Brandenburg/Berlin im 
Jahre 2002 auf einen Anteil von 37 % der Gesamtbevöl- 
kerung Brandenburgs zunahm, während der Bevölke- 
rungsrüekgang im äußeren Entwieklungsraum des Landes 
unvermindert anhielt. 

Abweiehend von den Riehtlinien, die aueh dem Ziel die- 
nen, in der Bundesrepublik Deutsehland einheitliehe 
Grundsätze für die Straßennefzplanung anzuwenden, 
braehfe die Sfraßenbauverwaltung eigene Kriferien in die 
verkehrswirtsehaftliehen Unfersuehungen zum „Blauen 
Nefz“ ein. Insbesondere ließ sie die Fahrzeif zur näehsfen 
Autobahn-Ansehlusssfelle untersuehen, weil dies als 
Standortfakfor für die wirtsehaftliehe Entwieklung von 
Bedeutung sei. Die Straßenbauverwaltung ließ zusätzlieh 
untersuehen, welehe Fahrzeit naeh der Realisierung des 
„Blauen Netzes“ von versehiedenen Standorten nötig ist, 
um die Oberzentren im Land Brandenburg zu erreiehen. 
Dabei blieben die teilweise näher gelegenen Ober-, Mit- 
tel- und Unterzentren der angrenzenden Länder unbe- 
rüeksiehtigt. 

Die Gutaehter hatten nieht den Auftrag zu untersuehen, ob 
die naeh den Riehtlinien vorgegebenen Reisezeiten einge- 
halten würden, wenn das „Blaue Netz“ vollständig in der 
Straßenkategorie A II - überregionale/regionale Straßen- 
verbindung - und mit entspreehenden Ausbaustandards 
realisiert wird. 

15.2.2 

Der Bundesreehnungshof hat es begrüßt, dass das Land 
Brandenburg die knappen Haushaltsmittel des Bundes auf 
wiehtige Bundesstraßen konzentrieren will. Es darf dabei 
jedoeh den wirtsehaftliehen Einsatz der Mittel nieht außer 
Aeht lassen. Der Bundesreehnungshof hat daher bean- 
standet, dass die Straßenbauverwaltung ohne verkehrs- 
wirtsehaflliehe Untersuehungen für alle Sfraßenzüge des 


„Blauen Nefzes“ die qualifafiv höehsfen Ausbausfandards 
sowie die höehsfe Sfraßenkafegorie A I fesfgelegf haf. 
Dadureh haf sie bedeufende finanzielle Mehrausgaben in 
Kauf genommen, ohne deren Nofwendigkeif - enfgegen 
den Riehtlinien - geprüft zu haben. 

Ein wesentliehes Ziel der verkehrswirtsehaftliehen Unter- 
suehung, angemessene Ausbaustandards festzulegen, hat 
die Straßenbauverwaltung dureh die von vornherein vor- 
gegebenen höchsten Ausbaustandards ausgeschlossen. 
Zudem hat die Straßenbauverwaltung nicht die nach den 
Richtlinien ausschlaggebenden Fahrzeiten für das Errei- 
chen der näehsfen relevanfen Ober- und Miffelzenfren 
vorgegeben. Vielmehr haf sie die Verringerung der Fahr- 
zeif zur näehsfen Aufobahn-Anschlusssfelle zugrunde ge- 
legf, um vorrangig landespolifische Ziele zu erreichen. 
Dieses Vorgehen der Sfraßenbauverwaltung steht dem 
Ziel des Bundes entgegen, die Femstraßen des Bundes 
nach einheitlichen Grundsätzen zu planen. 

Der Bundesrechnungshof hat daraufhingewiesen, dass die 
verkehrswirtsehaftliehen Untersuchungen zum „Blauen 
Netz“ keine geeignete Planungsbasis mehr darstellen, da 
sie auf dem inzwischen veralteten „Szenario H“ des Bun- 
desverkehrswegeplanes 1992 basieren. Insbesondere 
Wirtschafts- und Bevölkerungswachstum im Land Bran- 
denburg haben sich nicht in dem Maße entwickelt wie sei- 
nerzeit angenommen. Dies gilt insbesondere für den äuße- 
ren Entwicklungsraum des Landes Brandenburg, der 
durch das „Blaue Nefz“ erschlossen werden soll. 

Der Bundesrechnungshof hat eine neue, ergebnisoffene 
verkehrswirtschaftliche Untersuchung auf der Basis der 
Rahmendaten des Bundesverkehrswegeplanes 2003 emp- 
fohlen. Dabei sollte geprüft werden, ob die unstreitig vor- 
handenen Defizite bei der Erreichbarkeit einiger Regio- 
nen bereits dann beseitigt werden, wenn das „Blaue Netz“ 
in den noch nicht ausgebauten Streckenabschnitten mit 
den Ausbaustandards der Straßenkategorie A II realisiert 
wird. In die Untersuchung sollten die Gutachter auch die 
Erreichbarkeit der Ober-, Mittel- und Unterzentren der 
angrenzenden Bundesländer einbeziehen. 

15.2.3 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen (Bundesministerium) hat eingeräumt, dass 
die den verkehrswirtschaftlichen Untersuchungen zu- 
grunde gelegten Annahmen in Teilbereichen zwischen- 
zeitlich überholt seien. Hinsichtlich der Ausbaustandards 
habe es die von der Auftragsverwaltung vorgesehenen 
Entwurfs- und Betriebsmerkmale unter den Vorbehalt des 
Nachweises der verkehrlichen Notwendigkeit gestellt. 
Die Erreichbarkeit der nächsten Autobahn-Anschluss- 
stelle für das Land Brandenburg sei in die Straßennefz- 
konzeption einbezogen worden, weil dies ein wichtiger 
Standortfaktor sei. 

Das Bundesministerium ist der Empfehlung des Bundes- 
rechnungshofes gefolgt. Es hat eine aktuelle, ergebnisof- 
fene Verkehrsuntersuchung in Auftrag gegeben, die den 
inzwischen eingetretenen demographischen Wandel be- 
rücksichtigt sowie die Ausbaustandards des „Blauen Net- 
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zes“ überprüft, ln der Verkehrsuntersuehung auf der Basis 
der Rahmendaten des Bundesverkehrswegeplans 2003 
sollen u. a. folgende Aspekte berüeksiehtigt werden: 

• Saehgereehte Zuordnung der Streekenabsehnitte in 
eine Straßenkategorie naeh den Riehtlinien. 

• Geplante Ausweisung als Kraftfahrstraße. 

• Bau von Streekenabsehnitten in einem dreistreifigen 
Quersehnitt. 

• Auswahl einer geeigneten Knotenpunktform. 

• Anzahl der verkehrlieh erforderliehen Knotenpunkte. 

15.2.4 

Der Bundesreehnungshof sieht seine Feststellungen zu 
den Mängeln der Straßennetzkonzeption „Blaues Netz“ 
bestätigt. Er erkennt an, dass diese Mängel dureh eine ak- 
tuelle verkehrswirtsehaftliehe Untersuehung behoben 
werden sollen. Er hält es aber weiterhin für erforderlieh, 
dass das Bundesministerium im Zusammenhang mit der 
verkehrswirtsehaftliehen Untersuehung bei den noeh 
nieht ausgebauten Streekenabsehnitten auf die Ausbau- 
standards aehtet: Sie sollten nur dort über die Straßenka- 
tegorie A 11 hinausgehen, wo dies verkehrlieh notwendig 
ist, um einige sehleehter erreiehbare Regionen im Land 
Brandenburg besser anzubinden. Bei der Untersuehung 
müssen die bundeseinheitlieh vorgegebenen Standards 
für Sfraßennefzkonzeptionen im Vordergrund sfehen. 
Würde jedes Bundesland landesspezifisehe Änderungen 
vornehmen, würde das Ziel einer bundeseinheitliehen 
Straßennefzkonzeption gefährde!. Gerade am Beispiel 
„Blaues Nefz“ zeig! sieh, dass einseifige Änderungen der 
Kriterien dazu führen, Ausbaustandards unangemessen 
anzuheben. 

15.3 Unangemessene Ausbaustandards ver- 
ringern das Nutzen-Kosten-Verhältnis 

15.3.1 

Allen verkehrswirtsehaftliehen Untersuehungen für die 
einzelnen Streeken des „Blauen Netzes“ ist zu entneh- 


men, dass der Bau der geplanten Ortsumgehungen das 
größte Nutzen-Kosten-Verhältnis (NKV) aufweist. 

Bei der Planung einzelner Straßenbaumaßnahmen unter- 
suehte die Straßenbauverwaltung, wie sieh das Nutzen- 
Kosten-Verhältnis dureh höherwertige Ausbaustandards 
ändert. Dabei handelt es sieh insbesondere um einen 
dreistreifigen Straßenquersehnitt statt eines zweistreifi- 
gen Straßenquersehnitts und höhenungleiehe Knoten mit 
Brüeken und Rampen wie bei Autobahn- Ansehlussstellen 
(s. Abbildung 3) statt höhengleieher Knoten, also ebenen 
Straßenkreuzungen, ln der Regel steigt der erzielbare 
volkswirtsehaftliehe Nutzen einer Einzelmaßnahme dureh 
die Realisierung der höehsten Ausbaustandards an. Das 
NKV der Gesamtmaßnahme vermindert sieh jedoeh, 
wenn bei steigenden Kosten der Kostenzuwaehs den Nut- 
zenzuwaehs übersteigt. 

Für eine konkrete Streeke des „Blauen Netzes“, hier ei- 
nen Teilabsehnitt der Oder-Lausitz-Straße, stellt sieh das 
NKV, also der Quotient aus jährliehem Nutzen und jähr- 
liehen Kosten, für untersehiedliehe Ausbaustandards wie 
folgt dar (s. Tabelle). 

15.3.2 

Die Ergebnisse der verkehrswirtsehaftliehen Bewertung 
des Teilabsehnittes zeigen, dass die mit einem zweistreifi- 
gen Straßenquersehnitt geplanten Maßnahmen, vorwie- 
gend Ortsumgehungen, Kosten von 179 Mio. Euro 
(7,7 Mio. Euro pro Jahr) verursaehen. Der jährliehe Nut- 
zen, vor allem aus gesenkten Transportkosten, verbesser- 
ter Erreiehbarkeit und Umweltentlastung, beträgt 
60,7 Mio. Euro, woraus sieh ein NKV von 7,9 ergibt. 
Wird dieser Absehnitt als dreistreifige Kraftfahrstraße mit 
höhenungleiehen Knotenpunkten gebaut, steigt der jährli- 
ehe Nutzen um 38 % auf 83,9 Mio. Euro. Die Kosten stei- 
gen aber um 150 %, wodureh sieh das NKV auf 3,9 hal- 
biert. Grundsätzlieh zeigen alle verkehrswirtsehaftliehen 
Untersuehungen, dass ein erhöhter Ausbaustandard das 
NKV mindert. 


Tabelle 

Ergebnisse der verkehrswirtschaftlichen Bewertnng eines Teilabschnittes der Oder-Lansitz-Straße 


Plannngsalternativen 

Gesamt- 

kosten 

Kosten 
(Mio. Enro) 

Kosten pro 
Jahr 

Nntzen 
pro Jahr 

NKV 

Planung der Bedarfsplanmaßnahmen, insb. Ortsumgehungen, 
zweistreifiger Straßenquersehnitt 

179 

7,7 

60,7 

7,9 

Planung durehgehend als Kraflfahrstraße, höhenungleiehe 
Knoten, dreistreifiger Straßenquersehnitt 

457 

21,5 

83,9 

3,9 
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Der Bundesrechnungshof hat dementsprechend die Auf- 
fassung vertreten, dass der Ausbau des „Blauen Netzes“ 
mit den höchsten Ausbaustandards volkswirtschaftlich 
nicht in jedem Fall sinnvoll ist. Die Straßenbauverwal- 
tung zielte darauf ab, den Nutzen einer einzelnen Maß- 
nahme durch erhöhte Ausbaustandards zu steigern, so- 
lange noch ein ausreichendes NKV erreicht wird. Das 
Beispiel des Teilabschnitts der Oder-Lausitz-Straße be- 
legt, dass die Verwaltung dabei jedoch nicht berücksich- 
tigte, dass sich das NKV der Gesamtmaßnahme durch 
einen höheren Ausbaustandard vermindert. Insbesondere 
die Vorgabe, höhenungleiche Knotenpunkte zur Regel- 
lösung zu machen, führt zu Mehrkosten im dreistelligen 
Millionenbereich und verschlechtert damit das NKV. 
Diese Vorgabe steht auch im Widerspruch zu den bundes- 
einheitlichen Richtlinien, nach denen an einbahnigen 
Straßen höhenungleiche Knotenpunkte nur ausnahms- 
weise gebaut werden können. 

Der Bundesrechnungshof hat der Straßenbauverwaltung 
des Landes Brandenburg empfohlen, die knappen verfüg- 
baren Haushaltsmittel so einzusetzen, dass für das „Blaue 
Netz“ insgesamt ein möglichst hoher Nutzen erreicht 
wird. Dazu sollte die Straßenbauverwaltung im Rahmen 
einer volkswirtschaftlichen Betrachtung 

• nicht nur den Nutzenzuwachs durch höchste Ausbau- 
standards bei einer Maßnahme prüfen, sondern auch 

• netzweit prüfen, ob - bei gleichen finanziellen Mitteln - 
der Gesamtnutzen aller Maßnahmen im „Blauen Netz“ 
verbessert werden kann, insbesondere z. B. durch die 
Realisierung von mehreren Maßnahmen mit lediglich 
den verkehrlich notwendigen Ausbaustandards anstelle 
von wenigen Maßnahmen mit höchsten Ausbaustan- 
dards. 

Der Bundesrechnungshof hält es für volkswirtschaftlich 
sinnvoll, die vorhandenen Haushaltsmittel auf Ortsumge- 
hungen in einem zweistreifigen Straßenquerschnitt mit 
überwiegend höhengleichen Knoten zu konzentrieren. 
Dadurch würden die verkehrlichen Ziele der Netzkon- 
zeption auch erreicht. Die vorhandenen Mittel würden 
dann ausreichen, in kürzerer Zeit mehr Ortsumgehungen 
in diesem Ausbaustandard zu bauen, der Gesamtnutzen 
der eingesetzten Mittel des Bundes würde deutlich stei- 
gen. So würde in einem kürzeren Zeitraum im Gesamt- 
netz mehr für die Verkehrssicherheit und die Verkehrs- 
qualität sowie - durch die Verlagerung des Verkehrs aus 
hoch belasteten Ortsdurchfahrten - für die Lebensqualität 
der Bevölkerung im Land Brandenburg erreicht als mit 
höchsten Ausbaustandards in Teilnetzbereichen. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium auf- 
gefordert, auf ein erhöhtes NKV und damit auf einen ge- 
steigerten Gesamtnutzen der einzusetzenden Haushalts- 
mittel zu drängen. 

15.3.3 

Das Bundesministerium hat dem Bundesrechnungshof zu- 
gestimmt, dass bei den Investitionen im Bundesfemstra- 
ßenbau ein möglichst hoher Gesamtnutzen anzustreben 
ist. Es hat aber die Auffassung vertreten, dass dies nicht 


allein durch eine Absenkung der Ausbaustandards zu er- 
reichen sei. Es hänge vielmehr von vielen Faktoren ab und 
müsse in jedem Einzelfall geprüft werden. Das Bundes- 
ministerium hat bezweifelt, dass die Steigerung des Nut- 
zens einer Maßnahme durch qualitativ hochwertige Aus- 
baustandards das NKV senke. 

Bei einer gesamtwirtschaftlichen Bewertung müssten die 
drei Nutzenkomponenten Transportkostensenkung, Ver- 
besserung der Erreichbarkeit und Umwelteffekte berück- 
sichtigt werden. Diese Nutzenkomponenten stünden mit 
den Reisezeitvorteilen in Zusammenhang. Eine Absen- 
kung der Ausbaustandards reduziere zwar die Kosten, 
vermindere aber gleichzeitig die Reisezeitvorteile, die At- 
traktivität, die Verlagerungseffekte und die positiven Ef- 
fekte für die Verkehrssicherheit und senke deshalb den 
Nutzen. Es sei deshalb zu prüfen, ob die angestrebten 
Ziele auch mit reduzierten Ausbaustandards erreicht wer- 
den könnten und ob die Maßnahme dann noch ein ausrei- 
chendes NKV erreiche. 

15.3.4 

Den Bundesrechnungshof überzeugen die vorgebrachten 
Argumente des Bundesministeriums nicht, ln die ange- 
führten verkehrswirtschaftlichen Untersuchungen, die 
renommierte Ingenieurbüros auf Basis des gesamtwirt- 
schaftlichen Bewertungsverfahrens für den Bundesver- 
kehrswegeplan durchführen, gehen die vom Bundesmi- 
nisterium angegebenen Nutzen- und Kostenkomponenten 
ein. Bei den begrenzten finanziellen Mitteln kann der 
höchste gesamtwirtschaftliche Nutzen dadurch erreicht 
werden, möglichst viele Maßnahmen mit einem hohen 
NKV in einem Mindeststandard zu realisieren, und nicht 
durch die Realisierung weniger Maßnahme mit möglichst 
hohen Ausbaustandards. 

Die Vorgehensweise der Straßenbauverwaltung beim 
„Blauen Netz“ macht deutlich, dass zunächst möglichst 
hohe Ausbaustandards geplant werden, da die Auffassung 
vorherrscht, reduzierte Ausbaustandards erreichten kein 
ausreichendes NKV. Diese Vorgehensweise ist gesamt- 
wirtschaftlich nicht nachvollziehbar, da verkehrswirt- 
schaftliche Untersuchungen der Straßenbauverwaltung 
regelmäßig belegen, dass Maßnahmen, die sich an den 
Mindestausbaustandards orientieren, das höchste NKV 
haben. Durch qualitativ hochwertige Ausbaustandards 
sinkt dagegen das NKV. 

15.4 Ökologische Aspekte unzureichend 
berücksichtigt 

15.4.1 

Die bundeseinheitlichen Richtlinien sehen vor, bei der 
Straßermetzkonzeption auch zu prüfen, ob die umweltbe- 
zogenen Zielkonfiikte deutlich verringert werden können, 
wenn die angestrebte Verkehrsqualität gesenkt und damit 
die Ausbaustandards für den Kfz- Verkehr reduziert werden. 

Die Straßenbauverwaltung plant, das gesamte „Blaue 
Netz“ als Kraftfahrstraße auszuweisen. Für den langsam 
fahrenden Verkehr müssen Ersatzstraßen und -wege vor- 
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handen sein oder gesehaffen werden. Dadureh entsteht 
ein Ersatzwegenetz neben dem Bundesstraßennetz. Naeh 
der Konzeption des „Blauen Netzes“ betrifft dies Straßen- 
absehnitte mit einer Länge von 380 km. Legt man eine 
durehsehnittliehe Straßenbreite von 4 m für Ersatzstraßen 
zugrunde, so ist die zusätzliehe Versiegelung einer Fläehe 
von 1,5 Mio. m^ erforderlieh. 

Dureh die Ausweisung der Straßen als Kraftfahrstraßen 
und den Bau von Ersatzstraßen und -wegen wird die 
Landsehaft in diesen Bereiehen zersehnitten (s. Abbil- 
dung 2). 


Abbildung 2 

Zweistreifige Kraftfahrstraße mit Ersatzweg 



Die Vorgabe höhenungleieher Knotenpunkte erhöht eben- 
falls den Fläehenverbraueh. Ein höhenungleieher Knoten- 
punkt in der Form einer Trompete benötigt beispielsweise 
eine Fläehe von 220 m in der Breite und 170 m in der 


Länge, also 37 400 m^. Werden alle der mindestens 200 
Knotenpunkte im „Blauen Netz“ so gestaltet, verbraueht 
dies vorsiehtig gesehätzt eine Fläehe von 7,5 Mio. m^. 
Die höhenungleiehen Knotenpunkte zersehneiden dureh 
ihre Größe im Vergleieh zu höhengleiehen Knotenpunk- 
ten zudem die Landsehaft (s. Abbildung 3). 

ln die verkehrswirtsehaftlichen Untersuehungen bezog 
die Straßenbauverwaltung die ökologisehen Auswirkun- 
gen der geplanten Maßnahmen nieht ein. Sie vertrat die 
Ansieht, dass die ökologisehen Eingriffe nieht vermeid- 
bar seien und dureh die im Planfeststellungsverfahren 
vorgegebenen Ausgleiehs- und Ersatzmaßnahmen ange- 
messen ausgegliehen würden. 

15.4.2 

ln die wertvolle Naturlandsehaft Brandenburgs wird öko- 
logiseh erheblieh eingegriffen, wenn die Straßen des 
„Blauen Netzes“ als Kraftfahrstraßen ausgewiesen und 
höhenungleiehe Knoten gebaut werden. Neben dem Flä- 
ehenverbraueh von mehreren Millionen Quadratmetern 
bringt die angestrebte Verkehrsqualität der Straßen des 
„Blauen Netzes“ aueh eine Zersehneidung der Landsehaft 
mit sieh. Das wurde bisher bei der Netzkonzeption nieht 
ausreiehend berüeksiehtigt. 

Den Fläehenverbraueh und die Landsehaftsbeeinträehti- 
gung dureh rund 380 km Ersatzwege und die höhenun- 
gleiehen Knotenpunkte sieht der Bundesreehnungshof als 
vermeidbar an. Er hat empfohlen, diese ökologisehen 
Auswirkungen bereits bei der Planung einer Netzkonzep- 
tion zu berüeksiehtigen. Ausgleiehs- und Ersatzmaßnah- 
men sollen die Folgen unvermeidlieher Eingriffe in die 
Natur ausgleiehen. Sie ersetzen aber nieht die Abwägung, 
die die Straßenbauverwaltung zu treffen hat, wenn sie 
Ausbaustandards festlegt. Dabei muss sie die Verkehrs- 
qualität, die Verkehrssieherheit, die wirtsehaftliehen und 
die ökologisehen Aspekte berüeksiehtigen. 


Höhenungleicher Knotenpunkt (Ortsumgehung Luckau - B 87) 


Abbildung 3 
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15.4.3 

Das Bundesministerium hat sieh der Auffassung des Bun- 
desreehnungshofes angesehlossen. Die ökologisehen Aus- 
wirkungen müssten bei der Planung einer Netzkonzeption 
berüeksiehtigt werden. Im Rahmen der aktuellen Ver- 
kehrsuntersuehung zum „Blauen Netz“ würden aueh die 
ökologisehen Aspekte einbezogen. 

15.4.4 

Eine frühzeitige Berüeksiehtigung der ökologisehen As- 
pekte bei der Straßennetzkonzeption und der Festlegung 
von Ausbaustandards hält der Bundesreehnungshof für 
geboten, um spätere Ausgleiehs- und Ersatzmaßnahmen 
auf das Notwendige zu besehränken. Er erwartet vom 
Bundesministerium, dass bei der Abwägung von Ausbau- 
standards neben den verkehrliehen und wirtsehaftliehen 
Aspekten künftig aueh die ökologisehen Belange von 
vornherein berüeksiehtigt und untersueht werden. 

15.5 Unzureichende Information des Parlaments 
zu den finanziellen Auswirkungen 

15.5.1 

Das Bundesministerium wies anlässlieh einer Bespre- 
ehung mit der Straßenbau Verwaltung des Landes Bran- 
denburg zum „Blauen Netz“ darauf hin, dass es sieh um 
den Neubau einer Straße handle, wenn Trassen verlegt 
würden. Derartige Maßnahmen seien in den Bedarfsplan 
aufzunehmen und könnten nieht aus dem Titel 741 45 für 
Instandhaltungs- bzw. Ausbaumaßnahmen finanziert wer- 
den. Im August 1999 erklärte das Bundesministerium im 
Zusammenhang mit der Verlegung von Streekenabsehnit- 
ten erneut, dass auf größerer Länge veränderte Trassen in 
den Bedarfsplan gehörten. 

Die Straßenbauverwaltung war der Auffassung, dass die 
entspreehenden Streekenabsehnitte im „Blauen Netz“ ei- 
nen „bestandsnahen Ausbaueharakter“ hätten. Sie prüfe 
stets den Ausbau der vorhandenen Trasse. Aus wirtsehafl- 
liehen und ökologisehen Gründen seien hier neue Trassen 
sinnvoller, die dann aber keinen Neubau darstellten. Da 
der alte Bundesstraßenabsehnitt abzustufen sei, erhöhe 
sieh zudem die Strekkenlänge der Bundesstraßen nieht. 

Das Bundesministerium hält inzwisehen nieht mehr daran 
fest, dass Trassenverlegungen auf größerer Länge in den 
Bedarfsplan aufzunehmen seien. Es handele sieh um ei- 
nen Ersatz untauglieher Streekenabsehnitte, die als Um- 
und Ausbau von Bundesstraßen aus dem Titel 741 45 zu 
finanzieren seien. 

Im Bedarfsplan für die Bundesfemstraßen 2003 sind na- 
hezu alle Ortsumgehungen des „Blauen Netzes“ enthal- 
ten, jedoeh überwiegend nieht die Streekenabsehnitte da- 
zwisehen. Insgesamt sind 79 Maßnahmen mit Kosten von 
374 Mio. Euro nieht im Bedarfsplan erfasst. 

15.5.2 

Der Bundesreehnungshof hat dargelegt, dass eine Tras- 
senverlegung über eine längere Streeke einen Neubau 


darstellt und daher aueh so behandelt werden sollte. Dies 
gilt unabhängig davon, aus welehen Gründen ein Neubau 
sinnvoller ist als ein Ausbau der vorhandenen Trasse. Er 
hat hier die Entseheidungsreehte des Parlaments tangiert 
gesehen, wenn wesentliehe Teile des „Blauen Netzes“ 
nieht im Bedarfsplan erfasst sind. 

15.5.3 

Das Bundesministerium hat daraufhingewiesen, dass der 
Neubau der Bundesstraße neben einer vorhandenen 
Trasse das Bundesstraßennetz nieht erweitere. Die vor- 
handene Trasse werde naeh der Verkehrsfreigabe abge- 
stuft. Das Bundesministerium hat weiter ausgeführt, dass 
sieh der Aussehuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswe- 
sen des Deutsehen Bundestages mehrfaeh mit dem Aus- 
bau ganzer Straßenzüge besehäftigt habe, ln Kenntnis der 
Erforderliehkeit, ganze Straßenzüge leistungsfähig auszu- 
bauen, habe der Aussehuss nur bei Nefzergänzungen und 
Ortsumgehungen, nieht aber bei Ausbaumaßnahmen vor- 
gesehlagen, sie in den Bedarfsplan aufzunehmen. 

Das Bundesministerium nehme die Prüfung zum Anlass, 
naeh Absehluss der verkehrswirtsehaftliehen Untersu- 
ehung ein Ausbaukonzept von freien Streeken mit der 
Straßenbauverwaltung des Landes Brandenburg abzu- 
stimmen. 

15.5.4 

Der Bundesreehnungshof hält daran fest, dass der Bau ei- 
ner Bundesstraße neben der vorhandenen Trasse im Haus- 
halt als Neubau und nicht als Um- oder Ausbaumaßnahme 
veranschlagt werden sollte. Die Auftragsverwaltung hat 
den Bau neben der vorhandenen Trasse ohnehin wie einen 
Neubau auf weiter abweichender Trasse zu behandeln, 
wenn es um die technische Planung und das Genehmi- 
gungsverfahren geht oder Aufträge vergeben werden, um 
den Bau auszuführen. Angesichfs des Gesamfumfangs der 
Maßnahmen des „Blauen Nefzes“ bliebe es unbefriedi- 
gend, wenn die Straßenbauverwaltung eine Straßenkon- 
zeption erstellt, das Bundesministerium den Deutschen 
Bundestag jedoch über die finanziellen Auswirkungen 
wesentlicher Teile, hier Maßnahmen im Umfang von 
374 Mio. Euro, nicht unterrichtet. Der Bundesrechnungs- 
hof empfiehlt daher, die Ausgaben für das „Blaue Nefz“ 
im Haushaltsplan gesondert darzustellen und über das 
Ausbaukonzept und seine finanziellen Auswirkungen den 
Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages zu unter- 
richten. 

16 Wirtschaftlichkeit und technische Ver- 
fügbarkeit der Verkehrszentralen der 
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung 
im Küstenbereich können gesteigert 
werden 

(Kapitel 1203 Titelgruppe 55) 

16.0 

Die Wirtschaftlichkeit und technische Verfügbarkeit der 
Verkehrszentralen der Wasser- und Schifffahrtsverwal- 
tung im Küstenbereich können durch Konzentration der 
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Radar- und Schiffsdatenverarbeitungstechnik und durch 
Straffung der Systembetreuung gezielt gesteigert werden. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, die Konzeption 
für die Informationstechnik in den Verkehrszentralen um- 
gehend zu überprüfen und die Ergebnisse den Planungen 
für Neuinvestitionen zugrunde zu legen. Er hat empfoh- 
len, vor der Erneuerung der Systeme zunächst die Wirt- 
schaftlichkeitspotenziale untersuchen zu lassen, die Tech- 
nik zu konzentrieren und die Systembetreuung zu bündeln 
und zu qualifizieren. 

16.1 

Acht Verkehrszentralen der Wasser- und Schifffahrtsver- 
waltung überwachen und lenken die Seeschifffahrt im 
Küstenbereich. Diese sind ständig besetzt und werden 
durch umfangreiche, lokale Radar- und Schiffsdatenver- 
arbeitungssysteme unterstützt. Die drei Zentralen an den 
am dichtesten befahrenen Schifffahrtswegen in der Elbe- 
und Wesermündung stützen sich auf Anfang der 90er- 
Jahre installierte Rechnersysteme. Die Informationstech- 
nik soll bis zum Jahre 2010 umfassend erneuert werden. 

Der Bundesrechnungshof hat mit Unterstützung des Prü- 
füngsamtes des Bundes Hamburg die Radar- und Schiffs- 
datenverarbeitung in den Verkehrszentralen geprüft und 
Folgendes festgestellt: 

• Die Informationstechnik war in jeder einzelnen Ver- 
kehrszentrale vorhanden und verursachte dort jeweils 
erheblichen Bedienungs- und Pflegeaufwand. 

• Wegen unvollständig dokumentierter Stör- und Aus- 
fälle ließ sich nicht erkennen, ob die vorgeschriebene 
Systemverfügbarkeit der Verkehrszentralen von 
99,7 % erreicht wurde. 

• Die kleinen, lokal ansässigen Wartungstrupps, die die 
Systeme betreuen sollten, konnten die vielschichtigen 
technischen Anforderungen und die Vorgabe der 
Rund-um-die-Uhr- Verfügbarkeit kaum noch erfüllen. 

• Es lagen keine Wartungs- und Pflegekonzepte vor und 
es mangelte bei Altsystemen zunehmend an Ersatztei- 
len. 

• Es fehlte ein auf Risikoanalysen gestütztes Sicher- 
heitskonzept für die Datenverarbeitungstechnik der 
Verkehrszentralen. 

16.2 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (Bundesministerium) 
darauf aufmerksam gemacht, dass die in den einzelnen 
Verkehrszentralen vorhandene Informationstechnik ins- 
besondere bei der Betreuung sehr aufwendig ist, erheb- 
liche Mängel gezeigt hat und Sicherheitsrisiken birgt. 
Inwieweit die zur Überwachung und Steuerung der See- 
schifffahrt gesetzten Verfügbarkeitsanforderungen einge- 
halten wurden, war nicht erkennbar. Der Bundesrech- 
nungshof hat das Bundesministerium gebeten, vor der 
erst bis zum Jahre 2010 vorgesehenen Erneuerung der 


Systeme zunächst die Wirtschaftlichkeitspotenziale un- 
tersuchen zu lassen. Diese ergeben sich aus der Zusam- 
menlegung der Informationstechnik und aus einer gebün- 
delten und fachlich qualifizierten Betreuung der 
Verkehrszentralen. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium auf- 
gefordert, ein Wartungs- und Pfiegekonzept zu erarbeiten 
und damit die Systembetreuung sicherzustellen. Es sollte 
umgehend ein auf einer Risikoanalyse basierendes IT-Si- 
cherheitskonzept erstellt und umgesetzt werden. Damit 
könnten die Verkehrszentralen Verbesserungen, die sich 
an Risiken orientieren, vorausschauend vornehmen und 
müssten nicht mehr lediglich auf technische Mängel re- 
agieren. Außerdem sollten Szenarien entwickelt werden, 
wie einzelne Störfaktoren zu behandeln sind und welche 
Restrisiken hingenommen werden können. Daraus sollten 
Prioritäten für Abhilfe- und Vorsorgemaßnahmen abge- 
leitet werden, die technisch und organisatorisch so Zu- 
sammenwirken, dass bei eintretenden Problemen ein 
größtmöglicher Schutz gewährleistet ist. 

16.3 

Das Bundesministerium hat mitgeteilt, es habe bei seit 
Jahren sehr geringen Unfallraten im Küstenbereich gra- 
vierende Defizite in der Wirksamkeit der Verkehrszentra- 
len nicht festgestellt. Eine erhebliche Steigerung der Ver- 
fügbarkeit werde nicht zu messbaren Verbesserungen der 
Sicherheit der Seeschifffahrt führen, wäre jedoch mit er- 
heblichen Kosten verbunden. Primäres Ziel sei daher 
nicht eine Steigerung der Verfügbarkeit, sondern eine 
Steigerung der Wirtschaftlichkeit mit der Maßgabe, dass 
sich die Verkehrssicherheit nicht verschlechtern dürfe. 
Altsysteme seien wegen mangelnder Verfügbarkeit oder 
Ersatzteilversorgung bereits ersetzt worden. Entscheidend 
sei, dass es zu keiner Absenkung des Sicherheitsstandards 
gekommen sei. 

Gleichwohl hat das Bundesministerium eine Konzentra- 
tion der Informationstechnik angekündigt, ohne jedoch 
einen Zeitplan zu nennen. Es hat dem Bundesrechnungs- 
hof darin zugestimmt, dass die Systembetreuung durch 
Bündelung der Aufgaben neu ausgerichtet werden sollte. 
Das Bundesministerium hat auch hierzu keine konkreten 
Zeitvorstellungen genannt. Nicht zutreffend sei, dass die 
derzeitige Informationstechnik in den Verkehrszentralen 
ein hohes Sicherheitsrisiko darstelle; allerdings seien das 
tatsächliche Risiko im Einzelnen noch zu ermitteln und 
zu bewerten und daraus Maßnahmen zum Schutz der An- 
lagen abzuleiten. Ein Wartungs- und Pfiegekonzept sowie 
eine Risikoanalyse habe man aufgrund der unzureichen- 
den Personalausstattung noch nicht erarbeiten können. 
Ein Sicherheitskonzept solle erstellt werden. 

16.4 

Der Bundesrechnungshof vermisst an dem angekündigten 
- grundsätzlich richtigen - Vorgehen des Bundesministe- 
riums klare, kurzfristig erreichbare Zeitziele. Ohne eine 
rasche Zusammenlegung der Informationstechnik und der 
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Betreuungskapazitäten bleiben die aueh vom Bundesmi- 
nisterium als primäres Ziel bezeiehneten Wirtsehaftlieh- 
keitsvorteile ungenutzt. Das Bundesministerium sollte die 
Konzeption für die Informationsteehnik in den Verkehrs- 
zentralen umgehend überprüfen. Den Planungen sollten 
diejenigen Ergebnisse, die die Wirtsehaftliehkeit und 
teehnisehe Verfügbarkeit der Verkehrszentralen sehnell 


Bundesministerium der Verteidigung 

(Einzelplan 14) 


17 iT-Sicherheitsbericht und Vorschriften 
zur iT-Sicherheit nicht aktueii 


17.0 

Die vom Bundesministerium der Verteidigung erstellten 
IT-Sicherheitsberichte sind - wie auch Vorschriften zur IT- 
Sicherheit - nicht aktuell und beschreiben den Zustand 
der IT-Sicherheit im Verteidigungsbereich nur unzurei- 
chend. Die Bundeswehr kann sie daher kaum als Control- 
ling-Instrument nutzen. Der Bundesrechnungshof hat 
empfohlen, die Berichte wie vorgesehen jährlich zu erstel- 
len. Die Vorschriften zur IT-Sicherheit sollten den aktuel- 
len Stand der technischen Entwicklung berücksichtigen. 
Die Bundeswehr sollte die aktuellen, ressortübergreifen- 
den Empfehlungen des Bundesamtes für Sicherheit in der 
Informationstechnik stärker beachten. 

17.1 

Dienststellen der Bundeswehr untersuehen in regelmäßi- 
gen Abständen, ob in ihrem naehgeordneten Bereieh die 
IT-Sieherheit gewährleistet ist (IT-Sieherheitsinspek- 
tion). Das Ergebnis fassen sie anhand einer dreistufigen 
Skala zusammen (IT-Sieherheit ist gewährleistet, einge- 
sehränkt gewährleistet oder nieht gewährleistet). Jeder 
Organisationsbereieh stellt die Ergebnisse seiner IT-Si- 
eherheitsinspektionen zusammen und teilt sie dem Bun- 
desministerium der Verteidigung (Bundesministerium) 
mit, das - unabhängig von Maßnahmen bei aktuellen Si- 
eherheitsvorfällen - naeh der Zentralen Dienstvorsehrift 
zur „IT-Sieherheit in der Bundeswehr“ (Zentrale Dienst- 
vorsehrift) jährlieh einen IT-Sieherheitsberieht erstellen 
soll. 

Der Bundesreehnungshof prüfte mit Unterstützung des 
Prüfungsamtes des Bundes Koblenz die Vorsehriften zur 
IT-Sieherheit in der Bundeswehr und deren Anwendung. 
Er stellte fest, dass das Bundesministerium den jährlieh 
vorgesehenen IT-Sieherheitsberieht zuletzt für das Jahr 
2000 erstellt hatte. Die Erkenntnisse der Sieherheitsin- 
spektionen der Jahre 2001 und 2002 hatte es zu einem Be- 
rieht zusammengefasst. Die IT-Sieherheitsberiehte infor- 
mierten weder über die Anzahl durehgeführter IT-Sieher- 


steigem, zugrunde gelegt werden. Das Bundesministe- 
rium muss unverzüglieh die Systembetreuung bündeln 
und qualifizieren. Außerdem sollte es alsbald die Einhal- 
tung der vorgesehriebenen Systemverfügbarkeit naehwei- 
sen und ein auf einer Risikoanalyse basierendes IT- 
Sieherheitskonzept sowie ein Wartungs- und Pfiegekon- 
zept erarbeiten. 


heitsinspektionen noeh über deren jeweilige Ergebnisse. 
Sie wiesen aueh nieht auf Risiken mangelhafter IT-Si- 
eherheit hin. Das Bundesministerium beabsiehtigt, aueh 
für die Jahre 2003 und 2004 einen zusammengefassfen 
IT-Sieherheifsberiehf zu ersfellen. 

Das Bundesamt für Sieherheit in der Informationsfeehnik 
(BSl) verfassf regelmäßig aktuelle Hinweise, wie die IT- 
Sieherheit gewährleistet werden kann. Diese Hinweise 
nutzt grundsätzlieh die gesamte Bundesverwaltung. Ei- 
nige Verwaltungen erließen eigene ergänzende Vorsehrif- 
ten. Für den Verteidigungsbereieh regelte das Bundesmi- 
nisterium die gesamte IT-Sieherheit mit einer Vielzahl 
eigener Vorsehriften. Bis auf eine Ausnahme stammten 
alle Regelungen aus den 90er- Jahren. Das Bundesminis- 
terium überarbeitete u. a. die Zentrale Dienstvorsehrift 
seit mehreren Jahren ohne absehließendes Ergebnis. Ei- 
nige Dienststellen der Bundeswehr nutzten neben den 
Vorsehriften des Bundesministeriums die Empfehlungen 
des BSl. 


17.2 

Der Bundesreehnungshof hat beanstandet, dass 

• das Bundesministerium keinen eindeutigen Maßstab 
festgelegt hat, wie es die Ergebnisse der IT-Sieher- 
heitsinspektionen für den IT-Sieherheifsberieht bewer- 
tef, 

• der IT-Sieherheifsberiehf nieht darüber informiert, zu 
welehen Risiken mangelhafte IT-Sieherheit führt, 

• der IT-Sieherheitsberieht veraltet ist, weil das Bundes- 
ministerium ihn nieht wie vorgesehen jährlieh erstellt, 

• die Bundeswehr überwiegend ohne aktuelle und 
brauehbare IT-Sieherheitsvorschriften arbeitet, weil es 
jahrelanger Abstimmungsprozesse bedarf, bis sie ei- 
gene IT-Sieherheitsvorsehriften erstellt oder fort- 
sehreibt, 

• das Bundesministerium die Zentrale Dienstvorsehrift 
noeh nieht aktualisiert hat, obwohl es dem Bundes- 
reehnungshof zugesagt hatte, dies bis zum Jahre 2003 
zu tun. 
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Der Bundesrechnungshof hat angeregt, dass das Bundes- 
ministerium den IT-Sicherheitsbericht stärker als Control- 
ling-Instrument nutzen sollte. Auf dessen Grundlage 
sollte es Risiken mangelhafter IT-Sicherheit einschätzen 
und Maßnahmen einleiten, diese Risiken zu verringern. 

Er hat dem Bundesministerium empfohlen, soweit mög- 
lich die Empfehlungen des BSl zu nutzen. 

17.3 

Das Bundesministerium hat dargelegt, dass 

• die bisherigen IT- Sicherheitsberichte den Zustand der 
IT-Sicherheit der Bundeswehr nur unzureichend be- 
schreiben, 

• es nach wie vor beabsichtige, für die Jahre 2003 und 
2004 einen zusammengefassten IT-Sicherheitsbericht 
zu erstellen, und 

• es den IT-Sicherheitsbericht neu gestalten wolle. 
Künftig sollen Termine genannt werden, bis zu denen 
aktuelle Regelungen zur IT-Sicherheit verfügbar sein 
sollen. Außerdem werde der Bericht umfangreiche 
Daten enthalten, mit denen die IT-Sicherheitslage in 
der Bundeswehr besser bewertet werden könne. Dies 
könne ein Nachsteuern erleichtern. 

Das Bundesministerium hat bestätigt, dass die wesentli- 
chen bundeswehreigenen Vorschriften zur IT-Sicherheit 
nicht aktuell sind. Es hat angekündigt, mit der ministeri- 
ellen Abstimmung der Zentralen Dienstvorschrift und 
weiterer Vorschriften voraussichtlich im Herbst des Jah- 
res 2005 zu beginnen. Darüber hinaus strebe es Maßnah- 
men an, die IT-Sicherheit zu verbessern, zu steuern und 
zu kontrollieren. Hierzu werde es die Anregungen und 
Empfehlungen des BSl stärker als bisher in seine Vor- 
schriften einbeziehen. 

17.4 

Der Bundesrechnungshof erkennt die Absicht des Bun- 
desministeriums an, den IT-Sicherheitsbericht künftig 
besser zu gestalten. Da es den Bericht für das Jahr 2003 
nach mehr als eineinhalb Jahren nicht erstellt hat, bleibt 
er bei seiner Bewertung, dass die Informationen zum 
Zeitpunkt ihrer Bereitstellung schon veraltet sind. Er ist 
darüber hinaus der Auffassung, dass dem hohen Aufwand 
für die IT- Sicherheitsinspektionen auch ein angemessener 
Nutzen gegenüber stehen muss. Dies ist nur gewährleis- 
tet, wenn der Bericht aktuell und aussagekräftig ist. Nur 
dann kann er wirksam als Controlling-Instrument einge- 
setzt werden. Der Bundesrechnungshof empfiehlt daher 
weiterhin, den IT-Sicherheitsbericht wie vorgesehen jähr- 
lich zu erstellen und den Organisationsbereichen zeitnah 
zur Verfügung zu stellen. Ob die angekündigten zusätzli- 
chen Daten des IT- Sicherheitsberichts dazu beitragen, die 
IT- Sicherheitslage der Bundeswehr besser bewerten und 
steuern zu können, bleibt abzuwarten. 

Der Bundesrechnungshof bleibt bei seiner Auffassung, 
dass das Bundesministerium soweit möglich die Empfeh- 
lungen des BSl zur IT-Sicherheit nutzen sollte. Diese 
können auch im Verteidigungsbereich angewandt werden. 


Dies wird dadurch deutlich, dass einige Dienststellen der 
Bundeswehr die Empfehlungen des BSl bereits neben den 
Vorschriften des Bundesministeriums nutzen. Eigene Vor- 
schriften sollte das Bundesministerium nur in zwingend 
notwendigen Fällen erlassen und auf aktuellem Stand hal- 
ten. 

18 Verlängerung der Lebensdauer von 

Fahrzeugbatterien wirtschaftlich 

gestalten 

(Kapitel 12 und 15) 

18.0 

Ein erheblicher Teil der in der Bundeswehr eingesetzten 
Fahrzeugbatterien erreicht nicht die übliche Lebens- 
dauer. Ursache ist die geringe Nutzung der Fahrzeuge. 
Die Bundeswehr setzt sowohl mobile Batterieladeerhal- 
tungsgeräte als auch eine stationäre Batterieladestation 
ein, um die Lebensdauer zu verlängern. Das Bundes- 
ministerium der Verteidigung hat versäumt zu unter- 
suchen, wie es dieses Ziel wirtschaftlich erreichen kann. 

18.1 

Der Bundesrechnungshof prüfte mit Unterstützung des 
Prüfungsamtes des Bundes Köln die Bewirtschaftung von 
Batterien und den Einsatz von Batterieladegeräten in der 
Bundeswehr. Er stellte fest, dass die durchschnittliche Le- 
bensdauer von Fahrzeugbatterien (Batterien) der Bundes- 
wehr zweieinhalb Jahre betrug. Üblicherweise hat eine 
Batterie eine Lebensdauer von sechs bis acht Jahren. Ur- 
sache für die geringe Lebensdauer der Batterien der Bun- 
deswehr war, dass diese viele Fahrzeuge nur wenig nutzte. 
Werden Batterien nicht regelmäßig ent- und geladen, 
kommt es zu so genannten Tiefentladungen und die Le- 
bensdauer wird verkürzt. Tiefentladene Batterien sonderte 
die Bundeswehr aus. ln den letzten zehn Jahren beschaffte 
sie jährlich 50 000 neue Batterien. Allein im Jahre 2004 
wendete die Bundeswehr dafür 14,0 Mio. Euro auf 

Die Bundeswehr versuchte mit zwei Methoden, die Le- 
bensdauer der Batterien zu verlängern. Zum einen setzte 
sie mobile Ladeerhaltungsgeräte ein. Diese halten den 
Batterieladezustand aufrecht und verhindern von vome- 
herein bei längeren Standzeiten der Fahrzeuge die Tief- 
entladung der Batterien. Im Jahre 2003 kaufte die Bun- 
deswehr 3 500 Geräte für insgesamf 4,1 Mio. Euro. 

Zum anderen errichfefe sie als Pilofprojekf im Jahre 2002 
in einem Gerätedepot für 520 000 Euro eine sfafionäre 
Bafferieladesfafion. Diese sollfe auch tiefenfladene Bafte- 
rien wieder aufiaden. Zwischen Februar 2002 und April 
2004 brachfe die Bundeswehr 27 000 Batterien zur statio- 
nären Ladestation, ohne vorher zu prüfen, ob die Batte- 
rien tiefentladen waren. Davon waren 11 000 Batterien 
unbenutzt und uneingeschränkt funktionstüchtig. Der Zu- 
stand der übrigen war teilweise so schlecht, dass trotz 
moderner Ladetechnik nur 3 700 Batterien wieder aufge- 
laden werden konnten. Mehr als 45 % der angelieferten 
Batterien waren so zerstört, dass sie nicht weiter verwen- 
det werden konnten. 
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Die Bundeswehr hatte das Pilotprojekt nicht ausgewertet 
und kein Konzept erstellt, wie sie die Lebensdauerverlän- 
gerung von Batterien wirtschaftlich erreichen kann. 
Gleichwohl beabsichtigte sie, zwei weitere baugleiche 
stationäre Batterieladestationen einzurichten. 

18.2 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesministerium 
der Verteidigung (Bundesministerium) empfohlen zu un- 
tersuchen, wie die Bundeswehr die Lebensdauerverlänge- 
rung von Batterien wirtschaftlich erreichen kann. Es 
sollte sowohl die Beschaffungs- und Betriebskosten, als 
auch die Wirkungsweisen der mobilen Ladeerhaltungs- 
geräte mit denen der stationären Batterieladestation ver- 
gleichen. Bei der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung sollte 
es berücksichtigen, dass auch der Transport von Batterien 
zu zentralen Ladestationen Kosten verursacht und die 
Umwelt belastet. 

Da die Wirtschaftlichkeit des Betriebs der stationären 
Ladestation bisher nicht nachgewiesen ist, hat der Bun- 
desrechnungshof dem Bundesministerium empfohlen, zu- 
nächst keine weitere stationäre Batterieladestation einzu- 
richten. 

18.3 

Das Bundesministerium hat mitgeteilt, derzeit davon ab- 
zusehen, weitere stationäre Batterieladestationen einzu- 
richten. Wegen der Umstrukturierung der Bundeswehr 
und der erweiterten Bereitstellung von Fahrzeugen durch 
die BundeswehrFuhrparkService GmbH könne es die An- 
zahl der benötigten Batterien derzeit nicht genau bestim- 
men. 

18.4 

Der Bundesrechnungshof erkennt an, dass das Bundes- 
ministerium zunächst keine weitere stationäre Batterie- 
ladestation einrichten wird. Dadurch löst es jedoch nicht 
das Problem, wie die Bundeswehr die Lebensdauerver- 
längerung wirtschaftlich erreichen kann. Die Notwendig- 
keit, die Lebensdauer von Batterien zu verlängern, besteht 
unabhängig davon, wie sich der Bedarf der Bundeswehr 
entwickelt. Der Bundesrechnungshof hält daher seine 
Forderung aufrecht, dass das Bundesministerium jetzt 
untersucht, wie es die Lebensdauerverlängerung von Bat- 
terien wirtschaftlich erreichen kann. 

19 Erkenntnisse aus Auslandseinsätzen 
besser nutzen 

(Kapitel 03 u. a.) 

19.0 

Bei Planung und Durchführung ihrer Auslandseinsätze 
nutzt die Bundeswehr vorhandene Informationen nur un- 
zureichend. Dadurch kommt es zu vermeidbaren Ausga- 
ben. Ursache ist, dass mehrere Stellen die Einsätze aus- 
werten und diese Stellen ihre Erkenntnisse nicht immer 


austauschen. Ein Fachinformationssystem zur Auswer- 
tung von Auslandseinsätzen ist nicht aktuell und nur ei- 
nem Teil der Truppe zugänglich. 

19.1 

Die Bundeswehr beteiligt sich seit über zehn Jahren an 
Auslandseinsätzen. Insbesondere im ehemaligen Jugosla- 
wien und in Afghanistan setzte sie Truppenkontingente 
mit insgesamt mehr als 7 000 Soldatinnen und Soldaten 
ein. Die Grundsatzzuständigkeit für Einsatzplanung und 
-führung liegt im Bundesministerium der Verteidigung 
(Bundesministerium) beim Führungsstab der Streitkräfte. 
Dort ist eine Stabsabteilung mit fünf Referaten zuständig. 
Weitere Organisationseinheiten des Bundesministeriums 
befassen sich ebenfalls mit Auslandseinsätzen. So evalu- 
iert neben der Stabsabteilung auch das beim Generalin- 
spekteur angegliederte Referat Controlling diese Einsätze. 
Operativ plant und führt alle Einsätze der Bundeswehr 
das dem Generalinspekteur direkt unterstellte, in elf Ab- 
teilungen gegliederte Einsatzführungskommando. 

Seit dem Jahre 2002 entwickelt die Bundeswehr ein Fach- 
informationssystem über bei Auslandseinsätzen gewon- 
nene Erkenntnisse. Dieses System soll Vorschriften zu 
Auslandseinsätzen und Erfahrungsberichte bereitstellen, 
typische Probleme bei Auslandseinsätzen sowie Ansätze 
zu deren Lösung darstellen. Die Entwicklung des Fachin- 
formationssystems zur Auswertung von Auslandseinsät- 
zen kostete bisher 2 Mio. Euro. 

Der Bundesrechnungshof hatte bei Prüfungen von Aus- 
landseinsätzen der Bundeswehr wiederkehrende Mängel 
festgestellt. Daher prüfte er, wie Erkenntnisse aus Aus- 
landseinsätzen gesammelt, ausgewertet und die Ergeb- 
nisse umgesetzt werden. Er stellte fest, dass die Bundes- 
wehr sowohl eigene als auch Erkenntnisse Dritter nicht 
ausreichend in die Planung von Auslandseinsätzen einbe- 
zog. Sowohl die Organisationseinheiten des Bundes- 
ministeriums als auch der einzelnen Abteilungen des Ein- 
satzführungskommandos tauschten Informationen nur 
unzureichend aus. Dadurch kam es zu unnötigen Ausga- 
ben. So betrieben z. B. die Einsatzkräfte im Kosovo 
Warmlufterzeuger mit vor Ort verfügbarem, kostengüns- 
tigem Diesel, das Einsatzkontingent in Bosnien-Herzego- 
wina dagegen mit teurem Petroleum aus Deutschland. 
Hätten die im Einsatzführungskommando für die Brenn- 
stoffVersorgung zuständigen Bearbeiter ihre Erfahrungen 
ausgetauscht, wären allein in einem Winter Ausgaben von 
0,5 Mio. Euro vermieden worden. 

Die Bundeswehr wertete die Erkenntnisse des Bundes- 
rechnungshofes zu Auslandseinsätzen nicht systematisch 
aus und unterrichtete die mit der Planung und Durchfüh- 
rung von Auslandseinsätzen befassten Stellen nicht ent- 
sprechend. So hatte der Bundesrechnungshof bereits im 
Jahre 1995 empfohlen, für eine geordnete Rückführung 
von Material aus dem Ausland zu sorgen. Eine ordnungs- 
gemäße Übergabe des Materials in die Zentrallogistik der 
Bundeswehr erforderte rechtzeitige Informationen über 
Art, Menge und Zustand der zurückgeführten Gegen- 
stände. Im Jahre 2002 hatte der Bundesrechnungshof fest- 
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gestellt, dass die verantwortliche Dienststelle keinen 
Überblick über Art und Menge von aus dem Ausland zu- 
rückgeführtem Material hatte. Die Bundeswehr hatte zu- 
dem nicht untersucht, ob die Rückführung von Maferial 
wirfschaftlich war. So hafte sie z. B. für den Rückfrans- 
port von Betten nach Deutschland fünfmal soviel ausge- 
geben, als die Beften wert waren. Zudem hafte sie die 
Betten nach dem Transport verschrottet. 

Außerdem war das von der Bundeswehr entwickelte 
Fachinformationssystem nicht truppenweit, sondern nur 
einer begrenzten Zahl von Nutzem zugänglich und bil- 
dete aktuelle Probleme nicht zeitnah ab. 


19.2 

Der Bundesrechnungshof hat es für erforderlich gehalten, 
dass die mit Vorbereitung und Durchfühmng von Aus- 
landseinsätzen befassten Organisationseinheiten die vor- 
handenen Erkenntnisse nutzen. Dazu sollte im Bundes- 
ministerium nur eine Stelle die Auslandseinsätze aus- und 
bewerten. Der Bundesrechnungshof hat es als problema- 
tisch angesehen, dass hiermit auch die für Planung und 
Durchfühmng der Auslandseinsäfze zuständige Stabsab- 
teilung befasst ist, die damit letztlich die eigene Tätigkeit 
evaluiert. Darüber hinaus hat er es für notwendig erachtef, 
dass die Kommunikation insbesondere im Einsatzfüh- 
rangskommando verbessert wird und das Fachinforma- 
tionssystem aktuell ist. Zudem sollte das Fachinforma- 
tionssystem trappenweit zugänglich sein. Dadurch könnten 
sich Soldatinnen und Soldaten besser auf mögliche Aus- 
landseinsätze vorbereiten. Dies könnte vermeiden, dass 
Fehler wiederholt begangen würden. 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, 

• im Bundesministerium eine zentrale Koordinierungs- 
Stelle einzurichten, die eigene Erkenntnisse und die 
des Bundesrechnungshofes systematisch für Planung 
und Durchführung künftiger Einsäfze auswerfef, 

• den Informafionsausfausch innerhalb des Einsafzfüh- 
rangskommandos der Bundeswehr zu verbessern und 

• das Fachinformationssysfem zur Auswertung von 
Auslandseinsätzen trappenweit zugänglich zu ma- 
chen. 


19.3 

Das Bundesministerium hat die aufgezeigten Mängel teil- 
weise eingeräumt. Es hält jedoch für die Auswertung der 
Auslandseinsätze mehrere Stellen für notwendig. Die 
Kommunikationsstrakturen und -verfahren im Bundes- 
minisferium und mit dem Einsatzführangskommando 
würden derzeit untersucht. 

Die Entwicklung des Fachinformationssystems zur Aus- 
wertung von Auslandseinsätzen sei abgeschlossen. Es 
könne ab August 2005 regulär genutzt werden. Aktuelle 
Probleme und Lösungsansätze sollten zeitnah erfasst wer- 


den. Ebenso sollten - wie auch in das Handbuch für Aus- 
landseinsäfze - Prüfungserkermtnisse des Bundesrech- 
nungshofes einfließen. Jedoch sei kein trappenweiter 
Zugang zum Informationssystem vorgesehen. 

Zu den Mängeln bei der Rückführung von Material aus 
Auslandseinsätzen hat das Bundesministerium auf eine 
Grandsatzweisung aus dem Jahre 2004 verwiesen. Zu- 
dem habe die Bundeswehr bei der Aufgabe eines Feldla- 
gers in Bosnien-Herzegowina eine Kommission einge- 
richtet, die vor Ort nicht oder nur noch eingeschränkt 
verwendbares Material aussondem oder verwerten solle. 

19.4 

Der Bundesrechnungshof hält seine Forderung aufrecht, 
die Auswertung der Auslandseinsätze auf eine Stelle zu 
konzentrieren. Die mit der Planung und Durchführung 
von Auslandseinsätzen befasste Abteilung im Bundes- 
ministerium sollte nicht ihre eigene Tätigkeit bewerten. 
Das Bundesministerium sollte nach Abschluss der Unter- 
suchungen zu Kommunikationsstrakturen und -verfahren 
durch geeignete Maßnahmen die Kommunikation inner- 
halb des Einsatzführangskommandos verbessern. 

Der Bundesrechnungshof ist weiterhin der Auffassung, 
dass das Fachinformationssystem zur Auswertung von 
Auslandseinsätzen schnellstmöglichst trappenweit zu- 
gänglich sein sollte. 

Die vom Bundesministerium genannte Grandsatzweisung 
regelt nicht, dass generell bereits im Ausland zu prüfen 
ist, ob Material zurück zu transportieren oder vor Ort aus- 
zusondem ist. Der Bundesrechnungshof sieht es als erfor- 
derlich an, dies nicht nur im Einzelfall anzuordnen, son- 
dern grundsätzlich ein derartiges Verfahren vorzusehen 
und die Grandsatzweisung entsprechend zu ergänzen. 

20 Bundeswehr sollte Überblick über 
Dritten überiassenes Wehrmateriai 
haben 

20.0 

Der Bundeswehr fehlt ein umfassender Überblick über 
Dritten überlassenes Wehrmaterial. Zu Erprobungs-, Ent- 
wicklungs- oder Forschungszwecken stellte sie Unterneh- 
men und Forschungseinrichtungen Material mit einem 
Beschaffungswert von mindestens 700 Mio. Euro zur Ver- 
fügung. Einen vollständigen Überblick über den Gesamt- 
umfang und den Verbleib hatte die Bundeswehr nicht. So 
war sie nicht in der Lage sicher festzustellen, wo sich Ma- 
terial im Wert von 5 70 Mio. Euro befand. Bei fast 60 % 
der Überlassungen waren die Rückgabetermine teilweise 
um mehr als ein Jahr überschritten. Das Bundesministe- 
rium der Verteidigung sollte - wie dem Bundesrechnungs- 
hof bereits früher zugesagt - umgehend eine Stelle ein- 
richten, die zentral den Nachweis über sämtliches 
überlassenes Material führt. 
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20.1 

Die Bundeswehr überlässt Dritten, beispielsweise Unter- 
nehmen oder Forschungseinrichtungen, unentgeltlich 
Wehrmaterial (z. B. Panzer und andere Fahrzeuge). Da- 
durch unterstützt sie technische Erprobungen und Ent- 
wicklungen von militärischem Gerät sowie Forschungs- 
vorhaben. Wird das Material nicht mehr für den 
vorgesehenen Zweck benötigt, muss es grundsätzlich der 
Bundeswehr zurückgegeben werden. Diese muss auch 
während der Überlassung den Nachweis über den Ver- 
bleib führen und die Rückgabefermine überwachen. 

Der Bundesrechnungshof hatte bereifs in der Vergangen- 
heit festgestellt, dass die Bundeswehr überlassenes Mate- 
rial nicht vollständig erfasst hatte und Leihfristen häufig 
um mehr als ein halbes Jahr überschritten worden waren. 
Das Bundesministerium der Verteidigung (Bundesminis- 
terium) hatte dem Bundesrechnungshof zugesagt, die ent- 
sprechenden Vorschriften zu überarbeiten und eine zen- 
trale Stelle einzurichten, die die Abwicklung der 
Überlassungen überwachen sollte. 

Der Bundesrechnungshof prüfte mit Unterstützung des 
Prüfungsamtes des Bundes Köln im Jahre 2004 erneut die 
Überlassung von Material der Bundeswehr an Dritte. Er 
stellte fest, dass die Bundeswehr dieses Material mit ei- 
nem Beschaffungswert von mindestens 700 Mio. Euro 
überließ. Beim Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaf- 
fung (BWB) überwachten nach wie vor mehrere Stellen 
Überlassungen. Dort waren u. a. 7 500 Überlassungen des 
Heeres und des zentralen Sanitätsdienstes erfasst. Die 
beim BWB geführten Nachweise über das entsprechende 
Material stimmten in mehr als der Hälfte der Fälle nicht 
mit denen in den Streitkräften überein. Andererseits wie- 
sen die Streitkräfte Überlassungen aus, die dem BWB 
nicht bekannt waren. Die Streitkräfte und das BWB ver- 
wendeten für das Nachweisverfahren verschiedene, nicht 
kompatible IT- Verfahren. Die Bundeswehr war nicht in 
der Lage sicher festzustellen, wo sich überlassenes Mate- 
rial im Wert von insgesamt 570 Mio. Euro befand. 

Das BWB überwachte nicht in allen Fällen die Rückgabe- 
termine. Bei fast 60 % der geprüften Überlassungen wa- 
ren die Rückgab etermine teilweise um mehr als ein Jahr 
überschritten, ohne dass die Bundeswehr zur Rückgabe 
aufgefordert oder die Überlassung verlängert hatte. 

20.2 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium da- 
raufhingewiesen, dass es seine Zusagen nicht eingehalten 
hat. Die Mängel bei der Überlassung von Material an 
Dritte bestehen weiterhin. Insbesondere hat die Bundes- 
wehr noch immer keinen vollständigen Überblick über 
überlassenes Material. Dies ist u. a. darauf zurückzufüh- 
ren, dass Sfreitkräfte und BWB nicht kompatible IT- Ver- 
fahren verwenden. Ein ordnungsgemäßer Nachweis ist je- 
doch unverzichtbar. Es handelt sich bei dem überlassenen 


Material um erhebliche Vermögenswerte oder Waffensys- 
teme mit hohem Gefährdungspotenzial, wie z. B. Kampf- 
panzer. Die Bundeswehr sollte die Bestandsdifferenzen 
bereinigen. Das Überschreiten der Rückgabetermine führt 
dazu, dass die Bundeswehr das überlassene Material nicht 
nutzen oder ggf zeitnah aussondem kann. 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, 

• einen ordnungsgemäßen Nachweis überlassenen Ma- 
terials an einer Stelle zu gewährleisten, 

• die Rückgabetermine zu überwachen, 

• ein einheitliches IT- Verfahren zum Nachweis des Ma- 
terials zu nutzen sowie 

• nicht mehr benötigtes Material auszusondem und zu 
verwerten. 

20.3 

Das Bundesministerium hat dargelegt, 

• es prüfe, im BWB eine zentrale Nachweisstelle einzu- 
richten, 

• diese könnte ggf die Rückgabetermine überwachen, 

• das BWB werde kurzfristig ein IT- Verfahren einfüh- 
ren, das mif dem der Sfreifkräfte kompatibel sei, und 

• die Bundeswehr untersuche ständig, ob sie - auch an 
Dritte überlassenes - Material noch benötige oder die- 
ses aussondem und verwerten könne. 

Das Bundesministerium hat zugesagt, es werde in Kürze 
beginnen, die Bestandsdifferenzen beim Nachweis des 
überlassenen Materials zu bereinigen. 

20.4 

Der Bundesrechnungshof erkennt an, dass das Bundes- 
ministerium 

• kompatible IT- Verfahren für den Nachweis des über- 
lassenen Maferials einführen wird und 

• beabsichtigf, nicht mehr benötigtes. Dritten überlasse- 
nes Material auszusondem und zu verwerten. 

Das Bundesministerium kann nach wie vor nicht den Ver- 
bleib des Dritten überlassenen Materials vollständig 
nachweisen. Der Bundesrechnungshof hält es daher für 
erforderlich, die Besfandsdifferenzen zügig zu klären und 
hierfür umgehend eine Stelle einzurichten, die zentral den 
Nachweis über sämtliches überlassenes Material führt. 
Darüber hinaus sollte das Bundesministerium die Rück- 
gabetermine des überlassenen Materials konsequent über- 
wachen, damit die Bundeswehr dieses nach dem Ende der 
Überlassungsfrist entweder verwenden oder aussondem 
und verwerten kann. 
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21 Hohe Betriebskosten für veraltetes, 

aussonderungsbedürftiges Auf- 
klärungssystem 

(Kapitel 1419 u. a.) 

21.0 

Die Bundeswehr betreibt ein Aufklärungssystem für elek- 
tronische Signale, dessen Trägerflugzeuge und Missions- 
ausrüstungen inzwischen so veraltet sind, dass es seine 
Aufgaben schon seit Jahren nicht mehr annähernd erfül- 
len kann. Obwohl die Betriebskosten des gesamten Sys- 
tems (Trägerflugzeuge und Missionsausrüstungen) von 
jährlich rund 26 Mio. Euro in keinem angemessenen Ver- 
hältnis zu seinem militärischen Nutzen stehen, plant die 
Bundeswehr nur eine schrittweise Außerdienststellung bis 
zum Jahre 2010. Bis zu diesem Zeitpunkt werden sich die 
Betriebskosten auf rund 110 Mio. Euro summiert haben. 
Dieser Betrag könnte für militärisch effizientere Investi- 
tionen eingesetzt werden. 

21.1 

Die Bundeswehr betreibt seit rund 35 Jahren ein luftge- 
stütztes Aufklärungssystem (System), das weiträumig 
Femmeldesignale und andere elektronische Signale erfas- 
sen und auswerten soll. Es besteht derzeit noch aus drei 
Trägerflugzeugen und zwei Missionsausrüstungen (Auf- 
klärungstechnik), deren Betriebskosten mit jährlich rund 
26 Mio. Euro anzusetzen sind. 

Der Bundesrechnungshof prüfte in den Jahren 2003 und 
2004 die Planung für die Aussonderung des Systems und 
stellte dazu fest: 

Das System ist inzwischen so veraltet, dass es seine mili- 
tärischen Aufgaben schon seit Jahren nicht mehr annä- 
hernd erfüllen kann. So stellte der militärische Bedarfs- 
träger schon im Jahre 2002 in seiner Forderung an die 
„Luftgestützte weiträumige Überwachung und Aufklä- 
rung“ zur Aufgabenerfüllung des vorhandenen Systems 
fest: „...Die Bundeswehr verfügt somit nicht über be- 
darfsgerechte Fähigkeiten zur signalerfassenden weiträu- 
migen Überwachung und Aufklärung. Der Verlust der 
vorhandenen stark eingeschränkten Fähigkeiten ist abseh- 
bar...“. Das Kommando Strategische Aufklärung zählte 
dazu insbesondere folgende Defizite auf: 

• Die Sensorik ist im Verhältnis zur realen Signalum- 
welt unzureichend. 

• Die Stehzeiten im Einsatzgebiet sind zu gering. 

• Eine kontinuierliche Überwachung und Aufklärung 
großräumiger Einsatzgebiete ist nicht möglich. 

• Die Aufklärungsergebnisse können nicht verzugslos 
übermittelt werden. 

• Der Fähigkeitsverlust schreitet durch die zunehmende 
Überalterung der Systeme fort. 

Zudem ist die Einsatzbereitschaft des Systems so niedrig, 
dass in der Regel keine zwei Aufklärungsflugzeuge gleich- 


zeitig eingesetzt werden können. Ursprünglich vorgese- 
hene Kampfwertanpassungen erwiesen sich angesichts der 
geringen Restnutzungszeit als zu teuer. 

Die Bundeswehr plante, das System bis zum Jahre 2010 in 
Betrieb zu halten und nur schrittweise außer Dienst zu 
stellen. Die existierenden Fähigkeiten des Systems sollen 
in diesem Zeitraum mit laufenden technischen Änderun- 
gen, die jährlich etwa 1 Mio. Euro kosten, erhalten wer- 
den. Ein Nachfolgesystem, das mit Hilfe unbemannter 
Aufklärungsflugzeuge betrieben werden soll, wird nach 
den bisherigen Planungen im Jahre 2012 voll einsetzbar 
sein. 

21.2 

Der Bundesrechnungshof hat das zögerliche außer Dienst 
Stellen des vorhandenen, nach Darstellung des militäri- 
schen Bedarfsträgers völlig unzureichenden Systems kriti- 
siert. Er hat darauf verwiesen, dass sich die Betriebskosten 
bis zum Jahre 2010 auf rund 110 Mio. Euro summieren 
werden. Dieser Betrag, dem nach den jetzigen System- 
leistungen kein adäquater militärischer Nutzen gegen- 
übersteht, könnte für militärische Investitionen besser 
eingesetzt werden. 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, das veraltete 
System so schnell wie möglich und vollständig außer 
Dienst zu stellen, zu prüfen, ob die Beschaffung eines 
Nachfolgesysfems bedarfsgerecht ist und ggf dessen Be- 
reitstellung mit Nachdruck zu verfolgen. 

Darüber hinaus sollten die Trägerflugzeuge des jetzigen 
Systems umgehend verwertet werden, damit evtl. Verwer- 
tungserlöse nicht durch Zeitablauf geschmälert werden. 

21.3 

Das Bundesministerium hat eingeräumt, ein überaltertes 
und stark leistungsgemindertes System zu betreiben. Es 
hat ebenfalls eingeräumt, dass mit einem Aufwand von 
jährlich rund 1 Mio. Euro nur die jetzigen (unzureichen- 
den) Fähigkeiten des Systems erhalten, nicht aber verbes- 
sert werden können. 

Das Bundesministerium verweist jedoch auf einen gewis- 
sen Restnutzen des Systems und will daher der Empfeh- 
lung des Bundesrechnungshofes, das veraltete System so- 
fort außer Dienst zu stellen, noch nicht folgen. Es gibt zu 
bedenken, dass trotz der starken Einschränkungen ein 
Verzicht auf die Fähigkeiten des Systems über einen Zeit- 
raum von sechs Jahren bis zur Einführung eines Nachfol- 
gesysfems nicht hinnehmbar sei, und verweist auf seine 
internationalen Verpflichtungen. Eine grundsätzliche Fä- 
higkeitslücke werde von den NATO-Partnern nur dann 
akzeptiert, wenn anhand einer konkreten Projektplanung 
eine Verbesserung der eigenen Fähigkeiten in einem über- 
schaubaren Zeitraum vermittelt werden könne. 

Das Bundesministerium hat allerdings in Aussicht ge- 
stellt, den geplanten Nutzungszeitraum bis zum Jahre 
2010 erneut unter Operationellen und auch wirtschaftli- 
chen Gesichtspunkten zu überprüfen und zu bewerten. 
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Noch im Jahre 2005 sei mit einer aktualisierten Aussonde- 
rungsplanung zu rechnen. Dabei werde neben den Planun- 
gen zu einem Nachfolgesystem mit deutlich gesteigerter 
Leistungsfähigkeit auch der zeitlich befristete Ausfall des 
Aufklärungssystems bewertet werden. 

21.4 

Die Bewertungen des Bundesministeriums sind nicht wi- 
derspruchsfrei. Bei der Begründung für die Notwendig- 
keit eines leistungsgesteigerten Nachfolgesystems betont 
es seit dem Jahre 2002 die erheblichen Defizite des vor- 
handenen Systems. Die Konsequenzen aus diesen Defi- 
ziten will es jedoch nicht ziehen. Danach müsste es das 
nahezu unbrauchbare System schnell außer Dienst stellen 
und die eingesparten Betriebsausgaben von rund 
110 Mio. Euro militärisch besser einsetzen. 

Der Bundesrechnungshof bleibt daher bei seiner Empfeh- 
lung. Er geht davon aus, dass auch den internationalen 
Partnern eher an der zügigen Einführung eines leistungs- 
fähigen Nachfolgesysfems gelegen isf, als am Beibehal- 
fen eines veraltefen Sysfems, das die milifärischen Forde- 
mngen und infemationalen Verpflichtungen schon lange 
nicht mehr erfüllt. Das Bundesministerium sollte den in- 
ternationalen Partnern die derzeitige Projektplanung zum 
Nachfolgesystem erläutern und so verdeutlichen, wann 
das Bündnis mit einer Verbesserung der Aufklärungsfähig- 
keiten rechnen kann. Je länger im Übrigen der derzeitige 
militärisch und wirtschaftlich unbefriedigende Zustand 
dauert, desto geringer sind die möglichen Einsparungen. 

22 Managementfehler am Beginn eines 
Rüstungsvorhabens 

(Kapitel 1420) 

22.0 

Die Bundeswehr hat Vorarbeiten zur Entwicklung einer 
Rakete zur Bekämpfung von Bodenzielen weitergeführt 
und dafür insgesamt rund 45 Mio. Euro ausgegeben, ob- 
wohl wegen absehbarer finanzieller Engpässe eine spä- 
tere Entwicklung und Beschaffung der Rakete nicht mehr 
möglich waren. Die Steuerung der Experimentalpro- 
gramme, die Erarbeitung der militärischen Forderungen 
und die Haushaltsplanungen wiesen Lücken und Abstim- 
mungsfehler auf. Entgegen einschlägigen Regelungen 
waren Ausschüsse des Deutschen Bundestages und die 
Leitung des Bundesministeriums der Verteidigung von 
wesentlichen Entscheidungen nicht unterrichtet worden. 

22.1 

Die Bundeswehr forderte Waffen zur Bekämpfung von 
Punktzielen am Boden (Stellungen, Geschütze, Bunker, 
Versorgungseinrichtungen usw.), die bei geringer Eigen- 
gefährdung bis unmittelbar vor dem Eintreffen im Ziel 
noch beeinflusst werden können. Zusammen mit Frank- 
reich und Italien begann Deutschland daher im Jahre 
1991 Experimentalprogramme mit mehreren Studien als 


Vorbereitung für die Entwicklung und Beschaffung einer 
Rakete, die mit Hilfe eines Lichtwellenleiters von einer 
Bodenstation aus gelenkt werden sollte. Sie sollte ur- 
sprünglich als Waffe des Heeres in der Artillerie einge- 
setzt und später auch als leichter Seezielflugkörper der 
Marine in die neue Korvette integriert werden. Die deut- 
schen Ausgaben für die Experimentalprogramme und 
Studien betrugen insgesamt rund 45 Mio. Euro. Obwohl 
die Bundeswehr die Experimentalprogramme und Stu- 
dien als erfolgreich bezeichnet hatte, beendete sie im 
Jahre 2004 wegen anderer finanzieller Prioritäten das 
Vorhaben vor Eintritt in die Entwicklung. 

Der Bundesrechnungshof untersuchte mit Unterstützung 
des Prüfungsamtes des Bundes Koblenz den Beginn und 
Verlauf des Vorhabens und stellte u. a. fest: 

Das Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung (BWB) 
gab Ende des Jahres 1991 in einem ersten multinationalen 
Experimentalprogramm eine Studie für 27,4 Mio. Euro 
(53,6 Mio. DM) für eine - durch einen Lichtwellenleiter 
gelenkte - Rakete für die Bekämpfung von Bodenzielen 
in Auftrag. Mit dem Auftragnehmer war eine vorläufige 
Kostenbeteiligung in Höhe von 8,2 Mio. Euro vereinbart 
worden, die er später bei anderen Bundeswehraufträgen 
geltend machen konnte. Der Haushaltsausschuss des 
Deutschen Bundestages (Haushaltsausschuss) war vor 
Abschluss des Vertrages nicht unterrichtet worden, weil 
nach Ansicht des Bundesministeriums der Verteidigung 
(Bundesministerium) der Auftragswert durch die Kosten- 
beteiligung die für die Unterrichtung maßgebliche Wert- 
grenze von 25 Mio. Euro (50 Mio. DM) unterschritten 
hatte. Erst im Jahre 1994 erstellte die Bundeswehr ein 
Taktisches Konzept und begründete damit den militäri- 
schen Bedarf für die Rakete und den Auftrag für die teure 
Studie. Am 21. Dezember 1995 informierte der Füh- 
rungsstab des Heeres die Leitung des Bundesministe- 
riums darüber, dass die Ergebnisse des ersten Experimen- 
talprogramms für den Abschluss der Experimenfalphase 
ausreichfen. Dies konnfe mit einem erfolgreichen Probe- 
schuss im Jahre 1997 bestätigt werden. Das Programm 
wurde mit 24,1 Mio. Euro abgerechnet. Unter Berück- 
sichtigung der Kostenbeteiligung von 8,2 Mio. Euro, die 
der Auftragnehmer später bei anderen Aufträgen geltend 
machen konnte, erhöhte sich der Betrag auf 32,3 Mio. 
Euro. 

Vor Ablauf des ersten Experimentalprogramms war An- 
fang des Jahres 1994 schon ein zweites in die Wege gelei- 
tet worden. Eine entsprechende Regierungsvereinbarung 
Unterzeichnete das Bundesministerium zusammen mit 
Italien und Frankreich im März 1998. Im Rahmen dieses 
Programms gab das BWB Ende Juli 1998 einen Studien- 
vertrag im Wert von 6, 1 Mio. Euro als deutschen Anteil 
und in der Folge weitere Studien und Unterstützungsleis- 
tungen im Wert von 6,6 Mio. Euro in Auftrag. Diese Ver- 
träge im Gesamtwert von 12,7 Mio. Euro waren abge- 
schlossen worden, obwohl der Inspekteur des Heeres 
Anfang Juni 1998 in einer Planungsklausur entschieden 
hatte, das Vorhaben im Hinblick auf die finanziellen Rah- 
menbedingungen zu beenden, ln der Planungsklausur war 
auch die Rüstungsabteilung des Bundesministeriums ver- 
treten, der das BWB nachgeordnet ist. 
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Ein Versuch, die Ergebnisse der Experimentalprogramme 
zur Bewaffnung der neuen Korvette der Marine zu nutzen 
und die Rakete dort als leichten Seezielflugkörper zu inte- 
grieren, scheiterte ebenfalls aus finanziellen Gründen. 
Die noch notwendigen Entwicklungskosten in Höhe von 
70 Mio. Euro (deutscher Anteil) wollte die Marine nicht 
tragen. 

Der multinationale Lenkungsausschuss beschloss daher 
im September 2003 wegen fehlender Finanzmittel die 
gemeinsamen Arbeiten zu beenden, obwohl die Expe- 
rimentalprogramme erfolgreich abgeschlossen worden 
waren. Das BWB legte dem Bundesministerium Mitte 
August 2004 einen Abschlussbericht vor, von dem jedoch 
weder die Leitung des Bundesministeriums noch der 
Rechnungsprüfungsausschuss des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages (Rechnungsprüfungsaus- 
schuss) unterrichtet wurden. Nach der Beschlusslage des 
Rechnungsprüfungsausschusses ist das Bundesministe- 
rium u. a. verpflichtet, den Ausschuss zu unterrichten, 
wenn es Vorhabenabbrüche mit finanziellen Auswirkun- 
gen über 25 Mio. Euro beabsichtigt. Insofern ist entspre- 
chend den „25 Mio. Euro Vorlagen“ beim Haushaltsaus- 
schuss für geplante Vorhaben zu verfahren. 

22.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass die Bun- 
deswehr teure Experimentalprogramme in die Wege ge- 
leitet hat, ohne vorher genau zu klären, ob und wie ein 
positiver Programmerfolg später verwertet werden kann. 
Nach seiner Ansicht sind Managementfehler ursächlich 
dafür, dass nunmehr den Ausgaben von insgesamt 
45 Mio. Euro kein militärischer Nutzen gegenübersteht. 
Derartige Fehler müssten und könnten gerade am Beginn 
eines Rüstungsvorhabens vermieden werden. 

Vermeidbare Fehler waren nach seiner Auffassung insbe- 
sondere, dass 

• die teuren Experimentalprogramme begonnen wurden, 
ohne zu klären, ob die spätere Entwicklung und Be- 
schaffung der Raketen in die Finanzplanung einge- 
passt werden konnten, 

• ein Taktisches Konzept erst drei Jahre nach Beginn 
des ersten Experimentalprogramms unterzeichnet 
wurde, 

• ein zweites Experimentalprogramm vor Abwarten der 
Ergebnisse des ersten in die Wege geleitet wurde und 

• die Verträge zum zweiten Experimentalprogramm zu 
einem Zeitpunkt abgeschlossen wurden, zu dem be- 
reits entschieden war, das Vorhaben zu beenden. 

Darüber hinaus hat der Bundesrechnungshof kritisiert, 
dass trotz einschlägiger Regelungen die Ausschüsse des 
Deutschen Bundestages und die Leitung des Bundes- 
ministeriums nicht informiert wurden. Er hat gefordert, 
den Rechnungsprüfungsausschuss vom ergebnislosen Ab- 
schluss des Vorhabens zu unterrichten. Zudem sollte das 
Bundesministerium Regressansprüche prüfen, da das 
zweite Experimentalprogramm noch zu einem Zeitpunkt 


beauftragt wurde, zu dem die Beendigung des Vorhabens 
schon entschieden war. 

22.3 

Nach Auffassung des Bundesministeriums war das wei- 
tere Vorgehen bei einem positiven Abschluss der Experi- 
mentalprogramme geklärt. Daher hätten nicht Manage- 
mentfehler, sondern Auswahlentscheidungen vor dem 
Hintergrund begrenzter Haushaltsmittel dazu geführt, 
dass der Lenkflugkörper nicht entwickelt und beschafft 
wurde. Den Ausgaben stehe sehr wohl ein Nutzen gegen- 
über. Die Experimentalergebnisse könnten für Folgeakfi- 
vifäfen genufzf werden, sofern diese künftig finanziert 
werden könnten. 

Allerdings hat das Bundesministerium eingeräumt, dass 
das BWB schon Ende des Jahres 1991 den Auftrag zur 
Experimentalstudie erteilt hatte, bevor der militärische 
Bedarf detailliert festgestellt und dokumentiert war. Es 
hält weiterhin die Kritik des Bundesrechnungshofes, dass 
weder die Experimentalstudie noch die bedarfsbegrün- 
denden Unterlagen der Leitung des Bundesministeriums 
vorgelegt worden sind, für berechfigf. Die Gründe hierfür 
seien heufe nichf mehr nachvollziehbar. 

Das Bundesminisferium hat bestätigt, dass die Verträge 
zum zweiten Experimentalprogramm abgeschlossen wur- 
den, obwohl der Inspekteur des Heeres entschieden hatte, 
das Vorhaben zu beenden. Die vom Bundesrechnungshof 
angeregte Regressprüfung halte es aber nicht für ange- 
zeigf. Das Programm sei für einen „qualifizierten Ab- 
schluss“ der Experimentalphase erforderlich gewesen. 

Das Bundesministerium hat darauf verwiesen, dass der 
deutsche Anteil an der Studie auf 19,2 Mio. Euro 
(37,5 Mio. DM) begrenzt gewesen sei. Die Wertgrenze 
von 25 Mio. Euro (50 Mio. DM) zur Vorlagep flicht an 
den Haushaltsausschuss sei daher nicht überschritten 
worden. 

22.4 

Der Bundesrechnungshof bleibt bei seiner Bewertung, 
dass am Anfang des Vorhabens Managementfehler stan- 
den, die vermeidbar waren. So hat das Bundesministe- 
rium eingeräumt, dass die Studien lange vor der Festle- 
gung des militärischen Bedarfs beauftragt worden waren 
und die Leitung unzureichend unterrichtet war. Weiterhin 
sind die Haushaltsmittel nicht erst seit dem Jahre 1998 
begrenzt; dies hätte rechtzeitig vor Beauftragung der Ex- 
perimentalprogramme berücksichtigt werden können und 
müssen. Ein Managementfehler ist es auch, wenn mit zu- 
sätzlichen Haushaltsmitteln eine anderweitige Verwert- 
barkeit der Studienergebnisse gesichert werden soll, ohne 
dass sich dafür kurzfristig konkrete Möglichkeiten ab- 
zeichnen. Die beschleunigte Entwicklung der Militärtech- 
nik lässt Studienergebnisse in diesem Bereich schnell ver- 
alten. So ist auch jetzt nicht erkennbar und nicht mehr zu 
erwarten, dass den Ausgaben von 32,3 Mio. Euro, ergänzt 
um weitere 12,7 Mio. Euro für einen „qualifizierten Ab- 
schluss“, irgendein militärischer Nutzen gegenüberstehen 
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wird. Konkrete Angaben dazu ließ das Bundesministe- 
rium vermissen. 

Der Bundesreehnungshof hält daher seine Empfehlung 
aufreeht, die Regressfrage zu prüfen. 

Die Wertgrenze zur Vorlagepflieht der Regierungsverein- 
barung, des Experimentalprogramms und des Studienver- 
trages vor den Aussehüssen des Deutsehen Bundestages 
war deutlieh übersehritten. Da die Kostenbeteiligung des 
Auftragnehmers nur vorläufig war und später verreehnet 
werden konnte, war sie in den Gesamtwert einzubezie- 
hen. Der Bundesreehnungshof bleibt daher bei seiner 
Bewertung, dass der Haushaltsaussehuss vor dem Ver- 
tragsabsehluss und der Reehnungsprüfungsaussehuss 
vom ergebnislosen Absehluss des Vorhabens hätten un- 
terriehtet werden müssen. 

23 Unzureichende Steuerung militärischer 
Forschung 

(Kapitel 1420 Titel 685 21 , 893 21 , 551 01 ) 

23.0 

Ohne nachvollziehbare Erfolgskontrolle fördert das 
Bundesministerium der Verteidigung vier Institute der 
Fraunhofer Gesellschaft institutionell mit jährlich rund 
30 Mio. Euro. Hierfür sollen die Institute bei Entwick- 
lungs- und Beschaffungsentscheidungen sowie in NATO- 
Arbeitsgruppen Beurteilungs- und Beratungsfunktionen 
für die Rüstungsverwaltung übernehmen. Darüber hinaus 
finanziert die Bundeswehr Forschungsprojekte pro Jahr 
mit rund 10 Mio. Euro ohne finanzielle Beteiligung der 
Industrie, obwohl Verwertungsmöglichkeiten oft schon 
bei der Antragstellung erkennbar sind. 

23.1 

Das Bundesministerium der Verteidigung (Bundesminis- 
terium) fordert auf der Grundlage einer im Jahre 1973 ge- 
sehlossenen Vereinbarung vier Forsehungsinstitute der 
Fraunhofer Gesellsehaft (Institute). Die Institute befassen 
sieh insbesondere mit Waffen und Munition, angewandter 
Festkörperphysik, ehemiseher Teehnologie und naturwis- 
sensehaftlieh-teehnisehen Trendanalysen. Die Höhe der 
institutioneilen Förderung beträgt seit dem Jahre 1998 
rund 30 Mio. Euro jährlieh. Darüber hinaus bewilligt das 
Bundesministerium den Instituten jedes Jahr rund 
10 Mio. Euro für Einzelforsehungsprojekte. 

Der Bundesreehnungshof untersuehte mit Unterstützung 
dureh das Prüfungsamt des Bundes Koblenz diese Förde- 
rung und stellte fest: 

Der Anteil der institutionellen, also nieht projektgebunde- 
nen Förderung am Gesamthaushalt der Institute betrug in 
den Jahren 1998 bis 2003 rund 60 %. Zusammen mit der 
Projektförderung erhöhte sieh der Anteil der Fördermittel 
der Bundeswehr an den Einnahmen der Institute auf rund 
80 %. Demgegenüber wurden alle anderen Institute der 
Fraunhofer Gesellsehaft zu 40 % institutionell von Bund 


und Ländern gefördert. Die übrigen 60 % des Gesamt- 
haushaltes sollen über projektbezogene Zuwendungen der 
öffentliehen Hand und insbesondere aueh aus Aufträgen 
privater Unternehmen finanziert werden. 

Das Bundesministerium beabsiehtigte, mit der institutio- 
neilen Förderung wissensehaftliehe Beurteilungs- und 
Beratungskapazitäten aufzubauen und zu erhalten, um die 
Rüstungsverwaltung zu unterstützen. Beurteilungen und 
Beratungen wurden z. B. erwartet für Markfsiehtungen, 
die Bewertung von Alternativen bei Entwieklungs- und 
Besehaffungsentseheidungen der Bundeswehr und für Er- 
örferungen in NATO-Arbeifsgruppen. Das Bundesminis- 
terium konnte nieht belegen, wie oft, in weleher Form 
und mit welehem Erfolg es die Institute in den Jahren 
2000 bis 2004 für Beurteilungen und Beratungen in An- 
sprueh genommen hatte. 

Neben der institutioneilen Förderung bewilligte das Bun- 
desministerium den Instituten aueh projektbezogene Zu- 
wendungen für Einzelforsehungsprojekfe, grundsäfzlieh 
im Wege der Vollfinanzierung und ohne Einzelfallprü- 
fung. Dabei befeiligfe sieh die Indusfrie regelmäßig niehf 
an der Finanzierung der Projekfe, aueh wenn sie vom 
Bundesminisferium, efwa im Rahmen von Enfwieklungs- 
verfrägen, mit der gewinnbringenden Verwertung der er- 
zielten Ergebnisse beauftragt wurde. 

23.2 

Der Bundesreehnungshof hat beanstandet, dass eine 
naehvollziehbare Erfolgskontrolle der Beurteilungs- und 
Beratungsleistungen fehlt. Er hat gefordert, die notwendi- 
gen Grundlagen zu sehaffen, und hat entspreehende Ver- 
fahrensvorsehläge dazu unterbreitet. 

Naeh Auffassung des Bundesreehnungshofes ist die jet- 
zige pausehale Begründung für die instifutionelle Förde- 
rung nieht ausreiehend. Das „erhebliehe Bundesinte- 
resse“, das naeh den einsehlägigen Vorsehriften einer 
solehen Förderung zugrunde liegen muss, lässt sieh nieht 
allein mit dem Aufbau und dem Erhalt von Beurteilungs- 
und Beratungskapazitäten für die Rüsfungsverwalfung 
begründen. Die Rüstungsverwaltung muss selbst ausrei- 
ehend urteilsfähig sein, um ihre Entwieklungs- und Be- 
sehaffungsprojekte eigenständig steuern und kontrollie- 
ren zu können. Sie muss z. B. aueh die Wirtsehaflliehkeit 
von Angeboten und Forsehungsergebnissen der 
geförderten Institute beurteilen können. Diese Beurtei- 
lungsverantwortung kann nieht dauerhaft auf Dritte über- 
tragen werden. Der Bundesreehnungshof hat das Bundes- 
ministerium daher aufgefordert, die institutioneile 
Förderung der vier Institute zugunsten der Projektförde- 
rung zu reduzieren. Damif soll zudem siehergesfellt wer- 
den, dass die Insfifufe versfärkt erfolgsorientierf finanzierf 
werden. Dazu haf der Bundesreehnungshof auf die För- 
derpraxis bei den übrigen Insfifufen der Fraunhofer Ge- 
sellsehaft hingewiesen, die nur zu 40 % institutionell ge- 
fördert werden. Der Bundesreehnungshof hat deshalb 
empfohlen, die institutioneile Förderung der Institute spä- 
testens im Jahre 2006 neu zu begründen und dabei zu 
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klären, in welchen Bereichen die Rüstungsverwaltung 
von den Instituten unterstützt werden muss. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, dass 
die grundsätzliche Vollfinanzierung der Projekte nicht mit 
den Vorgaben der Bundeshaushaltsordnung überein- 
stimmt, wonach diese Finanzierungsart die Ausnahme 
bilden sollte. Aufgrund der Vollfinanzierung bemühen 
sich die Institute nicht um finanzielle Beteiligungen von 
Unternehmen. Der Bundesrechnungshof hat daher gefor- 
dert, die Finanzierungsart für jedes Projekt gesondert fest 
zu legen und zu begründen. Dabei sollten schon im An- 
trags- und Genehmigungsverfahren die Verwertungsaus- 
sichten der Forschungsergebnisse sowie eine mögliche 
finanzielle Beteiligung von Kooperationspartnern aus der 
Industrie berücksichtigt werden. Außerdem hat der Bun- 
desrechnungshof das Bundesministerium aufgefordert, 
langfristig bei der Projektforderung den Finanzierungsan- 
teil privater Unternehmen zu erhöhen. 

23.3 

Das Bundesministerium hat bestätigt, dass es den Um- 
fang der Beurteilungs- und Beratungsleistungen bisher 
nicht erfasst. Der dazu erforderliche Aufwand sei unver- 
hältnismäßig hoch. 

Das Bundesministerium hat betont, dass die Rüstungsver- 
waltung grundsätzlich selbst urteilsfähig sei. Es habe mit 
einer internen Weisung u. a. festgelegt, auf welchen Fel- 
dern und in welchem Umfang die Rüstungsverwaltung 
auf eine beratende Unterstützung durch die Institute ange- 
wiesen sei. Die institutionelle Förderung der vier Institute 
könne aber entgegen der Forderung des Bundesrech- 
nungshofes nicht reduziert werden, weil es im Vergleich 
zu allen anderen Instituten der Fraunhofer Gesellschaft 
keine zivilen Anwendungsmöglichkeiten für die For- 
schungsergebnisse gebe. Lefzflich sei nur die Bundes- 
wehr - gegebenenfalls mittelbar über die Rüstungsindus- 
trie - Nutzer und Verwerter der Ergebnisse. Die 
Verwertungsmöglichkeiten seien nicht immer bei der An- 
tragstellung erkennbar. 

Das Bundesministerium hat eingewandt, eine finanzielle 
Beteiligung der Industrie an der Projektforschung sei 
nicht immer erwünscht. Nur bei einer Vollfinanzierung si- 
chere sich der Bund die Verwertungsrechte an den For- 
schungsergebnissen und könne so bei der Beschaffung 
mehr einsparen als durch eine Beteiligung der Industrie 
an den Forschungskosten. Trotzdem hat das Bundes- 
ministerium zugesagt, den Finanzierungsanteil der Indus- 
trie erhöhen zu wollen. 

23.4 

Der Bundesrechnungshof erwartet angesichts der Höhe 
der ins titutioni eilen Förderung (30 Mio. Euro jährlich) 
nicht, dass das Erfassen der Beratungsleistungen zur Er- 
folgskontrolle zu aufwendig wird. 

Der Bundesrechnungshof bleibt bei seiner Empfehlung, 
die institutionielle Förderung zugunsten der Projektförde- 


rung zu reduzieren. So könnfen auch umfangreiche Bera- 
tungsaufgaben eigenständige Projekte sein. Dagegen 
sollte über die institutioneile geförderte Forschung keine 
Beurteilungskapazität aufgebaut und vorgehalten werden, 
über die die Rüstungsverwaltung selbst verfügen muss. 
Der Einwand des Bundesminisferiums, die insfitufionelle 
Förderung der milifärischen Forschungsinsfifufe könne 
wegen der besonderen Anwendersifuation nicht gekürzt 
werden, ist nicht haltbar. Auch für die Forschungsergeb- 
nisse der anderen Institufe gibt es in der Regel nur eine 
beschränkte Zahl möglicher Anwender. 

Zumindest soweit militärische Verwertungsmöglichkeit 
der Forschungsergebnisse bei der Antragstellung erkenn- 
bar sind - hier bleibt der Bundesrechnungshof bei seiner 
Auffassung, dass dies auf die Mehrzahl der Fälle zutrifft - 
sollte eine finanzielle Beteiligung von Kooperationspart- 
nern aus der Rüstungsindustrie angestrebt werden. Eine 
Sicherung der Verwertungsrechte, soweit wirtschaftlich, 
kann auch bei einer Teilfinanzierung vereinbart werden. 
Der Bundesrechnungshof empfiehlt, die interne Weisung 
des Bundesministeriums um die zu erwartenden Verwer- 
tungsmöglichkeiten der Forschungsergebnisse zu ergän- 
zen. 

24 Beseitigung von Obsoieszenzen 

(verschiedene Kapitel) 

24.0 

Durch ungünstige vertragliche Regelungen zahlt die Bun- 
deswehr hohe Beträge für die Beseitigung so genannter 
Obsoieszenzen. Obsoieszenzen entstehen, wenn bei be- 
schleunigtem technischen Fortschritt und zugleich über- 
langen Entwicklungs- und Beschaffungszeiten komplexer 
Waffensysteme ursprünglich vorgesehene Bauelemente 
- insbesondere Bauelemente für die Elektronik - sowie 
bestimmte Baumaterialien veraltet oder nicht mehr am 
Markt verfügbar sind. Allein die Beseitigung der Obso- 
ieszenzen am Eurofighter kostet Deutschland rund 
250 Mio. Euro. Eine Kostenbeteiligung der beauftragten 
Unternehmen ist hier nicht vereinbart. 

24.1 

Der technische Fortschritt beschleunigt sich derzeit beson- 
ders auf den Gebieten der Elektronik und Informations- 
technik. Dagegen sind trotz der Bemühungen des Bun- 
desministeriums der Verteidigung (Bundesministerium) 
um ein strafferes Projektmanagement Laufzeiten der Ent- 
wicklung und Beschaffung komplexer Waffensysteme 
von mehr als 30 Jahren nicht ungewöhnlich. Als Folge 
treten so genannte Obsoieszenzen auf Ursprünglich vor- 
gesehene - insbesondere elektronische - Bauelemente so- 
wie bestimmte Baumaterialien sind veraltet oder auf- 
grund der technischen Weiterentwicklung nicht mehr am 
Markt verfügbar. Verschärft wird dieses Problem da- 
durch, dass die Rüstungsuntemehmen seit etwa dem 
Jahre 1990 aus Kostengründen weltweit wesentlich weni- 
ger über lange Zeiträume lieferbare, für den milifärischen 
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Einsatz vorgesehene Bauelemente und -materialien her- 
stellen. Stattdessen werden auch in militärischen Syste- 
men und Geräten für den zivilen Markt gefertigte Bauele- 
mente und -materialien mit kurzen Innovationszyklen 
verwendet. Es ist nicht wirtschaftlich, veraltete Bauele- 
mente und -materialien allein für militärische Zwecke in 
relativ geringer Stückzahl weiter produzieren zu lassen. 
Auch die vorsorgliche Beschaffung dieser (obsolet wer- 
denden) Teile für den gesamten Produktions- und Nut- 
zungszeitraum ist wegen deren begrenzter Lagerfähigkeit 
meist nicht möglich. Aufgetretene Obsoleszenzen müssen 
daher regelmäßig beseitigt werden, ln den Verträgen hatte 
in der Regel bislang der Auftraggeber die Kosten für die 
Beseitigung der Obsoleszenzen zu tragen, obwohl es inte- 
ressensgerecht sein kann, auch den Auftragnehmer daran 
zu beteiligen. 

Der Bundesrechnungshof befasste sich bei mehreren Rüs- 
tungsvorhaben mit der Beseitigung der Obsoleszenzen, 
deren Kosten und den vertraglichen Regelungen hierzu 
und stellte fest: 

Bei der Entwicklung und Beschaffung des Kampfflug- 
zeuges Eurofighter umfassen die Regelungen im Beschaf- 
fungsvertrag ausdrücklich nicht die Beseitigung von Ob- 
soleszenzen. Diese musste im Rahmen der zweiten 
Tranche gesondert vertraglich vereinbart werden. Die Be- 
seitigung der Obsoleszenzen kostet rund 250 Mio. Euro 
(nur deutscher Anteil). 

Bei der Entwicklung des bodengestützten Luftverteidi- 
gungssystems mit der Bezeichnung MEADS ist zwar eine 
Planung für die Behandlung der Obsoleszenzen vorgese- 
hen. Es ist aber bislang nicht geregelt, dass auch der Auf- 
tragnehmer sich an den Kosten ihrer Beseitigung betei- 
ligt. 

Dagegen enthält der Beschaffungsvertrag für die Luft- 
Luft-Raketen mit der Bezeichnung IRIS-T, die für die Be- 
waffnung der Kampfflugzeuge Eurofighter und Tornado 
vorgesehen sind, Regelungen zur Kostenübemahme für 
die Beseitigung von Obsoleszenzen. Danach hat auch der 
Auftragnehmer einen Teil der Kosten zu tragen. 

24.2 

Der Bundesrechnungshof hat in seinen Berichten nach 
§ 88 Abs. 2 BHO an den Haushaltsausschuss des Deut- 
schen Bundestages (Haushaltsausschuss) zu beiden Waf- 
fensystemen Eurofighter und MEADS auf die Kostenrisi- 
ken der Obsoleszenzen und deren einseitige Übertragung 
auf den Auftraggeber hingewiesen. Er hat die Auffassung 
vertreten, dass die teure Beseitigung dieser Obsoleszen- 
zen nicht allein der Auftraggeber tragen sollte. Er hat 
empfohlen, in die entsprechenden Entwicklungs- und Be- 
schaffungsverträge eine Kostenbeteiligung des Auftrag- 
nehmers aufzunehmen. Der Haushaltsausschuss hat die 
Berichte in den Jahren 2004 und 2005 erörtert, ln seinen 
dazu gefassten Beschlüssen hat er Empfehlungen des 
Bundesrechnungshofes zur Behandlung der Obsoleszen- 
zen aufgegriffen. 


24.3 

Das Bundesministerium hat bislang weder eine generelle 
Regelung zur Problematik der Obsoleszenzen erlassen, 
noch ist Entsprechendes vorgesehen. 

Das Bundesministerium betont vielmehr, Obsoleszenzen 
träten nicht bei allen Produkten auf Betroffen seien vor 
allem Produkte mit langen Projektierungs-, Einführungs- 
und Nufzungszeifräumen sowie mif hohen Anteilen an In- 
formationstechnik. Die konkreten Vorhaben seien in die- 
ser Hinsicht jedoch schwer vergleichbar. Es verweist all- 
gemein auf die Verantwortlichkeiten, die in seinen 
Rüstungsverfahrensbestimmungen festgelegt seien, und 
darauf, dass die Preise für diese Leistungen sich nach den 
preisrechtlichen Bestimmungen für öffentliche Aufträge 
richteten. Zudem wäre beim Vorhaben Eurofighter bei- 
spielsweise eine zuverlässige Abschätzung der gesamten 
Kosten für die Beseifigung der Obsoleszenzen über einen 
Produktionszeitraum von rund 20 Jahren aufgrund von 
Unwägbarkeiten in der technologischen Entwicklung bei 
einem Waffensystem dieser Größenordnung und Kom- 
plexität nicht möglich gewesen. Eine Festpreisvereinba- 
rung hätte bedeutet, hohe Risikozuschläge der Rüstungs- 
untemehmen in Kauf zu nehmen, und wäre damit 
unwirtschaftlich gewesen. 

24.4 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes zeigen die 
vertraglichen Vereinbarungen für die Beschaffung der 
- durchaus als komplex zu bezeichnenden - Rakefe 
IRfS-T, dass eine einseifige Kosfenbelastung des Auftrag- 
gebers bei der Beseitigung von Obsoleszenzen von vorn- 
herein vermieden werden kann. Eine solche Regelung ist 
günstiger als eine nachträgliche Vereinbarung über die 
Beseitigung der Obsoleszenzen, bei der die Verhand- 
lungsposition für den Auftraggeber wesentlich schwächer 
ist. Bei der Entwicklung des Waffensystems MEADS ist 
entsprechend einer der Auflagen des Haushaltsausschus- 
ses eine Vereinbarung zur Obsoleszenzenplanung getrof- 
fen worden. Dies sieht der Bundesrechnungshof als einen 
ersten Schritt in die richtige Richtung an. Dabei bleibt je- 
doch das Kernproblem, das Kostenrisiko auf die Auftrag- 
geber- und Auftragnehmerseite zu verteilen, ungeregelt. 
Hier wird sich spätestens beim Abschluss des Beschaf- 
fungsvertrages das Bundesministerium bemühen müs- 
sen, die Kostenübemahme für die Beseitigung von Obso- 
leszenzen interessensgerecht zu regeln. 

fm Übrigen teilt der Bundesrechnungshof die Befürchtun- 
gen des Bundesministeriums über unwirtschaftliche Risi- 
kozuschläge nicht. Die Argumente des Bundesministe- 
riums rechtfertigen es nicht, auf eine vertragliche 
Regelung zu verzichten. Einerseits birgt die Beseitigung 
von Obsoleszenzen nicht generell nur Kostenrisiken, son- 
dern auch Möglichkeiten, die Produktion zu vereinfachen 
und damit Kostenvorteile zu erzielen. Es ist interessens- 
gerecht, dass die Unternehmen für diesen Vorteil einen 
Teil der entstehenden Kosten übernehmen. Andererseits 
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hat das Bundesministerium nieht naehgewiesen, dass eine 
solehe Regelung bei Vertragssehluss unwirtsehaftlieh ist. 

Der Bundesreehnungshof wird bei der Prüfung von Ent- 
wieklungs- und Besehaffungsvorhaben aueh künftig da- 
rauf aehten, dass die Verträge nieht nur Regelungen zur 
Planung und Behandlung der Obsoleszenzen enthalten, 
sondern insbesondere aueh keine einseitige Kostenverla- 
gerung auf den Auftraggeber. 

25 1 ,3 Mio. Euro für Verwundeten- 

transportsystem, dem wichtige 
Zuiassung fehit 

(Kapitel 1403) 

25.0 

Zur intensivmedizinischen Versorgung verwundeter und 
kranker Soldaten auch während des Lufttransports hat 
die Bundeswehr als ,, dringenden Sofortbedarf“ acht Ver- 
wundetentransportsysteme beschafft und dafür rund 
1,3 Mio. Euro ausgegeben. Die Systeme erhielten nicht 
die erforderliche Flugzulassung und ließen sich nicht 
nachbessern. Dies hätte rechtzeitig vor der Beschaffungs- 
entscheidung festgestellt werden können. Die Ausgaben 
waren vermeidbar. 

25.1 

Zur intensivmedizinisehen Versorgung verwundeter und 
kranker Soldaten während des Lufttransports besehaffte 
die Bundeswehr in den Jahren 2000 und 2001 in drei 
Losen aeht Verwundetentransportsysteme (Systeme) im 
Wert von insgesamt rund 1,3 Mio. Euro. Sie bestanden 
aus einer Trage mit Fahrgestell, die mit intensivmedizini- 
sehen Zusatzgeräten (z. B. Beatmungsgerät) aufzurüsten 
war. Für einen Einsatz im Lufttransport mussten die Sys- 
teme bestimmte luftfahrtteehnisehe Voraussetzungen er- 
füllen und naeh entspreehender Überprüfung zugelassen 
sein (Feststellung der Luftfahrtverträgliehkeit, im Weite- 
ren: Flugzulassung). 

Der Bundesreehnungshof untersuehte mit Unterstützung 
des Prüfungsamtes des Bundes Berlin im Jahre 2004 
diese Besehaffung und stellte fest: 

Ende Juli 1999 präsentierte ein Firmenkonsortium in einer 
Heeresfliegerbrigade Rettungsmittel, darunter aueh ein 
Verwundetentransportsystem. Mitte August 1999 forderte 
das Heeresführungskommando auf Antrag des Generals 
der Heeresflieger die Besehaffung derartiger Systeme. 

Das Heeresunterstützungskommando beantragte darauf- 
hin Ende August 1999 beim Bundesministerium der Ver- 
teidigung (Bundesministerium) als „dringenden Sofortbe- 
darf ‘ die dezentrale Besehaffung von aeht Systemen, die 
allerdings eine Flugzulassung haben sollten. Das Bundes- 
ministerium ließ Altemativangebote zum Angebot des 
Firmenkonsortiums einholen und bewerten. Die Bewer- 
tung der Angebote ergab, dass nur der „Auslöser“ des Be- 


sehaffungsantrages, das Angebot des Firmenkonsortiums, 
die Anforderangen des Heeres erfüllte. Allerdings waren 
aueh diese Systeme naeh Auffassung des für die Besehaf- 
fung zusfändigen Bundesamfes für Wehrteehnik und Be- 
sehaffung teehniseh nieht ausgereift. Dermoeh kaufte die 
Bundeswehr die Systeme des Firmenkonsortiums. 

Für die ersten vier Systeme erteilte die Wehrteehnisehe 
Dienststelle für Luftfahrzeuge - Musferprüfwesen für 
Luftfahrfgeräf der Bundeswehr (Musferprüfsfelle) Anfang 
Dezember 2000 eine eingesehränkte Flugzulassung. Da- 
mif durften diese Systeme nur in Flugzeugen transportiert 
werden, soweit dies ohne konstruktive Veränderungen am 
Flugzeug und ohne Beeinträehtigung der Flugeigensehaf- 
ten und -sieherheit möglieh war. 

Für die weiteren vier im Jahre 2001 besehafften Systeme 
erteilte die Musterprüfstelle wegen meehaniseher Mängel 
keine Flugzulassung. Sie widerrief vielmehr Mitte Januar 
2005 aueh ihre anfängliehe (eingesehränkte) Flugzulas- 
sung aus dem Jahre 2000. Sie begründete dies mit einer 
Reihe von Mängeln der Systeme, die nieht behoben wer- 
den könnten. So sei das Fahrgestell der Systeme zu 
sehwaeh für deren Gewicht, die Zusatzgeräte seien teils 
für ihren Zweck ungeeignef und könnfen nicht nachge- 
bessert werden. Die Systeme überschritten die zulässige 
Bodendrackbelastung in den Hubschraubern um ein Viel- 
faches. Das Tragensystem sei überdies so schwer, dass es 
selbst durch vier (männliche) Personen auf unbefestigten 
Wegen und auf leicht abschüssigem, asphaltiertem Ge- 
lände nicht zu handhaben sei. 

Damit ließen sich alle acht Systeme nicht für den Luft- 
fransporf einsefzen, also für den Zweck, für den sie mif 
hoher Dringlichkeit beschafft worden waren. 

25.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass die Bun- 
deswehr 1,3 Mio. Euro für die Beschaffung von Verwun- 
defentransporfsysfemen ausgegeben hat, die nicht wie 
vorgesehen eingesetzt werden können. 

Nach seiner Auffassung war diese Fehlbeschaffung ver- 
meidbar. So waren die vom Firmenkonsortium vorgestell- 
ten Systeme erkennbar nicht so ausgereift, dass ihre Be- 
schaffung auf dem Wege des „dringenden Sofortbedarfs“ 
eingeleitet werden durfte. Schon die anfängliche einge- 
schränkte Flugzulassung mit der Folge, dass weitere Be- 
schaffungen eingeleitet wurden, hätte nicht erteilt werden 
dürfen; sie beruhte auf erkennbar falschen Daten und An- 
nahmen. Ihr Widerruf hätte zumindest die Beschaffung 
der letzten vier Systeme verhindern können, wenn er 
nicht erst im Jahre 2005 erfolgt wäre. Die für den Wider- 
ruf angegebenen Gründe waren jedenfalls schon bei Lie- 
ferung der ersfen Sysfeme ohne zeitraubende Prüfungen 
leicht erkennbar. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium auf- 
gefordert, die Verantwortlichkeiten für diese Fehlbeschaf- 
fung zu klären und ggf ein Regressverfahren einzuleifen. 
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25.3 

Das Bundesministerium hat als Begründung für den 
Sofortbedarf angegeben, auf eine Einführung der Sys- 
teme im Jahre 2000 hätte trotz ihrer mangelnden Beschaf- 
fungsreife nicht verzichtet werden können. Andernfalls 
hätten Gefahr für Leib und Leben von Verwundeten so- 
wie ggf rechtliche Konsequenzen für die Bundesrepublik 
Deufschland gedrohf. Wegen dieser Dringlichkeif sei 
auch zunächsf nur ein Transport als „Bodenlast“ in den 
Flugzeugen geplant gewesen. 

Das Bundesministerium hat eingeräumt, dass das Zurück- 
ziehen der im Jahre 2000 erteilten Flugzulassung zu Nut- 
zungseinschränkungen geführt hat. Es habe eine Prüfung 
eingeleitet, um festzustellen, ob das Erteilen der Flugzulas- 
sung im Jahre 2000 oder deren Zurückziehen im Jahre 2005 
ermessensrichtig war. Das Bundesministerium hat die 
Prüfung von Regressansprüchen im Zusammenhang mit 
der Beschaffung der Systeme vom Ausgang dieser Prü- 
fung abhängig gemacht. 

Die Systeme würden derzeit nur noch am Boden wie folgt 
eingesetzt: 

• Drei Systeme würden in den Bundeswehrkrankenhäu- 
sem Koblenz und Ulm in der Notfallaufnahme ge- 
nutzt, 

• drei Systeme würden seit der Rücknahme der Flugzu- 
lassung bei den Sanitätseinsatzverbänden KFOR in 
Prizren und ISAF in Kabul nur noch als mobile Inten- 
sivpflegebetten eingesetzt und 

• zwei Systeme würden im Depot als Einsatzreserve be- 
reitgehalten. 

25.4 

Die Einlassungen des Bundesministeriums überzeugen 
nicht. 

Wie es selbst einräumt, können die teuren Verwundeten- 
transportsysteme nicht wie ursprünglich vorgesehen ein- 
gesetzt werden. Die bodengebundene Nutzung in den 
Bundeswehrkrankenhäusem und in den Sanitätseinsatz- 
verbänden sowie die Reservebildung im Depot entspre- 
chen keinesfalls den ursprünglichen Forderungen und ins- 
besondere nicht der angeblichen Dringlichkeit, die für 
eine Sofortbeschaffung der unausgereiften Systeme gel- 
tend gemacht wurde. Die wesentliche Begründung für die 
Beschaffung der Sysfeme war, dass zwingend der Luft- 
transport intensivmedizinisch zu betreuender verwunde- 
ter und kranker Soldaten sichergestellt werden sollte. Die 
dazu notwendige Flugzulassung der Systeme hätte nach- 
drücklich verfolgt werden müssen. 

Die nunmehr angekündigte Prüfung, ob das Erteilen der 
Flugzulassung im Jahre 2000 oder deren Zurückziehen im 
Jahre 2005 ermessensrichtig war, ist nur ein Schritt, um 
zu klären, wer für die Fehlbeschaffung verantwortlich ist. 
Darüber hinaus sollte das Bundesministerium aber nach 
Auffassung des Bundesrechnungshofes auch der Verant- 


wortlichkeit für die Wahl des Beschaffungsverfahrens 
und ihren Begründungen nachgehen. 

26 Mindestflugstundenvorgaben für die 
Einsatzbefähigung der Hubschrauber- 
pilotinnen und -piloten des Heeres 
nicht erfüllt 

(Kapitel 1419) 

26.0 

Entgegen den Vorgaben des Generals der Heeresflieger 
haben Einsatzverbände des Heeres ihren Hubschrauber- 
pilotinnen und -piloten die Einsatzbefähigungsstufe ,, Un- 
eingeschränkt Einsatzfähig (Combat Ready) “ zuerkannt, 
obwohl die dazu notwendigen Mindestflugstunden teil- 
weise erheblich unterschritten waren. Dies änderte sich 
auch nicht, als die Vorgaben erhöht und gleichzeitig ver- 
schärft wurden. Derartige Abweichungen könnten ver- 
mieden werden, wenn beim Heer - wie bereits bei der 
Luftwaffe - die Zuständigkeiten für die Weiterbildungs- 
vorgaben und für deren Überwachung zusammengeführt 
würden. 

26.1 

Nach ihrer fliegerischen Grundausbildung werden die 
Hubschrauberpilotinnen und -pilofen der Bundeswehr in 
den Einsafzverbänden so aus- und weifergebildef, dass sie 
in mehreren Schritten die Einsatzbefähigungsstufe „Un- 
eingeschränkt Einsatzfähig (Combaf Ready)“ erreichen 
und erhalten können. Die Zuerkennung der Einsatzbefä- 
higungsstufen wird insbesondere von Mindestflugstunden 
abhängig gemacht, die während der Aus- und Weiterbil- 
dung abzuleisten und nachzuweisen sind. 

Der Bundesrechnungshof untersuchte im Jahre 2003 die 
fliegerisch-taktische Aus- und Weiterbildung der Hub- 
schrauberpilotinnen und -piloten des Heeres und der Luft- 
waffe und sfellfe fest: 

fm Heer gab der General der Heeresflieger in seiner Wei- 
sung für die Einsatzflugweiferbildung Mindestflugsfun- 
den vor, die zum Erreichen und Erhalten der Einsatzbefä- 
higungsstufen jährlich nachzuweisen sind. Zuständig für 
das Einhalten der Vorgaben und das Zuerkennen der Ein- 
satzbefähigungsstufen waren die Einsatzverbände der Di- 
vision Luftbewegliche Operationen. 

ln der Praxis wurden die Vorgaben des Generals der 
Heeresflieger nichf eingehalfen. Die Einsafzverbände er- 
kannfen ihren Hubschrauberpilotinnen und -piloten die 
Einsatzbefähigungsstufe „Uneingeschränkt Einsatzfähig 
(Combat Ready)“ auch zu, wenn die Mindestflugstunden- 
vorgaben erheblich unterschritten waren. Dies änderte 
sich auch nicht, als der General der Heeresflieger Anfang 
des Jahres 2004 die Vorgaben um 25 % erhöhte und 
gleichzeitig verschärfte. 
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Derartige Abweiehungen traten bei der Luftwaffe nieht 
auf Hier sind der Erlass der Aus- und Weiterbildungsvor- 
gaben, deren Überwaehung und die Zuerkennung der 
Einsatzbefahigungsstufen organisatoriseh zusammenge- 
fasst. 

26.2 

Der Bundesreehnungshof hat beanstandet, dass die tat- 
säehlieh für die Zuerkennung der Einsatzbefahigung er- 
braehten Flugstunden von den Vorgaben des Generals der 
Heeresflieger abwiehen. Entweder sind die Vorgaben des 
Generals der Heeresflieger zu weitgehend und daher zu 
korrigieren, oder die Einsatzverbände kommen ihrer Auf- 
gabe, die Einsatzbefahigung ihrer Hubsehrauberpilotin- 
nen und -pilofen naehvollziehbar sieherzusfellen, nieht 
naeh. 

Der Bundesreehnungshof hat daraufhingewiesen, dass so 
die Einsatzbefahigung der Hubsehrauberpilotinnen und 
-piloten des Heeres gefahrdef sein könnte. Er hat diesen 
Mangel u. a. auf die im Heer geteilte Zuständigkeit für 
die Festlegung der Weiterbildungsvorgaben und deren 
Überwaehung zurüekgeführt und auf das Beispiel der 
Luftwaffe verwiesen, die derartige Abweiehungen ver- 
meidet. 

Der Bundesreehnungshof hat empfohlen, einerseits die 
Mindestflugstundenvorgaben zu überprüfen. Sie sind mög- 
lieherweise für die Praxis zu hoeh und zu pausehal fesfge- 
sefzt und sollten je naeh Einsatzart und Hubschrauber- 
muster differenziert werden. Andererseits sollten auch 
beim Heer nach dem Vorbild der Luftwaffe die Zustän- 
digkeiten für die Aus- und Weiferbildungsvorgaben und 
deren Überwachung sowie die Konfrolle der formalen 
Zuerkennung der Einsafzbefähigungssfufen organisato- 
risch zusammengefasst werden. 

26.3 

Das Bundesministerium der Verteidigung (Bundesminis- 
terium) hat die Aufteilung der Zuständigkeiten im Heer 
mit der Heeresstruktur begründet, die zwischen konzep- 
tioneller Zuständigkeit und truppendienstlicher Führung 
unterscheide. Das Vorbild der Luftwaffe solle hier nicht 
aufgegriffen werden. 

Das Bundesministerium hat nicht bestritten, dass die Ein- 
satzbefähigungsstufe „Combat Ready“ erteilt wurde, 
ohne dass die vom General der Heeresflieger dafür vorge- 
gebenen Mindestflugsfunden erfüllf waren. Es hat dies 
mit einem vorübergehenden, aufgrund technischer 
Schwierigkeiten entstandenen Engpass bei den verfügba- 
ren Hubschraubern begründet. Den fliegerischen Vorge- 
setzten der Hubsehrauberpilotinnen und -piloten sei daher 


in Abstimmung mit dem General der Heeresflieger die 
Möglichkeit eröffnet worden, die Einsatzbefähigungs- 
stufe „Combat Ready“ zu erteilen, auch wenn die Min- 
destflugstundenvorgabe erheblich unterschritten war. 
Schließlich könne nur der verantwortliche fliegerische 
Vorgesetzte die Einsatzbefähigung umfassend bewerfen 
und so von der pauschalen Vorgabe ohne Gefährdung der 
Einsafzbereifschaft abweichen. Das Bundesminisferium 
haf seine Einschäfzung durch den unfallfreien Betrieb der 
Hubschrauber im Prüfungszeitraum bestätigt gesehen. Es 
hat jedoch versichert, dass jetzt wieder ausreichend Hub- 
schrauber für die Aus- und Weiferbildung zur Verfügung 
stünden und die Vorgaben des Generals der Heeresflieger 
beachtet würden. 

Die in diesen Vorgaben festgelegten jährlichen Mindest- 
flugstunden seien für alle Hubschraubertypen einheitlich 
als unabdingbares Minimum für den Erhalf der Einsafzbe- 
fähigungssfufen zu befrachfen. Unterschiedliche, hub- 
schrauberspezifische Vorgaben seien nicht Ziel führend. 

26.4 

Die Einlassung des Bundesministeriums überzeugt ange- 
sichts einer möglichen Gefährdung der Einsafzbefähi- 
gung der Hubsehrauberpilotinnen und -piloten des Heeres 
sowie angesichts der Lösung, die die Luftwaffe gefunden 
hat, nicht. 

Die Abstimmung, die angeblich vor der Reduzierung der 
zum Erreichen der Einsatzbefähigung notwendigen Flug- 
stundenzahl mit dem General der Heeresflieger stattge- 
funden hat, konnte das Bundesministerium nicht belegen. 
Mindestvorgaben hätten überdies nur einen geringen 
Wert, wenn sie vom fliegerischen Vorgesetzten schon bei 
technischen Problemen derart weit unterschritten werden 
können. Als Beweis dafür, dass das beanstandete Verfah- 
ren hinnehmbar sei, kann sicherlich nicht der Hinweis auf 
den bisher unfallfreien Betrieb dienen. Dies wird auch 
durch die Erklärung des Bundesministeriums bestätigt, 
nach Behebung der technischen Einschränkungen an den 
Hubschraubern würden die fliegerischen Verbände wie- 
der zu den Vorgaben des Generals der Heeresflieger zu- 
rückkehren. 

Der Bundesrechnungshof bleibt bei seinen Empfehlungen, 
einerseits die pauschalen Mindestfiugstundenvorgaben zu 
überprüfen und ggf praxisgerecht je nach Einsatzart und 
Hubschraubermuster zu differenzieren sowie andererseits 
auch beim Heer nach dem Vorbild der Luftwaffe die Zu- 
ständigkeiten für die Aus- und Weiterbildungsvorgaben 
und deren Überwachung sowie die Kontrolle der formalen 
Zuerkennung der Einsatzbefähigungsstufen organisato- 
risch zusammen zu fassen. 
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27 Tarifwidrige Bezahiung von Beschäf- 
tigten bei Trägern der gesetziichen 
Rentenversicherung 

(Kapitel 1513) 

27.0 

Tarifkräfte bei einigen Landesversicherungsanstalten 
erhielten höhere Vergütungen als vergleichbare Beschäf- 
tigte des öffentlichen Dienstes. Gründe dafür waren unge- 
rechtfertigte übertarifliche Bezahlungen oder die Anwen- 
dung interner Richtlinien für Arbeitsplatzbewertungen, 
die zu nicht tarifkonformen Einstufungen führten. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium für 
Gesundheit und Soziale Sicherung aufgefordert, über die 
Aufsichtsbehörden der Rentenversicherungsträger darauf 
hinzuwirken, dass die Landesversicherungsanstalten bei 
der Eingruppierung von Tarifkräften dem Tarifrecht in al- 
len Punkten genügen. 

27.1 

Die Landesversicherungsanstalten sind als Selbstverwal- 
tungskörperschaften des öffentlichen Rechts Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherung der Arbeiter für ihren 
jeweiligen Zuständigkeitsbezirk. Sie finanzieren sich aus 
den Beiträgen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber sowie 
aus dem Bundeszuschuss. 

Alle Landesversicherungsanstalten sind Mitglieder der 
Tarifgemeinschaft der Deutschen Rentenversicherung 
(TgDRV), einem Arbeitgeberverband Träger der gesetzli- 
chen Rentenversicherung. Zweck der Tarifgemeinschaft 
ist die Wahrnehmung der tariflichen Interessen der Mit- 
glieder als Arbeitgeber, insbesondere durch Abschluss 
von Tarifverträgen. Die TgDRV hat im Rahmen ihrer Ta- 
rifhoheit für den Bereich ihrer Mitglieder den Bundes- 
Angestelltentarifvertrag (BAT) übernommen. 

Der Bundesrechnungshof prüfte mit Unterstützung eini- 
ger Prüfungsämter des Bundes die Eingruppierungen und 
Einreihungen von Tarifkräften sowie die allgemeine An- 
wendung des Tarifrechts bei den Landesversicherungsan- 
stalten. Wesentliche Feststellungen sind in den beiden fol- 
genden Beispielen dargestellt: 

Landesversicherungsanstalt Freie und Hansestadt 
Hamburg 

Das Prüfungsamt des Bundes Hamburg stellte übertarifii- 
che Bezahlungen von Angestellten der Landesversiche- 
rungsanstalt Freie und Hansestadt Hamburg fest, die bei 
Neueinstellungen, bei der Neubewertung von Arbeitsplät- 
zen oder im Rahmen von Besitzstandswahrungen gewährt 
wurden. Die Landesversicherungsanstalt Freie und Han- 


sestadt Hamburg hat diese übertarifiichen Leistungen der 
TgDRV nicht mitgeteilt und sie nicht mit ihr abgestimmt. 

Das Prüfungsamt des Bundes Hamburg beanstandete ge- 
genüber der Landesversicherungsanstalt Freie und Hanse- 
stadt Hamburg, dass sie Tarifkräften über- oder außerta- 
rifliche Leistungen gewährte, ohne sich zuvor mit der 
TgDRV darüber verständigt zu haben. 

Hierzu führte die Landesversicherungsanstalt Freie und 
Hansestadt Hamburg aus, die Vorschriften des BAT seien 
Mindestbedingungen. Im Geltungsbereich des BAT seien 
zugunsten der Angestellten abweichende Regelungen ar- 
beitsrechtlich möglich und rechtlich wirksam. Solche 
Regelungen seien in Form von übertariflichen oder außer- 
tariflichen Leistungen möglich. Soweit über- oder außer- 
tarifliche Vergütungsregelungen in den Arbeitsverträgen 
vereinbart worden seien, stellten diese die Rechtsgrund- 
lage für die Zahlungen dar. Eine dem § 5 1 BHO entspre- 
chende haushaltsrechtliche Vorschrift, die die landesun- 
mittelbaren Sozialversicherungsträger verpflichte, nur 
Personalausgaben zu leisten, die auf Gesetz oder Tarif- 
vertrag beruhen, gebe es nicht. Weder § 67 SGB IV noch 
die hierzu erlassenen weiteren haushaltsrechtlichen Vor- 
schriften enthielten eine solche Vorgabe. 

Landesversicherungsanstalt Hessen 

Aufgrund des von der TgDRV abgeschlossenen Tarifver- 
trags gilt auch die Eingruppierungsvorschrift des § 22 
BAT für die Landesversicherungsanstalten. Danach sind 
tragende Elemente der Eingruppierung - ebenso wie im 
Geltungsbereich des BAT für Bund, Länder und Gemein- 
den - der Grundsatz der Eingruppierungsautomatik, der 
Begriff des Arbeitsvorgangs und die grundsätzliche An- 
bindung an die überwiegend auszuübende Tätigkeit. Diese 
Kernpunkte geben die Methode vor, mit der die tarifver- 
traglich vereinbarten Eingruppierungsmerkmale zu be- 
handeln sind, um zu der tarifgerechten Eingruppierung zu 
gelangen. 

Die Landesversicherungsanstalt Hessen hat Richtlinien 
für die Beschreibung von Stellen ihrer Beschäftigten ein- 
geführt. Diese Richtlinien sollen der Vorbereitung von 
Personalentscheidungen und der Personalentwicklung 
dienen. Die beschriebenen Stellen sollen in ihrer Wertig- 
keit deckungsgleich mit vergleichbaren Beamtendienst- 
posten und nach Funktionsbezeichnungen wie Sachbear- 
beiter A 9/V b BAT oder 1 . Bearbeiter A 8/V c BAT 
ausgewiesen werden. Die Anforderungen an eine Stelle 
sollen sich aus Merkmalen wie Teamfähigkeit, Selbststän- 
digkeit, Initiative oder ähnlichem zusammensetzen und 
daraus einen nach Punkten gestaffelten Bewertungsrah- 
men für die Eingruppierung ergeben. Der Bezug auf die 
Eingruppierungsmerkmale des BAT fehl! bei den Richtli- 
nien. 
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Das Prüfungsamt des Bundes Frankfurt am Main bean- 
standete gegenüber der Landesversicherungsanstalt Hes- 
sen, dass dieses Verfahren der Landesversicherungsan- 
stalt Hessen den tariflichen Erfordernissen des § 22 BAT 
nicht genüge. Anders als bei einzelfallbezogenen Tätig- 
keitsdarstellungen und -bewertungen hält es das Verfah- 
ren weder tarif- noch haushaltsrechtlich für geeignet, die 
Personalausgaben zu belegen und damit der Gefahr über- 
höhter Personalausgaben wirksam entgegenzutreten. Die 
Richtlinien der Landesversicherungsanstalt Hessen sind 
daher zur tarifkonformen Ermittlung von Eingruppierun- 
gen und Einstufungen ungeeignet. 

Die Landesversicherungsanstalt Hessen erwiderte, sie 
teile diese Auffassung nicht. Das Stellenbeschreibungs- 
system orientiere sich an den Vorgaben des BAT. Das An- 
forderungsprofil der Stellenbeschreibung setze sich aus 
Anforderungsmerkmalen zusammen, die entsprechend der 
Wertigkeit der gestellten Anforderungen mit Punkten zu 
bewerten seien. Für jede Vergütungsgruppe sei ein Punk- 
terahmen festgelegt, in dem sich die Summe der für die 
einzelnen Anforderungsmerkmale zu vergebenden Punkte 
bewegen müsse. 

27.2 

27.2.1 

Der Bundesrechnungshof hat gegenüber dem Bundes- 
ministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung (Bun- 
desministerium) als zuständiger Bundesbehörde die 
Auffassung vertreten, dass die Vorgehensweise der Lan- 
desversicherungsanstalten dem Tarifrecht nicht genüge. 
Im Einzelnen: 

Landesversicherungsanstalt Freie und Hansestadt 
Hamburg 

Der Bundesrechnungshof kritisiert, dass die Bezahlung 
von Tarifkräften bei der Landesversicherungsanstalt ein- 
zelvertraglich über Tarifvorschriften hinausgehend gere- 
gelt worden ist, da damit eine einheitliche Gestaltung der 
Arbeitsbedingungen bei den Landesversicherungsanstal- 
ten nicht gewährleistet werden kann. 

Nach seiner Auffassung folgt aus der Selbstbindung der 
Rentenversicherungsträger, dass sich die Mitglieder der 
TgDRV gemäß § 69 SGB IV nach den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit im Interesse eines 
einheitlichen Vorgehens bei der Gewährung über- oder 
außertariflicher Leistungen in jedem Einzelfall mit der 
TgDRV über diese Maßnahmen verständigen. Andern- 
falls werden die Tarifverträge ausgehöhlt. 

Landesversicherungsanstalt Hessen 

Der Bundesrechnungshof verkennt nicht das personalwirt- 
schaflliche und personalentwicklungsbezogene Anliegen 
der Landesversicherungsanstalt Hessen, ihren Angestell- 
ten und Beamtinnen und Beamten im Hinblick auf beruf- 
liche Entwicklungserwartungen möglichst vergleichbare 
Chancen einzuräumen. 


Gleichwohl genügen nach Auffassung des Bundesrech- 
nungshofes die Richtlinien für die Beschreibung der Stel- 
len der Beschäftigten der Landesversicherungsanstalt 
Hessen nicht den Anforderungen an ein einzelfallbezoge- 
nes Verfahren zur Eingruppierung gemäß § 22 BAT. Das 
in den Richtlinien vorgegebene, an Beamtendienstposten 
ausgerichtete analytische Bewertungssystem wird dem 
Eingruppierungssystem des BAT in seinen tragenden Ele- 
menten nicht gerecht. Es kann die tarifgerechte und damit 
haushaltskonforme Eingruppierung nicht ersetzen. 

Das gilt nach Auffassung des Bundesrechnungshofes auch 
mit Blick auf den künftigen Tarifvertrag für den öffentli- 
chen Dienst (TVöD), der - soweit derzeit ersichtlich - die 
tragenden Elemente des bisherigen Eingruppierungssys- 
tems gemäß § 22 BAT in das neue Eingruppierungsverfah- 
ren übernehmen wird. 

27.2.2 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium auf- 
gefordert, über die Aufsichtsbehörden dahingehend auf die 
Landesversicherungsanstalten einzuwirken, dass diese sich 
künftig bei über- und außertariflichen Leistungen in je- 
dem Einzelfall mit der TgDRV über die Maßnahme ver- 
ständigen, um so einer Aushöhlung des Tarifrechts wirk- 
sam entgegenzutreten. 

Außerdem hat der Bundesrechnungshof das Bundesmi- 
nisterium aufgefordert, über die Aufsichtsbehörden dar- 
auf hinzuwirken, dass die Landesversicherungsanstalten 
für die Eingruppierung ihrer Tarifkräfte nur Tätigkeitsbe- 
wertungen nach der Methode des § 22 BAT durchführen, 
die so geeignet sind, den Nachweis einer wirtschaftlichen 
und sparsamen Verwendung des Bundeszuschusses zu 
führen. 

27.3 

Das Bundesministerium hat von einer detaillierten inhalt- 
lichen Stellungnahme abgesehen. Es hat mitgeteilt, es 
beabsichtige - entsprechend den Forderungen des Bun- 
desrechnungshofes - das Thema zur Beratung für die Auf- 
sichtsbehördentagung der Sozialversicherungsträger an- 
zumelden. 

27.4 

Der Bundesrechnungshof sieht sich durch die Bereit- 
schaft des Bundesministeriums, die festgestellten Pro- 
bleme der Bezahlung von Tarifkräften zur Beratung für 
die Aufsichtsbehördentagung der Sozialversicherungsträ- 
ger anzumelden, bestätigt. 

Er bekräftigt seine Forderung an das Bundesministerium, 
auf dieser Tagung über die Aufsichtsbehörden auf Festle- 
gungen für die Landesversicherungsanstalten hinzuwir- 
ken, dass diese sich künftig bei über- und außertariflichen 
Leistungen in jedem Einzelfall mit der TgDRV über die 
Maßnahme verständigen und die Tätigkeitsbewertungen 
nach der vorgeschriebenen tarifrechtlichen Methode vor- 
nehmen. 
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28 Kosten für Neubauten der Max-Pianck- 
Geseiischaft senken 

(Kapitel 3007 Titel 894 11) 

28.0 

Zu aufwendig geplante Institutsneubauten der Max- 
Planck-Gesellschaft zeigen, dass die Baukosten in Zu- 
kunft um durchschnittlich 10 % gesenkt werden können, 
ohne den hohen Standard der Forschungseinrichtungen 
zu mindern. Das Bundesministerium für Bildung und For- 
schung sollte dazu in der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung und Forschungsförderung Änderungen 
bei der Genehmigung von Bauvorhaben der Max-Planck- 
Gesellschaft herbeiführen. 

28.1 

Die Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissen- 
schaften e. V. (MPG) mit Sitz in Berlin betreibt Grundla- 
genforschung in den Naturwissenschaften, in der Medizin 
und in den Geisteswissenschaften. Bund und Länder for- 
dern die im Jahre 1948 gegründete MPG institutionell als 
Gemeinschaftsaufgabe. Die Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung und Forschungsforderung (BLK) er- 
mittelf für die Zuwendungsgeber Bund und Länder den 
jährlichen Zuschussbedarf Bei Bauvorhaben sefzf die 
BLK jeweils einen Berichtersfaffer aus ihrem Kreise ein. 

28.1.1 

Die MPG benötig! rund 90 Mio. Euro jährlich für Bau- 
maßnahmen. Diese finanzier! in der Regel zur Hälfte der 
Bund, ein Vierfel frägf das Land, in dem das geförderte 
Institut seinen Sitz hat, das andere Viertel teilen sich alle 
Länder. 

Beantragt die MPG einen Institutsneubau, schätzt sie die 
Gebäudekosten auf Basis der pauschalen Kostenricht- 
werte, die für die Planung von Hochschulbaufen gelten. 
Der Berichterstatter prüft den Antrag und formuliert für 
die BLK eine Empfehlung. Nachdem die BLK dem Vor- 
haben zugesfimmt hat, lässt die MPG einen Entwurf er- 
stellen. Anschließend prüft und genehmigt sie selbst die 
Planung mit der dazugehörigen Kostenberechnung. Die 
MPG muss dem Berichterstatter mindestens einen Ver- 
merk über ihre Prüfung und Genehmigung sowie eine 
Übersieh! zu den Planungs- und Kosfendafen des Ent- 
wurfs vorlegen. Sie erläutert im Vermerk auch die Bau- 
konstruktion und die technische Ausstattung des Bauvor- 
habens, ohne dabei auf Einzelheiten einzugehen. Aufgabe 
des Berichterstatters ist es, die Wirtschaftlichkeit des Vor- 
habens und die erwarteten Baukosten zu prüfen. Er berei- 


tet mit seinem Beschlussvorschlag eine Entscheidung der 
BLK vor. Damit ist die Aufgabe des Berichterstatters in 
der Regel erfüllt. 

Nach Abschluss einer Baumaßnahme legt die MPG dem 
Bundesministerium für Bildung und Forschung (Bundes- 
minisferium) einen Verwendungsnachweis vor, der die 
genehmigten und die abgerechneten Kosten summarisch 
gegenüberstellt. 

28.1.2 

Der Bundesrechnungshof prüfte drei inzwischen genutzte 
Institutsneubauten an verschiedenen Standorten mit zu- 
sammen rund 100 Mio. Euro Baukosten. Die Planer hat- 
ten Grundrisse entworfen, nach denen die Institute jeweils 
durch eine mehrgeschossige, von Laufstegen durchquerte 
Halle zu erschließen waren. Das Verhältnis von Verkehrs- 
fiäche (Flure, Erschließungshallen) zu Hauptnutzfiäche 
(im Wesentlichen: Labore, Büros) betrug bei den Institu- 
ten 56, 67 bzw. 84 zu 100. Das heißt, auf 100 m^ Haupt- 
nutzfläche kamen bis zu 84 m^ Verkehrsfläche. Diese Pla- 
nungsdaten lagen den Berichterstattern vor. 

Die Entwürfe sahen Verglasungen für die Fassaden der 
Hallen und die Brüstungen der Stege oder Treppenläufe 
vor, außerdem bei einem Institut eine außen angebrachte 
Spezialverglasung als Sonnenschutz, bei einem anderen 
Natursteinfußböden in den Treppenhäusern. Für ein wei- 
teres Institut war in den Außenanlagen eine aufwendige 
oberirdische Abführung für Niederschlagswasser mif Be- 
leuchtung geplant. Die Planer hatten für die genannten 
Beispiele nicht geprüft, ob die zu erwartenden Bau- und 
Betriebskosten bei anderen Ausführungen verringert wer- 
den könnfen. 

Die MPG vermerkfe als Ergebnis ihrer Prüfung, dass die 
Planungen jeweils „eine sehr wirtschaftliche Lösung“ 
darsfellfen, und genehmigte die Entwürfe. Die Bericht- 
erstatter prüften die Kostendaten der Planungen. Da die 
nunmehr ermittelten Kosten mit den zuvor auf Basis der 
Kostenrichtwerte für den Hochschulbau geschätzten Ge- 
bäudekosten nahezu übereinstimmten, war für die Be- 
richfersfafter die Wirfschaftlichkeif der Vorhaben gege- 
ben. Im Ergebnis empfahlen sie der BLK, den 
Bauvorhaben mit den von der MPG genehmigten Kosten 
zuzustimmen. Die Berichterstatter äußerten sich nicht zu 
den Planungsdaten. 

Die MPG ließ die Institute wie geplant herstellen, änderte 
jedoch teilweise die Nutzung von Flächen, ln einem Fall 
realisierte sie eine höherwertige Laboreinheit als geneh- 
migt; in einem anderen Fall baute sie anstelle der geneh- 
migten Teilunterkellerung einen Vollkeller. Die MPG in- 
formierte die BLK nicht über die ihrer Auffassung nach 
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unwesentlichen Abweichungen. Diese konnte sie inner- 
halb des jeweils genehmigten Kostenrahmens ausführen. 
Verwendungsnachweise lagen für die geprüffen Neubau- 
fen noch nichf vor. 

28.2 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes haben we- 
der die in der BLK vertrefenen Zuwendungsgeber noch 
die MPG nachhalfig auf eine wirtschaftliche Planung hin- 
gewirkt. Die Kostenrichtwerte für den Hochschulbau sind 
zur Kosfenschätzung von Neubauten der MPG nur be- 
dingt geeignet. 

Da die Gebäudegeometrie die Kosten eines Bauvorhabens 
erheblich beeinflusst, liefern entsprechende Planungsda- 
ten wesentliche Anhaltspunkte, die Wirtschaftlichkeit ei- 
nes Entwurfs zu beurteilen. Im Idealfall zeichnet sich ein 
Entwurf z. B. durch ein niedriges Verhältnis von Ver- 
kehrsfläche zu Hauptnutzfläche aus. Bei Hochschulinsti- 
tuten sind Werte von höchstens 55 zu 100 oder bei sonsti- 
gen vom Bund geforderten Forschungsbauten von 
höchstens 45 zu 100 üblich. Obwohl die geprüften Insti- 
tute diese Werte deutlich überschritten, beanstandeten 
dies weder die MPG noch die Berichterstatter. Über- 
dimensionierte Verkehrsflächen erhöhen die Bau- und die 
späteren Betriebskosten. 

Die MPG genehmigte Ausführungen, die nach Auffas- 
sung des Bundesrechnungshofes konstruktiv zu aufwen- 
dig (z. B. Sonnenschutz durch Spezialglas), ungeeignet 
(z. B. Naturstein in Treppenhäusern) und in Teilen unnö- 
tig repräsentativ (z. B. Fassaden, Hallen, Außenanlagen) 
sind. Die MPG akzeptierte nicht nur Mehrkosten für Bau- 
elemente oder für Bereiche, die für die wissenschaftliche 
Tätigkeit nicht notwendig sind, sondern ließ auch zu, dass 
die Betriebskosten unnötig hoch sein werden. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes weichen die 
Bedürfnisse und Strukturen der Max-Planck-lnstitute von 
Hochschulinstituten ab. Beispielsweise benötigten die ge- 
prüften Institute mehr Büroflächen und weniger Laborflä- 
chen als Hochschulinstitute. Büroflächen sind jedoch 
kostengünstiger zu errichten als Laborflächen. Weil die 
MPG die Kostenrichtwerte für den Hochschulbau anwen- 
defe, veranschlagfe sie zu hohe Baukosfen. Diese Schät- 
zungen verschafften der MPG finanzielle Spielräume. 
Deshalb konnte sie innerhalb des Kostenrahmens nicht 
nur die großzügigen Verkehrsflächen und kostenaufwen- 
dige Bauelemente wie geplant herstellen, sondern auch 
quantitativ mehr und qualitativ höherwertiger bauen. Das 
Bundesministerium hätte die Abweichungen nur bei einer 
über den zahlenmäßigen Nachweis hinaus gehenden Er- 
folgskontrolle feststellen können. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesministerium 
empfohlen, der Zweckbestimmung und Funktionalität 
von Bauvorhaben der MPG größere Beachtung zu schen- 
ken. Es sollte verbindliche Planungs- und Kostendaten 
vereinbaren und die Erfolgskontrolle verbessern. Damit 
ließen sich die Baukosten nach Schätzung des Bundes- 
rechnungshofes durchschnittlich um 10 % senken, ohne 


dass der hohe Standard der Forschungsbedingungen ge- 
mindert würde. 

Der Bundesrechnungshof hat weiterhin empfohlen, die 
Kostenrichtwerte für den Hochschulbau bei Bauvorhaben 
der MPG nichf mehr anzuwenden. Das bisherige Verfah- 
ren birgf die Gefahr, dass Planer und Instifute nicht alle 
Ansätze einer kostengünstigen Entwurfsplanung nutzen. 
Unverzichtbar ist nach Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofes eine veränderte Baukostenprüfüng. Bis zur Verstän- 
digung auf ein besser geeignetes Verfahren zur Genehmi- 
gung von Bauvorhaben sollte das Bundesministerium 
gegenüber den Ländern darauf drängen, einen pauschalen 
Abschlag von den Kostenrichtwerten für den Hochschul- 
bau vorzunehmen und dadurch Kosfenobergrenzen fesf- 
zulegen. 

28.3 

Das Bundesminisferium haf erklärt, sein Förderinteresse 
bei Bauten der MPG sei nicht auf eine repräsentative Ge- 
staltung ausgerichtet. Im Vordergrund stehe das Bemü- 
hen, bedarfsgerechte Gebäude zu schaffen, die wirtschaft- 
lich in Bau und Betrieb seien. Die MPG wolle künftig 
„auch zur Verbesserung des Raumklimas“ auf großflächig 
verglaste Fassaden verzichten. Sie habe „unangemessene 
Zugeständnisse“ an den Planer bei einem der geprüften 
Bauvorhaben eingeräumt. Das Bundesministerium er- 
achte beim Verhältnis von Verkehrsfläche zu Hauptnutz- 
fläche Werte zwischen 40 zu 100 und 60 zu 100 als ange- 
messen. 

Der für ForschungsfÖrderung zuständige Ausschuss der 
BLK habe die Berichterstatter beauftragt, das Verfahren 
zur Genehmigung von Bauvorhaben der MPG zu prüfen. 
Die Berichterstatter hätten dem Bundesrechnungshof da- 
rin zugestimmt, dass die MPG ihre Entscheidungen aus- 
führlicher als bisher dokumentieren müsse. Die Aufgaben 
eines Berichterstatters seien präziser zu definieren, so 
dass er ein Bauvorhaben sachkundiger begleiten könne. 
Er benötige einen Leitfaden, der den Umfang und die 
Qualität der ihm vorzulegenden Unterlagen vorgebe. Zu 
verbessern sei auch die Erfolgskontrolle. 

Die Kostenrichtwerte für den Hochschulbau befrachtef 
das Bundesminisferium „lediglich als Orientierungshilfe 
für die Berichfersfaffer“. Die BLK könne diese nicht mit 
pauschalen Abschlägen versehen und gegenüber der 
MPG anwenden. Die Berichterstatter hätten sich noch 
keine abschließende Meinung zur Eignung dieser Kosten- 
richtwerte oder zu möglichen Alternativen gebildet. 

Das Bundesministerium hat darauf hingewiesen, dass es 
erst nach Abschluss des Bemerkungsverfahrens Be- 
schlüsse der BLK zu ggf notwendigen Änderungen be- 
stehender Vereinbarungen herbeiführen wolle. 

28.4 

Der Bundesrechnungshof siehf seine Krifik besfäfigf, da 
die Berichterstatter ebenfalls einen Verbesserungsbedarf 
bei der Genehmigung von Bauvorhaben erkannt haben. 
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Der von ihnen erwogene Leitfaden könnte aueh zu einer 
verbesserten Erfolgskontrolle beitragen. Anders als das 
Bundesministerium sieht der Bundesreehnungshof dureh- 
aus die Mögliehkeit, vorerst pausehale Absehläge von 
den Kostenriehtwerten für den Hoehsehulbau vorzuneh- 
men. 

Der Bundesreehnungshof empfiehlt dem Bundesministe- 
rium, in der BLK nunmehr mit Naehdruek darauf hinzu- 
wirken, dass die Beriehterstatter Bauvorhaben der MPG 
nieht nur saehkundiger, sondern aueh kritiseher begleiten 
können. Dafür muss es in absehbarer Zeit eine Vereinba- 
rung mit den Ländern treffen. Das Bundesministerium 
sollte den Ländern dabei deutlieh maehen, dass Mehrauf- 
wendungen, die nieht vorrangig Forsehungszweeken die- 
nen, nieht zuwendungsfähig sind. 

29 Verstoß gegen die Grundsätze der 
Ordnungsmäßigkeit und Wirtschaft- 
iichkeit bei der Beschaffung eines 
Höchstieistungsrechners 

(Kapitel 3007 Titel 685 13 und 894 13) 

29.0 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat 
versäumt, bei einer Großforschungseinrichtung rechtzei- 
tig zu prüfen, ob diese bei der Beschaffung eines Höchst- 
leistungsrechners für über 42 Mio. Euro die Vergabevor- 
schriften und das Wirtschaftlichkeitsgebot eingehalten 
hat. Ferner hat es nicht darauf geachtet, ob dessen Fi- 
nanzierung abschließend gesichert war. Der Bundesrech- 
nungshof erwartet vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung, dass es die Einhaltung der haushalts- 
rechtlichen Vorgaben zu finanziell bedeutsamen Beschaf- 
fungen bei Großforschungseinrichtungen anlassbezogen 
selbst vorab vor Ort prüft. 

29.1 

Der Bundesreehnungshof hatte im Jahre 2000 festgestellt, 
dass Großforsehungseinriehtungen, die Zuwendungen 
vom Bundesministerium für Bildung und Forsehung 
(Bundesministerium) erhielten, bei der Besehaffung von 
Informationsteehnik gegen die Grundsätze der Ordnungs- 
mäßigkeit und Wirtsehaftliehkeit verstoßen hatten. Da- 
raufhin forderte der Reehnungsprüfungsaussehuss des 
Haushaltsaussehusses des Deutsehen Bundestages (Reeh- 
nungsprüfungsaussehuss) das Bundesministerium auf, in 
angemessenem Rahmen vor Ort zu prüfen, inwieweit 
Großforsehungseinriehtungen die Vergabevorsehriften 
einhalten. 

Vier Jahre später stellte der Bundesreehnungshof fest, 
dass eine Großforsehungseinriehtung einen Höehstleis- 
tungsreehner für 42,5 Mio. Euro besehaffte, ohne die Ver- 
gabevorsehriflen zu beaehten. Die Großforsehungsein- 
riehtung erteilte den Zusehlag im Verhandlungsverfahren 
ohne Vergabebekanntmaehung, obwohl der Reehner ein 
marktgängiges, von mehreren Unternehmen hergestelltes 
Produkt ist. Zudem hatte die Großforsehungseinriehtung 


den Ausnahmetatbestand, der diese freihändige Vergabe 
reehtfertigen würde, nieht zutreffend begründet und da- 
rauf verziehtet, eine Wirtsehaftliehkeitsuntersuehung 
durehzuführen. Die Großforsehungseinriehtung sieherte 
20 % der Finanzierung des Höehstleistungsreehners nieht 
und stellte diese nieht transparent dar. Das Bundesminis- 
terium prüfte diese Besehaffung nieht vor Ort. Die Groß- 
forsehungseinriehtung will den Höehstleistungsreehner 
im Jahre 2006 für weitere 50 Mio. Euro ausbauen. 

29.2 

Der Bundesreehnungshof hat beanstandet, dass das Bun- 
desministerium die Auflagen des Reehnungsprüfungsaus- 
sehusses nieht hinreiehend beaehtet hat. So hat die Groß- 
forsehungseinriehtung 

• Vergabevorsehriften nieht beaehtet und den Höehst- 
leistungsreehner im Verhandlungsverfahren ohne Ver- 
gabebekarmtmaehung besehafft, 

• mangels Wirtsehaftliehkeitsbetraehtungen eine haus- 
haltsreehtskonforme Besehaffüng nieht naehweisen 
können und 

• ist wegen der ungesieherten Finanzierung des Höehst- 
leistungsreehners ein Risiko in Millionenhöhe einge- 
gangen. 

Der Bundesreehnungshof hat dem Bundesministerium 
empfohlen, die Vergabevorbereitungen, Wirtsehaftlieh- 
keitsbetraehtungen und Finanzierungsplanung für die 
Ausbausfufe des Höehsfleistungsreehners reehfzeifig vor 
Ort zu prüfen. 

29.3 

Die Großforsehungseinriehtung hat Mängel bei der Be- 
sehaffung des Höehstleistungsreehners eingeräumt und 
mitgeteilt, dass sie 

• den Reehner im Verhandlungsverfahren ohne Verga- 
bebekanntmaehung vergeben habe, naehdem sie alle 
Hersteller bei einer Markterkundung angesproehen 
habe und die Leistung nieht absehließend habe be- 
sehreiben können, 

• beabsiehtigt, ihre Entseheidungssehritte im Vergabe- 
verfahren künftig sorgfältiger zu dokumentieren, 

• bei der Besehaffung von Großgeräten Wirtsehaftlieh- 
keitsbetraehtungen erstellen will und 

• die vollständige Finanzierung des Höehstleistungs- 
reehners inzwisehen gesiehert habe. 

Zur Einhaltung der Vergabevorsehriften hat sieh die 
Großforsehungseinriehtung nieht geäußert. 

Das Bundesministerium hat mitgeteilt, es habe den 
Besehluss des Reehnungsprüfungsaussehusses so ver- 
standen, dass es u. a. generell die Einhaltung des Verga- 
bereehts in angemessenem Rahmen vor Ort bei Großfor- 
sehungseinriehtungen überprüfen solle. Es sei davon 
ausgegangen, dass die bisherige Praxis der anlassbezoge- 
nen Naehprüfungen sowie stiehprobenweise Vor-Ort-Prü- 
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hingen ausreichend seien. Da die Beschaffungen der 
Großforschungseinrichtung bislang nicht Gegenstand ei- 
nes derartigen Prüfungsansatzes gewesen seien, habe es 
die entsprechenden Vorgänge im Zusammenhang mit 
dem Höchstleistungsrechner nicht geprüh. 

Aufgrund der Prüfung des Bundesrechnungshofes will 
das Bundesministerium nunmehr dafür sorgen, dass der 
Aufsichtsrat der Großforschungseinrichtung nur dann ei- 
nem Ausbau des Höchstleistungsrechners zustimmt, 
wenn diese ausführlich nachgewiesen hat, dass sie die 
Vergabevorschriften eingehalten und eine Wirtschaftlich- 
keitsbetrachtung erstellt hat. Das Bundesministerium hat 
sich allerdings nicht dazu geäußert, inwieweit es die Fi- 
nanzierungsplanung des Ausbaus prüfen will. 

29.4 

Der Bundesrechnungshof nimmt zur Kenntnis, dass die 
Großforschungseinrichtung künftig Vergaben sorgfälti- 


Allgemeine Finanzverwaltung 

(Einzelplan 60) 


30 Unzureichende Besteuerung illegaler 
Umsätze und Einkünfte 

(Kapitel 6001 Titel 012 01, 015 01, 044 02) 

30.0 

Erhebliche Steuerausfälle ließen sich vermeiden, wenn 
Umsätze und Einkünfte aus illegaler Tätigkeit, z. B. aus 
Hehlerei, Bestechung, dem Handel mit Rauschgiften und 
anderen verbotenen Erzeugnissen, wirksamer besteuert 
würden. Hierzu ist eine verbesserte Zusammenarbeit der 
beteiligten Behörden erforderlich. Die Umsätze aus die- 
sen Tätigkeiten werden auf mehrere Milliarden Euro jähr- 
lich geschätzt. 

30.1 

30.1.1 Rechtslage 

Für die Steuerpflicht ist es unerheblich, ob ein Verhalten, 
das den Tatbestand eines Steuergesetzes erfüllt, gegen ein 
gesetzliches Verbot verstößt. Deshalb unterliegen Um- 
sätze und Einkünfte aus illegalen Tätigkeiten grundsätz- 
lich der Umsatz-, Einkommen- oder Körperschaftsteuer 
sowie der Gewerbesteuer. Das gilt z. B. für Umsätze und 
Einkünfte aus Hehlerei, Erpressung, Bestechung oder 
Schleusertätigkeit sowie aus dem Handel mit Rauschgift, 
Kriegswaffen, Raubkopien, gefälschten Markenartikeln 
oder Schmuggelwaren. 

Die Finanzämter müssen illegal erzielte Umsätze und 
Einkünfte von Amts wegen ermitteln und die Steuern 


ger dokumentieren sowie Wirtschafllichkeitsbetrachtun- 
gen erstellen und dass das Bundesministerium den ge- 
planten Ausbau des Höchstleistungsrechners vorab durch 
den Aufsichtsrat prüfen lassen will. 

Der Bundesrechnungshof hält aber anlassbezogene Nach- 
prüfungen des Bundesministeriums bei finanziell bedeu- 
tenden Beschaffungen für nichf ausreichend. Er erwarfef 
vom Bundesministerium, dass es die Einhaltung der Ver- 
gabevorschriften und haushaltsrechtlichen Vorgaben zu 
finanziell bedeutsamen Beschaffungen bei Großfor- 
schungseinrichtungen anlassbezogen selbst vorab vor Ort 
prüft. Das Bundesministerium hat darüber hinaus sicher- 
zustellen, dass die angekündigten Maßnahmen konse- 
quent umgesetzt werden und die Großforschungseinrich- 
tung die Finanzierung der Ausbaustufe rechtzeitig und 
abschließend sichert. 

Der Bundesrechnungshof wird die Umsetzung der ange- 
kündigten Maßnahmen beobachten. 


festsetzen. Gerichte und die Behörden von Bund, Ländern 
und kommunalen Trägem der öffentlichen Verwaltung 
sind nach § 116 Abgabenordnung (AO) verpflichtet, 
dienstlich erfahrene Tatsachen, die den Verdacht einer 
Steuerstraftat begründen, den Finanzbehörden mitzutei- 
len. Die Steuerfestsetzung kann unterbleiben, wenn fest- 
steht, dass die Einziehung keinen Erfolg haben wird oder 
mit unverhältnismäßig hohen Kosten verbunden ist. 

Finanzbehörden können das Vermögen von Steuerstraftä- 
tem durch dingliche Arreste nach der AO und der Straf- 
prozessordnung (StPO) zur Befriedigung von Steueran- 
sprüchen sicherstellen sowie mit Hilfe der Gerichte 
unrechtmäßig erworbenes Vermögen abschöpfen. 

30.1.2 Feststellungen des Bundesrechnungshofes 

Der Bundesrechnungshof hatte schon früher festgestellt, 
dass die Strafverfolgungsbehörden Straftäter im Rotlicht- 
milieu zwar strafrechtlich belangten, Anklagen wegen 
Steuerhinterziehung sowie die Besteuerung der Umsätze 
und Einkünfte aus illegalen Tätigkeiten aber meist un- 
terblieben (vgl. Bemerkungen 2003, Bundestagsdrucksa- 
che 15/2020 Nr. 50, S. 185). 

Der Bundesrechnungshof prüfte nunmehr, ob und in wel- 
chem Umfang die Finanzverwaltung sonstige illegal er- 
zielte Umsätze und Einkünfte besteuert. Er nahm hierzu 
örtliche Erhebungen bei Steuerfahndungsstellen in 
verschiedenen Bundesländern vor und führte Informa- 
tionsgespräche mit Vertretern der Kriminalpolizei, der 
Staatsanwaltschaft, des Bundeskriminalamts und des 
Zollkriminalamts. 
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Verlässliche Zahlen über die Höhe illegal erzielter Um- 
sätze und Einkünfte fehlen. Fachleute schätzen allein den 
Umsatz mit illegalen Betäubungsmitteln in Deutschland 
auf bis zu 3 Mrd. Euro jährlich. Illegale Umsätze werfen 
erhebliche Gewiime ab. 

Der Bundesrechnungshof stellte fest, dass die beteiligten 
Behörden nur unzureichend zusammen arbeiteten. Straf- 
verfolgungsbehörden - insbesondere Kriminalpolizei und 
Staatsanwaltschaft -, Gerichte und Zollbehörden unter- 
richteten die Steuerverwaltung über Straftaten oder Sach- 
verhalte, die für eine Besteuerung in Betracht gekommen 
wären, nicht oder nicht rechtzeitig, ln den wenigen Fäl- 
len, in denen Finanzbehörden ihnen gleichwohl bekannt 
gewordene Straftäter erfolgreich besteuern konnten, be- 
mhte der Informationsaustausch auf guten persönlichen 
Beziehungen der Bediensteten der beteiligten Behörden. 

Die zur Mitteilung nach § 1 1 6 AO verpflichteten Gerichte 
und Behörden unterließen es insbesondere aus den fol- 
genden Gründen, die Finanzbehörden über Tatsachen zu 
unterrichten, die den Verdacht einer Steuerstraftat begrün- 
deten: 

• Viele Bedienstete von verpflichteten Behörden kann- 
ten ihre Mitteilungspflicht nicht. 

• Bedienstete von Staatsanwaltschaften sahen sich auch 
mangels Kenntnis der Steuerakten von Tatverdächti- 
gen nicht in der Lage festzustellen, ob der Verdacht ei- 
ner Steuerstraftat bestehe. 

• Andere Bedienstete wussten nicht, welche Angaben 
diese Mitteilungen enthalten sollten und an welche 
Stellen innerhalb der Finanzbehörden sie zu richten 
waren. 

• Polizeibeamte, Staatsanwälte und Richter waren häu- 
fig nicht steuerrechtlich geschult. Polizei und Justiz 
richteten ihren Blick auf Sachverhalte allgemein straf- 
rechtlicher Art; Steuerstraftaten betrachteten sie als 
Nebensächlichkeiten. 

• Polizei und Justiz verzichteten im Interesse einer 
schnellen strafrechtlichen Erledigung darauf, die Steu- 
erfahndung einzuschalten. 

• Umgekehrt sahen sich die Bediensteten der Finanzbe- 
hörden wegen des Steuergeheimnisses oft gehindert, 
den anderen Behörden mitzuteilen, welche Besteue- 
rungserfolge deren Anzeigen bewirkt hatten. 

30.2 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, dass 
nur eine wirksamere Zusammenarbeit der betroffenen 
Gerichte und Behörden die Besteuerung illegal getätigter 
Umsätze und erzielter Einkünfte von Straftätern fordern 
und die steuerstrafrechtliche Verfolgung der Täter stärken 
kann. Er hat hierzu folgende Verbesserungsvorschläge 
gemacht: 

• Die Mitteilungspfiicht der Gerichte und Behörden 
nach § 116 AO ist so zu fassen, dass diese den Finanz- 
behörden Tatsachen mitzuteilen haben, die auf eine 
Steuerstraftat schließen lassen. Derzeit haben sie nur 


solche Tatsachen mitzuteilen, die den Verdacht einer 
Steuerstraftat begründen. Näheres sollte in einer Ver- 
waltungsanweisung und in einem allgemein verständ- 
lichen Merkblatt erläutert werden. Die verpflichteten 
Behörden sollten ihre Bediensteten gezielt rechtlich 
schulen. 

• Wegen des mit der Besteuerung von Straftätern ver- 
bundenen Arbeitsaufwandes sollten die Strafverfol- 
gungsbehörden andererseits angehalten werden, den 
Finanzbehörden grundsätzlich keine Kleinkriminellen 
mit verhältnismäßig geringen Umsätzen und Einkünf- 
ten anzuzeigen. Das gilt auch für Fälle, in denen die 
Beitreibung von Steuerforderungen erkennbar aus- 
sichtslos ist oder die Höhe der Steuerforderung in kei- 
nem vertretbaren Verhältnis zum erwarteten Fahn- 
dungsaufwand steht. 

• Das Bundesministerium der Finanzen (Bundesminis- 
terium) sollte mit Hilfe der zuständigen Bundes- und 
Landesministerien sicherstellen, dass Strafverfol- 
gungsbehörden und Gerichte die Mitwirkung an der 
Besteuerung illegaler Tätigkeiten als Teil einer ganz- 
heitlichen Fallbearbeitung erkennen und sich daran 
entsprechend beteiligen. 

• Vorrangig Strafverfolgungsbehörden sollten über Zu- 
ständigkeiten, Aufbau, Aufgaben und Befugnisse der 
Finanzbehörden, insbesondere der Steuerfahndungs- 
stellen, eingehender als bisher unterrichtet werden. 
Dies könnte durch ein Merkblatt, Vorträge, Schulun- 
gen und wechselseitige Hospitationen geschehen. 

• Das Bundesministerium sollte klarstellen, dass das 
Steuergeheimnis dem Informationsaustausch mit der 
Polizei nicht entgegensteht. Insbesondere dürfen 
Rückmeldungen an die Polizei über Besteuerungser- 
gebnisse nicht am Steuergeheimnis scheitern. 

• Außerdem sollten die Steuerfahndungsstellen zur Ver- 
besserung der Zusammenarbeit einen unmittelbaren 
elektronischen Zugriff auf polizeiliche Datenbanken 
erhalten. 

Um eine bundeseinheitliche und systematische Anwen- 
dung vermögenssichemder und -abschöpfender Maßnah- 
men sicherzustellen, schlägt der Bundesrechnungshof 

vor: 

• Bedienstete der Finanzbehörden sollten mit den ent- 
sprechenden Regelungen für Durchsuchungen einge- 
hender vertraut gemacht werden, ggf in gemeinsamen 
Schulungen mit Polizeibeamten. 

• Die Finanzbehörden sollten stets unterrichtet werden, 
wenn Polizei oder Staatsanwaltschaft erhebliches 
Geld- oder Sachvermögen sichergestellt hat, das aus 
Beweisnot Tatverdächtigen zurückgegeben werden 
soll, denn solche Vermögenswerte könnten der Befrie- 
digung von Steueransprüchen dienen. Das Bundes- 
ministerium sollte mit dem Bundesministerium der 
Justiz klären, ob und in welchen Fällen von Polizei 
oder Staatsanwaltschaft sichergestelltes Tätervermö- 
gen dem Justizfiskus oder dem Steuerfiskus zusteht. 
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• Das Bundesministerium sollte ferner prüfen, ob die 
schwierig anwendbaren Regelungen des dinglichen 
Arrests nach der AO und der StPO vereinfacht werden 
können. Nach der derzeitigen Regelung in § 324 AO 
darf nur der Vorsteher des für die Steuerfestsetzung 
zuständigen Finanzamts oder sein Vertreter den dingli- 
chen Arrest anordnen. Zur Beschleunigung des Ver- 
fahrens sollte auch der Leiter der Steuerfahndungs- 
stelle zur Arrestanordnung berechtigt werden. 

30.3 

Das Bundesministerium hat eingeräumt, dass illegale 
Umsätze und Einkünfte derzeit nicht flächendeckend be- 
steuert werden. Dies liege im Wesentlichen an den unzu- 
reichenden Möglichkeiten bei der Sachverhaltsermitt- 
lung, die es zu verbessern gelte. Es befürwortet die vom 
Bundesrechnungshof angeregte Änderung des § 116 AO 
und hält auch die vorgeschlagene Herausgabe eines allge- 
mein verständlichen Merkblatts über die Mitteilungs- 
pflichten an die Finanzbehörden für sinnvoll, will die An- 
gelegenheit jedoch zunächst noch mit den obersten 
Finanzbehörden der Länder erörtern. Entsprechendes 
gelte für die Vorschläge zur Zusammenarbeit der Finanz- 
behörden mit den Strafverfolgungsbehörden. 

Die Länder haben die Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofes geteilt, nach der eine behördenübergreifende Sicht- 
weise bei der Verfolgung von Straftätern anzustreben sei. 
Die angeregten Schulungen und Hospitationen fänden be- 
reits vielfach statt. 

Zur Frage der Übermittlung steuerlicher Informationen 
von Finanzbehörden an Polizeibehörden hat das Bundes- 
ministerium es abgelehnt, Rückmeldungen der Finanzbe- 
hörden an die Polizeibehörden über das Ergebnis der Be- 
steuerung erweiternd zu regeln. Die AO sehe bereits 
derzeit Durchbrechungen des Steuergeheimnisses vor, 
wenn dies zur Verfolgung schwerer Straftaten erforder- 
lich sei. Eine zusätzliche Lockerung des Steuergeheim- 
nisses sei unverhältnismäßig und nicht notwendig. 

Das Bundesministerium will mit den obersten Finanzbe- 
hörden der Länder erörtern, ob den Finanzbehörden ein 
unmittelbarer Online-Zugriff auf polizeiliche Datenbe- 
stände eingeräumt werden soll. 

Eine Vereinfachung der Vorschriften über den dinglichen 
Arrest habe das Bundesministerium der Justiz zwar mehr- 
fach geprüft. Wegen des Ineinandergreifens von Strafpro- 
zessrecht, materiellem Strafrecht, Zwangsvollstreckungs- 
recht und Steuerrecht sei eine vereinfachende Regelung 
schwierig. Deshalb sei künftig allenfalls in Detailfragen 
mit Änderungen zu rechnen. Den dinglichen Arrest nach 
§ 324 AO sollten auch weiterhin nur Finanzamts Vorsteher 
oder deren Vertreter anordnen können. Mit dem Entwurf 
eines Merkblatts zur Durchführung des dinglichen Ar- 
rests sei derzeit eine Arbeitsgruppe betraut. Meinungsver- 
schiedenheiten darüber, ob der Steueranspruch oder der 
Anspruch des Justizfiskus vorgehe, seien bisher nicht an 
das Bundesministerium der Justiz herangetragen worden. 
Um künftig zu vermeiden, dass beschlagnahmtes Vermö- 
gen Tatverdächtigen trotz bestehender Steuerschulden zu- 


rückgegeben werde, wolle das Bundesministerium an das 
Bundesministerium der Justiz herantreten. 


30.4 

Damit die Finanzbehörden künftig Steuern gegen Straftä- 
ter mit erheblichen illegal erzielten Umsätzen und Ein- 
künften nicht nur in Einzelfällen, sondern sysfematisch 
und flächendeckend fesfsefzen und beifreiben können, 
sind die vorgeschlagenen organisaforischen Maßnahmen 
zur Verbesserung der Zusammenarbeif anderer Behörden 
und Gerichte mit den Finanzbehörden unerlässlich. Der 
Bundesrechnungshof erwartet, dass das Bundesministe- 
rium - soweit noch nicht geschehen - seine Vorschläge 
und Empfehlungen mit den übrigen betroffenen Bundes- 
und Landesministerien nicht nur erörtert, sondern zeitnah 
umsetzt. 

Eine mit der Strafverfolgung der Täter einhergehende Be- 
steuerung wird zudem auf Dauer nur gelingen, wenn die 
Finanzbehörden ihre Erkenntnisse anderen Behörden 
ohne Verstoß gegen das Steuergeheimnis übermitteln 
können. 


31 Mängel bei der Abzinsung von Rück- 

stellungen und unverzinslichen 
Verbindlichkeiten 

(Kapitel 6001 Titel 012 01,018 01, 044 02) 

31.0 

Der Bundesrechnungshof stellte bei der Anwendung des 
Abzinsungsgebotes für unverzinsliche Verbindlichkeiten 
und Rückstellungen zahlreiche Ausnahmetatbestände, 
Umgehungsmöglichkeiten und Mängel im Gesetzesvoll- 
zug fest. Deshalb erscheinen die mit der Einführung des 
Abzinsungsgebotes geplanten Steuermehreinnahmen frag- 
lich. 


31.1 

31.1.1 

Nach dem Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 müs- 
sen bilanzierende Steuerpflichtige ab dem Jahre 1999 
Verbindlichkeiten und Rückstellungen, die langfristig und 
unverzinslich sind, mit einem Zinssatz von 5,5 % abzin- 
sen. Kurzfristige Verbindlichkeiten und Rückstellungen 
mit einer Laufzeit von weniger als einem Jahr sind nicht 
abzuzinsen. Gleiches gilt für Verbindlichkeiten, die auf 
einer Anzahlung oder Vorauszahlung beruhen. 

Das Abzinsungsgebot führt im ersten Jahr zu einem ge- 
ringeren Ansatz der Rückstellungen oder Verbindlichkei- 
ten und damit zu einem höheren Steueraufkommen, ln 
den folgenden Jahren kehrt sich dies durch eine entspre- 
chende Aufzinsung um, sodass sich das Steueraufkom- 
men entsprechend vermindert. Der öffentlichen Hand ver- 
bleibt im Ergebnis nur der Zinsvorteil einer vorgezogenen 
Steuerzahlung. 
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Der Gesetzgeber wollte mit dem Abzinsungsgebot die 
Bildung von stillen Reserven besehränken und die Be- 
steuerung naeh der tatsäehliehen Leistungsfähigkeit 
sieherstellen. Das Abzinsungsgebot sollte die steuerliehe 
Bemessungsgrundlage verbreitern und als eine von zahl- 
reiehen Einzelmaßnahmen zur Gegenfinanzierung der 
Vergünstigungen aus dem Steuerentlastungsgesetz 1999/ 
2000/2002 dienen. Bereits im Entstehungsjahr (Veranla- 
gungszeitraum 1999) erwartete der Gesetzgeber dadureh 
Mehreinnahmen von 245 Mio. Euro, die in den Folgejah- 
ren - naeh Sehwankungen - ansteigen sollten. 

31.1.2 

Der Bundesreehnungshof untersuehte mit Unterstützung 
des Prüfimgsamtes des Bundes Münehen, ob und wie 
Steuerpfiiehtige unverzinsliehe Verbindliehkeiten und 
Rüekstellungen abzinsten und wie die Finanzverwaltung 
dies prüfte. Dafür wählfe er zum einen Sfeuerakten von 
Unternehmen zufällig aus. Zum anderen untersuehfe er 
die Anwendung des Abzinsungsgebofes bei Unternehmen 
bestimmter Wirtsehaftszweige, bei denen die Abzinsung 
betragsmäßig von Bedeutung sein konnte. 

Zum Anwendungsbereieh des Abzinsungsgebotes stellte 
der Bundesreehnungshof fest, dass diesem Gebot nieht 
alle bilanzierenden Steuerpfiiehtigen unterliegen. Das 
Bundesministerium der Finanzen (Bundesministerium) 
hat im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden 
der Länder bestimmte Wirtsehaftszweige von der Ver- 
pfliehtung zur Abzinsung von Rüekstellungen ausgenom- 
men. So müssen Unternehmen im Bereieh der Braun- und 
Steinkohle im Regelfall keine Abzinsung vornehmen. 
Vergleiehbares gilt für Betreiber von Abfalldeponien. Au- 
ßerdem können Steuerpfiiehtige die Abzinsung der Ver- 
bindliehkeiten dureh Vereinbarung eines geringen Zins- 
satzes vermeiden. 

Die Prüfung des Vollzuges der Gesetzesvorsehrift ergab, 
dass die zutreffende Anwendung des Abzinsungsgebotes 
den Finanzämtern insbesondere folgende Sehwierigkeiten 
bereitet: 

Aus den vom Bundesreehnungshof eingesehenen Steuer- 
akten mit Steuererklärungen und Jahresabsehlüssen ließ 
sieh nieht erkennen, ob Verbindliehkeiten dem Grunde 
naeh hätten abgezinst werden müssen. Entspreehend fehl- 
ten den Innendiensten der Finanzämter Erkenn tnismög- 
liehkeiten. Dies betraf sowohl die naeh Wirtsehaftszwei- 
gen wie aueh die zufällig ausgewählten Fälle. 

Bei der Abzinsung von Rüekstellungen war zu unter- 
seheiden, ob es sieh um naeh Wirtsehaftszweigen ausge- 
wählte oder um zufällig ausgewählte Fälle handelte. 

Unternehmen der ausgewählten Wirtsehaftsbereiehe 
(z. B. Versieherungen, Energiewirtsehaft) zinsten regel- 
mäßig Rüekstellungen ab. ln diesen Fällen konnten die 
Bearbeiter der Finanzämter die Abzinsung der Höhe naeh 
reehneriseh in der Regel nieht überprüfen. 

Zufällig ausgewählfe Unternehmen zinsten ihre Rüekstel- 
lungen hingegen nur in 2 % der eingesehenen Fälle ab. 
Aueh hier konnten die Bearbeiter in den Finanzämtern die 


Abzinsung wegen fehlender Angaben zu den Bereeh- 
nungsgrundlagen in der Regel nieht überprüfen, ln 80 % 
der zufällig ausgewählfen Fälle waren Rüeksfellungen 
niehf abzuzinsen, weil sie naeh Aktenlage nur eine kurze 
Laufzeit hatten, ln 18 % der Fälle hätten die Bearbeiter 
der Finanzämter die Anwendung des Abzinsungsgebotes 
prüfen müssen, da die Bilanzen mehrerer aufeinander fol- 
gender Jahre Rüekstellungen in jeweils derselben Höhe 
enthielten. Gleiehwohl klärten sie die Saehverhalte nieht 
auf Die Betriebsprüfer untersuehten die Einhaltung des 
Abzinsungsgebotes nur in bedeutsamen Steuerfällen. Sie 
räumten ein, dass die Höhe der Rüekstellungen oftmals 
Gegenstand von Verhandlungen bei Sehlussbespreehun- 
gen sei. Die Abzinsung gehe dabei häufig in der Verhand- 
lungsmasse unter. 

31.1.3 

Der Bundesreehnungshof deekte eine begünstigende Be- 
handlung für ein Unfemehmen der öffentliehen Hand auf 

Mehr als fünf Jahre war zwisehen Bund und Ländern 
sfreifig, ob Verbindliehkeiten abzuzinsen sind, deren Ver- 
zinsliehkeit vom Eintritt einer Bedingung abhängt. Die 
eine Auffassung bejahte die Pfiieht zur Abzinsung, so- 
lange die Bedingung für eine Verzinsung niehf eingefre- 
fen war. Die andere Meinung lehnfe eine Abzinsung ab. 

So nahm ein Flughafenbetreiber, deren Gesellsehafter die 
Bundesrepublik Deutsehland, ein Land und eine Ge- 
meinde sind, hohe bedingt verzinsliehe Darlehen zur An- 
sehubfinanzierung auf Die Abzinsung dieser Verbind- 
liehkeiten hätte naeh Angaben des Unternehmers 
ertragswirksame Auswirkungen in Höhe von insgesamt 
rund einer halben Milliarde Euro gehabt. Das Land, in 
dem der Flughafenbetreiber ansässig ist, hielt bedingt 
verzinsliehe Verbindliehkeiten für nieht abzinsungs- 
pfiiehtig. Es bloekierte mehrere Jahre die Verhandlungen 
in den zuständigen Bund-Länder-Gremien. Eine bevorste- 
hende Einigung verzögerte ein anderes Land dureh einen 
Einsprueh. Aueh dieses Land ist Gesellsehafter eines 
Flughafenbetreibers. Die Gesellsehaft erhielt ebenfalls 
Darlehen zur Ansehubfinanzierung. Diese Darlehen wur- 
den jedoeh unverzinslieh gewährt. Derzeit klagt dieser 
Flughafenbetreiber gegen die von der Finanzverwaltung 
dieses Landes vorgenommene Abzinsung und die daraus 
folgende Gewinnerhöhung von mehreren Millionen Euro. 
Die Gesellsehaft begründet ihre Klage damit, dass das 
Abzinsungsgebot gegen das steuerliehe Leistungsfähig- 
keitsprinzip verstoße und somit verfassungswidrig sei. 

31.2 

Die mit dem Abzinsungsgebot angestrebten Ziele sind 
nieht erreieht worden. 

Die Prüfungsergebnisse des Bundesreehnungshofes be- 
gründen erhebliehe Zweifel daran, ob sieh die geplanten 
Steuermehreinnahmen erzielen lassen. Zwar fehlen ge- 
naue Zahlen über etwaige höhere Steuerzuflüsse wegen 
des Abzinsungsgebotes, weil die Steuereinnahmen kassen- 
mäßig nieht entspreehend untergliedert ausgewiesen sind. 
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Verschiedene Umstände deuten jedoch auf nur geringe 
Steuermehreinnahmen hin: 

• Rückstellungen unterliegen in erheblichem Umfang 
nicht dem Abzinsungsgebot. 

• Bestimmte Wirtschaftszweige sind von der Anwen- 
dung des Abzinsungsgebotes im Ergebnis ausgenom- 
men. 

• Die Abzinsung von Verbindlichkeiten lässt sich durch 
Vereinbarung eines geringfügigen Zinssatzes vermei- 
den. 

• Die Finanzämter können die Einhaltung des Abzin- 
sungsgebotes dem Grunde und der Höhe nach nur 
lückenhaft überwachen. Steuereinnahmen fallen dann 
erfahrungsgemäß niedriger als erwartet aus. 

• Die Abzinsung der betroffenen Verbindlichkeiten und 
Rückstellungen verursacht nur im ersten Abzinsungs- 
jahr eine Gewinnerhöhung, während der Gewinn in 
der übrigen Laufzeit anteilig gemindert wird. Fiska- 
lisch verbleibt für den Staat lediglich ein Zinsvorteil. 

Mangelhafte Überwachungsmöglichkeiten der Finanzäm- 
ter und Ausnahmen vom Abzinsungsgebot - z. B. im Fall 
des genannten Flughafenbetreibers - beeinträchtigen die 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesministerium 
empfohlen zu prüfen, ob das Abzinsungsgebot aufgeho- 
ben werden kann. 

31.3 

Das Bundesministerium hat zu der Empfehlung des Bun- 
desrechnungshofes, eine Abschaffung des Abzinsungsge- 
botes zu prüfen, nicht Stellung genommen. 

Es habe die strittigen Fragen zur Anwendung des Abzin- 
sungsgebotes zwischenzeitlich abschließend erörtert und 
hierzu am 26. Mai 2005 ein Schreiben veröffentlicht. 

Entgegen der Darstellung des Bundesrechnungshofes un- 
terlägen auch Unternehmen der Braun- und Steinkohle 
sowie die Betreiber von Abfalldeponien dem Abzin- 
sungsgebot. Eine Abzinsung unterbliebe nur, wenn einer 
der gesetzlichen Ausnahmetatbestände erfüllt sei (Rest- 
laufzeit weniger als zwölf Monate, Verzinslichkeit, An- 
zahlung oder Vorausleistung). Für Altfälle enthalte das 
Schreiben eine Vertrauensregelung. 

Zu den Vollzugsproblemen beim Abzinsungsgebot hat 
das Bundesministerium auf die Zuständigkeit der Finanz- 
verwaltungen der Länder verwiesen. Diese hätten jedoch 
noch nicht Stellung genommen. 

31.4 

Aus Sicht des Bundesrechnungshofes ist es dem Bundes- 
ministerium auch mit seinem jüngsten Schreiben nicht 
gelungen, Regelungen zu schaffen, die einen umfassen- 
den und einheitlichen Vollzug des Abzinsungsgebotes 
sicherstellen. So können Steuerpflichtige eine Abzinsung 


weiterhin leicht umgehen, indem sie für Verbindlichkei- 
fen einen Zinssafz von nur 0,01 % vereinbaren. Bei Dar- 
lehensvereinbarungen, die nur zeifweise eine Verzinsung 
vorsehen, zeig! das Schreiben des Bundesminisferiums 
den Sfeuerpflichtigen sogar Gesfaltungsmöglichkeifen 
auf, mif denen sie Abzinsungen vermeiden können, ohne 
dass faf sächlich jemals Zinszahlungen geleisfef worden 
sind. 

Zwar isf es zufreffend, dass Unternehmen der Braun- und 
Steinkohle und Betreiber von Abfalldeponien nicht schon 
dem Grunde nach von der Abzinsung ausgenommen sind. 
Allerdings legt ein Schreiben des Bundesministeriums 
vom 9. Dezember 1999 die Abzinsungszeiträume für we- 
sentliche Rückstellungen dieser Unternehmen so fest, 
dass tatsächlich eine Abzinsung nicht vorgenommen wer- 
den muss. 

Der Vollzug des Abzinsungsgebotes wird den Finanzäm- 
tern auch nicht dadurch erleichtert, dass der Steuerpflich- 
tige nach dem jüngsten Schreiben des Bundesministe- 
riums künftig darzulegen hat, eine Verbindlichkeit sei 
nicht abzuzinsen, weil ein gesetzlicher Ausnahmetatbe- 
stand vorliege, z. B. eine Verbindlichkeit verzinslich oder 
kurzfristig sei oder auf einer Anzahlung oder Vorauszah- 
lung beruhe. Unterlässt der Steuerpflichtige solche Anga- 
ben, sind die Innendienste der Finanzämter - wie auch 
bisher - mangels erforderlicher Daten nicht in der Lage 
festzustellen, ob eine Verbindlichkeit in zutreffender 
Höhe abgezinst worden ist. Einer eingehenden Überprü- 
fung mit Schriftwechsel im Einzelfall stehen hohe Ar- 
beitsbelastung der Innendienste und verwaltungswirt- 
schaftliche Gründe entgegen. 

Soweit das jüngste Schreiben des Bundesministeriums 
nunmehr die Behandlung bedingt verzinslicher Verbind- 
lichkeiten regelt, beanstandet der Bundesrechnungshof 
die begünstigende Regelung für Alffälle als ungerechffer- 
tigt. Dies betrifft insbesondere die Behandlung der Darle- 
hen an einen der genannten Flughafenbetreiber. Denn die 
neue Regelung ist nur auf solche bedingt verzinslichen 
Verbindlichkeiten anzuwenden, die nach dem 3 1 . Mai 
2005 entstanden sind. Wie das Bundesministerium meint, 
sind aus Vertrauensschutzgründen die vorher entstande- 
nen bedingt verzinslichen Verbindlichkeiten als zeitweise 
verzinsliche Verbindlichkeiten zu behandeln und damit 
für die gesamfe Laufzeif nichf abzuzinsen. 

Der Bundesrechnungshof hält daher an seiner Empfeh- 
lung fest, die Abschaffung des Abzinsungsgebotes zu prü- 
fen. 

32 Besteuerung von Sachzuwendungen 
an Geschäftsfreunde ist lückenhaft 
und verwaltungsaufwendig 

(Kapitel 6001 Titel 011 01) 

32.0 

Sachzuwendungen, die Unternehmen ihren Geschäfts- 
freunden gewähren, werden häufig nicht zutreffend ver- 
steuert. Die Innendienste der Finanzämter können eine 



Drucksache 16/160 


-162- 


Deutscher Bundestag - 1 6. Wahlperiode 


unterlassene oder fehlerhafte Versteuerung nicht erken- 
nen. Sie sind auf Feststellungen ihrer Außendienste ange- 
wiesen, die die zuwendenden Unternehmen prüfen. Die 
Außenprüfer decken solche Fälle jedoch nicht systema- 
tisch und zeitlich nur verzögert auf. 

32.1 

Im Wirtschaftsleben ist es üblich, geschäftliche Bezie- 
hungen durch Sachzuwendungen an Geschäftsfreunde 
oder deren Arbeitnehmer zu pflegen, zu fördern oder zu 
belohnen. Dazu gehören Einladungen zu sportlichen, kul- 
turellen oder sonstigen gesellschaftlichen Ereignissen, 
z. B. in VIP-Logen, zu Formel 1 -Autorennen, zur Teil- 
nahme an einer Jagd oder die Zuwendung wertvoller Sa- 
chen wie Uhren. Weit verbreitet ist die Gewährung von 
Reisen, die allgemein-touristischen Zwecken dienen, so 
genannte Incentive-Reisen. 

32.2 

Der Bundesrechnungshof hat die steuerliche Behandlung 
von Sachzuwendungen an Geschäftsfreunde am Beispiel 
von Incentive-Reisen geprüft. Die dabei aufgedeckten 
Mängel gelten auch für die Versteuerung der übrigen 
Sachzuwendungen. 

Verschiedene Vorschriften des Einkommensteuergeset- 
zes und höchsfrichterliche Rechtsprechung regeln die 
steuerliche Behandlung solcher Reisen. Das Bundesmi- 
nisterium der Finanzen (Bundesministerium) hat in einem 
Schreiben aus dem Jahre 1996 die Rechtslage zusammen- 
fassend dargestellt und erläutert. 

Die Aufwendungen für eine solche Reise sind für steuer- 
liche Zwecke bei dem gewährenden Unternehmen als 
Befriebsausgabe, der Wert der Reise bei dem Geschäfts- 
freund als Befriebseinnahme zu erfassen. Diese spiegel- 
bildliche steuerliche Behandlung beim Geber und beim 
Empfänger wird durchbrochen, wenn der Geber die Reise 
als Geschenk gewährt, um allgemeine Geschäftsbezie- 
hungen anzubahnen, zu sichern oder zu verbessern, ohne 
dass damit eine bestimmte Gegenleistung des Empfän- 
gers verknüpft ist. Die Aufwendungen hierfür dürfen den 
Gewinn des gewährenden Unternehmens nicht mindern 
(§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 Einkommensteuergesetz (EStG)); 
beim Empfänger wird das Geschenk gleichwohl als Be- 
triebseinnahme berücksichtigf. 

Der anzusetzende Wert der Reise stimmt beim Geber und 
beim Empfänger nicht immer überein. Wendet beispiels- 
weise das Unternehmen einem Geschäftsfreund eine 
Incentive-Reise zu, die es vom Veranstalter verbilligt er- 
halten hat, sind beim Unternehmen die niedrigeren tat- 
sächlichen Kosten als Befriebsausgabe anzusetzen, beim 
Geschäftsfreund ist der höhere übliche Preis als Betriebs- 
einnahme zu erfassen (§ 8 Abs. 2 EStG). 

32.3 

Die zutreffende Besteuerung von Sachzuwendungen bei 
Gebern und Empfängern bereifef den Finanzämtern er- 


hebliche Schwierigkeiten. Die Innendienste der Finanz- 
ämter sind auf Erkenntnisse der Außendienste angewie- 
sen, deren Prüfungen jedoch nur einen Teil der Fälle 
aufdecken. 

So stellte vor einigen Jahren das Finanzamt für Sfeuer- 
strafsachen und Sfeuerfahndung in Köln bei mehr als 
120 Reiseveransfalfem bundesweif rund 800 Unfemeh- 
men fest, die Incentive-Reisen bei Reiseveranstaltern 
gebucht hatten. Als Wert dieser Reisen setzte es beim 
Empfänger die Kosfen an, die dem gewährenden Unter- 
nehmen dafür enfsfanden waren. Soweif sich Namen und 
Anschriften der Empfänger ermitteln ließen, teilte es 
seine Feststellungen deren Finanzämtern mit. Insgesamt 
ergaben sich daraus zusätzliche Steuereinnahmen von 
rund 11,8 Mio. Euro. Das Mehrergebnis beruhte wesent- 
lich auch darauf, dass die Unternehmen die Empfänger 
der Reisen nichf benannfen und die Finanzämfer ihnen 
deshalb - zufreffend - den Abzug der Aufwendungen als 
Betriebsausgaben versagten. 

Betriebsprüfungsstellen anderer Finanzämter hatten ver- 
gleichbare Ergebnisse. 

So leiteten Betriebsprüfer in Hamburg in einem Fall rund 
1 700 Kontrollmitteilungen über Incentive-Reisen den 
Finanzämtern selbstständiger Versicherungsvertreter zu. 
Dies erbrachte Steuermehreinnahmen von rund 317 000 
Euro. 

Konfrollmitteilungsverfahren sind zeit- und arbeitsauf- 
wendig. So kam es in den Beispielsfällen häufig zu Rück- 
fragen zwischen den befeiligfen Finanzämtern, insbeson- 
dere wegen unterschiedlicher Auffassungen der 
Empfänger über berufliche oder private Veranlassung der 
Reisen, über den Wert der Reisen und wegen Verjäh- 
rungsfragen. Gelegentlich blieben Kontrollmitteilungen 
auch unbearbeitet. Zudem wandten die Finanzämter Kon- 
frollmitteilungsverfahren nicht immer flächendeckend an. 

Wollten Unternehmen Kontrollmitteilungen an die 
Finanzämter der Geschäftsfreunde vermeiden, benannten 
sie die Empfänger der Sachzuwendungen ihren eigenen 
Finanzämtern nicht. Betriebsprüfer berücksichtigten in 
solchen Fällen die Reiseaufwendungen - zufreffend - 
nicht als Betriebsausgaben. So erhöhten Befriebsprüfer 
bei einem Unternehmen den Gewinn für den dreijährigen 
Prüfungszeifraum jährlich um rund 0,8 Mio. Euro. Das 
Unternehmen hatte Namen und Anschriften der begüns- 
tigten Ärzte, Ärztinnen, Pharmareferenten und Pharma- 
referentinnen nicht offen legen wollen. 

Soweit Unternehmen ihren eigenen Arbeitnehmern In- 
centive-Reisen gewähren, sind solche Zuwendungen als 
Arbeitslohn - ggf auch pauschal - zu versteuern. Gele- 
gentlich versteuerten Lohnsteuer- Außenprüfer auf Antrag 
der geprüften Unternehmen die Incentive-Reisen auch 
dann - unzulässigerweise - pauschal, wenn die Empfän- 
ger Geschäftsfreunde waren. In solchen Fällen setzten die 
Lohnsteuer-Außenprüfer einen durchschnittlichen Netto- 
steuersatz von 77 % des angenommenen Wertes der je- 
weiligen Reise an. 
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32.4 

Den gewährenden Unternehmen ist in der Regel bekannt, 
dass die Empfänger von Saehzuwendungen deren Wert zu 
versteuern haben. Um die Pflege von Gesehäftsbeziehun- 
gen nieht mit steuerliehen Unannehmliehkeiten zu belas- 
ten, gewährten Unternehmen den Empfängern häufig 
Bar-Zusehüsse zum Ausgleieh der zu erwartenden Steu- 
erbelastungen. Stimmen aus der Wirtsehaft - so jüngst 
der Bundesverband der Deutsehen Industrie im Zusam- 
menhang mit der Fußballweltmeistersehaft 2006 - baten 
das Bundesministerium wiederholt, den die Reiseleistun- 
gen gewährenden Unternehmen zu gestatten, die Steuern 
für die Gesehäflsfreunde in einem pausehalierenden Ver- 
fahren zu übernehmen. Ein vergleiehbares Anliegen 
wurde aueh an den Pefifionsaussehuss des Deutsehen 
Bundestages herangetragen. Das Bundesministerium 
lehnte mit der Begründung ab, ihm seien keine Probleme 
bei der Besteuerung bekannt, das Einkommensteuerge- 
setz dürfe nieht mit Sonderregelungen belastet werden 
und der vorgesehlagene pausehale Steuersatz von 25 % 
sei zu niedrig. 

Der Bundesreehnungshof griff aufgrund seiner Prüfungs- 
erkenntnisse die Anregung der Wirtsehaft auf Er sehlug 
dem Bundesministerium Anfang des Jahres 2003 vor, 
eine Regelung zu sehaffen, naeh der ein Unternehmen die 
Einkommensteuer für Reiseleistungen mit befreiender 
Wirkung für den Reisenden pausehal abführen darf Das 
könne Sfeuerausfälle vermeiden und den Verwaltungsauf- 
wand verringern. Das Finanzministerium Nordrhein- 
Westfalen wollte den Referentenentwurf zum Steuerände- 
rungsgesetz 2003 entspreehend ergänzen. Es sollte eine 
gesetzliehe Wahlmögliehkeit gesehaffen werden, naeh 
der die Einkommensteuer für alle befrieblieh veranlassfen 
Saehzuwendungen an Personen, die niehf Arbeitnehmer 
des Unternehmens sind, pausehaliert werden können. 

Das Bundesministerium folgte dem Vorsehlag des 
Finanzministeriums Nordrhein- Westfalen wegen laufen- 
der Erörterungen mit den Einkommensteuerreferatsleitem 
der obersten Finanzbehörden der Länder über die Sehaf- 
füng einer solehen Pausehalierungsmögliehkeit nieht. Die 
Einkommensteuerreferatsleiter spraehen sieh - wie be- 
reits früher sehon die Lohnsteuerreferatsleiter - mit gro- 
ßer Mehrheit für die Anregung des Bundesreehnungsho- 
fes aus. Sie bafen das Bundesminisferium zu prüfen, wie 
eine entspreehende gesetzliehe Regelung auszugestalten 
sei. 

32.5 

Das Bundesministerium hat dem Bundesreehnungshof 
mitgeteilt, es habe aufgrund des Besehlusses der Einkom- 
mensteuerreferatsleiter die Einführung einer gesefzliehen 
Pausehalierungsmögliehkeit geprüft. Eine solehe Rege- 
lung halte es im Ergebnis nieht für sinnvoll. Naeh den 
Fesfsfellungen der Länder würden die Saehverhalte im 
Besfeuerungsverfahren immer aufgegriffen, enfweder bei 


Befriebsprüfimgen oder naeh Konfrollmitfeilungen im 
Veranlagungsverfahren. Darüber hinaus erfordere das 
Prinzip der Besfeuerung naeh der wirtsehaftliehen Leis- 
tungsfähigkeif grundsäfzlieh eine Besfeuerung mif dem 
individuellen Sfeuersafz des Sfeuerpfiiehtigen. Pauseha- 
lierte Besfeuerungsverfahren, bei denen die sfeuerliehe 
Belastung nieht dem Empfänger einer Leistung, sondern 
dem Leistenden auferlegt würde, stellten demgegenüber 
nur eine Notlösung dar. Gereehtfertigt wäre diese Sys- 
temdurehbreehung nur, wenn eine Besteuerung andern- 
falls nieht in ausreiehender Weise siehergestellt sei. Dies 
sei hier nieht der Fall. Letztlieh würden die Empfänger 
eine weitere Steuervergünstigung erfahren; denn Ineen- 
tive-Reisen würden vomehmlieh solehen Steuerpfliehti- 
gen gewährt, die sehon hohe Einkünfte erzielten und ei- 
nem hohen Steuersatz unterlägen. 

32.6 

Die Einwände des Bundesministeriums gegen die Mög- 
liehkeit einer pausehalierten Besteuerung von Saehzu- 
wendungen an Gesehäflsfreunde überzeugen nieht. 

Die fiäehendeekende Besteuerung soleher Vorgänge ist 
entgegen der Auffassung des Bundesministeriums wegen 
der besehränkten Erkenntnismögliehkeiten der Innen- 
dienste der Finanzämter nieht gesiehert. Die Außen- 
dienste prüfen nur einen Teil der betroffenen Unterneh- 
men und können bei der Fülle des Prüfstoffes die 
steuerliehe Behandlung von Saehzuwendungen nieht im- 
mer aufgreifen. Eine vergleiehbare Einsehätzung hat das 
Referat des Bundesministeriums abgegeben, das für die 
Auswirkungen der Sfeuerpolitik auf die öffentliehen 
Haushalte zuständig ist. Es hält die Versteuerung der 
Saehzuwendungen an Gesehäftsfreunde derzeit für nieht 
vollständig und befürwortet eine pausehalierte Besteue- 
rungsmögliehkeit. 

Das Einkommensteuergesetz lässt bereits jetzt zu, dass 
ein Unternehmen auf Antrag Einkommensteuer für solehe 
Saehprämien pausehal erheben kann, die es zur Kunden- 
bindung im allgemeinen Gesehäftsverkehr seinen Kunden 
gewährt, z. B. Bonusmeilen für Vielflieger (§ 37a ESfG). 
Eine vergleiehbare Saehlage isf bei Saehzuwendungen an 
Gesehäftsfreunde gegeben. Zudem hat das Bundesminis- 
terium im August 2005 eine Vereinfaehungsregelung für 
die Überlassung so genannter VlP-Logen in Sportstätten 
an Gesehäftsfreunde gesehaffen. Danaeh kann auf die Be- 
steuerung bei den Gesehäftsfreunden verziehtet werden, 
wenn der Zuwendende 60 % seiner Aufwendungen ver- 
steuert. 

Der Bundesreehnungshof erwartet, dass das Bundes- 
ministerium die gesetzliehe Ausgestaltung einer pauseha- 
lierten Besteuerungsmögliehkeit prüft. Die grundsätzli- 
ehe Bereitsehaft der Unternehmen, dies zu nutzen, ist 
vorhanden. Deshalb sollte der Steuersatz so festgesetzt 
werden, dass für die Unfemehmen ein Anreiz besieht, die 
Pausehalversteuerung zu übernehmen. 
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33 Umsatzbesteuerung neuer Wasser- 
fahrzeuge verbessern 

(Kapitel 6001 Titel 015 01) 

33.0 

Der innergemeinschaftliche Erwerb neuer Wasserfahr- 
zeuge wird nach wie vor in erheblichem Umfang unzutref- 
fend besteuert oder gar nicht der Umsatzsteuer unterwor- 
fen. Der Bundesrechnungshof geht davon aus, dass 
dadurch allein in Deutschland Steuerausfälle von mindes- 
tens 50 Mio. Euro jährlich verursacht werden. 

33.1 

33.1.1 

Aufgrund einer EU-reehtliehen Sonderregelung wird die 
Umsatzsteuer auf den innergemeinsehaftliehen Erwerb 
neuer Land-, Wasser- und Luftfahrzeuge dureh Privatper- 
sonen nieht im Ursprungsland, sondern im Bestimmungs- 
land erhoben. Für den innergemeinsehaftliehen Erwerb 
neuer Land- und Luftfahrzeuge ist eine systematisierte In- 
formationsübermittlung von den Registrierungsbehörden 
an die Finanzverwaltung vorgesehen; beim Erwerb von 
Wasserfahrzeugen gibt es kein entspreehendes Verfahren. 

Das multinationale EU-Abkommen zum Informations- 
austauseh über neue Verkehrsmittel vom 27. November 
2002 (EU-Abkommen) sieht zwei Formen eines Aus- 
kunftsaustausehes über neue Fahrzeuge vor: Beim ver- 
stärkt spontanen Informationsaustauseh sollen den betrof- 
fenen Mitgliedstaaten ohne vorheriges Ersuehen 
systematiseh gesammelte Daten sporadiseh übersandt 
werden. Beim automatisehen Auskunftsaustauseh sollen 
die systematiseh gesammelten Daten in vorab festgeleg- 
ten regelmäßigen Abständen übersandt werden. Deutseh- 
land hatte bei den Verhandlungen über das EU-Abkom- 
men erklärt, sieh zunäehst nur an einem verstärkt 
spontanen Informationsaustauseh zu beteiligen. 

33.1.2 

Bereits in seinen Bemerkungen 1998 (Bundestagsdruek- 
saehe 14/29 Nr. 76) hatte der Bundesreehnungshof auf 
Mängel bei der umsatzsteuerliehen Erfassung neuer Was- 
serfahrzeuge hingewiesen und die unverzügliehe Einfüh- 
rung eines nationalen Kontrollsystems gefordert. Das 
Bundesministerium der Finanzen (Bundesministerium) 
hatte dagegen einen gegenseitigen Informationsaustauseh 
innerhalb der Mitgliedstaaten der Europäisehen Union fa- 
vorisiert. Der Reehnungsprüfungsaussehuss des Haus- 
haltsausehusses des Deutsehen Bundestages hatte darauf- 
hin einen Besehluss, vorrangig an einem nationalen 
Kontrollverfahren festzuhalten, zunäehst zurüekgestellt. 

Das Bundesministerium hatte zudem erklärt, unabhängig 
von Art und Umfang der Umsetzung des Abkommens das 
bisherige behördliehe (nationale) Kontrollverfahren für 
neue Land- und Luftfahrzeuge vorerst beibehalten zu 
wollen. Ein anderes EU-orientiertes Kontrollverfahren, 


das aueh Wasserfahrzeuge mit einbeziehe und auf Mel- 
dungen der Lieferer basiere, setze zunäehst die Verab- 
sehiedung einer Meldepflieht- Verordnung und eine Ände- 
rung der Steuerdaten-Übermittlungsverordnung voraus. 

33.1.3 

Im Jahre 2004 untersuehte der Bundesreehnungshof im 
Rahmen einer Kontrollprüfung anhand von 58 Fällen er- 
neut die Umsatzbesteuerung neuer Wasserfahrzeuge, ln 
46 Fällen gab es keine Beanstandung, ln zehn Fällen war 
die umsatzsteuerliehe Behandlung unzutreffend oder 
zweifelhaft, ln weiteren zwei Fällen konnte unmittelbar 
eine Naehversteuerung mit einem Mehrergebnis von fast 
300 000 Euro durehgeführt werden. Daneben stellte der 
Bundesreehnungshof in zwei von vier Stiehprobenfällen, 
in denen EU-ausländisehe Unternehmer deutsehe Um- 
satzsteuer in Rechnung stellten, fest, dass die Unterneh- 
men nicht bei einem inländischen Finanzamt geführt wur- 
den. 

Der Bundesrechnungshof geht davon aus, dass die unzu- 
treffende oder fehlende Besteuerung des innergemein- 
schaftlichen Erwerbs von Wasserfahrzeugen allein in 
Deutschland Steuerausfälle von mindestens 50 Mio. Euro 
jährlich verursacht. 

33.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass eine voll- 
ständige und zutreffende Besteuerung des innergemein- 
schaftlichen Erwerbs neuer Wasserfahrzeuge durch inlän- 
dische Endabnehmer nicht sichergestellt ist. Er hält es 
deshalb weiterhin - auch unter dem Gesichtspunkt der 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung - für erforderlich, un- 
verzüglich ein geeignetes und wirkungsvolles Kontroll- 
system zu entwickeln. 

Dieses könnte unter Beteiligung der Registrierungsstellen 
für Schiffe in Anlehnung an das bereits für Land- und 
Luftfahrzeuge bestehende Verfahren rein national ausge- 
staltet werden. Hierzu wäre eine Ergänzung des § 18 
Abs. 10 Umsatzsteuergesetz (UStG) erforderlich. 

Um jedoch dem EU-Abkommen zu genügen und den an- 
deren EU-Mitgliedstaaten umsatzsteuerlich relevante Da- 
ten verstärkt spontan oder automatisch zur Verfügung 
stellen zu können, müssten die Daten systematisch bei 
den Lieferern erhoben werden. Ein solches Verfahren 
setzt die Schaffung einer Meldepflicht- Verordnung auf 
der Grundlage des § 18c UStG und eine Ergänzung der 
Steuerdaten-Übermittlungsverordnung voraus. 

33.3 

Das Bundesministerium hat u. a. ausgeführt, Deutschland 
beteilige sich am verstärkt spontanen Informationsaus- 
tausch. Mit Schreiben vom 22. April 2003 habe es den 
Ländern das EU-Abkommen mit der Bitte übersandt, die 
Finanzämter entsprechend zu informieren und auf eine 
verstärkte Übersendung von Spontanauskünften beim Er- 
werb neuer Fahrzeuge hinzuwirken. Insoweit sei die Ver- 
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einbarung umgesetzt. Der automatische Informationsaus- 
tausch setze eine systematische Datensammlung voraus. 
Da diese bisher nicht vorliege, könne Deutschland nicht 
am automatischen Informationsaustausch teilnehmen. 

Die nochmalige Prüfung, ob ein nationales Kontrollver- 
fahren für neue Wasserfahrzeuge konzipiert werden soll, 
könne nur in Abstimmung mit den Ländern stattfinden. 
Das Bundesministerium beabsichtige, die Vorschläge des 
Bundesrechnungshofes zur Einführung eines nationalen 
Kontrollverfahrens sowie einer Rechtsverordnung nach 
§ 18c UStG möglichst zeitnah mit den Ländern zu erör- 
tern. 

33.4 

Das EU- Abkommen setzt ungeachtet der Form des Infor- 
mationsaustausches stets voraus, dass die auszutauschen- 
den Daten systematisch erhoben werden. Das ist in 
Deutschland bislang nur beim innergemeinschaftlichen 
Erwerb neuer Land- und Luftfahrzeuge - nicht jedoch 
neuer Wasserfahrzeuge - der Fall; und dies auch nur, so- 
weit die Daten für die nationale Umsatzbesteuerung von 
Interesse sind. Entsprechende Informationen für Zwecke 
der Umsafzbesfeuerung in anderen EU-Mitgliedsfaaten 
basieren in der Regel eher auf Zufallserkenntnissen. 

Die Schaffung einer Rechtsverordnung nach § 18c UStG, 
die den umsatzsteuerlichen Bedürfnissen der anderen EU- 
Mitgliedstaaten Rechnung trägt, wird bereits seit März 
2003 diskutiert. 

Der Bundesrechnungshof erwartet, dass das Bundesminis- 
terium nunmehr umgehend dafür Sorge frägf, dass ein ge- 
eignefes sysfematisierfes Konfrollverfahren zum Einsafz 
kommen kann, um eine umfassende und zufreffende Um- 
safzbesfeuerung neuer Wasserfahrzeuge wenigsfens auf 
nationaler Ebene sicherzustellen. 

Er regt weiter eine systematische Erfassung der Daten 
auch im Hinblick auf neue Wasserfahrzeuge an, um mit- 
telfristig die Verpflichtungen gegenüber anderen EU -Mit- 
gliedstaaten verstärkt spontan oder automatisiert im Sinne 
des Abkommens erfüllen zu können. 


34 Steuermehreinnahmen in zweisteiiiger 
Miiiionenhöhe jähriich bei Wegfaii 
einer Steuerbegünstigung für die 
Personenschifffahrt 

(Kapitel 6001 Titel 015 01) 

34.0 

Zusätzliche Steuereinnahmen im zweistelligen Millionen- 
bereich könnten jährlich durch den Wegfall einer Steuer- 
begünstigung für die Personenschifffahrt erreicht 
werden. Seit nunmehr 21 Jahren unterliegt die Personen- 
beförderung mit Schiffen dem ermäßigten statt dem allge- 
meinen Steuersatz. Die Gründe für das Fortbestehen die- 
ser Regelung sind aber entfallen. 


34.1 

Beförderungen von Personen mit Schiffen waren bis zum 
31. Dezember 1983 von der Umsatzsteuer befreit. Seit 
dem 1. Januar 1984 unterliegen diese Beförderungen 
grundsätzlich dem allgemeinen Steuersatz, soweit sie im 
Inland steuerpflichtig sind. Insbesondere Ausflugsfahr- 
ten und die Kabinenschifffahrt wären davon betroffen ge- 
wesen. Die Unternehmer der Personenschifffahrt sahen 
sich nicht in der Lage, die Mehrbelastung sofort auf die 
Verbraucher umzulegen. Zu ihrer Entlastung wurde des- 
halb eine Übergangsregelung eingeführt, nach der die 
Umsätze fünf Jahre lang mit dem ermäßigten Steuersatz 
in Höhe von 7 % besteuert werden sollten (§ 12 Abs. 2 
Nr. 10 Buchst, a i. V. m. § 28 Abs. 4 Umsatzsteuerge- 
setz). Spätestens ab dem 1. Januar 1989 sollte der allge- 
meine Steuersatz endgültig angewendet werden. Dazu ist 
es bis heute nicht gekommen. 

Die Übergangsregelung wurde seit ihrer Einführung 
sechsmal verlängert (zuletzf bis zum 3 1 . Dezember 2007). 
Ihr komm! daher mehr und mehr der Charakfer einer Dau- 
erregelung zu. Die Verlängerung wurde im Wesentlichen 
stets mit dem Hinweis auf eine geplante EG-einheitliche 
Regelung zur Besteuerung von innergemeinschaftlichen 
Personenbeförderungen begründef. Danach sollfen die 
Personenbeförderungsleistungen vom 1. Januar 1993 an 
allgemein dem ermäßigten Steuersatz unterliegen. Um zu 
vermeiden, dass sich der Umsatzsteuersatz für die Perso- 
nenbeförderung mit Schiffen innerhalb weniger Jahre 
mehrmals ändert, wurde die Übergangsregelung wieder- 
holt verlängert. Die mit Steueränderungen für die Schiff- 
fahrtsuntemehmer verbundenen Schwierigkeiten (z. B. 
bei der Gestaltung der Fahrpreise) sollten vermieden wer- 
den. 

Die Übergangsregelung hat sich seit nunmehr 21 Jahren 
auf die Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden ne- 
gativ ausgewirkt. Nach den Berechnungen des Gesetzge- 
bers im Entwurf zum Steueränderungsgesetz 2001, in 
dem die Verlängerung der Übergangsregelung bis zum 
3 1 . Dezember 2004 festge schrieben wurde, betragen die 
durch den ermäßigten Umsatzsteuersatz verursachten 
jährlichen Mindereinnahmen 13,3 Mio. Euro für das Jahr 
2002 und jeweils 15,3 Mio. Euro für die Jahre 2003 und 
2004. Weitere Steuermindereinnahmen von voraussicht- 
lich mindestens 43,9 Mio. Euro sind für die lefzte Lauf- 
zeit der Übergangsregelung vom 1. Januar 2005 bis zum 
3 1 . Dezember 2007 zu erwarten. Über die gesamte Gel- 
tungsdauer der Übergangsregelung seit dem Jahre 1984 
wurde die Personenbeförderung mif Schiffen bislang mif 
197 Mio. Euro subventioniert. 

34.2 

Nach den Feststellungen des Bundesrechnungshofes sind 
die EG-rechtlichen Beweggründe für das Forfbesfehen 
der Übergangsregelung späfesfens seif dem Jahre 1997 
weggefallen. Die seinerzeif vorgelegfen Richtlinienvor- 
schläge der EU-Kommission zur einheitlichen Mehrwert- 
steuerregelung für die Personenbeförderung wurden im 
Jahre 1996 wieder zurückgenommen. Die Umsefzung 
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einer solehen Regelung ist aueh in den näehsten Jahren 
nieht zu erwarten. Der Bundesreehnungshof ist deshalb 
der Auffassung, dass eine erneute Verlängerung der natio- 
nalen Übergangsregelung über den 31. Dezember 2007 
hinaus nieht mehr gereehtfertigt ist. Er hält es für gebo- 
ten, die Regelung zu diesem Zeitpunkt nunmehr endgül- 
tig auslaufen zu lassen, und die betroffenen Sehifffahrts- 
untemehmer frühzeitig darüber zu informieren. 

34.3 

Das Bundesministerium der Finanzen teilt die Auffassung 
des Bundesreehnungshofes. Es hat dem Bundesverband 
der Deutsehen Binnenschifffahrt mit Schreiben vom 
17. Januar 2005 mitgeteilt, dass es den gesetzgebenden 
Körperschaften keinen Vorschlag für eine weitere Verlän- 
gerung der Übergangsregelung unterbreiten wird. Es 
bleibt abzuwarten, ob die Steuerbegünstigung bei der Per- 
sonenschifffahrt vom 1. Januar 2008 tatsächlich an nicht 
mehr verlängert wird. 

35 Unzutreffende Verzinsung von Steuer- 
forderungen nach § 233a Abs. 2a AO 

(Kapitel 6001 Titel 012 01 und 014 01) 

35.0 

Erhebliche Einnahmeausfälle sind Bund und Ländern 
entstanden, weil die Finanzämter die Zinsen für Steuer- 
forderungen bei Verlustrückträgen und rückwirkenden 
Ereignissen meistens fehlerhaft festgesetzt haben. Der 
Bundesrechnungshof führt dies auf eine unzureichende 
IT-Unterstützung zurück. 

35.1 

Mit der Verzinsung von Steuererstattungen und Steuer- 
nachforderungen nach § 233a Abgabenordnung (AO) 
wollte der Gesetzgeber einen Ausgleich für die zeitlich 
ungleichmäßige Heranziehung der Steuerpflichtigen zur 
Steuer erreichen. Im Regelfall beginnt der Zinslauf 
15 Monate nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
Steuer entstanden ist. Das ist beispielsweise für die Ein- 
kommensteuer des Jahres 2002 der 1 . April 2004. Der 
Zinslauf endet mit der Bekanntgabe des Steuerbeschei- 
des. Die Zinsen werden zusammen mit den Steuern für 
das betreffende Kalenderjahr festgesetzt. 

Um sachlich ungerechtfertigte Zinszahlungen zu vermei- 
den, hat der Gesetzgeber im Jahre 1996 mit § 233a 
Abs. 2a AO eine vom Regelfall abweichende Verzinsung 
bei rückwirkenden Ereignissen und Verlustrückträgen 
eingeführt, ln diesen Fällen beginnt der Zinslauf erst 
15 Monate nach Ablauf des Jahres, in dem das rückwir- 
kende Ereignis eingetreten bzw. der Verlust entstanden 
ist. 

Ist bei einer erstmaligen Steuerfestsetzung ein rückwir- 
kendes Ereignis oder ein Verlustrücktrag zu beachten, 
liegt ein so genannter „Mischfall“ mit unterschiedlichen 
Zinsläufen vor. Gleiches gilt, wenn bei einer Berichti- 


gungsveranlagung neben der Änderung anderer Besteue- 
rungsgrundlagen ein rückwirkendes Ereignis oder ein 
Verlustrücktrag einzubeziehen ist. ln diesen Fällen ist der 
zu verzinsende Betrag in Teilbeträge aufzusplitten. Dann 
entstehen ein Teilbetrag mit normalem Zinslaufbeginn 
und ein oder mehrere Teilbeträge mit besonderem Zins- 
laufbeginn. Führt beispielsweise die erstmalige Festset- 
zung der Einkommensteuer 2000 im Jahre 2003 zu einer 
Erstattung von 30 000 Euro und entfallen 10 000 Euro auf 
einen Verlustrücktrag aus dem Jahre 2001, so ist ein Teil- 
betrag von 20 000 Euro ab dem 1 . April 2002 (normaler 
Zinslaufbeginn) und ein Teilbetrag von 10 000 Euro ab 
dem 1 . April 2003 (besonderer Zinslaufbeginn) zu verzin- 
sen. 

Die obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder 
haben die Einzelheiten der Verzinsung in einem umfang- 
reichen Erlass mit vielen Anwendungsbeispielen nieder- 
gelegt. 

Aufgrund der Regelung zum besonderen Zinslauf wurden 
nach der Gesetzesbegründung Steuermehreinnahmen von 
jährlich 383 Mio. Euro erwartet. 

35.2 

Der Bundesrechnungshof hatte in seinen Bemerkungen 
2001 (Bundestagsdrucksache 14/7018 Nr. 86) berichtet, 
dass die Finanzämter der neuen Länder die Zinsen häufig 
fehlerhaft festsetzten, wenn die Verzinsung vom Regelfall 
abwich. Ursache für die Fehler waren unzutreffende ma- 
nuelle Eingaben beim abweichenden Zinslaufbeginn. Der 
Bundesrechnungshof hatte daher gefordert, die Zinsen IT- 
gestützt festzusetzen. Das Bundesministerium der Finan- 
zen (Bundesministerium) und die Länder hielten die ge- 
forderte IT-technische Unterstützung nur bei einem Teil 
der erforderlichen Berechnungen für möglich. Im Übri- 
gen sollten die Fehler durch verstärkte Schulungs- und 
Aufsichtsmaßnahmen verringert werden. 

Im Jahre 2003 untersuchte der Bundesrechnungshof er- 
neut die Festsetzung von Zinsen nach § 233a AO. Dabei 
überprüfte er rund 400 Zinsfestsetzungen in sechs alten 
Ländern. Er beschränkte sich auf Fälle, in denen die erst- 
malige oder geänderte Steuerfestsetzung auf einem Ver- 
lustrücktrag oder einem rückwirkenden Ereignis beruhte. 
Während die Zinsen im Regelfall grundsätzlich maschi- 
nell und ohne weiteres Zutun der Bediensteten berechnet 
werden, bedarf es für die Zinsberechnung in den vorge- 
nannten Fällen der manuellen Eingabe bestimmter Kenn- 
zahlen und Werte. Für die Zinsberechnung ist entschei- 
dend, dass die Bediensteten der Finanzämter die dem 
besonderen Zinslauf unterliegenden Steuerbeträge zutref- 
fend eintragen und die richtigen Kennzahlen anweisen. 
Die IT-Programme vergleichen die angewiesenen Steuer- 
beträge mit dem maschinell erstellten Ergebnis bei der 
Steuerfestsetzung. Weichen die Beträge voneinander ab, 
wird in Höhe der Abweichung ein fiktiver Unterschieds- 
betrag gebildet. Dieser wird ausgehend von einem norma- 
len Zinslaufbeginn ebenfalls verzinst. Hierdurch können 
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höhere Zinsen entstehen als gesetzlich geboten. Je nach 
Eintragungsfehler sind es Erstattungs- oder Nachzah- 
lungszinsen. 

Obwohl die Länder durch umfangreiche Erlasse mit ent- 
sprechenden Eingabebeispielen und durch maschinelle 
Bearbeitungshinweise versucht hatten, Fehlem vorzubeu- 
gen, waren die Zinsfestsetzungen meistens fehlerhaft. Die 
Bediensteten beachteten häufig die Dienstanweisungen 
nicht und machten unzutreffende Eintragungen bei den 
Kennzahlen. Die Fehler führten überwiegend zu höheren 
Erstattungszinsen und damit zu erheblichen Einnah- 
meausfällen bei Bund und Ländern. 

ln einem Land werden bereits seit dem Jahre 1999 nahezu 
alle Zinsfestsetzungen maschinell durchgeführt, ohne 
dass es hierfür eines manuellen Ansfoßes durch den Be- 
diensfefen bedarf Die in diesem Land vom Bundesrech- 
nungshof eingesehenen Fälle waren fehlerfrei. 

35.3 

Der Bundesrechnungshof haf die derzeifige Verwaltungs- 
praxis als nicht hinnehmbar bewertet. Es kann nicht vom 
Wohnort des Steuerpflichtigen abhängen, ob dieser einen 
richtigen Zinsbescheid erhält. Das Bundesministerium 
sollte dafür sorgen, dass die fesfgesfellfen Vollzugsdefi- 
zite die mit der Einfühmng der Norm erwarteten Mehr- 
einnahmen nicht weiter schmälern. Auch im Interesse 
eines gleichmäßigen Gesetzesvollzuges hat der Bundes- 
rechnungshof dem Bundesministerium empfohlen darauf 
hinzuwirken, dass alle Länder eine vollständig IT-gesteu- 
erte Zinsfestsetzung einführen. 

35.4 

Das Bunde sministerium hat eingeräumt, dass die bisheri- 
gen Maßnahmen zur Verbessemng der Bearbeitungsqua- 
lität nicht ausgereicht haben. Durch umfangreiche Ver- 
waltungsanweisungen, Zinsberechnungsvordrucke nebst 
ausführlichen Anleitungen, Schulungsmaßnahmen, Bear- 
beitungshinweise und besondere Eingabemasken sei es 
nicht gelungen, die Bearbeitungsfehler zu verringern. 

Das Bundesministerium hat mitgeteilt, die zuständigen 
Bund-Länder-Arbeitsgremien arbeiteten nunmehr eine 
IT-gesteuerte Lösung aus, die auf manuelle Eingaben der 
Bediensteten weitgehend verzichte. Die Arbeiten sollen 
bis Ende des Jahres 2005 abgeschlossen sein. Im An- 
schluss daran hätten die einzelnen Facharbeitsgruppen die 
erarbeiteten bundeseinheitlichen Vorgaben umzusetzen. 

35.5 

Der Bundesrechnungshof nimmt die Bereitschaft des 
Bundesministeriums und der obersten Finanzbehörden 
der Länder zur Kenntnis, eine weitgehend IT-gesteuerte 
Festsetzung der Zinsen einzuführen. Er hälf es für erfor- 
derlich, die begonnenen Arbeifen zügig abzuschließen, 
damit die Vollzugsschwierigkeiten des § 233a AO beho- 
ben werden. Nur eine IT-gesteuerte Zinsfestsetzung, die 
auf manuelle Eingaben ganz oder weitgehend verzichtet. 


bietet die Gewähr, dass die Fehlerquote im Umgang mit 
der Norm entscheidend gesenkt werden kann und die sei- 
nerzeit mit der Einführung der Regelung erwarfefen 
Mehreinnahmen verwirklicht werden können. 

Im Übrigen erwartet er, dass das Bundesministerium 
seine Fachaufsicht künftig verstärkt wahmimmt. Es hat 
auf eine einheitliche Rechtsanwendung der Länder hinzu- 
wirken. 

36 Unzeitgemäße Anforderungen an 
maschinell erstellte Zuwendungs- 
bestätigungen 

(Kapitel 6001 Titel 012 01) 

36.0 

Die in den Einkommensteuer-Richtlinien festgelegten 
Voraussetzungen für die maschinelle Erstellung von Zu- 
wendungsbestätigungen gewährleisten keinen ausrei- 
chenden Schutz mehr vor Manipulationen oder Fälschun- 
gen. Die ehemals hohen technischen Anforderungen aus 
dem Jahre 1989 sind inzwischen veraltet. Die Finanz- 
ämter prüften Anträge zur Genehmigung der maschinel- 
len Erstellung und erteilten Auflagen nicht oder nicht ein- 
heitlich. 

36.1 

Steuerpflichtige können Ausgaben zur Förderung mildtä- 
tiger, kirchlicher, religiöser, wissenschaftlicher und als 
besonders förderungswürdig anerkannter gemeinnütziger 
Zwecke (Zuwendungen) nach § 10b Einkommensteuer- 
gesetz bei der Einkommen- oder Körperschaftsteuer und 
der Gewerbesteuer steuermindemd geltend machen. Die 
Empfänger dieser Zuwendungen (Spendenempfänger), 
z. B. gemeinnützige Vereine oder Stiftungen, stellen dem 
Spender dafür eine Zuwendungsbestätigung aus. 

36.1.1 

Steuerlich anzuerkennende Zuwendungsbestätigungen 
waren ursprünglich stets eigenhändig von einer Person zu 
unterzeichnen, die zur Annahme von Zahlungen für den 
Spendenempfänger berechtigt war. Diese persönliche 
Unterschrift auf Zuwendungsbestätigungen hatte insbe- 
sondere bei großen Spendenempfängem zu erheblichem 
Verwaltungsaufwand geführt. Deshalb können Zuwen- 
dungsbestätigungen seit dem Jahre 1989 nach den Ein- 
kommensteuerrichtlinien (EStR) maschinell erstellt wer- 
den, wenn das zuständige Finanzamt das Verfahren 
genehmigt hat. Um Missbräuche durch Spendenempfän- 
ger und Fälschungen durch Dritte zu verhindern, ist die 
Genehmigung nur zu erteilen, wenn insbesondere fol- 
gende Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) das Einblenden einer rechtsverbindlichen Unter- 
schrift als Faksimile auf den Vordrucken, 

b) die verschlossene Lagerung der Vordrucke, 
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c) die Sicherung des Verfahrens gegen unbefugte Ein- 
griffe, 

d) eine programmgestützte Verbindung zwischen der 
Verbuchung des Zahlungseingangs und der Erstel- 
lung der Zuwendungsbestätigung sowie 

e) die Überprüfbarkeit des Verfahrens durch die Finanz- 
behörden. 

Soweit diese Voraussetzungen bei der Genehmigung 
nicht geprüft werden konnten, ist ihre Erfüllung zur Auf- 
lage zu machen. Das Bundesministerium der Finanzen 
(Bundesministerium) und die obersten Finanzbehörden 
der Länder waren sich einig, dass diese Möglichkeit 
grundsätzlich nur für die Anforderungen c) bis e) eröffnet 
werden sollte. Hinweise haben sie jedoch weder hierzu 
noch generell zum Genehmigungsverfahren herausgege- 
ben. 

Die EStR zu den maschinell erstellten Zuwendungsbe- 
scheinigungen sind seit dem Jahre 1989 unverändert. 

36.1.2 

Der Bundesrechnungshof untersuchte mit Unterstützung 
des Prüfungsamtes des Bundes Frankfurt am Main im 
Jahre 2003 die Genehmigungspraxis der Finanzämter. 

Viele Spendenempfänger ersfellten ihre Zuwendungsbe- 
sfätigungen maschinell, ohne für dieses Verfahren eine 
Genehmigung zu besifzen. 

Wenn die Spendenempfänger die Genehmigung der ma- 
schinellen Aussfellung beantragten, machten die Finanz- 
ämter die Erfüllung der vorgeschriebenen Anforderungen 
häufig insgesamf zur Auflage. Einmal genehmigfe Ver- 
fahren überprüften sie auch nach über zehn Jahren nicht. 
Das galt auch, wenn das ursprünglich für die Buchfüh- 
rung verwandfe IT-Programm durch ein neues ersefzf 
worden war. 

Die Beschäffigfen der Finanzämter verfügen in der Regel 
nicht über ausreichende IT-Kenntnisse, um die Genehmi- 
gungsvoraussetzungen ordnungsgemäß zu überprüfen. 
Meistens beschränkten die Finanzämter ihre Prüfung auf 
die optische Übereinstimmung der Zuwendungsbestäti- 
gung mit dem amtlichen Muster der EStR. Sie genehmig- 
ten die maschinelle Erstellung auch dann, wenn aus den 
Anträgen der Spendenempfänger erkennbar war, dass die 
beschriebenen Verfahren nichf den vorgeschriebenen An- 
forderungen genügten. 

Aus den Unterlagen vieler Spendenempfänger war er- 
sichtlich, dass sie die Vordrucke nicht mehr in Papierform 
vorhielten. Stattdessen erzeugten sie den vorgeschriebe- 
nen Text des amtlichen Vordrucks zusammen mit den Da- 
ten des Spenders (Name, Anschrift, ...) in einem Druck- 
vorgang. 

Zudem bestätigten Zuwendungsempfänger Spenden häu- 
fig nicht unterjährig und einzeln, sondern jährlich zusam- 
mengefasst. Damit war die Zahlungsverbuchung nicht 
mit der Erstellung der Zuwendungsbestätigung verbun- 
den. 


36.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass das Bun- 
desministerium - wie auch die obersten Finanzbehörden 
der Länder - keine Hinweise zum Genehmigungsverfah- 
ren gegeben haben. Für die Finanzämter war so nicht zu 
erkennen, dass sie nur die Anforderungen c) bis e) ohne 
Prüfung zur Auflage machen sollten. Außerdem hat das 
Bundesministerium nicht verständlich erläutert, wie die 
IT-Programme auszugestalten waren, um wirksam vor 
Manipulationen zu schützen. Insbesondere hat es nicht 
ausreichend erklärt, wie das Verbuchen der Zahlung mit 
dem Erstellen der Zuwendungsbestätigung zu verbinden 
ist. Diese Anforderung ist zudem nach Auffassung des 
Bundesrechnungshofes bei der gängigen Praxis der Spen- 
denempfänger nichf erfüllbar. Sie besfäfigen ihre erhalte- 
nen Zuwendungen nämlich oft nicht mehr unterjährig und 
einzeln, sondern jährlich zusammengefasst. Dadurch 
kann die Zahlungsverbuchung zeitlich nicht mehr direkt 
mit der maschinellen Erstellung verbunden sein. 

Diese Umstände trugen dazu bei, dass die Finanzämter 
überwiegend nicht prüften, ob die Genehmigungsvoraus- 
setzungen oder Auflagen erfüllt waren. Das Ziel, Miss- 
bräuche durch Spendenempfänger und Fälschungen 
durch Dritte mit dem Genehmigungsverfahren zu verhin- 
dern, war schon deshalb nicht erreichbar. 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, für von Spenden- 
empfängem verwandte IT- Programme eine Sicherheitsbe- 
stätigung durch sachverständige Dritte vorzuschreiben. 
Dies ist erforderlich, weil die Finanzämter über zu we- 
nige informationstechnische Kenntnisse verfügen, um be- 
sfätigen zu können, dass diese Programme ausreichend 
gegen Manipulationen gesichert sind. Der Umfang der 
Prüfung durch Dritte sollte die Kosten, die den Spenden- 
empfängem durch die Prüfung enfsfehen, berücksichti- 
gen. 

Der Bundesrechnungshof hat außerdem darauf aufmerk- 
sam gemacht, dass die Fälschungssicherheit der maschi- 
nellen Zuwendungsbestätigungen wegen der technischen 
Entwicklung der Drucker und Scanner nicht mehr gege- 
ben ist. So lässt sich beispielsweise das einzublendende 
Faksimile wie die gesamte Zuwendungsbestätigung mit 
heute handelsüblichen Druckern erstellen. 

Der Bundesrechnungshof hat daher eine grundsätzliche 
Anpassung der Anforderungen für die maschinelle Ersfel- 
lung von Zuwendungsbesfätigungen an den aktuellen 
technischen Standard für dringend erforderlich gehalten. 

36.3 

Das Bundesministerium hat in seiner Stellungnahme er- 
klärt, es sei beabsichtigt, die Bestimmungen zur maschi- 
nellen Erstellung von Zuwendungsbestätigungen neu zu 
fassen. Dabei solle ein Teil der Anregungen des Bundes- 
rechnungshofes umgesetzt werden. Es sei vorgesehen, 
dass die Vordrucke für die Zuwendungsbesfäfigungen 
nichf mehr in Papierform verschlossen vorgehalfen wer- 
den müssen. Außerdem werde fesfgelegf, dass das Ersfel- 
len der Zuwendungsbesfätigungen mit der Finanzbuch- 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-169- 


Drucksache 16/160 


haltung des Spendenempfangers verbunden sein müsse. 
Ferner sei beabsichtigt, das Genehmigungsverfahren 
durch eine Anzeigepflicht der Spendenempfanger zu er- 
setzen. 

Eine Arbeitsgruppe werde sich mit den weiteren Empfeh- 
lungen des Bundesrechnungshofes zum Schutz gegen 
Manipulationen sowie zur Fälschungssicherheit befassen. 

36.4 

Nach Ansicht des Bundesrechnungshofes reichen die bis- 
herigen Ankündigungen des Bundesministeriums nicht 
aus, um vor Manipulationen und Fälschungen zu schüt- 
zen. Er hält es weiterhin für geboten, die Voraussetzungen 
für die maschinelle Erstellung von Zuwendungsbestäti- 
gungen schnellstmöglich dem aktuellen technischen Stan- 
dard anzupassen. Das Einblenden einer Unterschrift als 
Faksimile kann die ursprüngliche Sicherheit des Verfah- 
rens nicht mehr gewährleisten. Insbesondere sollte vorge- 
schrieben werden, dass die Sicherheit des maschinellen 
Verfahrens gegen Manipulationen durch sachverständige 
Dritte zu bestätigen ist. 

Der Bundesrechnungshof empfiehlt darüber hinaus, dass 
die Finanzämter die maschinelle Erstellung der Zuwen- 
dungsbestätigungen beim Spendenempfänger sowohl 
stichprobenweise als auch bei gegebenem Anlass über- 
prüfen. Dies isf gerade dann erforderlich, wenn künftig 
ein Anzeigeverfahren das bisherige Genehmigungsver- 
fahren ablösen soll. 

37 Unvollständige Jahresbescheini- 
gungen nach § 24c EStG 

(Kapitel 6001 Titel 012 01) 

37.0 

Die vom Gesetzgeber ab dem Jahre 2004 eingeführten 
Jahresbescheinigungen für Kapitalerträge und Veräuße- 
rungsgewinne aus Finanzanlagen können zu weiterem 
Aufwand bei Steuerpflichtigen und Finanzämtern statt zu 
der gewollten Vereinfachung führen. Ein Schreiben des 
Bundesministeriums der Finanzen ermöglicht den Kredit- 
instituten, die notwendigen Angaben der Jahresbescheini- 
gung nicht vollständig zu erbringen. Dadurch sind so- 
wohl die Steuerpflichtigen als auch die Finanzämter 
gezwungen, jede einzelne Angabe der Jahresbescheini- 
gung auf ihre Vollständigkeit hin zu überprüfen. 

Die Steuerbescheinigungen der Kreditinstitute unter- 
scheiden sich in ihrem äußeren Erscheinungsbild erheb- 
lich. Auch das ist mit Schwierigkeiten für die Steuer- 
pflichtigen und mit zusätzlichem Aufwand für die 
Finanzämter verbunden. 

37.1 

Steuerpflichtige müssen ihre Einkünfte aus Kapitalver- 
mögen richtig und vollständig erklären. Dazu konnten sie 
bis zum Jahre 2003 lediglich auf Einzelabrechnungen, Er- 


trägnisaufstellungen und Steuerbescheinigungen der Kre- 
ditinstitute zurückgreifen. Für das Jahr 2004 erhalten sie 
daneben erstmals Jahresbescheinigungen. 

Einzelabrechnungen und Erträgnisaufstellungen erstellen 
die Kreditinstitute nach ihren eigenen Erfordernissen und 
den Vereinbarungen mit ihren Kunden. Die Steuerpflich- 
tigen sind nicht verpflichtet, die meist kostenpflichtigen 
Erträgnisaufstellungen und die Einzelabrechnungen mit 
der Steuererklärung beim Finanzamt einzureichen. 

Steuerbescheinigungen sind in § 45a Einkommensteuerge- 
setz (EStG) gesetzlich geregelt. Die Kreditinstitute stellen 
sie als Einzel- oder als Jahressteuerbescheinigungen aus. 
Sie enthalten nur solche Kapitalerträge, die grundsätzlich 
dem Steuerabzug durch die Kapitalertragsteuer unterlie- 
gen. Weitere Angaben zu den Einkünften aus Kapitalver- 
mögen wie nicht ausgeschüttete (thesaurierte) Erträge 
ausländischer Investmentfonds, bestimmte negative Ein- 
nahmen und Werbungskosten enthalten Steuerbescheini- 
gungen nicht. Sie dienen vor allem der Anrechnung der 
einbehaltenen Kapitalertragsteuer sowie des dazugehö- 
renden Solidaritätszuschlags. 

Zum 1 . Januar 2004 führte der Gesetzgeber zusätzlich die 
Jahresbescheinigungen für Kapitalerträge und Veräuße- 
rungsgewinne aus Finanzanlagen ein. Nach der neuen 
Vorschrift des § 24c EStG haben die Kreditinstitute dem 
Steuerpflichtigen für alle bei ihnen geführten Wertpapier- 
depots und Konten eine zusammenfassende Jahresbe- 
scheinigung nach vorgeschriebenem Muster auszustellen. 
Sie muss alle erforderlichen Angaben für die Besfeuerung 
der Einkünfte aus Kapifalvermögen und aus privafen Ver- 
äußerungsgeschäften enthalten. 

37.2 

Der Bundesrechnungshof hat mit Unterstützung des Prü- 
fungsamtes des Bundes Frankfurt am Main im Jahre 2004 
untersucht, wie die Finanzämter Steuererklärungen mit 
Einkünften aus Kapitalvermögen bearbeiten und über 
welche Unterlagen sie dabei verfügen. Jahresbescheini- 
gungen waren für die unfersuchten Zeifräume noch nicht 
vorgesehen. 

Die meisten Steuerpflichtigen belegten die erklärten Ein- 
künfte sowohl durch Jahressteuerbescheinigungen als 
auch durch Erträgnisaufstellungen, wenn sie umfangrei- 
chere Einkünfte erzielt hatten. Die Jahressteuerbescheini- 
gungen verschiedener Kreditinstitute wichen in ihrem Er- 
scheinungsbild erheblich voneinander ab. Da viele 
Steuerpflichtige Konten und Depots bei mehreren Kredit- 
instituten unterhielten, lagen selbst bei nicht sehr umfang- 
reichen Kapitalerträgen meistens Bescheinigungen von 
mehr als einem Kreditinstitut vor. 

Die tatsächliche Höhe der Einkünfte aus Kapitalvermö- 
gen konnten sowohl die Steuerpflichtigen als auch die 
Finanzämter nur ermitteln, wenn sie neben den Steuer- 
bescheinigungen Einzelabrechnungen und vollständige 
Erträgnisaufstellungen berücksichtigen konnten. 



Drucksache 16/160 


-170- 


Deutscher Bundestag - 1 6. Wahlperiode 


Zahlreiche Erträgnisaufstellungen waren jedoch unvoll- 
ständig. Nicht alle Kreditinstitute wiesen konkret darauf 
hin, welche Erträge des Anlegers nicht bescheinigt wur- 
den. Häufig enthielten die Erträgnisaufstellungen nur all- 
gemeine Hinweise, dass das jeweilige Kreditinstitut z. B. 
thesaurierte Erträge nicht bescheinigt hatte. Da die Er- 
trägnisaufstellungen jeden Kapitalertrag einzeln aufliste- 
ten und dadurch sehr umfangreich sein konnten, waren 
konkrete Hinweise, soweit sie vorhanden waren, häufig 
erst auf der zehnten oder gar zwanzigsten Seite zu finden. 

Die Finanzämter verfügten durchschnittlich nur über we- 
nige Minuten zur Bearbeitung dieser Angaben. Selbst bei 
genauen Hinweisen zu fehlenden Erträgen ermittelten sie 
nicht die tatsächliche Höhe der Einkünfte, sondern gli- 
chen lediglich die Daten der Einkommensteuererklärung 
mit denen der vorliegenden Bescheinigungen ab. 

37.3 

Mit § 24c EStG wollte der Gesetzgeber den Steuerpflich- 
tigen ermöglichen, ihre Erklärungspflicht selbst bei um- 
fangreichen Kapitaleinkünften rascher und einfacher zu 
erfüllen. Dem dient auch das vom Bundesministerium der 
Finanzen (Bundesministerium) entwickelte Muster für 
die Jahresbescheinigung. 

ln dieses Muster können ausschließlich Einnahmen ein- 
getragen werden, die im Inland steuerpflichtig sind. Ein- 
nahmen, die nach einem Doppelbesteuerungsabkommen 
steuerfrei sind, aber die Höhe des Steuersatzes für steuer- 
pflichtige Einkünfte beeinflussen, können die Kreditinsti- 
tute nicht angeben. Der Steuerpflichtige ist aber ver- 
pflichtet, diese steuerfreien Erträge vollständig zu 
erklären. 

Das Bundesministerium erlaubte den Kreditinstituten mit 
Schreiben vom 31. August 2004, nur die Daten nach 
§ 24c EStG zu bescheinigen, die ihnen beim Ausstellen 
der Bescheinigung vorliegen. Da z. B. einige Investment- 
fonds ihre thesaurierten Erträge erst im April des Folge- 
jahres bekannt geben müssen, die Kreditinstitute die Jah- 
resbescheinigungen aber schon im Februar oder März 
versenden, können diese keine Angaben zu solchen Erträ- 
gen enthalten. Ebenso wie die Erträgnisaufstellungen ent- 
halten die erstmalig im Jahre 2005 ausgestellten Jahresbe- 
scheinigungen daher allgemeine Hinweise, dass die 
Kreditinstitute bestimmte Kapitalerträge nicht bescheini- 
gen und dass der Steuerpflichtige später bekannt gege- 
bene Thesaurierungsanzeigen zu ergänzen hat. 

37.4 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium da- 
rauf hingewiesen, dass die Steuerbescheinigungen ver- 
schiedener Kreditinstitute in ihrem Erscheinungsbild zu 
sehr voneinander abweichen. Der individuelle Aufbau der 
Steuerbescheinigungen erschwert sowohl die Übertra- 
gung der Daten in die Einkommensteuererklärung durch 
den Steuerpflichtigen als auch den späteren Abgleich 
durch die Finanzämter. Das führte letztlich dazu, dass die 
Finanzämter innerhalb der relativ kurzen Bearbeitungs- 


zeit nicht mehr prüften, ob alle Kapitalerträge erklärt 
wurden. Der individuelle Aufbau hatte außerdem Über- 
tragungsfehler sowohl zugunsten als auch zuungunsten 
des Steuerpflichtigen zur Folge. Der Bundesrechnungshof 
hat deshalb dem Bundesministerium empfohlen, den Kre- 
ditinstituten ein einheitliches Muster für Steuerbescheini- 
gungen vorzugeben, von dessen Erscheinungsbild und 
Aufbau sie nicht abweichen dürfen. 

Der Bundesrechnungshof sieht die Gefahr, dass die im 
Jahre 2005 erstmals erstellten Jahresbescheinigungen die 
bisherigen Mängel bei der Erfassung der Einkünfte aus 
Kapitalvermögen noch vergrößern. Weder die Steuer- 
pflichtigen noch die Finanzämter werden den Jahresbe- 
scheinigungen entnehmen können, ob die Angaben im 
Einzelfall vollständig sind. Der Steuerpflichtige wird 
nach den ihm vorliegenden Einzelabrechnungen und ei- 
ner Erträgnisaufstellung die Daten der Jahresbescheini- 
gung auf ihre Vollständigkeit hin überprüfen müssen, 
wenn er seiner Erklärungspflicht nachkommen will. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesministerium 
empfohlen, die Kreditinstitute aufzufordem, die Jahresbe- 
scheinigungen vollständig auszustellen. Nur dann ist die 
vom Gesetzgeber gewollte Vereinfachung beim Ausfüllen 
der Steuererklärung zu erreichen. Dazu müssen die Kre- 
ditinstitute den Versand der Jahresbescheinigungen im 
Einzelfall zurückstellen, bis die Bekanntgabeffist für den 
jeweiligen Investmentfonds abgelaufen ist. Liegt bis zu 
diesem Zeitpunkt beim elektronischen Bundesanzeiger 
keine Veröffentlichung der Erträge vor, wären sie pau- 
schal nach § 6 Investmentsteuergesetz (InvStG) zu ermit- 
teln. Es gibt keinen Grund dafür, dass die Kreditinstitute 
nicht auch die Erträge in der Jahresbescheinigung ange- 
ben sollten, die nach § 6 InvStG zu berechnen sind. 

Ebenso ist notwendig, dass die Kreditinstitute sämtliche 
Kapitalerträge in das vorgeschriebene amtliche Muster der 
Jahresbescheinigung eintragen können. Auch ausländi- 
sche Kapitalerträge, die nach einem Doppelbesteuerungs- 
abkommen in Deutschland steuerbefreit sind, müssen die 
Steuerpflichtigen in ihrer Einkommensteuererklärung an- 
geben. Diese steuerfreien Kapitalerträge beeinflussen 
nämlich die Höhe des Einkommensteuersatzes, dem die 
steuerpflichtigen Einkünfte unterliegen. 

Außerdem hat der Bundesrechnungshof angeregt, eine 
Regelung zu schaffen, nach der die Finanzbehörden bei 
den Kreditinstituten stichprobenweise überprüfen, wie 
diese die Jahresbescheinigungen ausstellen. Dann könn- 
ten sowohl die Finanzämter als auch die steuerpflichtigen 
Kapitalanleger verstärkt auf Vollständigkeit und Güte der 
Jahresbescheinigungen vertrauen. 

37.5 

Zur empfohlenen Einheitlichkeit der ausgestellten Steuer- 
bescheinigungen hat das Bundesministerium mitgeteilt, 
es prüfe die Erstellung eines amtlichen Musters. 

Zur Vollständigkeit der Jahresbescheinigung hat das Bun- 
desministerium unter Hinweis auf die Gesetzesmateria- 
lien die Ansicht vertreten, die Kreditinstitute seien nur 
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zur Bescheinigung der ihnen bekannten Daten verpflich- 
tet. Es stimme jedoch der Empfehlung zu, die Kreditinsti- 
tute zu verpflichten, in die Jahresbescheinigung konkrete 
Hinweise aufzunehmen, zu welchen Kapitalanlagen noch 
Angaben fehlen. 

Das Bundesministerium hat der Empfehlung, dass die 
Kreditinstitute den Versand der Jahresbescheinigungen 
im Einzelfall zurückstellen, bis die Frist für die Bekannt- 
gabe für den einzelnen Investmentfonds abgelaufen ist, 
widersprochen. Es hat daraufhingewiesen, dass zwischen 
der teilweise auf Gemeinschaflsrecht zurückzuführenden 
Frist von vier Monaten bei thesaurierenden Investment- 
vermögen und dem Interesse der Steuerpflichtigen an ei- 
nem frühzeitigen Ausstellen der Jahresbescheinigung als 
Hilfsmittel zur fristgerechten Erfüllung seiner Steuer- 
erklärungspflichten zum 31. Mai ein nicht auflösbares 
Spannungsverhältnis bestehe. Allgemeine Vorgaben, bis 
wann eine Jahresbescheinigung zu erstellen oder bis 
wann damit mit Rücksicht auf bestimmte Kapitalerträge 
zu warten ist, seien daher nicht möglich. 

Nach Auffassung des Bundesministeriums seien steuer- 
freie ausländische Kapitalerträge bereits nach dem Wort- 
laut der Vorschrift nicht von der Regelung des § 24c EStG 
erfasst. 

Zur empfohlenen Prüfungsberechtigung der Finanzbehör- 
den hat sich das Bundesministerium bisher noch nicht ab- 
schließend geäußert. Es hat jedoch eine gesetzliche Er- 
weiterung des § 50b EStG erwogen. 

37.6 

Der Bundesrechnungshof erkennt die Absicht des Bun- 
desministeriums an, die Herausgabe eines amtlichen 
Musters für Steuerbescheinigungen zu prüfen. Ein Mus- 
ter, das ein einheitliches Erscheinungsbild vorgibt, wird 
den Finanzämtern die Auswertung der Steuerbescheini- 
gungen erleichtern. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes lassen Wort- 
laut und Zweck des § 24c EStG nicht zu, dass der Inhalt 
der Jahresbescheinigungen unvollständig ist. Der Bun- 
desrechnungshof erkennt daher an, dass das Bundes- 
ministerium seine Auffassung teilt, nach der die Jahres- 
bescheinigungen konkrete Hinweise darauf enthalten 
sollen, welche Kapitalerträge im Einzelfall nicht beschei- 
nigt werden konnten. Diese Hinweise sollten für die Ka- 
pitalanleger schnell und eindeutig erkennbar sein. 

Der Bundesrechnungshof empfiehlt weiter eine Rege- 
lung, nach der die Kreditinstitute den Versand einzelner 
Jahresbescheinigungen zurückzustellen haben, wenn die 
bis Ende April zu erwartenden Daten zu Erträgen aus In- 
vestmentanteilen noch fehlen. Die Finanzämter gewähren 
für die Abgabe der Steuererklärungen formlos Fristver- 
längerungen bis zum 30. September. Nach Ansicht des 
Bundesrechnungshofes gibt es kein beachtenswertes 
Spannungsverhältnis zwischen der Frist von vier Mona- 
ten bei thesaurierenden Investmentvermögen und dem 
Interesse der Steuerpflichtigen an einem frühzeitigen 
Ausstellen der Jahresbescheinigung zur fristgerechten Er- 


füllung ihrer Sfeuererklärungspflichfen. Er siehf vielmehr 
die Gefahr, dass Sfeuerpflichtige eine leichtfertige Steuer- 
verkürzung begehen, wenn sie auf die Vollständigkeit ei- 
ner Jahresbescheinigung vertrauen. Eine zwar frühzeitig 
versandte, aber unvollständige Jahresbescheinigung ver- 
mittelt eine falsche Sicherheit und kann die ihr zuge- 
dachte Funktion als Hilfsmittel für den Sfeuerpflichtigen 
nicht erfüllen. Darüber hinaus müssten die Finanzämter 
mit einer zusätzlichen Arbeitsbelastung rechnen, wenn 
unvollständige Steuererklärungen zu überwachen und die 
fehlenden Daten nach ihrem Bekanntwerden zu erfassen 
sind. 

Der Bundesrechnungshof bleibt bei seiner Auffassung, 
dass ausländische steuerfreie Einkünfte aus Kapitalver- 
mögen in der Jahresbescheinigung zu erfassen sind. Nach 
dem Gesetzeswortlaut sind alle Angaben zu den Ein- 
künften nach § 20 EStG aufzuführen, wenn sie für die Be- 
sfeuerung erforderlich sind. § 20 EStG bestimmt die Ein- 
künfte aus Kapitalvermögen, ohne zwischen Steuerpflicht 
und -freiheit zu unterscheiden. Die ausländischen Kapi- 
talerträge stellen Einnahmen im Sinne des § 20 EStG dar. 
Da sie die Höhe des Steuersatzes beeinflussen, ist die An- 
gabe dieser Kapitalerträge für die Besfeuerung erforder- 
lich. 

Der Bundesrechnungshof hält es darüber hinaus weiterhin 
für erforderlich, dass die Finanzbehörden die von den Kre- 
ditinstitufen ausgesfellfen Jahresbescheinigungen stichpro- 
benweise auf Richtigkeif und Vollsfändigkeif überprüfen. 

38 Erhebliche Einnahmeausfälle bei Bund 
und Ländern durch Mängel bei der 
Besteuerung der vorweggenommenen 
Erbfolge gegen Versorgungsleistungen 

(Kapitel 6001 Titel 012 01) 

38.0 

Mängel bei der Besteuerung der vorweggenommenen 
Erbfolge gegen Versorgungsleistungen verursachten er- 
hebliche Einnahmeausfälle bei Bund und Ländern. Die 
Finanzämter bearbeiteten rund 90 % der vom Bundes- 
rechnungshof untersuchten Fälle der Übertragung von 
Privatvermögen gegen Versorgungsleistungen fehlerhaft. 
Die Rechtslage ist selbst für Steuerrechtskundige kaum zu 
verstehen. Bei grenzüberschreitender Vermögensüber- 
gabe besteht zudem eine Besteuerungslücke. 

Das Bundesministerium der Finanzen billigte den Steuer- 
pflichtigen über einen nicht absehbaren Zeitraum Steuer- 
vergünstigungen zu, die die Rechtsprechung inzwischen 
für rechtswidrig erklärt hat. Damit hat es ohne gesetzli- 
che Grundlage über Steuerausfälle in Millionenhöhe ent- 
schieden. 

38.1 

ln Deutschland bestehen 250 000 Vermögensübergabe- 
verträge gegen Versorgungsleistungen. Im Regelfall über- 
fragen Eltern (Vermögensübergeber) zu ihren Lebzeiten 



Drucksache 16/160 


-172- 


Deutscher Bundestag - 1 6. Wahlperiode 


eine Ertrag bringende Wirtsehaftseinheit, z. B. Grundbe- 
sitz, auf ihre Kinder (Vermögensübemehmer). Die Kinder 
verpfliehten sieh im Gegenzug, eine monatliehe Geld- 
rente zu leisten. Beide Leistungen sind meistens naeh 
kaufmännisehen Gesiehtspunkten nieht ausgewogen; die 
Leistungen der Kinder orientieren sieh vielmehr am Ver- 
sorgungsbedürfnis der Eltern. 

Im Einkommensteuergesetz (EStG) ist die Behandlung 
der Übertragung von Privatvermögen im Rahmen der 
vorweggenommenen Erbfolge gegen Versorgungsleistun- 
gen nieht geregelt. § 10 Abs. 1 Nr. la EStG bestimmt le- 
diglieh „dauernde Lasten“ als Sonderausgaben, ohne den 
Begriff zu definieren. Sonderausgaben sind naeh § 2 
Abs. 4 EStG von den Einkünften abzuziehen. Die Höhe 
der Versorgungsleistungen, die als Sonderausgaben steu- 
ermindemd berüeksiehtigt werden, wird in Fachkreisen 
auf jährlich 1 Mrd. Euro geschätzt. 

Die Rechtsprechung entwickelte für die Vermögensüber- 
gabe gegen Versorgungsleistungen folgende Grundsätze: 

1. Die Vermögensübergabe ist als unentgeltlicher Vor- 
gang zu behandeln. 

2. Auf Seiten des Vermögensübemehmers sind die ge- 
zahlten Versorgungsleistungen als dauernde Last bei 
den Sonderausgaben steuerlich abziehbar. 

3. Der Vermögensübergeber hat die erhaltenen Versor- 
gungsleistungen als sonstige Einkünfte nach § 22 
Nr. 1 EStG zu versteuern. 

Zu besonderen Fallgestaltungen hat der Bundesfinanzhof 
seine Rechtsprechung in den letzten zehn Jahren mehr- 
fach und teilweise grundlegend geändert. Das Bundesmi- 
nisterium der Finanzen (Bundesministerium) gab dazu in 
diesem Zeitraum sechs teilweise sehr umfangreiche An- 
wendungsschreiben für die Finanzverwaltung heraus. Da- 
rin traf es u. a. Übergangsregelungen, nach denen die 
Grundsätze der neuen Rechtsprechung erst für Verträge 
gelten sollten, die nach Veröffentlichung der entsprechen- 
den Anwendungsschreiben abgeschlossen wurden. Das 
Anwendungsschreiben vom 16. September 2004 sieht 
z. B. vor, dass bestimmte Versorgungsleistungen, die 
nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes nicht 
mehr steuerlich abziehbar sind, dann als Sonderausgaben 
abgezogen werden können, wenn sie vor dem 
1 . November 2004 vereinbart wurden. 

Der Bundesrechnungshof untersuchte im Jahre 2004 bei 
fünf Finanzämtern, wie diese die komplizierte und sich 
häufig ändernde Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes 
sowie die Anwendungsschreiben des Bundesministe- 
riums bei privaten Vermögensübergaben umgesetzt ha- 
ben. 

ln rund 90 % der vom Bundesrechnungshof eingesehenen 
rund 400 Fälle ließen die Finanzämter den Abzug von 
Versorgungsleistungen als Sonderausgaben zu, ohne dass 
die Steuerpflichtigen den Übertragungsvertrag vorgelegt 
und Nachweise über die tatsächlich im jeweiligen Be- 
steuerungszeitraum geleisteten Zahlungen der Versor- 
gungsleistungen erbracht hatten. Die Finanzämter prüften 
häufig nicht, ob steuerlich begünstigte Versorgungsleis- 


tungen Vorlagen, und wandten die von der Rechtspre- 
chung entwickelten und in den Anwendungsschreiben des 
Bundesministeriums festgelegten Kriterien nicht richtig 
an. 

Häufig gewährten die Finanzämter dem Vermögensüber- 
nehmer den Sonderausgabenabzug, ohne die Besteuerung 
der Versorgungsleistungen beim Vermögensübergeber zu 
prüfen. Dies geschah selbst dann, wenn sie für die Ein- 
kommensteuerveranlagung beider Steuerpflichtigen zu- 
ständig waren. So hatte ein Finanzamt bei mehreren 
Steuerpflichtigen insgesamt rund 780 000 Euro Versor- 
gungsleistungen als Sonderausgaben steuermindemd be- 
rücksichtigt, ohne dass es die Versorgungsleistungen bei 
den jeweiligen Empfängern besfeuerfe. Lag die Zusfän- 
digkeif für den Vermögensübergeber und den Vermögens- 
übemehmer bei verschiedenen Finanzämfem, so ver- 
säumfe es das für den Vermögensübemehmer zusfändige 
Finanzamt meistens, eine Kontrollmitteilung an das 
Finanzamt zu fertigen, das für den Empfänger der Versor- 
gungsleistungen zuständig war. 

ln einigen Fällen war der Vermögensübergeber ins Aus- 
land umgezogen. Der Bundesrechnungshof stellte fest, 
dass in diesen Fällen eine Besteuerangslücke besteht. Der 
Vermögensübemehmer kann die gezahlten Versorgungs- 
leistungen im Inland als Sonderausgaben steuermindemd 
geltend machen, obwohl die Einkünfte aus Versorgungs- 
leistungen beim Vermögensübergeber im Inland nicht der 
Steuerpflicht unterliegen. Im Ausland sind derartige Be- 
züge oft ganz oder teilweise steuerfrei. 

38.2 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes ist die hohe 
Fehlerquote bei der steuerlichen Behandlung der Vermö- 
gensübergabe gegen Versorgungsleistungen darauf zu- 
rückzuführen, dass es keine gesefzlichen Regelungen 
hierzu gibf und die Rechfsprechung sehr umfangreich und 
schwer versfändlich isf. Auch die Anwendungsschreiben 
des Bundesminisferiums konnten nicht für mehr Klarheit 
sorgen. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesministerium 
deshalb empfohlen, § 10 Abs. 1 Nr. la EStG zum Sonder- 
ausgabenabzug der dauernden Lasten aufzuheben. Die 
Versorgungsleistungen sind dann nicht mehr steuermin- 
demd zu berücksichtigen. Die Beteiligten können aber 
das gleiche wirtschaftliche Ergebnis wie bei einer Vermö- 
gensübergabe gegen Versorgungsleistungen erreichen, 
wenn sie eine Vermögensübergabe unter Nießbrauchs- 
vorbehalt vereinbaren. Die steuerliche Behandlung des 
Nießbrauchs unterliegt klaren rechtlichen Vorgaben, ist 
weniger missbrauchsanfällig und erleichtert der Finanz- 
verwaltung die Rechtsanwendung, da im Regelfall nur 
die steuerlichen Verhältnisse des Vermögensübergebers 
zu beurteilen sind. Der Nießbraucher erzielt in Höhe sei- 
nes Nießbrauchsanteils Einkünfte und hat diese zu 
versteuern. Beim Wegzug ins Ausland unterliegt der 
Nießbrauch beim Vermögensübergeber der Einkommen- 
steuerpflicht im Inland. Eine Besteuemngslücke besteht 
nicht. 
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Alternativ hat der Bundesreehnungshof empfohlen, die 
steuerliehe Behandlung der Vermögensübergabe gegen 
Versorgungsleistungen gesetzlieh zu regeln und die Be- 
steuerungslüeke zu sehließen, die derzeit besteht, wenn 
der Vermögensübergeber seinen Wohnsitz im Ausland 
hat. 

Der Bundesreehnungshof hat ferner Bedenken gegen die 
Übergangsregelungen des Bundesministeriums, die den 
Beteiligten für bereits abgesehlossene Verträge Steuerver- 
günstigungen, die die Reehtspreehung inzwisehen für 
reehtswidrig erklärt hat, über einen nieht absehbaren Zeit- 
raum weiterhin zubilligen. Mit derart weit reiehenden Re- 
gelungen hat das Bundesministerium nieht nur geltendes 
Reeht ausgelegt, sondern ohne gesetzliehe Grundlage 
über Steuerausfälle in Millionenhöhe entsehieden. 

38.3 

Das Bundesministerium hat die Ansieht vertreten, die 
Feststellung des Bundesreehnungshofes, dass rund 90 % 
der untersuehten Fälle fehlerhaft bearbeitet wurden, be- 
ruhe auf überzogenen Forderungen. Es sei nieht erforder- 
lieh, dass der Vermögensübemehmer die Zahlung der 
Versorgungsleistungen dem Finanzamt naehweise. Der 
Bearbeiter könne im Regelfall davon ausgehen, dass der 
Vermögensübemehmer Leistungen, die er aufgmnd eines 
notariellen Vertrags zu erbringen habe und in der Steuer- 
erklärang geltend maehe, aueh tatsäehlieh erbraeht habe. 

Das Bundesministerium hat darauf hingewiesen, dass die 
zahlreiehen Verwaltungsanweisungen erforderlieh gewe- 
sen seien, um den „Ziek-Zaek-Kurs“ der Reehtspreehung 
in die Besteuemngspraxis umzusetzen. Die Entwieklung 
der Reehtspreehung seheine jedoeh abgesehlossen zu 
sein, sodass die Kontinuität der Verwaltungsmeinung nun 
gewährleistet sei. 

Der Auffassung des Bundesreehnungshofes, § 10 Abs. 1 
Nr. la EStG könne abgesehafft werden, weil das gleiehe 
wirtsehaftliehe Ergebnis dureh einen Vorbehaltsnieß- 
braueh herbeigeführt werden könne, folge das Bundes- 
ministerium nieht. Diese Auffassung lasse unberüeksieh- 
tigt, dass sieh der Vermögensübergeber regelmäßig in den 
Ruhestand zurüekziehen, nieht mehr am wirtsehaftliehen 
Verkehr teilnehmen und selbst keine Einkünfte mehr er- 
zielen wolle. 

Der Vorsehlag, die Vermögensübergabe gegen Versor- 
gungsleistungen gesetzlieh zu regeln, sei ebenfalls nieht 
zielführend. Die Reehtsmaterie sei zu komplex für eine 
hinreiehend bestimmte gesetzliehe Regelung. 

Das Bundesministerium hat ferner ausgeführt, es teile die 
Kritik an den Übergangsregelungen nieht. Die Beteiligten 
müssten sieh auf die zum Zeitpunkt der Vereinbamng gel- 
tenden Reehtsfolgen verlassen können. Dies sei Folge des 
verfassungsreehtlieh gebotenen Vertrauenssehutzes. 

Das Bundesministerium hat dem Bundesreehnungshof 
darin zugestimmt, dass die Besteuemng der Versorgungs- 
leistungen beim Vermögensübergeber gewährleistet sein 


sollte und hier Handlungsbedarf bestehe. Es teilt die Auf- 
fassung des Bundesreehnungshofes, dass die Besteuerung 
der Versorgungsleistungen aueh für den Fall vorgesehen 
werden sollte, dass der Vermögensübergeber seinen 
Wohnsitz im Ausland hat. 

Das Bundesministerium hat zugesagt, die Beanstandun- 
gen und Empfehlungen des Bundesreehnungshofes in ei- 
ner Arbeitsgruppe mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder zu erörtern und danaeh über die Sehlussfolgerun- 
gen zu entseheiden. 

38.4 

Der Bundesreehnungshof hält daran fest, dass die Finanz- 
ämter rund 90 % der untersuehten Fälle fehlerhaft bear- 
beiteten. Er hält es weiterhin für erforderlieh, dass der 
Vermögensübemehmer dem Finanzamt die Zahlung der 
Versorgungsleistungen, die er von seinen Einkünften ab- 
zieht, naehweist. Vermögensübertragungen im Rahmen 
der vorweggenommenen Erbfolge gegen Versorgungs- 
leistungen werden zwisehen nahen Angehörigen verein- 
bart. Es ist davon auszugehen, dass nahe Angehörige ein- 
vemehmlieh von in der Vergangenheit gesehlossenen 
Verträgen abweiehen, wenn es ihre aktuelle persönliehe 
Situation erfordert. Bei den Beteiligten handelt es sieh zu- 
dem häufig um vermögende Sfeuerpfliehtige mif hohen 
zu versfeuemden Einkommen, deren Sfeuererklärangen 
naeh den Bearbeitungsregeln der Finanzämter intensiv zu 
überprüfen sind. Dies erfordert insbesondere die Prüfung, 
inwieweit die vereinbarten Versorgungsleistungen er- 
braeht wurden. 

Die Prognose des Bundesministeriums, die Entwieklung 
der Reehtspreehung sei abgesehlossen, teilt der Bundes- 
reehnungshof nieht. Da zudem die zahlreiehen Bearbei- 
tungsfehler der Finanzämter zeigen, dass die Reehtslage 
selbst für Sfeuerreehtskundige kaum zu versfehen isf, 
empfiehlf der Bundesreehnungshof weiferhin, § 10 Abs. 1 
Nr. la ESfG zum Sonderausgabenabzug von dauernden 
Lasfen aufzuheben. Dass selbst das Bundesministerium 
die Reehtsmaterie für zu komplex hält, um eine gesetzli- 
ehe Regelung zu sehaffen, sprieht ebenfalls für die Auf- 
hebung des § 10 Abs. 1 Nr. la ESfG. Bei einer Ver- 
mögensübertragung unter Vorbehaltsnießbraueh ist es 
entgegen der Ansieht des Bundesministeriums nieht 
zwingend erforderlieh, dass der Nießbraueher aktiv am 
wirtsehaftliehen Verkehr teilnimmt. Der Nießbraueh kann 
auf einen selbstständigen Teil der übertragenen Wirt- 
sehaftseinheit, auf Reehte, Forderungen oder den Ertrag 
besehränkt werden. 

Die Beteiligten können aueh bei einer Aufhebung des 
§ 10 Abs. 1 Nr. la EStG weiterhin eine Vermögensüber- 
tragung gegen Versorgungsleistungen vereinbaren. Die 
Versorgungsleistungen wären dann beim Vermögensüber- 
nehmer nieht abziehbare und bei dem Vermögensüberge- 
ber nieht zu versteuernde Unterhaltsleistungen. Diese 
Folgen können die Beteiligten bei der Bemessung ihrer 
Leistung berüeksiehtigen. 



Drucksache 16/160 


-174- 


Deutscher Bundestag - 1 6. Wahlperiode 


Der Bundesrechnungshof empfiehlt weiterhin alternativ, 
die Vermögensübergabe gegen Versorgungsleistungen ge- 
setzlich zu regeln. Ursache für die komplizierte und sich 
häufig ändernde Rechtsprechung sind fehlende gesetzli- 
che Bestimmungen. 

An seiner Auffassung, dass die Übergangsregelungen des 
Bundesministeriums einer gesetzlichen Grundlage ent- 
behren und erhebliche Einnahmeausfälle bei Bund und 
Ländern verursachen, hält der Bundesrechnungshof fest. 
Der verfassungsrechtlich gebotene Vertrauensschutz be- 
inhaltet nicht, dass die zum Zeitpunkt der Vermögens- 
übertragung geltende Rechtslage in der Zukunft für unbe- 
grenzte Zeit beizubehalten ist. Die Beteiligten haben die 
Möglichkeit, ihre Verträge einer geänderten Rechtslage 
anzupassen. Der Bundesrechnungshof empfiehlt daher, 
die Übergangsregelungen zeitlich zu begrenzen. 

Der Bundesrechnungshof erkennt an, dass das Bundesmi- 
nisterium die Notwendigkeit sieht, die Besteuerung beim 
Vermögensübergeber zu verbessern und die Besteue- 
rungslücke bei im Ausland ansässigen Vermögensüberge- 
bem zu schließen. 

39 Steuermindereinnahmen durch 
Steuerfreiheit für Tabakwaren- 
Deputate 

(Kapitel 6002 Titel 032 09 - 910) 

39.0 

Steuermindereinnahmen von jährlich rund 6,8 Mio. Euro 
entstehen durch die Steuerbefreiung für Tabakwaren, die 
Hersteller an ihre Bediensteten unentgeltlich abgeben 
(Deputate). Der Bundesrechnungshof sieht darin eine 
gleichheitswidrige Steuervergünstigung, die dem Grund- 
satz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung wie auch dem 
Grundsatz der Besteuerung nach der finanziellen Leis- 
tungsfähigkeit widerspricht. Er regt ihre Abschaffung an. 

39.1 

Tabakwaren unterliegen grundsätzlich der Verbrauch- 
steuer. Steuerschuldner ist der Inhaber des Herstellungs- 
betriebes (Hersteller). Nach § 6 Abs. 2 Tabaksteuergesetz 
i. V. m. § 3 Tabaksteuerverordnung sind von der Steuer 
die Tabakwaren befreit, die der Hersteller an seine Be- 
schäftigten als Deputat unentgeltlich abgibt. Die entgeltli- 
che Weitergabe dieser Deputate ist verboten; verschenken 
ist zulässig. Die steuerfreie Abgabe ist beschränkt auf Be- 
schäftigte, deren Aufgaben in einem engen Zusammen- 
hang mit der Herstellung der Tabakwaren stehen. Ferner 
ist sie auf die Warenart und -menge begrenzt, die nach 
Tarifverträgen oder traditionell als Deputate gewährt wer- 
den (z. B. 600 Zigaretten monatlich). 

Die Steuerfreiheit für Tabakwaren-Deputate wurde nach 
dem Ersten Weltkrieg eingeführt. Gründe dafür waren so- 
wohl die Absicht, Diebstahl und Unterschlagung zu un- 
terbinden - illegale Selbstbedienung würde die Tabakwa- 
ren der steuerlichen Überwachung entziehen - als auch 
die geringe Entlohnung der Beschäftigten. 


Durch die Steuerbefreiung entstehen dem Bund Minder- 
einnahmen von jährlich rund 6,8 Mio. Euro. 

Die Steuerbefreiung stellt eine Ausnahme im Verbrauch- 
steuerrecht dar. Deputate an Arbeitnehmer in Sektkel- 
lereien oder Brennereien sind beispielsweise nicht steu- 
erfrei. Lediglich bei der den Ländern zufiießenden 
Biersteuer sind Deputate noch verbrauchsteuerfrei. 

Bereits im Jahre 1989 hatte der Bundesrechnungshof an- 
geregt, eine Entscheidung über die Abschaffung der Steu- 
erbefreiung für Tabakwarendepufafe einzuleiten. Der 
Rechnungsprüfungsausschuss des Haushalfsausschusses 
des Deufschen Bundesfages hatte sich damals dem Bun- 
desrechnungshof angeschlossen. Wegen der seinerzeif an- 
sfehenden Harmonisierung des EU- Verbrauchsfeuerrechts 
wurde die Angelegenheit nicht weiter verfolgt. Die Ver- 
brauchsteuerharmonisierung führte jedoch nicht zu dem 
erwarteten Fortfall der Steuerbefreiung von Tabakwaren- 
Deputaten. 

39.2 

Der Bundesrechnungshof hat daher sein Anliegen aus 
dem Jahre 1989 wieder aufgenommen und erneut ange- 
regt, die Steuerbefreiung abzuschaffen. 

Verbrauchsteuem sollen in ihrer Zielrichtung allgemein 
- also ausnahmslos - Verbrauchs- bzw. konsumbelastend 
wirken. Da auch das Tabaksteuerrecht Gemeinlasten ver- 
teilt, muss jede Gestaltung der Lastenverteilung mit 
Gründen des Gemeinwohls erklärt werden können. Eine 
allein im Interesse einzelner Bürger oder Gruppen lie- 
gende steuerliche Sonderbehandlung verletzt den Gleich- 
heitssatz. 

Die Steuerbefreiung verstößt auch insoweit gegen den 
Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung, als sie 
der Prävention von Diebstahl und Unterschlagung dienen 
soll. Sie wirkt nur selektiv, da vergleichbar gefährdete 
Branchen (Sektkellereien, Brennereien) außer Acht blei- 
ben. Zudem ist das Motiv, illegale Selbstaneignung zu 
verhindern, auch deshalb nicht sachgerecht, da Selbst- 
aneignung nicht zu einem Steuerverlust führt. Auch 
deliktisch verursachte Fehlmengen sind zu versteuern. 

Was schließlich die sozialen Erwägungsgründe (geringe 
Entlohnung) betrifft, so unterliegen sie, wie die Auswir- 
kungen der Tabaksteuererhöhungen auf die lohnsteuer- 
freien Sachbezüge deutlich machen, einem Bewertungs- 
wandel im jeweils aktuellen gesellschaftspolitischen 
Umfeld und genießen, jedenfalls dem Umfang nach, 
keine Bestandsgarantie. 

39.3 

Das Bundesministerium der Finanzen (Bundesministe- 
rium) sieht in der Steuerbefreiung bei Tabakwaren keinen 
Verstoß gegen die Gleichmäßigkeit der Besteuerung. 
Sachgerechte Erwägungen könnten es rechtfertigen, von 
der Verbrauchsbesteuerung abzuweichen. Es hält zudem 
die Abschaffung steuerfreier Deputate im Verbrauchsteu- 
errecht derzeit für politisch nicht umsetzbar. 
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39.4 

Die Argumentation des Bundesministeriums vermag 
nieht zu überzeugen. Gründe, warum kein Verstoß gegen 
die Gleiehmäßigkeit der Besteuerung vorliegt, hat es 
nieht vorgetragen. Ferner führt es keine saehgereehten 
Erwägungen an, die eine Steuerbefreiung reehtfertigen. 

Aueh vor dem Hintergrund gewandelter Wertentsehei- 
dungen zum Gesundheitssehutz ist die Steuerbefreiung 
nieht mehr gereehtfertigt. So hat Deutsehland z. B. im 
Jahre 2003 die Tabakrahmenkonvention der Weltgesund- 
heitsorganisation unterzeiehnet und unterstützt damit die 
gesundheitspolitisehe Zielsetzung, den Tabakkonsum 
wirksam zu reduzieren. Die Bundesregierung hat dies als 
eigenes, vordringliehes Gesundheitsziel definiert. Ein im 
Koalitionsvertrag vereinbartes nationales „Anti-Tabak- 
Programm“ soll ressortübergreifend die Gesamtzielset- 
zung verfolgen, Niehtrauehen zum Normalfall werden zu 
lassen und Strukturen für eine effektive Tabakkontrolle zu 
sehaffen. Eine Steuerbefreiung im Tabakwaren produzie- 
renden Bereieh steht dieser Zielsetzung entgegen. 

Der Bundesreehnungshof hält es weiterhin für geboten, 
eine Entseheidung über die Absehaffung der Steuerfrei- 
heit für Tabakwaren-Deputate herbeizuführen. 

40 Risiko höherer Bundeszuschüsse an 
den Entschädigungsfonds 

(Kapitel 6003 Titel 634 02) 

40.0 

Künftig notwendige Bundeszuschüsse an den Entschädi- 
gungsfonds können geringer sein, wenn dem Entschädi- 
gungsfonds alle ihm zustehenden Erlöse aus ehemals in 
der DDR staatlich verwalteten Grundstücken und Konto- 
guthaben zufließen, deren Eigentümerinnen und Eigen- 
tümer oder Inhaberinnen und Inhaber sich nicht gemeldet 
haben. Das Bundesamt zur Regelung offener Vermögens- 
fragen hat keinen umfassenden Überblick über diese Ver- 
mögenswerte. Es hat die Zusage des Bundesministeriums 
der Finanzen aus dem Jahre 1998, die Werte abschlie- 
ßend zu ermitteln, bisher nicht umgesetzt. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium der 
Finanzen erneut aufgefordert, gegenüber dem Bundesamt 
zur Regelung offener Vermögensfragen darauf hinzuwir- 
ken, dass es diese Vermögenswerte kurzfristig ermittelt 
und dafür sorgt, dass der Entschädigungsfonds alle ihm 
zustehenden Erlöse erhält. 

40.1 

40.1.1 

Die DDR hatte das Vermögen von Bürgerinnen und Bür- 
gern mit Wohnsitz außerhalb ihres Gebietes in vielen 
Fällen der staatliehen Verwaltung unterstellt. Die Betrof- 
fenen hatten keine Verfügungsbefugnis über ihre Vermö- 
genswerte wie Grundstüeke oder Kontoguthaben, blieben 
jedoeh formal Eigentümerinnen und Eigentümer oder In- 


haberinnen und Inhaber (Bereehtigte). Staatliehe Verwal- 
ter dieser Vermögenswerte waren u. a. die Räte der Städte 
und Gemeinden, die Betriebe der kommunalen Woh- 
nungswirtsehaft und die Staatsbank der DDR. 

Seit Inkrafttreten des Entsehädigungs- und Ausgleiehs- 
leistungsgesetzes (EALG) am 1. Dezember 1994 stehen 
die ehemals staatlieh verwalteten Vermögenswerte oder 
deren Veräußerungserlöse dem Entsehädigungsfonds zu, 
wenn sieh deren Bereehtigte nieht gemeldet haben. Der 
Entsehädigungsfonds wird vom Bundesamt zur Regelung 
offener Vermögensfragen (Bundesamt) auf Weisung und 
unter Aufsieht des Bundesministeriums der Finanzen 
(Bundesministerium) verwaltet. Er finanziert u. a. Ent- 
sehädigungen naeh dem EALG. Ein Entsehädigungsan- 
sprueh der früheren Bereehtigten besteht z. B. dann, wenn 
eine damalige DDR-Bürgerin oder ein damaliger DDR- 
Bürger in redlieher Weise Eigentum an einem Grundstüek 
erworben hat und deshalb eine Rüekübertragung aus- 
seheidet. Der Entsehädigungsfonds erhält Zusehüsse aus 
dem Bundeshaushalt, soweit seine Einnahmen die Ausga- 
ben nieht deeken. Die Einnahmen des Entsehädigungs- 
fonds aus ehemals in der DDR staatlieh verwalteten, von 
ihren Bereehtigten bis heute nieht beanspruehten Vermö- 
genswerten waren bislang so gering, dass sie bei der Auf- 
stellung der jährliehen Wirtsehaftspläne nieht berüeksieh- 
tigt wurden. Zwar wurden bisher noeh keine Zahlungen 
aus dem Bundeshaushalt geleistet, naeh Einsehätzung des 
Bundesministeriums benötigt der Entsehädigungsfonds 
jedoeh ab dem Jahre 2007 Bundeszusehüsse. Diese kön- 
nen geringer sein, wenn der Entsehädigungsfonds alle 
ihm zustehenden Einnahmen aus ehemals in der DDR 
staatlieh verwalteten Vermögenswerten erhält, deren Be- 
reehtigte sieh nieht gemeldet haben. 

40.1.2 

Der Bundesreehnungshof hatte bereits in den Jahren 1995 
und 1997 festgestellt, dass dem Bundesamt der Überb liek 
über die ehemals staatlieh verwalteten, nieht beansprueh- 
ten Vermögenswerte fehlte. Seit dem Jahre 1996 forder- 
ten das Bundesministerium und das Bundesamt mehrfaeh 
die zuständigen Stellen auf, diese Vermögenswerte zu 
melden oder Fehlmeldungen abzugeben. Den Aufforde- 
rungen kamen die Adressaten nur unzureiehend naeh. 
Das Bundesministerium hatte daraufhin im Jahre 1998 
zugesiehert, das Bundesamt zu veranlassen, mit Hilfe der 
Gebietskörpersehaften und der Ämter zur Regelung offe- 
ner Vermögensfragen (ÄRoV) alle betroffenen Vermö- 
genswerte zu ermitteln. 

Der Bundesreehnungshof prüfte beim Bundesamt, ob die 
gegebenen Zusagen eingehalten wurden, und befragte 
ausgewählte Gebietskörpersehaften sowie die dafür zu- 
ständigen ÄRoV. Dabei stellte er Folgendes fest: 

• Dem Bundesamt fehlte Ende des Jahres 2003 noeh im- 
mer der Überbliek über die betroffenen Vermögens- 
werte. Es hatte die vorliegenden Meldungen und Fehl- 
meldungen noeh nieht systematiseh ausgewertet; ihre 
Vollständigkeit und ihren Inhalt nieht überprüft. 

• Das Bundesamt besehränkte sieh darauf, die zuständi- 
gen Stellen in den neuen Ländern mit allgemeinen 
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Rundschreiben auf ihre Meldepflicht aufmerksam zu 
machen bzw. auf den so genannten Handlungsleitfa- 
den des Bundesministeriums hinzuweisen. Im Übrigen 
vertraute es darauf, dass die Kommunalaufsichtsbe- 
hörden für die ordnungsgemäße Umsetzung des 
EALG sorgen. 

• Teilweise hatten Gebietskörperschaften bis zur An- 
frage durch den Bundesrechnungshof noch nicht mit 
den erforderlichen Ermittlungen begonnen und sich 
vereinzelt sogar geweigert, entsprechende Nachfor- 
schungen anzustellen. 

• Durch die schriftliche Sachstandsabfrage des Bundes- 
rechnungshofes wurden 398 Grundstücke bekannt, de- 
ren Erlöse dem Entschädigungsfonds zustehen könn- 
ten. Außerdem ergaben sich Hinweise auf einige 
wenige bisher nicht erfasste Kontoguthaben. 

Das Bundesministerium hat gegenüber dem Bundesamt 
keine Festlegungen getroffen, um seine Zusage aus dem 
Jahre 1998 umzusetzen. Insbesondere erließ es keine 
Weisungen zur Erfassung der Vermögenswerte, die dem 
Entschädigungsfonds zufließen könnten. 

40.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass das Bun- 
desministerium nichts unternommen hat, um seine Zu- 
sage umzusetzen, alle einschlägigen Vermögenswerte 
zügig ermitteln zu lassen. So hat das Bundesministerium 
versäumt, die im Rahmen seiner Aufsicht notwendigen 
Weisungen zu geben. Das Bundesamt hat deshalb noch 
immer keinen Überblick über die fraglichen Vermögens- 
werte, weil es die zuständigen Stellen in den neuen 
Ländern bei den notwendigen Ermittlungen weder aus- 
reichend unterstützt noch kontrolliert hat. Der Bundes- 
rechnungshof hat die Verwaltung aufgefordert, über zehn 
Jahre nach Inkrafttreten der maßgeblichen Vorschriften 
die betroffenen Vermögenswerte nunmehr abschließend 
zu ermitteln und sicherzustellen, dass sie dem Entschädi- 
gungsfonds in dem gesetzlich vorgegebenen Rahmen zu- 
fließen. Damit könnten erforderliche Bundeszuschüsse an 
den Entschädigungsfonds auf das notwendige Maß be- 
schränkt werden. 


Bundesagentur für Arbeit 


41 Aufwendige Künstierdienste der 
Bundesagentur für Arbeit 

41.0 

Die Künstlerdienste der Bundesagentur fiir Arbeit haben 
selbstständige Künstlerinnen und Künstler in selbststän- 
dige Tätigkeiten vermittelt und damit das gesetzliche Ver- 


40.3 

Das Bundesministerium hat dem Bundesrechnungshof 
darin zugestimmt, dass noch weitere Maßnahmen ergrif- 
fen werden müssen, um einen möglichst vollständigen 
Überblick über den Gesamtbestand der betroffenen Ver- 
mögenswerte zu erhalten. Es hat eingeräumt, dass dem 
Bundesamt noch immer nicht alle einschlägigen Vermö- 
genswerte bekannt seien. Nach Einschätzung des Bundes- 
amtes stünden nur noch wenige Grundstücksmeldungen 
aus. 

Eine vollständige Erfassung der dem Entschädigungs- 
fonds zustehenden Ansprüche stoße jedoch auf erhebliche 
Schwierigkeiten. Das Bundesamt besitze nicht die not- 
wendigen Unterlagen und sei daher auf die Zuarbeit der 
zuständigen Stellen in den neuen Ländern angewiesen. 
Die Erfassung werde häufig wegen Personalmangel er- 
schwert. Außerdem seien in verschiedenen Gebietskör- 
perschaften, teils auch aufgrund von Gemeindegebietsre- 
formen, die speziellen Rechtskenntnisse nicht mehr 
vorhanden. 

Zu den Feststellungen des Bundesrechnungshofes über 
die von einem Teil der Gebietskörperschaften noch nicht 
begonnenen Nachforschungen und über die bei der Sach- 
standsabfrage bekannt gewordenen Grundstücke hat sich 
das Bundesministerium nicht geäußert. 

40.4 

Trotz der Probleme bei der Ermittlung aller einschlägigen 
Vermögenswerte muss das Bundesamt die ehemals staat- 
lich verwalteten Vermögenswerte zügig ermitteln. Nur so 
kann es als Verwalter des Entschädigungsfonds dessen 
finanzielle Interessen wirksam wahren und damit erfor- 
derliche Bundeszuschüsse auf das notwendige Maß be- 
schränken. Gegen die Einschätzung des Bundesamtes, es 
fehlten nur noch wenige Grundstücksmeldungen, spricht 
das Ergebnis der vom Bundesrechnungshof durchgeführ- 
ten Sachstandsabfrage. 

Das Bundesministerium bleibt aufgefordert, das Bundes- 
amt zu veranlassen, sich zügig einen abschließenden 
Überblick über die einschlägigen Vermögenswerte zu 
verschaffen, um damit lang überfällige Aufgaben zu erle- 
digen. 


mittlungsverbot nicht beachtet. Die übrigen Vermittlun- 
gen in selbstständige Tätigkeiten haben nicht dem Abbau 
von Arbeitslosigkeit gedient, sie waren unwirtschaftlich. 
Darüber hinaus haben die Künstlerdienste Programme 
für kommerzielle Veranstalter gestaltet, obwohl dies über 
den Vermittlungsauftrag hinausgeht. Die Bundesagentur 
für Arbeit hat sich außerdem besondere Aufwendungen 
bei der Vermittlung von Künstlerinnen und Künstlern 
nicht von den Arbeitgebern erstatten lassen. 
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41.1 Vorbemerkung 

41.1.1 Allgemeines 

Die Bundesagentur für Arbeit (Bundesagentur) unterhält 
bundesweit neun Künstlerdienste, die im Jahre 2004 über 
120 Stellen verfügten. Es entstanden Ausgaben für Perso- 
nal und Sachmiffel in Höhe von rund 7,6 Mio. Euro. Die 
Künsflerdiensfe vermitteln Artisten, Komödianten, Foto- 
modelle, Mannequins und Unterhaltungsmusiken Im 
Jahre 2004 waren dies etwa 77 000 Engagements, von de- 
nen mehr als 95 % kurzfristig waren. Sie dauerten über- 
wiegend nur wenige Stunden. 

41.1.2 Gesetzliche Grundlagen 

Die Vermittlung von Künstlerinnen und Künstlern richtet 
sich nach dem allgemeinen Vermittlungsauftrag und um- 
fasst alle Aktivitäten, die darauf gerichtet sind, Arbeitsu- 
chende und Arbeitgeber zusammenzuführen (§35 Abs. 1 
SGB 111). Die Vermittlung in selbsfsfändige Täfigkeifen 
isf in das Ermessen der Bundesagentur gestellt. Voraus- 
setzung ist, dass sie dem Abbau von Arbeitslosigkeit 
dient. 

Die Bundesagentur muss grundsätzlich nicht prüfen, ob 
Künstlerinnen und Künstler in eine selbstständige Tätig- 
keit oder eine Beschäftigung als Arbeitnehmer vermittelt 
werden sollen (§ 36 Abs. 4 S. 1 SGB 111). Ist jedoch für 
die Bundesagentur erkennbar, dass ein selbstständiges 
Beschäftigungsverhältnis begründet werden soll, darf sie 
nicht vermitteln, wenn die Künstlerin oder der Künstler 
überwiegend selbstständig tätig ist (Vermittlungsverbot 
gemäß § 36 Abs. 4 S. 2 SGB 111). 

Die Bundesagentur übt ihre Beratung und Vermittlung 
grundsätzlich unentgeltlich aus (§ 43 Abs. 1 SGB 111). Sie 
kann vom Arbeitgeber die Erstattung besonderer Auf- 
wendungen, die den gewöhnlichen Umfang übersteigen, 
verlangen (§43 Abs. 2 SGB 111). 

41.2 Feststellungen 

Der Bundesrechnungshof prüfte die Künstlerdienste im 
Jahre 2004 und stellte Folgendes fest: 

41.2.1 Vermittlungsverbot und Programmgestal- 

tung für kommerzielle Veranstalter 

Die Künstlerdienste betreuten Profis und Amateure, Pro- 
minente aus Funk und Fernsehen sowie nebenberuflich 
tätige Künstlerinnen und Künstler, wie Hausfrauen, Schü- 
ler, Studenten und Rentner. Sie vermittelten überwiegend 
kurzzeitige Engagements, z. B. bei Familienfeiern und 
Betriebsfesten. Die Vermittlungskräfte betrachteten sol- 
che Beschäftigungen durchweg als selbstständige Tätig- 
keiten. Sie berücksichtigten dabei nicht, dass die Künstle- 
rinnen und Künstler häufig dem Kreis der Selbstständigen 
angehörten. Dadurch beachteten sie das gesetzliche Ver- 
mittlungsverbot nicht. Die Vermittlung der übrigen ar- 
beitslosen und nebenberuflich tätigen Künstlerinnen und 
Künstler in meist kurzzeitige selbstständige Tätigkeiten 
führt nicht zum Abbau der Arbeitslosigkeit. 


Darüber hinaus gestalteten die Künstlerdienste insbeson- 
dere für kommerzielle Veransfalfer künsflerische Pro- 
gramme. Diese Leisfungen gingen über den allgemeinen 
Vermittlungsauftrag hinaus. 

41.2.2 Erstattung besonderer Aufwendungen 

Nur ausnahmsweise kamen bei der Vermittlung sozial- 
versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse zu- 
stande, z. B. wenn Artisten und Unterhaltungsmusiker 
von Varietes oder Tanzcafes angestellt wurden. Die 
Künstlerinnen und Künstler aus der Künstlergruppe der 
Fotomodelle wurden zwar abhängig beschäftigt, sie ent- 
richteten aber keine Beiträge zur Arbeitslosenversiche- 
rung. 

Die Künstlerdienste boten bei diesen Künstlergruppen 
ihre Beratungs- und Vermittlungsdienstleistung unent- 
geltlich an. Sie begleiteten Künstlerinnen und Künstler 
bei ihren Auftritten, um sie zu begutachten. Dazu nahmen 
sie häufig Termine im Außendienst wahr, gelegentlich 
auch im Ausland. Außerdem versandten die Künstler- 
dienste Audio- und Werbematerial oder produzierten 
Kataloge mit Fotomodellen. Für einige Künstlerinnen 
und Künstler übernahmen sie die Terminplanung und 
führten ständig zu aktualisierende Buchungskalender. Die 
dadurch entstandenen besonderen Aufwendungen mach- 
ten sie nicht gegenüber den Arbeitgebern geltend. 

Bereits im Jahre 1997 hatte der Bundesrechnungshof der 
Bundesagentur empfohlen, solche Aufwendungen gel- 
tend zu machen. 

41.3 Bewertung und Empfehlungen des 
Bundesrechnungshofes 

41.3.1 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass die Bun- 
desagentur häufig selbstständige Künstlerinnen und 
Künstler in erkennbar selbstständige Tätigkeiten vermit- 
telte und damit das Vermittlungsverbot nicht beachtete. 

Vermittlungen in selbstständige Tätigkeiten, die nicht 
unter das Vermittlungsverbot fallen, liegen zwar im Er- 
messen der Bundesagentur, wenn sie dem Abbau der Ar- 
beitslosigkeit dienen. Gerade dies erreichen die Künstler- 
dienste mit der Vermittlung in kurzzeitige selbstständige 
Tätigkeiten jedoch nicht. Bei der Vermittlung von Perso- 
nen, die keine Erwerbstätigkeit anstreben, wie Haus- 
frauen, Schüler, Studenten und Rentner, wird die Arbeits- 
losigkeit nicht verringert. Das Gleiche gilt für 
nebenberufliche Künstlerinnen und Künstler, die im 
Hauptberuf einer abhängigen Beschäftigung nachgehen. 
Solche Vermittlungen in selbstständige Tätigkeiten sind 
daher nach Auffassung des Bundesrechnungshofes weder 
zweckmäßig noch wirtschaftlich. 

Darüber hinaus hat der Bundesrechnungshof die Auffas- 
sung vertreten, dass die unentgeltliche Gestaltung künst- 
lerischer Programme unwirtschaftlich ist. Sie dient der 
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Vermittlung von Künstlerinnen und Künstlern, die dem 
Vermittlungsverbot unterliegen oder solehen, bei denen 
Arbeitslosigkeit nieht beseitigt werden kann. Sie fördert 
zudem Mitnahmeeffekte, da kommerzielle Veranstalter 
damit eigene Aufgaben gewinnbringend auf die Bundes- 
agentur verlagern. 

Der Bundesreehnungshof hat die Bundesagentur daher 
aufgefordert, künftig auf die Vermittlung von Künstlerin- 
nen und Künstlern in selbstständige Tätigkeiten zu ver- 
ziehten und keine Programme für Private zu gestalten. 

41.3.2 

Außerdem hat der Bundesreehnungshof daraufhingewie- 
sen, dass die intensive Betreuung der Künstlerinnen und 
Künstler zu einem überdurehsehnittliehen zeitliehen und 
finanziellen Aufwand führt. Er hat der Bundesagentur er- 
neut empfohlen, die Versiehertengemeinsehaft zu entlas- 
ten, indem sie sieh ihre besonderen Aufwendungen von 
den Arbeitgebern erstatten lässt. Sie ist verpfliehtet, alle 
Einnahmequellen im Rahmen der Zumutbarkeit und Ver- 
hältnismäßigkeit auszusehöpfen (§ 34 BHO i. V. m. § 77a 
SGB IV). 

41.4 Stellungnahme der Bundesagentur 

41.4.1 

Die Bundesagentur hat die Auffassung vertreten, sie ver- 
stoße nicht gegen das Vermittlungsverbot. Zum Zeitpunkt 
der Vermittlung sei nicht eindeutig abgrenzbar, ob eine 
Künstlerin oder ein Künstler abhängig beschäftigt oder 
selbstständig tätig werden will. Sie sei nicht verpflichtet, 
den angestrebten Vertrag darauf hin zu prüfen, ob er auf 
eine selbstständige Tätigkeit oder ein Arbeitsverhältnis 
gerichtet ist. Es sei insoweit unbeachtlich, dass eine Viel- 
zahl der von ihr betreuten Künstlerinnen und Künstler 
selbstständig tätig sei. 

Ferner hat die Bundesagentur die Vermittlung der neben- 
beruflich tätigen Künstlerinnen und Künstler auch des- 
halb für unverzichtbar gehalten, weil diese gerade zu Be- 
ginn ihrer Tätigkeit das Risiko der Selbstständigkeit nicht 
tragen könnten. 

Sie hat darüber hinaus mitgeteilt, die Zusammenstellung 
künstlerischer Programme sei ein Wesensmerkmal der 
Arbeitsberatung. Diese Arbeit unterstreiche die fachliche 
Kompetenz der Vermittler und helfe, Künstlerinnen und 
Künstler in Arbeit zu bringen und damit den Beschäfti- 
gungsstand zu erhöhen. Bei Vereinen wirke sich die 
Übernahme der Veranstalteraufgaben durch die Künstler- 
dienste nicht als gewinnbringender Mitnahmeeffekt aus, 
da Vereine kostendeckend arbeiteten. 

41.4.2 

Die Bundesagentur hat darauf verwiesen, dass es nicht 
ohne weiteres möglich sei, die erstattungsfähigen beson- 
deren Aufwendungen von den gewöhnlichen Aufwen- 


dungen abzugrenzen, fm Übrigen sei es in ihr Ermessen 
gesfellt, Ersfattungsansprüche gehend zu machen. 

41.5 Abschließende Würdigung 

41.5.1 

Die Ausführungen der Bundesagentur zur Vermittlung in 
selbstständige Tätigkeiten und zur Programmgestaltung 
für kommerzielle Anbieter überzeugen nicht. 

Zwar muss die Bundesagentur nicht vor jeder Vermittlung 
prüfen, ob eine Künstlerin oder ein Künstler ein Arbeits- 
verhältnis oder eine selbstständige Tätigkeit anstrebt. Sie 
soll von der Prüfung entlastet werden, falls die Abgren- 
zung schwierig ist. Wenn aber offensichtlich eine selbst- 
ständige Tätigkeit angebahnt werden soll, muss die Bun- 
desagentur das Vermihlungsverbot für Selbsfständige 
beachten. Sie kann daher aus der Prüfungserleichterung 
keine uneingeschränkte Erlaubnis zur Vermihlung Selbst- 
ständiger ableiten. 

Die Bundesagentur hat nicht darlegen können, dass die 
übrigen Vermihlungen von Künstlerinnen und Künstlern, 
bei denen die Arbeitslosigkeit nicht abgebaut und keine 
Beitragspflicht begründet wird, wirtschaftlich sind. Zu- 
dem ist kein Grund erkennbar, warum die Bundesagentur 
die Berufsgruppe der selbstständigen Künstlerinnen und 
Künstler besser behandelt als andere Selbstständige, die 
sich ohne ihre Hilfe Aufträge verschaffen müssen, fm 
Übrigen kann die Bundesagentur mit ihren unentgeltlich 
angebotenen Leistungen die Existenz privater Künstler- 
agenturen beeinträchtigen. 

Der Darlegung der Bundesagentur zur Gestaltung künst- 
lerischer Programme kann nicht gefolgt werden, denn 
diese Dienstleistung dient ausschließlich der Vermittlung 
selbstständiger Engagements. Es handelt sich weder um 
Arbeitsvermittlung im engeren Sinn noch um Arbeitsbe- 
ratung, die auf die Besetzung von Arbeitsstellen abzielt. 
Die Bundesagentur kann diese Dienstleistung auch nicht 
damit rechtfertigen, dass sie die fachliche Kompetenz der 
Künstlerdienste dokumentiere, da sie die Versichertenge- 
meinschaft durch den unverhältnismäßig hohen Aufwand 
belastet, ohne dass diesem Aufwand entsprechende Bei- 
tragseinnahmen gegenüber stehen, fm Übrigen übersieht 
die Bundesagentur, dass sie auch für kommerziell arbei- 
fende Veransfalfer Programme gesfalfef und dadurch Mif- 
nahmeeffekte ermöglicht. 

41.5.2 

Der Bundesrechnungshof ist weiterhin der Auffassung, 
dass die Bundesagentur ihr Ermessen bei der Erstattung 
besonderer Aufwendungen nicht ordnungsgemäß ausübt. 
Sie hat weder den erheblichen finanziellen und personel- 
len Aufwand im Künstlerdienst noch die Tatsache bestrit- 
ten, dass die vermittelten Künstlerinnen und Künstler 
überwiegend keine Sozialbeiträge leisten müssen. Sie 
sollte umgehend die Voraussetzungen schaffen, um be- 
sondere Aufwendungen geltend zu machen. 
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41.5.3 

Der Bundesrechnungshof hält deshalb an seinen Empfeh- 
lungen an die Bundesagentur fest, künftig 

• auf die Vermittlung von Künstlerinnen und Künstlern 
in selbstständige Tätigkeiten zu verzichten, 

• keine Programme für Private zu gestalten und 

• ihre besonderen Aufwendungen für die Betreuung der 
Künstlerinnen und Künstler gegenüber den Arbeitge- 
bern geltend zu machen. 

42 Möglichkeiten zur Flächenreduzierung 
bleiben ungenutzt 

42.0 

Die Bundesagentur fiir Arbeit hat das mit der Privatisie- 
rung ihres Liegenschaftsbereiches verbundene Ziel ver- 
fehlt, durch reduzierte Büroflächen bei 187 Dienststellen 
jährlich 77 Mio. Euro einzusparen. Auch vier Jahre nach 
der Privatisierung ist die bewirtschaftete Nettogrund- 
fläche unverändert. Der Bundesrechnungshof hat ange- 
sichts des erheblichen Einsparvolumens empfohlen, die 
Büroflächen nicht nur für neue Gebäude sondern auch 
für Bestandsimmobilien zu begrenzen. Er hat weiter an- 
geregt, die bereits vorliegenden Vorschläge zur Flächen- 
reduzierung zu realisieren und gefordert, weitere Flä- 
chenanalysen in Auftrag zu geben. Darin ausgewiesene 
Einsparvorschläge sollte die Bundesagentur für Arbeit 
zeitnah umsetzen. Sie beabsichtigt, die Empfehlungen nur 
teilweise und aus Sicht des Bundesrechnungshofes unzu- 
reichend umzusetzen. 

42.1 

Die Bundesagentur für Arbeit (Bundesagentur) priva- 
tisierte im Jahre 2001 ihren Liegenschaftsbereich. Die 
Gebäude-, Bau- und Immobilienmanagement GmbH 
(Baugesellschaft) bewirtschaftet 550 eigene und 1 300 an- 
gemietete Liegenschaften. Die von der Bundesagentur 
genutzte Nettogrundfläche beträgt seitdem unverändert 

4.3 Mio. qm. Ziel der Privatisierung war u. a., durch die 
Verringerung der Büro flächen jährlich 77 Mio. Euro ein- 
zusparen. 

Die Bundesagentur begrenzte hierzu für Um- und Neu- 
bauten sowie Neuanmietungen die Büroflächen auf 
12 qm pro Beschäftigtem. Diesen Zielwert legte sie je- 
doch nicht für Bestandsimmobilien fest. 

Auf einen Beschäftigten der Bundesagentur entfielen im 
Jahre 2003 durchschnittlich 16,5 qm Bürofläche. Dieser 
Wert erhöhte sich im Jahre 2004 auf 17,4 qm und über- 
stieg damit den Zielwert um 45 %. 

Seit dem Jahre 2002 beauftragte die Bundesagentur die 
Baugesellschaft für ein jährliches Entgelt von rund 
550 000 Euro mit dem „Flächenmanagement“. Dazu ge- 


hören Flächenanalysen und Empfehlungen zur Flächen- 
reduziemng. Darin zeigte die Baugesellschaft für 
29 Dienststellen mit hohem Flächenüberhang auf, durch 
welche baulichen Maßnahmen Flächen optimiert werden 
können, welche Kosten die Umbaumaßnahmen verur- 
sachen und welche Einsparungen, z. B. durch Abmietung, 
ihnen gegenüberstehen. Die Baugesellschaft wies re- 
duzierbare Flächen von 180 000 qm mit jährlich um 
29 Mio. Euro verminderten Ausgaben aus. Sie empfahl 
der Bundesagentur, diese Einsparmöglichkeiten zu reali- 
sieren. Dies unterließ die Bundesagentur unter Hinweis 
auf die Planungsunsicherheit im laufenden Reformpro- 
zess. Sie beauftragte die Baugesellschaft seit Ende des 
Jahres 2004 nicht mehr mit Flächenanalysen für weitere 
Dienststellen. 

Die Bundesagentur beauftragte die Baugesellschaft z. B. 
in München ungeachtet des in der Flächenanalyse festge- 
stellten Überhanges von rund 21 000 qm mit der Anmie- 
tung weiterer 1 100 qm Bürofläche. Die Baugesellschaft 
setzte die zunächst erforderliche Markterkundung aus und 
zeigte auf, dass der Bedarf in einer bundesagentureigenen 
Liegenschaft gedeckt werden konnte. Die Bundesagentur 
zog danach den Auftrag zurück. 

42.2 

Die Bundesagentur hat das mit der Privatisierung des Lie- 
genschaftsbereichs verbundene Ziel, Flächen zu reduzie- 
ren und dadurch Haushaltsmittel einzusparen, nicht er- 
reicht. Die Erhöhung der durchschnittlichen Bürofläche 
pro Beschäftigten und die hohe Zahl der Bestandsimmo- 
bilien weisen darauf hin, dass der Flächenbedarf nicht im 
beabsichtigten Umfang reduziert werden kann, wenn der 
Zielwert nicht auch auf die Bestandsimmobilien ange- 
wendet wird. Die Einführung des Zielwertes nur für Neu- 
und Umbauten sowie Neuanmietungen zeigte keinen nen- 
nenswerten Erfolg. 

Eine weitere Ursache für die nicht genutzten Einsparmög- 
lichkeiten sieht der Bundesrechnungshof darin, dass die 
Bundesagentur aufgrund der Planungsunsicherheit im 
laufenden Reformprozess daran festhält, neuen Flächen- 
bedarf durch Neuanmietungen zu befriedigen anstatt die 
Bestandsimmobilien intensiver zu nutzen. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes ist es nicht 
vertretbar, auf Einsparungen in Millionenhöhe zu ver- 
zichten, bis der Reformprozess beendet ist. Dabei ist 
insbesondere zu berücksichtigen, dass die Umsetzung na- 
hezu aller Reformvorhaben ohnehin mit Umbaumaßnah- 
men in den Agenturen verbunden ist. Deshalb hat der 
Bundesrechnungshof empfohlen, 

• die für Neuanmietungen geltenden Zielwerte auch auf 
Bestandsimmobilien anzuwenden, 

• bereits vorliegende Vorschläge zur Flächenreduzie- 
rung unter Berücksichtigung der erkennbaren Schritte 
des Reformprozesses zügig umzusetzen. 
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• weitere Fläehenanalysen in Auftrag zu geben und die 
darin ausgewiesenen Einsparvorsehläge zeitnah umzu- 
setzen. 

42.3 

Die Bundesagentur hat die ungünstigen Kennwerte zur 
Fläehennutzung pro Besehäftigtem sowie die Notwendig- 
keit der Fläehenreduzierung anerkannt. Sie hat allerdings 
darauf hingewiesen, dass die Fläehenoptimierung wegen 
der damit verbundenen organisatorisehen und bauliehen 
Maßnahmen erhebliehe Kosten verursaehe, die eine hin- 
reiehende Planungssieherheit voraussetzen. Sie halte der- 
zeit die Strukturen, die für die zielgeriehtete Einleitung 
der dauerhaften Fläehenoptimierung erforderlieh sind, für 
nieht hinreiehend festgelegt. Als Alternative zu bauliehen 
Veränderungen habe sie seit dem Jahre 2002 die Anmie- 
tung von Bürofläehen bevorzugt. Seit Ende 2004 habe sie 
daher Fläehenanalysen bis zum Absehluss der Reform- 
vorhaben ausgesetzt. 

Ungeaehtet dessen hat die Bundesagentur zugesagt, noeh 
im Jahre 2005 ihren Gesamtfläehenbestand zu reduzieren. 
Sie habe mit den Gesehäftsführem der Regionaldirektio- 
nen vereinbart, die bei den 29 Dienststellen aufgezeigte 
Mögliehkeit zur Fläehenreduzierung von 180 000 qm 
umzusetzen. Damit rüekt sie von ihrer bisherigen Auffas- 
sung ab, auf Einsparungen pausehal zu verziehten, bis der 
Reformprozess beendet ist. 

Obwohl die Bundesagentur die ungünstigen Kennwerte 
zur Fläehennutzung pro Besehäftigtem anerkannt hat, 
sagte sie weder zu, die für Neuanmietungen geltenden 
Zielwerte aueh auf Bestandsimmobilien anzuwenden, 
noeh Fläehenanalysen für weitere Dienststellen in Auf- 
trag zu geben. 

42.4 

Der Bundesreehnungshof sieht in den angekündigten 
Maßnahmen einen ersten Sehritt, die Bürofläehe zeitnah 
zu reduzieren. Sie sind aber bei weitem nieht ausreiehend. 
Die zugesagte Fläehenreduzierung um 180 000 qm ent- 
sprieht lediglieh 4,2 % des Gesamtfläehenbestandes. 
Würde die Bundesagentur den Fläehenbedarf in allen von 
ihr genutzten Liegensehaften entsprechend dem Zielwert 
zurückführen, könnte sie die Gesamtfläche um 3 1 % ver- 
mindern. Auch wenn das rechnerische Einsparpotenzial 
nicht in jedem Fall erzielt werden kann, zeigt es gleich- 
wohl den Rahmen der möglichen Flächenreduzierung 
auf 

Angesichts des großen Einsparvolumens hält es der Bun- 
desrechnungshof nicht für vertretbar, die Flächenreduzie- 
rung bei einem großen Teil der Dienststellen zurückzu- 
stellen, weil damit organisatorische oder bauliche 
Maßnahmen verbunden sind. Vielmehr muss die Bun- 
desagentur im Einzelfall entscheiden, ob die für die Flä- 


cheneinsparung notwendigen Umbaukosten wirtschaft- 
lich sind. Dabei muss sie einerseits das Einsparvolumen 
und andererseits das Risiko weiterer Veränderungen be- 
rücksichtigen. Deshalb sollte sie die Flächenanalysen 
auch für weitere Dienststellen in Auftrag geben. 

43 Unzureichende Fachaufsicht durch die 
Zentraie der Bundesagentur für Arbeit 

43.0 

Die Zentrale der Bundesagentur fiir Arbeit will mit 
geschäftspolitischen Zielvorgaben die Wirtschaftlichkeit 
der Bundesagentur für Arbeit erhöhen. Dabei hat sie 
geduldet, dass die Agenturen für Arbeit sich aus dem 
Rechtsstaatsprinzip ableitende Anhörungsrechte von 
Leistungsempfängern nicht ausreichend berücksichtigten. 
Die Zentrale der Bundesagentur für Arbeit muss im 
Rahmen ihrer Fachaufsicht künftig sicherstellen, dass 
ihr nachgeordneter Bereich seine Aufgaben nicht nur 
wirtschaftlich, sondern auch rechtmäßig wahrnimmt. 

43.1 

Die Zentrale der Bundesagentur für Arbeit (Zentrale) 
führt im Rahmen ihres Reformprozesses ein neues Steue- 
rungssystem ein. Mit geschäftspolitischen Zielvorgaben 
will sie die Integrationserfolge und die Wirtschaftlichkeit 
der Bundesagentur für Arbeif (Bundesagentur) erhöhen. 

Bei der Bearbeitung von Anträgen für Arbeifslosengeld 
können die Agenturen für Arbeit (Agenturen) Rückforde- 
rungsansprüche aufgrund zu viel erbrachter Leistungen 
geltend machen. Sie können unter bestimmten Vorausset- 
zungen ihre Rückforderungsansprüche gegen neue An- 
sprüche der Leistungsbezieher auffechnen. Die von den 
Agenturen erlassenen Aufrechnungsbescheide greifen in 
die Rechte der Leistungsbezieher ein. Die Agenturen 
müssen deshalb die Leistungsbezieher zuvor anhören und 
ihnen Gelegenheit geben, sich zu den für die Aufrech- 
nung maßgeblichen Tafsachen zu äußern (§ 24 Zehnfes 
Buch Sozialgesefzbuch). Hierzu gehören insbesondere 
die Einkommens- und Vermögensverhältnisse der Leis- 
tungsbezieher. ln besfimmfen Ausnahmefällen, z. B. 
wenn gegen Ansprüche von weniger als 70 Euro aufge- 
rechnef werden soll, können die Agenturen von der 
Anhörung der Leistungsberechtigten absehen. Die Bun- 
desagentur hatte Ende des Jahres 2004 Rückforderungs- 
ansprüche in Höhe von 1,58 Mrd. Euro aufgrund zu viel 
erbrachter Leistungen an Empfänger von Arbeifslosen- 
geld und Arbeifslosenhilfe. 

Der Bundesrechnungshof prüfte mit Unterstützung der 
Prüfungsämter des Bundes Berlin und Stuttgart bei vier 
Agenturen das Aufrechnungsverfahren, ln efwa der 
Hälfte der geprüften Fälle hatten die Agenfuren die erfor- 
derliche Anhörung versäum!. 
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43.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass die Agen- 
turen durch Verzicht auf Anhörungen die Rechte der Leis- 
tungsbezieher übergingen und die für die Aufrechnung 
relevanten Umstände in der Regel nicht zutreffend erken- 
nen konnten. Er hat darauf hingewiesen, dass auch eine 
hohe Arbeitsbelastung die Agenturen nicht von der Ver- 
pflichtung entbindet, geltendes Recht anzuwenden. Nur 
durch eine Anhörung kann eine mögliche Aufrechnung 
auch der Höhe nach richtig bestimmt werden. 

43.3 

Die Bundesagentur hat eingeräumt, dass die Agenturen 
Betroffene nicht wie vorgeschrieben angehört haben. Die 
Agenturen hätten die Arbeitsbelastung möglichst verrin- 
gern und die Zielvorgaben bei der Antragsbearbeitung 
einhalten wollen. Die Bundesagentur könne nicht aus- 
schließen, dass zwischen Bearbeitungsvorgängen, die un- 
mittelbar die Erreichung geschäftspolitischer Ziele för- 
dern sollten und solchen, die eher mittelbar dazu 
beigetragen hätten, ein Zielkonflikt entstanden sei. 


Die Bundesagentur hat weiter erklärt, die Geschäftsfüh- 
rungen der Agenturen und Regionaldirektionen hätten 
durch Fach- und Rechtsaufsicht selbst dafür zu sorgen, 
dass neben der Verfolgung geschäftspolitischer Ziele ge- 
setzliche Vorgaben eingehalten werden. 

43.4 

Der Bundesrechnungshof erkennt an, dass die Zentrale 
bestrebt ist, mit ihren Vorgaben wirtschaftliche Verfah- 
rensweisen in ihrem Geschäftsbereich umzusetzen. Mit 
ihrem Hinweis, es sei einzig Aufgabe ihres nachgeordne- 
ten Bereiches, neben geschäftspolitischen Zielen die ge- 
setzlichen Vorgaben einzuhalten, verkennt sie allerdings 
ihre eigene Pflicht zur Fachaufsicht. Im konkreten Fall 
wird die sich aus dem Rechtsstaatsprinzip abgeleitete An- 
hörungspflicht verletzt, ohne dass sich die Zentrale ver- 
pflichtet sieht, selbst gegenzusteuem. Im Rahmen ihrer 
Fachaufsicht hat sie sicherzustellen, dass die Agenturen 
und die Regionaldirektionen ihre gesetzlichen Aufgaben 
sowohl in vollem Umfang als auch wirtschaftlich wahr- 
nehmen. Nur so kann sie sicherstellen, dass intern festge- 
legte Zielvorgaben mit gesetzlichen Vorgaben überein- 
stimmen. 
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Teil III 

Weitere Prüfungsergebnisse 

Auswärtiges Amt 

(Einzelplan 05) 


44 Nicht benötigte Wohnheime des 
Goethe-institutes in indien 
werden geschiossen 

44.0 

Das Goethe-Institut hat auf Empfehlung des Bundes- 
rechnungshofes zwei nicht benötigte Wohnheime in Pune 
(Indien) geschlossen. Damit werden dauerhaft Sach- 
und Personalkosten eingespart. Ein Wohnheimgrund- 
stück mit einem Wert von über 4 Mio. Euro kann ver- 
kauft werden. 

44.1 

Das Auswärtige Amt finanziert das Goethe-Institut, das 
im Auftrag der Bundesrepublik Deutschland Aufgaben 
der auswärtigen Kulturpolitik wahmimmt. 

Das Goethe -Institut ist auch in der indischen Industrie- 
und Universitätsstadt Pune vertreten, wo es Sprachkurse 
und Schulungen anbietet. Es betrieb dort zwei Wohn- 
heime mit insgesamt 75 Betten für Studierende. Im welt- 
weiten Goethe-lnstituts-Netz war das Institut in Pune das 
einzige, das Wohnheime unterhielt. 

Die beiden Wohnheime waren nicht vollständig belegt. 
Drei Viertel der Studierenden wohnten nicht in den Hei- 
men des Goethe-Institutes. Sie bevorzugten andere Unter- 
bringungsmöglichkeiten, die in der Stadt Pune in ausrei- 
chendem Umfang zur Verfügung standen. 

Die Einnahmen des Wohnheimbetriebes deckten die Kos- 
ten zu weniger als 50 %. Das Goethe-Institut musste ein 
jährliches Defizit von 70 000 Euro ausgleichen. Es sah 
auch keine Möglichkeit, die Heime zukünftig kosten- 
deckend zu betreiben. 

Für eines der Wohnheime hatte der Bund im Jahre 1964 
ein eigenes Grundstück erworben. Der Wert dieser Lie- 
genschaft beträgt nach einem Gutachten 4,2 Mio. Euro. 

Im Jahre 2002 überprüfte das Auswärtige Amt den Raum- 
bedarf der Niederlassung in Pune. Im folgenden Jahr 
schlug das Goethe-Institut vor, beide Wohnheime durch 
einen Neubau auf dem bundeseigenen Grundstück zu er- 
setzen. Das Auswärtige Amt beabsichtigte diesem Vorha- 
ben zuzustimmen, sofern der Neubau gegenüber der be- 
stehenden Anlage langfristig wirtschaftlich sei. Es stellte 


in beiden Prüfungen die grundsätzliche Notwendigkeit 
und Wirtschaftlichkeit des Wohnheimbetriebes nicht in 
Frage. 

44.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass die Wohn- 
heime nicht notwendig waren, um die Schulungen des 
Goethe-Institutes durchzuführen. Da es ausreichend an- 
derweitige Unterbringungsmöglichkeiten gab, hat er an- 
geregt, die Wohnheime zu schließen. Damit entfällt auch 
der Bedarf für einen Wohnheimneubau. 


44.3 

Das Auswärtige Amt ist den Anregungen des Bundesrech- 
nungshofes gefolgt. Das Goethe-Institut hat die beiden 
Wohnheime inzwischen geschlossen und das Neubauvor- 
haben aufgegeben. Das nicht mehr benötigte Grundstück 
soll verkauft werden. Das Goethe-Institut spart damit die 
Kosten für den Wohnheimbetrieb sowie für die Errichtung 
eines Neubaus. Durch den Verkauf des nicht mehr benö- 
tigten Grundstücks können Einnahmen von über 4 Mio. 
Euro erzielt werden. 


44.4 

Der Bundesrechnungshof erwartet vom Auswärtigen Amt 
und vom Goethe-Institut, dass sie den haushaltsrechtli- 
chen Grundsatz der Notwendigkeit zukünftig beachten. 
Dabei ist der Bedarf nicht nur sorgfältig zu ermitteln, son- 
dern auch laufend zu überprüfen. 

45 Auswärtiges Amt reduziert 
Weihnachtsgeid für Lehr- 
kräfte im Ausiand 


45.0 

Auf Empfehlung des Bundesrechnungshofes hat das 
Auswärtige Amt die jährliche Sonderzahlung, das so 
genannte Weihnachtsgeld, für Lehrkräfte im Ausland 
reduziert. Es übernahm die Regelungen für Bun- 
desbedienstete und spart damit jährlich 1, 65 Mio. Euro. 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-183- 


Drucksache 16/160 


45.1 

Das Auswärtige Amt fordert die schulische Arbeit im 
Ausland als Teil seiner auswärtigen Kulturpolitik. Es 
stellt Mittel bereit, um die in Deutschland beurlaubten 
Lehrkräfte während ihrer Tätigkeit bei ausländischen 
Schulträgern zu finanzieren. Die Höhe dieser als Zuwen- 
dung vergebenen Zahlungen an die Lehrkräfte ist in einer 
Richtlinie festgelegt. Diese regelt auch die jährliche Son- 
derzahlung, die sich zunächst an den Regelungen für 
Bundesbedienstete anlehnte. Seit dem Jahre 1993 galten 
damit die Sonderzahlungskürzungen für Bundesbediens- 
tete auch für die Lehrkräfte im Ausland. 

Im Jahre 1999 änderte das Auswärtige Amt die Richtlinie 
für die Lehrkräfte im Ausland und hob die Kürzungen der 
jährlichen Sonderzahlung auf Die Lehrkräfte im Ausland 
erhielfen daraufhin bis zu 19 % höhere Sonderzahlungen 
als vergleichbare Bundesbediensfefe. 


Bundesministerium des innern 

(Einzelplan 06) 


46 Bereinigte Verwaitungsvorschriften des 
Bundes werden in einer Datenbank 
zusammengefasst 

46.0 

Auf Anregung des Bundesrechnungshofes errichtet das 
Bundesministerium des Innern eine zentrale Datenbank, 
in der die bereinigten, das heißt, die auf ihre Notwendig- 
keit und Zweckmäßigkeit überprüften Verwaltungsvor- 
schriften des Bundes elektronisch nachgewiesen werden. 
Abgesehen von fest definierten Ausnahmen entsteht damit 
ein Verzeichnis des gesamten für die Verwaltung gelten- 
den untergesetzlichen Normenbestandes. Das Bundes- 
ministerium des Innern hob im Zuge der Bereinigung 
etwa 20 % der Verwaltungsvorschriften in seinem Zustän- 
digkeitsbereich auf und stellte die verbliebenen Normen 
in das Verzeichnis ein. Alle anderen Ressorts sind nun 
aufgefordert, ihre bereinigten Normenbestände ebenfalls 
in die Datenbank einzustellen. 

46.1 

Der Bundesrechnungshof hatte im Jahre 1999 geprüft, ob 
Gestaltung, Ordnung und Überprüfung der Verwaltungs- 
vorschriften des Bundes bestimmten Mindestanforderun- 
gen genügen. Er hatte festgestellt, dass Verwaltungsvor- 
schriften entgegen einer Richtlinie der Bundesregierung 
aus dem Jahre 1989 nicht in vollständigen und systema- 
tischen Verzeichnissen erfasst waren. Der Bundesrech- 
nungshofhatte empfohlen, den Bestand der Verwaltungs- 
vorschriften des Bundes in den einzelnen Ressorts 
festzustellen und die einzelnen Vorschriften daraufhin zu 
prüfen, ob sie noch notwendig und zweckmäßig sind. 
Die so bereinigten Verwaltungsvorschriften sollten in 


45.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass das Aus- 
wärtige Amt die Kürzungen der jährlichen Sonderzahlung 
für Lehrkräfte im Ausland im Jahre 1999 ausgesefzf hatte. 
Er hat angeregt, die Sonderzahlungen für die Lehrkräfte 
im Ausland den entsprechenden Zahlungen für Bediens- 
fefe im Inland anzupassen. 

45.3 

Das Auswärtige Amt ist der Anregung des Bundesrech- 
nungshofes gefolgt. Es hat bereits im Jahre 2004 die 
Richtlinie für die Lehrkräfte im Ausland geändert und die 
Sonderzahlungsregelungen denen der Bundesbediensfe- 
fen angepassf. Das Auswärtige Amt spart dadurch jähr- 
lich 1,65 Mio. Euro. 


vollständigen Gültigkeitsverzeichnissen, am besten in 
Form einer Datenbank, nachgewiesen werden. Der Bun- 
desrechnungshof hatte dies auch im Interesse der Leis- 
tungsfähigkeit, Transparenz und Berechenbarkeit der 
Verwaltung für erforderlich gehalten. Über seine Er- 
kenntnisse hatte der Bundesrechnungshof in seinen Be- 
merkungen 2000 (Bundestagsdrucksache 14/4662 Nr. 9) 
berichtet. 

Der Rechnungsprüfungsausschuss des Haushaltsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages hatte sich der Auf- 
fassung des Bundesrechnungshofes angeschlossen und 
das Bundesministerium des Innern (Bundesministerium) 
am 26. Januar 2001 aufgefordert, die erforderlichen 
Schritte zur Einrichtung einer entsprechenden Datenbank 
bis Ende 2002 zu unternehmen und über den Sachstand 
zu berichten. 

46.2 

Das Bundesministerium entwickelte hierauf in einem 
Pilotprojekt am Beispiel des Dienstrechts zunächst ein 
Modell für eine allgemeine Datenbank von Verwaltungs- 
vorschriften. Der Bundesrechnungshof stellte bei einer 
Nachprüfung im Jahre 2002 fest, dass trotz sachgerechter 
Ansätze das Hauptziel, eine umfassende Datenbank aller 
Verwaltungsvorschriften der Bundesministerien zu schaf- 
fen, nicht erreicht worden war. Denn neben den dienst- 
rechtlichen Normen sollten alle Verwaltungsvorschriften 
des Bundes vollständig in die Datenbank aufgenommen 
werden. Zugleich sollte der Gesamtbestand im Sinne 
einer Deregulierung überprüft werden. Der Bundesrech- 
nungshof setzte sich dafür ein, dass im weiteren Projekt- 
verlauf auch alle anderen Ressorts ihre Verwaltungsvor- 
schriften in die Datenbank einstellen sollten. 
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In seinem Besehluss vom 28. Mai 2004 würdigte der 
Reehnungsprüfungsaussehuss die Vorreiterrolle des Bun- 
desministeriums, äußerte aber zugleieh die Erwartung, 
dass die Bundesregierung den Aufbau eines vollständigen 
und bereinigten Bestands- und Gültigkeitsverzeiehnisses 
der Verwaltungsvorsehriften des Bundes zügig fortsetzt 
und naeh Ablauf einer einjährigen Karenzzeit das Ge- 
samtvorhaben absehließt. 

Auf der Grundlage dieses Besehlusses hob das Bundes- 
ministerium bis Ende des Jahres 2004 naeh kritiseher 
Durehsieht etwa 20 % der Verwaltungsvorsehriften in sei- 
nem Zuständigkeitsbereieh auf und stellte den so berei- 
nigten Normenbestand in das Verzeiehnis ein. 

Die Bundesregierung stimmte am 16. Februar 2005 den 
vom Bundesministerium entwiekelten Grundsätzen der 
„Datenbank Verwaltungsvorsehriften Bund“ zu. Sie gab 
zugleieh das Ziel vor, die Datenbank als bereinigtes und 
absehließendes Gültigkeitsverzeiehnis aueh auf die übri- 
gen Bundesministerien auszudehnen. Der Präsident des 
Bundesreehnungshofes als Bundesbeauftragter für Wirt- 
sehaflliehkeit in der Verwaltung hat in seiner Stellung- 
nahme zu der Kabinettvorlage hervorgehoben, dass nur 
ein umfassendes Vorsehriftenverzeiehnis, das auf Aus- 
nahmen und ressortspezifisehe Nebenbestände verziehtet, 
über das geltende Innenreeht der Verwaltung verlässlieh 
Auskunft geben kann. 

Das Bundesministerium erklärte, es sei gemeinsames Ziel 
der Bundesministerien, das Gesamtvorhaben bis zum 
1 . August 2006 abzusehließen. Nieht in die Datenbank 
aufgenommen werden sollen Versehlusssaehen und Rege- 
lungen zur polizeiliehen Gefahrenabwehr. 

46.3 

Die vom Bundesministerium erriehtete Datenbank bedeu- 
tet einen Meilenstein auf dem Weg zu einem vollständigen 
Bestands- und Gültigkeitsverzeiehnis aller Verwaltungs- 
vorsehriften des Bundes. Sie kann damit Vorbildfunktion 
aueh für andere Regelungsbereiehe haben. Als Beispiel ist 
hierbei an ein zentrales Verzeiehnis aller gebührenreehtli- 
ehen Vorsehriften des Bundes zu denken. Mit Bliek auf 
die Datenbank für Verwaltungsvorsehriften des Bundes 
kommt es darauf an, dass mögliehst bald eine vollständige 
und absehließende Sammlung der Normenbestände aller 
Ressorts zur Verfügung steht. Auf Sonderbestände oder 
Nebenverzeiehnisse sollte bei der Pflege und Weiterent- 
wieklung der Datenbank sehrittweise verziehtet werden. 

47 Qualität der Beihilfebearbeitung 
verbessert und Verfahren 
vereinfacht 

(alle Elnzelpläne mit Beihilfeausgaben, 

Titel 441) 

47.0 

Das Bundesministerium des Innern wird auf Anregung 
des Bundesrechnungshofes die Qualität der Beihilfebear- 
beitung verbessern. Das Verwaltungsverfahren will es 


durch gesetzliche Änderungen vereinfachen. Es wird für 
den Bundesbereich verlässliche Strukturdaten erheben 
und mit deren Hilfe das Beihilferecht fortentwickeln. 

47.1 

Beamtinnen und Beamte haben gegenüber dem Dienst- 
herm neben dem Ansprueh auf angemessene Alimenta- 
tion einen Fürsorgeansprueh. Dazu gehören aueh Beihilfen 
für Aufwendungen im Krankheitsfall. Diesen Ansprueh 
konkretisieren die Beihilfevorsehriften des Bundes. Mitte 
2003 besehäftigte der Bund 131 000 Beamtinnen und Be- 
amte sowie Riehterinnen und Riehter. Neben diesen wa- 
ren 158 000 Versorgungsempfängerinnen und -empfänger 
beihilfebereehtigt. Im Jahre 2003 gab der Bund für Bei- 
hilfen insgesamt 1,1 Mrd. Euro aus. Dieser Betrag um- 
fasste aueh die Beihilfeausgaben für unmittelbare Fami- 
lienangehörige der Beihilfebereehtigten. 

Auf Bundesebene ist für die Beihilfe das Bundesministe- 
rium des Innern (Bundesministerium) grundsätzlieh zu- 
ständig. Es hat das Beihilfereeht fortzuentwiekeln und die 
Tätigkeit der Dienststellen, die Beihilfen bearbeiten, zu 
erleiehtem. Aueh muss es eine einheitliehe Reehtsanwen- 
dung gewährleisten. Dazu sollte es den Beihilfestellen, 
die es aueh bei anderen Ressorts gibt, zeitnah ergänzende 
Vorsehriften und Durehführungshinweise zur Verfügung 
stellen. Die Beihilfestellen bearbeiten die Beihilfeanträge 
in der Regel IT-unterstützt und verwenden hierzu über- 
wiegend ein einheitliehes Abreehnungsprogramm. 

Der Bundesreehnungshof prüfte mit Unterstützung der 
Prüfungsämter des Bundes die Beihilfebearbeitung in der 
Bundesverwaltung. Er hat festgestellt: 

• Den Beihilfestellen fehlten notwendige Hilfsmittel 
(z. B. Listen zur Erstattungsfähigkeit von Medikamen- 
ten - so genannte Positiv- und Negativlisten), mit de- 
nen in der Bundesverwaltung eine einheitliehe An- 
wendung der Beihilfevorsehriften siehergestellt wird. 

• Das Bundesministerium der Finanzen hat für automa- 
tisierte Verfahren im Haushalts-, Kassen- und Reeh- 
nungswesen Mindestanforderungen vorgegeben. Diese 
sehen u. a. vor, dass eine Stiehprobe von mindestens 
5 % der Abreehnungen und Einmalzahlungen von 
mehr als 2 500 Euro zu kontrollieren sind. Daneben 
sollen naeh bestimmten Kriterien gezielt weitere Ab- 
reehnungen überprüft werden. Nur ein Fünftel der ge- 
prüften Beihilfestellen hat dem entspreehend weitere 
Abreehnungen kontrolliert. 

• Die Beihilfebereehtigung ist abhängig von den persön- 
liehen Verhältnissen. Die entspreehenden Daten muss- 
ten die Beihilfebereehtigten den Beihilfestellen geson- 
dert mitteilen, obwohl sie diese bei der Verwaltung 
- zum Teil bereits zwei Mal - angegeben hatten. Viel- 
faeh teilten die Beihilfebereehtigten Änderungen nur 
der Personalverwaltung mit. Die Beihilfestellen be- 
reehneten daher Beihilfen falseh und es kam zu Über- 
zahlungen. 

Darüber hinaus stellte der Bundesreehnungshof fest, dass 
dem Bundesministerium keine umfassenden Statistiken 
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über die Beihilfeausgaben des Bundes Vorlagen. So hatte 
es keine über die Gesamtsumme der gezahlten Beihilfe 
hinausgehenden Erkenntnisse. Das Volumen der einzel- 
nen Ausgabenarten (z. B. Medikamente, ärztliehe oder 
stationäre Behandlung) war nieht bekannt. Erst im Jahre 
2004 hat das Bundesministerium begonnen, eine Statis- 
tikdatenbank aufzubauen. Dabei hat es hierzu bei den 
Beihilfestellen vorhandene Informationen nicht im gebo- 
tenen Umfang genutzt. 

47.2 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesministerium 
empfohlen, 

• die Beihilfestellen z. B. mit Positiv- und Negativlisten 
zu unterstützen, damit diese Beihilfen einheitlich, 
rechtssicher und fehlerfrei bearbeiten können, 

• zusätzliche Kriterien einzuführen, mit denen weitere 
Abrechnungen für eine Überprüfung ausgewählt wer- 
den können, und 

• durch eine Gesetzesänderung einen Datenaustausch 
zwischen Personalverwaltung und Beihilfestellen zu 
ermöglichen. Dadurch könnten das Verwaltungsver- 
fahren vereinfacht, die Mitwirkungspflichten der Bei- 
hilfeberechtigten reduziert und Überzahlungen ver- 
mieden werden. 

Der Bundesrechnungshof hält eine Statistik über Einzel- 
heiten der Beihilfeausgaben des Bundes für geboten. Das 
Bundesministerium benötigt sie, um das Beihilferecht 
fortentwickeln zu können. Nur so kann es beurteilen, wel- 
che Ausgabenarten die Beihilfeausgaben des Bundes 
maßgeblich beeinflussen. Auch kann das Bundesministe- 
rium nur mit diesen Statistiken zuverlässig abschätzen, 
wie sich Änderungen des Beihilferechts, beispielsweise 
die Stärkung der Eigenvorsorge, auswirken. Der Bundes- 
rechnungshof hat dem Bundesministerium dazu aufge- 
zeigt, wie es die für den Aufbau seiner Datenbank erfor- 
derlichen und bei den Beihilfestellen vorhandenen 
Informationen erheben kann. 

47.3 

Das Bundesministerium hat darauf hingewiesen, dass es 
aufgrund des Ressortprinzips unmittelbar nur auf die Bei- 
hilfestellen in seinem Geschäftsbereich Einfluss nehmen 
könne. Es werde aber bei den anderen Ressorts darauf 
hinwirken, dass die vom Bundesrechnungshof empfohle- 
nen Maßnahmen im gesamten Bundesbereich umgesetzt 
würden. Es habe den Beihilfestellen bereits zusätzliche 
Hilfen zur Verfügung gestellt. Damit könnten diese die 
letzten Beihilfeänderungen zuverlässig, rechtssicher und 
mit weniger Aufwand in die Verwaltungspraxis Umset- 
zen. Außerdem prüfe es, ob es die vom Bundesrech- 
nungshof vorgeschlagenen Kriterien für die Prüfung der 
im automatisierten Verfahren erstellten Beihilfeabrech- 
nungen für alle Ressorts verbindlich festlegen könne. Im 
Übrigen beabsichtige es, bei einer anstehenden Novellie- 
mng des Bundesbeamtengesetzes eine Rechtsgrundlage 


für den vom Bundesrechnungshof empfohlenen Daten- 
austausch zu schaffen. 

Wie vom Bundesrechnungshof aufgezeigt, werde das 
Bundesministerium die bei den Beihilfestellen vorhande- 
nen Daten zusammenführen. Hierbei beabsichtige es, alle 
obersten Bundesbehörden mit ihren Geschäftsbereichen 
einzubeziehen. So könnte es die erforderlichen Statistiken 
erstellen. Darüber hinaus sollen die Daten für einzelne 
Anfragen detailliert ausgewertet werden können. Damit 
stünden die für die Fortentwicklung des Beihilferechts 
notwendigen Informationen künftig zur Verfügung. 

47.4 

Der Bundesrechnungshof nimmt die vom Bundesministe- 
rium begonnenen und angekündigten Maßnahmen zur 
Kenntnis. Er wird zu gegebener Zeit überprüfen, ob und 
wie das Bundesministerium seine Empfehlungen umge- 
setzt hat. 

48 Vollzugsbedienstete der Bundespolizei 
angemessen an den Ausgaben für ihre 
Gesundheitsfürsorge beteiligen 

(Titel 443) 

48.0 

Heüfiirsorgeberechtigte Vollzugsbeamtinnen und Vollzugs- 
beamte der Bundespolizei sollen sich künftig stärker mit 
Zuzahlungen und Eigenanteilen an den Ausgaben für ihre 
Gesundheitsfürsorge beteiligen. Mit einer Neufassung der 
Heilfürsorgevorschriften will das Bundesministerium des 
Innern die Reformen der Gesetzlichen Krankenversiche- 
rung - wie die bei den übrigen Bundesbediensteten - wir- 
kungsgleich übertragen. 

48.1 

Beamtinnen und Beamte haben gegenüber dem Dienst- 
herm neben dem Anspruch auf angemessene Alimenta- 
tion einen Fürsorgeanspruch, insbesondere im Krank- 
heitsfall. Der Dienstherr erstattet den Beihilfeberechtigten 
einen Teil ihrer Ausgaben. Diesen Anspruch konkretisie- 
ren die Beihilfevorschriften des Bundes. Sie regeln auch, 
dass Beihilfeberechtigte durch Zuzahlungen und Eigenan- 
teile vergleichbar belastet sind wie gesetzlich Kranken- 
versicherte. Dies entspricht einer Entschließung des Deut- 
schen Bundestages. 

Rund 28 000 Vollzugsbeamtinnen und Vollzugsbeamte 
der Bundespolizei (früherer Bundesgrenzschutz) haben 
im Krankheitsfall gegenüber ihrem Dienstherm keinen 
Anspruch auf Beihilfe, sondern auf Heilfürsorgeleistun- 
gen als Sachleistungen. Sie lassen sich vom Sanitäts- 
dienst der Bundespolizei behandeln oder suchen einen 
niedergelassenen Vertragsarzt auf Die Heilfürsorge steht 
den Vollzugsbeamtinnen und Vollzugsbeamten unentgelt- 
lich zur Verfügung. Sie endet mit deren Ausscheiden aus 
der Bundespolizei, in der Regel mit der Pensionierung. 
Ab diesem Zeitpunkt erhalten sie Beihilfe. 
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Der Bundesrechnungshof prüfte die Gesundheitsfürsorge 
für das Vollzugspersonal der Bundespolizei. Ziel der Prü- 
fung war es insbesondere fesfzusfellen, ob sysfembe- 
dingfe Unferschiede zwischen der Heilfürsorge und der 
Beihilfe besfehen und wie diese ggf begründe! sind. Ne- 
ben den Unterschieden bei der Leistungserbringung 
(Geldleistung der Beihilfe, Sachleistung der Heilfürsorge) 
bestehen Unterschiede bei Zuzahlungen und Eigenantei- 
len: 

• Heilfürsorgeberechtigte zahlen bei ambulanter Be- 
handlung keine Praxisgebühr. 

• Sie können bei stationärem Krankenhausaufenthalt ein 
Zwei- statt Mehrbettzimmer ohne Zuzahlung in An- 
spruch nehmen. Beihilfeberechtigte zahlen hierfür je 
Tag 14,50 Euro zu. 

• Von Labor- und Materialkosten für Zahnersafz fragen 
Heilfürsorgeberechtigfe keinen dem von Beihilfebe- 
rechtigfen zu erbringenden vergleichbaren Eigenan- 
feil. 

48.2 

Der Bundesrechnungshof haf das Bundesministerium des 
Innern (Bundesministerium) darauf hingewiesen, Beam- 
tinnen und Beamte der Bundespolizei und der übrigen 
Bundesverwaltung bei den Belastungen durch die Gesund- 
heitsreformen gleich zu behandeln. Soweit es nicht um die 
besonderen dienstlichen Risiken der Vollzugsbeamtinnen 
und Vollzugbeamten geht, müssten die Veränderungen im 
Gesundheitswesen bei Leistungen, Zuzahlungen und der 
Praxisgebühr - wie für die Beihilfeberechtigten auch - 
wirkungsgleich auf die Heilfürsorgeberechtigten übertra- 
gen werden. 

48.3 

Das Bundesministerium hat dargelegt, mit der Neufas- 
sung der Heilfürsorgevorschriften würden die Heilfürsor- 
geberechtigten dieselben Zuzahlungen leisten und einen 
den Beihilfeberechtigten entsprechenden Eigenanteil an 
den Labor- und Materialkosten bei Zahnersatz tragen. 
Auch solle die Praxisgebühr für Heilfürsorgeberechtigte 
eingeführt werden; entsprechende Verhandlungen mit der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung würden fortge- 
führt. Hier bleibe jedoch die weitere Entwicklung - ins- 
besondere das von einigen Krankenkassen angebotene 
Hausarztmodellverfahren - abzuwarten. Mit den vorgese- 
henen Maßnahmen werde der Entschließung des Deut- 
schen Bundestages entsprochen. 

48.4 

Der Bundesrechnungshof nimmt zur Kenntnis, dass das 
Bundesministerium die Heilfürsorgeberechtigten wir- 
kungsgleich wie Beihilfeberechtigte in die Reformen des 
Gesundheitswesens einbeziehen will. Er erwartet, dass 
das Bundesministerium die Verhandlungen über die No- 
vellierung der Heilfürsorgevorschriften der Bundespoli- 
zei umgehend abschließen und die Regelungen in Kraft 


setzen wird. Der Bundesrechnungshof wird zu gegebener 
Zeit prüfen, inwieweit die neuen Regelungen zu einer an- 
gemessenen Beteiligung der Heilfürsorgeberechtigten an 
den Gesundheitsausgaben führen werden. 

49 Effizientere Arbeitsweise der inneren 
Dienste von Zuwendungsempfängern 
des Bundes mögiich 

49.0 

Innere Dienste von Zuwendungsempfängern des Bundes 
wie beispielsweise Registraturen oder Fahrbereitschaften 
können effizienter und kostengünstiger arbeiten. Dazu 
müssen die Zuwendungsempfänger ihre Inneren Dienste 
besser organisieren und auf den erforderlichen Umfang 
begrenzen. Einige Aufgaben können unter bestimmten 
Voraussetzungen private Dienstleister übernehmen. 

49.1 

Die Bundesministerien forderten im Jahre 2003 rund 
200 institutioneile Zuwendungsempfänger, bei denen mehr 
als 65 000 Beschäftigte arbeiteten. Ein Zehntel davon war 
im Inneren Dienst tätig, dessen Servicefunktionen die 
Einrichtungen bei ihren Kemaufgaben unterstützen. Die 
Personal- und Sachausgaben für diese Inneren Dienste 
belaufen sich jährlich auf über 300 Mio. Euro. 

Der Bundesrechnungshof hat die Geschäftsprozesse der 
Inneren Dienste von Zuwendungsempfängem unter- 
sucht. Einbezogen waren neben dem Postwesen und den 
Boten-, Schreib-, Assistenz- und Registraturdiensten auch 
der Pfortendienst, die Telefonzentrale, die Fahrbereit- 
schaft sowie die Beschaffung und Verwaltung von Ge- 
genständen. Der Bundesrechnungshof hat Schwachstellen 
aufgezeigt und die Bundesministerien beraten, wie die 
Effizienz der Inneren Dienste der von ihnen geforderten 
Einrichtungen verbessert und Kosten eingespart werden 
können. 

49.2 

Der Bundesrechnungshof hat die folgenden Empfehlun- 
gen zur Optimierung der Inneren Dienste ausgesprochen. 
Die Bundesministerien haben zugesagt, ihre Zuwen- 
dungsempfänger zu deren Umsefzung anzuhalfen. 

• ln Organisafionsuntersuchungen und Personalbedarfs- 
ermittlungen nach anerkannten Methoden sollten die 
Zuwendungsempfänger auch die Inneren Diensfe mit 
einbeziehen. So lässt sich erreichen, dass diese kein 
Eigenleben führen und im Sinne der Ziele der Einrich- 
tungen arbeiten. Um die Schwachstellen zu erkennen, 
sollten die Zuwendungsempfänger die Abläufe im In- 
neren Diensf sysfemafisch befrachten, z. B. mit Hilfe 
der Geschäftsprozessanalyse, die Gesamtorganisation 
verbessern und Einsparmöglichkeiten ausschöpfen. 
Die Zuwendungsempfänger sollten die Inneren 
Dienste als bedeutsamen Kostenfaktor behandeln und 
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ihren Anteil an Verzögerungen und zu langen Dureh- 
laufzeiten in den Arbeitsprozessen erkennen. 

• Für einen flexiblen Personaleinsatz ist es hilfreieh, die 
einzelnen Aufgaben der Inneren Dienste nieht zersplit- 
tert auf viele Organisationseinheiten aufzuteilen. Über- 
greifende Führungszuständigkeiten erleiehtem einen 
Personalaustauseh zwisehen den Teilbereiehen; we- 
nige Hierarehiestufen besehleunigen Entseheidungs- 
prozesse. Zu vermeiden sind Kleinstreferate und Saeh- 
bereiehe mit einer geringen Leitungsspanne. 

• Der Postdurehlauf verdient mehr Aufmerksamkeit. 
Die Zuwendungsempfanger sollten das Postaufkom- 
men und die zu erledigenden Arbeiten regelmäßig er- 
mitteln. Geringe Liege- und Transportzeiten verkürzen 
die Laufzeiten von Gesehäftsvorgängen. Botengänge 
im Haus sollten auf das erforderliehe Maß begrenzt 
werden. Einfaehe Arbeiten für den Postausgang wie 
Falten und Kuvertieren sollten nieht höher bezahlte 
Besehäftigte in den Faehabteilungen erledigen. 

• Zuwendungsempfänger sollfen untersuehen, inwieweit 
Assistenzdienste Sehriftgut kostengünstiger und effi- 
zienter erstellen können als reine Sehreibkräfte. 

• Die Besehäftigten können Vorgänge leiehter verfolgen 
und Akten wieder auffinden, wenn die Bearbeitungs- 
sehritte systematiseh und kontinuierlieh dokumentiert 
werden. Hierzu muss ein Aktenplan erstellt und die 
Verwaltung des Sehriftgutes geregelt werden. 

• Eine zentrale Besehaffungsstelle verfügt über eine hö- 
here Saehkermtnis und erleiehtert es, die vergabereeht- 
liehen Bestimmungen korrekt anzuwenden. Im Sinne 
der Riehtlinie der Bundesregierung zur Korruptions- 
prävention sollten die Zuwendungsempfänger die Er- 
mittlung des Besehaffungsbedarfs, die Durehführung 
der Besehaffung und deren haushaltsmäßige Abwiek- 
lung organisatoriseh trennen. 

Der Bundesreehnungshof hat Wirtsehaftliehkeitsuntersu- 
ehungen zu folgenden Punkten empfohlen: 

• Ist eine Zugangskontrolle dureh einen eigenen Pfor- 
tendienst notwendig? Bieten private Dienstleister 
diese Tätigkeit kostengünstiger an? 

• Ist ein eigener Fahrdienst wirtsehaftlieh und seine 
Auslastung saehgereeht? 

• Ist der externe Posttransport dureh eigene Besehäftigte 
mit Dienstfahrzeugen oder dureh private Dienstleister 
kostengünstiger? 

49.3 

Der Bundesreehnungshof hat seine Erkenntnisse den 
Bundesministerien zur Weitergabe an ihre Zuwendungs- 
empfänger übermittelt. Er empfiehlt den Bundesministe- 
rien, von den Zuwendungsempfängem einen ergänzenden 
Berieht zum Verwendungsnaehweis der Fördermittel ein- 
zufordem. Darin sollen diese darlegen, welehe Bereiehe 
der Inneren Dienste sie bereits untersueht und optimiert 


haben, welehe sie noeh näher untersuehen wollen und 
welehe Ziele sie hierbei verfolgen. 

Das Bundesministerium des Innern hat im Rahmen seiner 
Grundsatzzuständigkeit für Organisationsfragen die Emp- 
fehlungen des Bundesreehnungshofes unterstütz! und sieh 
ebenfalls dafür ausgesproehen, alle Zuwendungsempfän- 
ger anzuhalten, die Aufbau- und Ablauforganisation ihrer 
Inneren Dienste zu untersuehen und im Sinne der Hin- 
weise des Bundesreehnungshofes zu verbessern. 

50 Poststellen in Verwaltungen als 
Kostenfaktor oft unterschätzt 

50.0 

Verwaltungen können ihre Aufgaben nur dann bestmöglich 
erfüllen, wenn sie Schriftstücke wirtschaftlich erstellen 
und termingerecht und kostengünstig an die Adressaten 
übermitteln. Gerade Verwaltungen mit großem Postauf- 
kommen können Kosten senken, wenn sie ihre Postbear- 
beitung besser organisieren. 

50.1 

Der Bundesreehnungshof untersuehte die Arbeitsabläufe 
in großen Poststellen von Bundesbehörden und institutio- 
nellen Zuwendungsempfängem. Im Bliekpunkt standen 
dabei Verwaltungen, die jährlieh mehr als 350 000 Post- 
stüeke versenden, in einem Fall sogar 36 Millionen 
Sehreiben und Massensendungen. 

ln der öffentliehen Verwaltung werden die Ergebnisse der 
Aufgabenerledigung zunehmend als Produkte (Dienst- 
leistungen) und die Arbeitsabläufe als Gesehäftsprozesse 
verstanden. Adressaten der Produkte sind Personen oder 
Stellen (Kunden) außerhalb der eigenen Verwaltung. Die 
Produkte übermittelt die Verwaltung ihren Kunden heute 
noeh in der Regel in papiergebundener Form (Brief). 
Hierbei kommt der klassisehen Postausgangsbearbeitung 
bzw. den großen Poststraßen der Reehenzentren (Poststel- 
len) als letztes Bindeglied zum Kunden eine häufig unter- 
sehätzte Bedeutung zu. 

50.2 

Der Bundesreehnungshof hat die Verwaltungen beraten, 
wie sie ihre ausgehende Post zielorientiert, reibungslos 
und wirtsehaftlieh erstellen und versenden können. 

Er hat die Verwaltungen darauf hingewiesen, dass 

• der Übermittlungsprozess von Produkten bereits in 
den Faehabteilungen beginnt und dureh die Art ihrer 
Erstellung entseheidend geprägt wird, 

• die Poststellen nieht isoliert betraehtet werden dürfen, 
sondern der Gesamtprozess beginnend in der Faehab- 
teilung bis zum Kunden untersueht werden muss, 

• der Versand vielfältig alternativ erledigt werden kann 
und deshalb systematiseh gestaltet werden muss sowie 
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• die Kosten für die Übermittlungsprozesse erheblich, 
aber beeinflussbar sind. 

Der Bundesrechnungshof hat den Verwaltungen empfoh- 
len: 

• ln Organisationsuntersuchungen und Personalbe- 
darfsermittlungen nach anerkannten Methoden sind 
auch die Unterstützungsprozesse durch Poststellen 
einzubeziehen. Denn diese wirken sich auch auf die 
Arbeitsabläufe der Fachabteilungen aus. So muss 
übergreifend untersucht werden, ob es sinnvoll ist, ein 
Schriftstück in der klassischen Poststelle, im Rechen- 
zentrum oder in der Fachabteilung abschließend ver- 
sandfertig zu machen. Greift die Verwaltung bei der 
Postausgangserstellung und -Verarbeitung auf ein Re- 
chenzentrum zurück, sollte sie das Postaufkommen al- 
ler Fachabteilungen überprüfen, damit nicht unnötig 
zwei Verfahren nebeneinander ablaufen. Eine Behörde 
überließ es z. B. allein der Bearbeiterebene, ob das 
Produkt am Arbeitsplatz erstellt und über die Post- 
stelle versandt bzw. durch das Rechenzentrum ab- 
schließend bearbeitet wird. Auf Empfehlung des Bun- 
desrechnungshofes wurden die alternativen Prozesse 
eingehend mit dem Ergebnis untersucht, dass sie nun- 
mehr einheitlich und kostengünstig über das Rechen- 
zentrum abgewickelt werden können. 

• Vor der Untersuchung der Prozessabläufe in der Post- 
ausgangserstellung und -Verarbeitung ist eine Gesamt- 
konzeption für die Behörde zu ersfellen. Das Postauf- 
kommen, die Zeitplanungen und anstehende 
Investitionen einschließlich ihrer Folgekosten und 
Auswirkungen auf die Qualität der Arbeitsplätze sind 
zu betrachten. Es ist zu belegen, inwieweit zusätzliche 
Maschinen und/oder zusätzliche Stellen notwendig 
sind. Nur auf der Grundlage dieser Bestandsaufnahme 
sind nofwendige Wirfschafflichkeitsunfersuchungen 
möglich. So konnfe beispielsweise eine Verwaltung 
entsprechende Leistungen kostengünstig an einen pri- 
vaten Dienstleister vergeben. Der vereinbarte Preis 
(ohne Porto) für den Druck, die Weiterverarbeitung 
und Versendung eines Briefes lag rund 40 % unter den 
Selbstkosten einer vergleichbaren Einrichtung bei Ei- 
generstellung. 

• Gerade bei großen Poststellen sollten für deren Zusam- 
menhänge mif den Kemaufgaben ein Kosfenbewussf- 
sein enfwickelt und ein Überblick über deren fafsächli- 
che Kosfen gewonnen werden. Nur so können interne 
Optimierungspotenziale vollständig erkannt und ver- 
wirklicht werden. Aber auch externe Faktoren können 
nachhaltig beeinflusst werden. So bieten Logistikun- 
temehmen für bestimmte Produkte unterschiedliche 
Beförderungstarife an. Die hierbei gewährten Rabatte 
zwischen 12 % und 45 % sind an bestimmte Vorausset- 
zungen gebunden. Hierzu gehören beispielsweise die 
Vorsortierung der Briefe nach Leitregionen, ein be- 
stimmtes Versandvolumen oder eine bestimmte Ver- 
sandart. Soweit die Verwaltungen die Voraussetzungen 
für die Rabattierungen bereits bei der Produkterstel- 
lung berücksichtigen, können sie auch in diesem Be- 
reich erhebliche Kosten einsparen. 


50.3 

Der Bundesrechnungshof hat seine Erkenntnisse allen 
Bundesministerien übermittelt und Verbesserungsmög- 
lichkeiten aufgezeigt. Anhand dieser Empfehlungen sol- 
len die Verwaltungen selbst überprüfen, ob ähnliche 
Schwachstellen bei ihnen bestehen und wie sie sie beseiti- 
gen können. 

Der Bundesrechnungshof hat die Bundesministerien auf- 
gefordert, ihren nachgeordneten Behörden, institutionell 
geförderten Einrichtungen und Zuwendungsempfängem 
seine Erkenntnisse und Empfehlungen zur Verfügung zu 
sfellen und deren Umsefzung zu begleifen. 

50.4 

Das für Organisafionsfragen zusfändige Bundesminisfe- 
rium des Innern haf sich den Empfehlungen des Bundes- 
rechnungshofes angeschlossen und darauf hingewiesen, 
es habe die Organisation der Posfsfellen in seinem Zu- 
ständigkeifsbereich bereifs untersucht und im Sinne der 
Empfehlungen verbessert. 

51 Verbesserte Gehaltsabrechnung bei 
Zuwendungsempfängern des Bundes 
kann Kosten senken 

51.0 

Durch verbesserte Verfahren bei der Berechnung und 
Zahlung der Gehälter können die Zuwendungsempfänger 
des Bundes ihre Verwaltungskosten senken und den Bun- 
deshaushalt entlasten. 

51.1 

Der Bundesrechnungshof hat die Organisation der Ge- 
haltsabrechnung bei Zuwendungsempfängem des Bundes 
geprüft. Die Gehaltsabrechnung umfasst die Datenbereit- 
stellung, die Bmtto- und Nettoberechnung, das Melde- 
und Mitteilungswesen sowie die Zahlung der Gehälter 
und die Überleitung der Daten in das Finanzwesen. Die 
rund 200 in die Untersuchung einbezogenen Zuwendungs- 
empfänger wenden vier verschiedene Verfahren an. Deren 
Einsafz hängt u. a. von der Größe der Einrichtungen ab, 
die zwischen zehn und über 10 000 Personen beschäfti- 
gen. 

51.2 

Bei manueller Gehaltsabrechnung führen die Zuwen- 
dungsempfänger die erforderlichen Arbeifen selbsf und 
ohne spezielle IT-Programme durch. 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, insbesondere 
Folgendes zu beachten: 

• Die mit der Gehaltsabrechnung betrauten Beschäftigten 
sollten die eingesetzte Büro-Software gut beherrschen, 
um alle Möglichkeiten automatisierter Berechnungen 
und Datenübemahmen zu nutzen. So verringern sich 
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zeitaufwendige Arbeitssehritte und Fehler bei der ma- 
nuellen Bereehnung der Brutto- und Nettobezüge. 

• Eine gute Dokumentation maeht die Arbeitsprozesse 
transparenter. Dies und die systematisehe Einarbei- 
tung eines Vertreters oder die verstärkte Einbindung 
von Vorgesetzten erleichtern die Bearbeitung, wenn 
z. B. ein Bediensteter vertreten werden muss oder aus- 
scheidet. 

• Die Zuwendungsempfanger sollten das Vier-Augen- 
Prinzip nicht nur formal einhalten, sondern durch 
Plausibilitätsprüfungen und stichprobenartige Kon- 
trollen sicherstellen. 


51.3 

Zahlreiche Zuwendungsempfänger nutzen einfache Ge- 
haltsabrechnungs-Software. 

Der Bundesrechnungshof hat hierzu folgende Hinweise 
gegeben: 

• Die Zuwendungsempfänger sollfen die Software-Pro- 
dukte wegen ihres uneinheitlichen und teilweise unzu- 
reichenden Leistungsumfangs besonders sorgfältig 
auswählen. Es kommt darauf an, möglichst wenige 
Schnittstellen zu erzeugen. Die eingesetzten Pro- 
gramme sollten die für die Zuwendungsempfänger 
maßgeblichen Lohn- und Gehaltsfabellen enthalten, 
sodass die Bruttobezüge nicht mehr zusätzlich von 
Hand berechnet werden müssen. 

• Mit den Programmen sollten möglichst alle erforder- 
lichen Nebenpapiere wie Steuer- und Sozialversiche- 
rungsmeldungen ausgedruckt werden können, insbe- 
sondere die Formulare für die weif verbreifefe 
Zusafzversorgung beim Versorgungsverband bundes- 
und landesgefÖrderfer Unternehmen. 

• Die Programme sollten die Auszahlung der Gehälter 
vorbereiten, indem sie Überweisungsaufträge erstellen 
oder den elektronischen Datenaustausch mit der Bank 
unterstützen. Steuern und Abgaben sollten die Zuwen- 
dungsempfänger möglichsf im Lasfschriftverfahren 
abbuchen lassen und für andere Zahlungsvorgänge das 
Online-Banking nufzen. 

• Die Dafen der Gehalfsabrechnung sollten in die Finanz- 
buchhaltungs-Software nicht aufwendig manuell, son- 
dern automatisiert übertragen werden können. 

51.4 

Professionelle IT- Verfahren zur Gehaltsabrechnung set- 
zen im Eigenbetrieb nur Zuwendungsempfänger mif vie- 
len Beschäftigfen ein. 

Der Bundesrechnungshof haf empfohlen, bei der erfor- 
derlichen Wirfschaftlichkeifsunfersuchung vor der An- 
schaffung eines solchen Sysfems sowohl die Einfüh- 


rungs- und Befriebskosfen als auch das unferschiedliche 
Leistungsspekfrum der Produkte zu beachten: 

• Die IT-Systeme müssen in der Regel umfassend an die 
spezifischen Anforderungen beim jeweiligen Zuwen- 
dungsempfänger angepassf werden, bevor sie einsefz- 
bar sind. Der Aufwand für den Einkauf zusätzlicher 
Dienstleistungen oder der Einsatz eigener Personal- 
kapazitäten muss berücksichtigt werden. 

• Das für die Gehalfsabrechnung maßgebliche Dafen- 
material wie Gehaltsbesfandteile und Abzugsarten 
muss sorgfältig gepflegt werden. 

• Gerade die professionellen IT- Verfahren sollten alle 
benötigten Nebenpapiere für Meldungen und Mittei- 
lungen zur Verfügung sfellen. ln die engere Wahl ge- 
hören nur solche Produkfe, die einen hohen Aufoma- 
tionsgrad gewährleisfen und je nach Bedarf 
ergänzende Auswertungen wie Statistiken oder Perso- 
nalkostenhochrechnungen ermöglichen. Eine Daten- 
übemahme in die Finanzbuchhaltungs-Software ohne 
manuelle Zwischenschritte sollte selbstverständlich 
sein. 

51.5 

Viele Zuwendungsempfänger wickeln die Gehaltsabrech- 
nung mit Hilfe externer Dienstleister ab. Mit Ausnahme 
der Datenbereitstellung kommen grundsätzlich alle Ar- 
beitsphasen für eine solche Fremdvergabe in Befrachf. 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, vor allem auf 
die Schnittstellen zum Dienstleister zu achten und den 
Leistungsumfang so zu bestimmen, dass möglichst hohe 
Einsparungen in der eigenen Verwaltung entstehen. Die 
Zuwendungsempfänger sollten auf die erheblichen Unter- 
schiede sowohl bei den Kosten als auch bei Leistungs- 
umfang und Qualität achten. Die Preise für vergleichbare 
Leistungen können um das Fünffache voneinander abwei- 
chen. 

Der Bundesrechnungshof hat darüber hinaus auf Folgen- 
des hingewiesen: 

• Auch bei maximaler Fremdvergabe verbleiben Ar- 
beitsschritte beim Zuwendungsempfänger, die ein be- 
sonderes Augenmerk erfordern. So isf die Dafenbereif- 
sfellung beispielsweise weniger aufwendig, wenn 
relevante Änderungen dem Dienstleister formlos über- 
mittelt werden. 

• Die Arbeitsteilung mit dem Dienstleister sollte eindeu- 
tig und transparent sein und nur einen minimalen Ab- 
stimmungsaufwand erfordern. Doppelarbeiten sind zu 
vermeiden. 

• Werden nur einzelne Arbeitsschritte extern vergeben, 
sinken zwar die hierfür nofwendigen Ausgaben. Ver- 
bleiben jedoch neben der Absfimmung mif dem 
Dienstleisfer zu viele wehere Arbeifen beim Zuwen- 
dungsempfänger, sfellt dies den ersfrebfen Enflas- 
tungseffekt in Frage. 
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51.6 

Der Bundesrechnungshof hat die Bundesministerien auf- 
gefordert, ihre Zuwendungsempfanger zu einer Überprü- 
fung ihrer Gehaltsabrechnung anzuhalten. Diese sollten 
die Arbeitsabläufe zur Gehaltsabrechnung kritisch analy- 
sieren und unter Beachtung der Empfehlungen des Bun- 
desrechnungshofes verbessern. Welches Verfahren der 
Gehaltsabrechnung vorzuziehen ist, ist anhand konkreter 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zu beantworten. 

Das Bundesministerium des Innern als für Organisations- 
fragen zuständiges Ressort hat sich den Empfehlungen 
des Bundesrechnungshofes angeschlossen. 

52 Einführung des papierarmen Büros 
sorgfäitig pianen 

52.0 

Bevor sie papierarme Büros einführen, müssen Behörden 
ihre Arbeitsabläufe untersuchen und die Schritte hin zur 
elektronischen Akte sorgfältig planen. Sie sollten ihre 
Ziele klar definieren und Kosten und Nutzen der IT- 
gestützten Vorgangsbearbeitung abwägen. 

52.1 

Mitte der 90er- Jahre begannen viele Bundesbehörden im 
Zuge der Verwaltungsmodemisierung mit Projekten, de- 
ren Ziel ein papierarmes Büro ist. Allein die Projektkos- 
ten betrugen im Einzelfall je nach Größenordnung und 
Dauer zwischen 1 Mio. Euro und 10 Mio. Euro. 

Die Koordinierungs- und Beratungsstelle der Bundes- 
regierung für Informationsfechnik in der Bundesverwal- 
tung im Bundesministerium des Innern (KBSt) veröffent- 
lichte im Jahre 1999 das Konzept „Papierarmes Büro“. 
Ziel des Konzepts war die Einführung der elekfronischen 
Akfe. An die Sfelle von Papierakten sollten behördliche 
Geschäftsprozesse treten, die vollständig IT-gestützt 
durchgeführt werden können. Die elektronische Akte 
sollte mit Hilfe spezieller Software erzeugt, erfasst, bear- 
beitet und verwaltet werden. Die KBSt hat das Konzept 
aufgrund des organisatorischen und technischen Wandels 
im Jahre 2004 angepasst und fortgeschrieben. 

Der Bundesrechnungshof hat die Einführung IT-gestüfz- 
ter Vorgangsbearbeitung aufgrund des KBSt-Konzepts in 
Behörden der unmittelbaren und mittelbaren Bundesver- 
waltung geprüft. Im Mittelpunkt standen dabei die Vorge- 
hensweise der Behörden sowie Kosten und Nutzen der 
Einführung elekfronischer Akfen. 

52.2 
52.2.1 

Der Bundesrechnungshof haf fesfgesfellt, dass viele Be- 
hörden das Konzepf der KBSf falsch versfanden haften. 


Manche erwarben Software zur elektronischen Vorgangs- 
bearbeitung, ohne zu klären, welche Arbeitsschritte damit 
unterstützt werden sollten und welche Ziele sie damit er- 
reichen wollten. Die Einführung der IT-gestüfzfen Vor- 
gangsbearbeitung scheiterte daher häufig, blieb in den 
Anfängen sfecken oder mussfe nach kurzer oder längerer 
Erprobungszeif nachgebesserf werden. Nennenswerte 
Einsparungen waren überwiegend nicht nachzuweisen. 
Wirtschafllichkeitsbetrachtungen wurden vernachlässigt 
und Mehraufwand war die Regel, ohne dass dem ein ent- 
sprechender Nutzen gegenüber stand. 

Der Bundesrechnungshof hat unterstrichen, dass die 
KBSt das „Papierarme Büro“ als Organisationskonzept 
und nicht als IT-Konzept angelegt hat. Auf dem Weg zum 
papierarmen Büro stehen die organisatorischen Belange 
im Vordergrund. Die Frage nach der passenden Software 
ist erst im Anschluss daran zu entscheiden. Die Verwal- 
tungsabläufe von Behörden sind häufig anders als im 
KBSt-Konzept dargestellt. Die Behörden müssen deshalb 
zunächst immer ihre Verwaltungsabläufe analysieren, 
ihre spezifischen Anforderungen an die Software definie- 
ren und in ein eigenes Organisationskonzept umsetzen. 
Das modellhafte KBSt-Konzept kann zwar gute, ergän- 
zende Hilfestellungen leisten. Es ist aber keine konkrete 
Handlungsanweisung im Sinne eines „Drehbuchs“. Zu 
bedenken sind auch die Folgen für die Mofivafion der 
befroffenen Bediensteten: Sie müssen das papierarme 
Büro akzeptieren und sollten nicht durch Doppelarbeiten 
frustriert werden. 

52.2.2 

ln ihrem Konzept hat die KBSt vorgeschlagen, die IT-ge- 
stützte Vorgangsbearbeitung in drei Stufen einzuführen. 
Sfufe 1 befrifft die Regisfrafur. Hier sollen beispielsweise 
Absender, Befreff und Dafum der in den Papierakten ent- 
haltenen Schriftstücke erfasst und elektronisch verwaltet 
werden, ln Stufe 2 werden nicht nur diese Metadaten, 
sondern die Schriftstücke selbst in elektronischen Akten 
gespeichert und verwaltet. Die Vorgänge werden in die- 
sem Stadium weiter papiergebunden bearbeitet. Erst in 
Stufe 3 soll schließlich das Schriftgut im Geschäftsgang 
ausschließlich IT-gestützt erstellt, bearbeitet und versandt 
werden. Die KBSt stellte bei Fortschreibung ihres Kon- 
zepts fest, dass dieses Stufenkonzept Nachteile aufweise, 
und machte darauf aufmerksam, dass die „Stufen keine 
strikte Reihenfolge der Einführung darsfellfen“. 

Der Bundesrechnungshof haf empfohlen, das Sfufenmo- 
dell der KBSt nicht zu eng auszulegen und den weiteren 
im Konzept beschriebenen organisatorischen Gestal- 
tungsaltemativen mehr Beachtung zu schenken. Der Aus- 
gangspunkt zur Einführung des papierarmen Büros sollfe 
immer eine ganzheifliche Betrachtung sein, auch wenn 
die Durchführung sfufenweise geplanf isf. 

Die Behörden sollfen sorgfältig abwägen, ob es zweck- 
mäßig ist, sich von vomeherein auf die Stufen 1 oder 2 zu 
beschränken. Dabei ist zu bedenken, dass für die Sfufe 1, 
die alleinige elekfronische Erfassung von Mefadaten, ein- 
fache Software ausreicht und ein aufwendiges Vorgangs- 
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bearbeitungssystem nicht erforderlich ist. Werden parallel 
zur elektronischen Akte auch papiergebundene Akten ge- 
führt, ist eine gute Einführungsstrategie und Projektbe- 
gleitung besonders wichtig, um die Bediensteten zu über- 
zeugen, welche Vorteile die zeitweise Doppelarbeit hat 
und wie sie überwunden wird. Das Papieraufkommen 
sollte nicht noch zunehmen, weil Bedienstete zur Sicher- 
heit Doppel für die Handakfe ersfellen oder eine zweife 
Kartei auf einem vertrauten System führen. Auch sollten 
die Behörden bei einem Verzicht auf die IT-gestützte Vor- 
gangsbearbeitung (Stufe 3) besonderes Gewicht darauf 
legen, den Bediensteten darzustellen, welche Vorteile die 
elektronische Akte (Stufe 2) für sich genommen biefef. 
Die Behörden müssen unfersuchen, ob die Vorteile dieser 
Stufe für sie ausreichend sind, das Projekt in diesem Sta- 
dium zu beenden. 

52.3 

Die Prüfung des Bundesrechnungshofes hat gezeigt, dass 
das Ziel eines papierarmen Büros die Arbeit der Behör- 
den erheblich verändert. Geschäftsprozesse müssen an- 
ders organisiert werden als bisher und die Arbeitsge- 
wohnheiten der Bediensteten unterliegen einem starken 
Wandel. Die IT-gestützte Vorgangsbearbeitung beein- 
flusst insbesondere die Unterstützungsprozesse für die 


Bundesministerium der Justiz 

(Einzelplan 07) 

53 Unwirtschaftiiche Leasingverträge für 
iT-Arbeitspiatzausstattung gekündigt 

(Kapitel 0701 Titelgruppe 55) 

53.0 

Das Bundesministerium der Justiz wird auf Anregung des 
Bundesrechnungshofes seine derzeitige Praxis, IT- 
Arbeitsplatzausstattung (derzeit 750 Rechner) zu leasen 
und alle drei Jahre auszutauschen, aufgeben. Es wird 
seine Computer künftig wieder kaufen und mindestens 
fünf Jahre nutzen. Dadurch spart es jährlich bis zu 
150 000 Euro ein. Das Bundesministerium der Justiz hat 
ferner angekündigt, für seinen Geschäftsbereich, in dem 
über 4 000 Computer eingesetzt werden, vergleichbare 
Vorgaben für deren Beschaffung und Nutzung zu ent- 
wickeln. 

53.1 

Der Bundesrechnungshof prüfte mit Unterstützung des 
Prüfungsamtes des Bundes Koblenz die Beschaffung von 
Informationstechnik beim Bundesministerium der Justiz 
(Bundesministerium) u. a. mit folgendem Ergebnis: 

Das Bundesministerium entschied im Jahre 1998, seine 
Arbeitsplatzcomputer regelmäßig alle drei Jahre auszu- 
tauschen. Es hielt Leasing anstelle von Kauf der Compu- 
ter für eine wirtschaftliche Finanzierungsart, insbesondere 
unter „qualitativ-strategischen Aspekten“ wie geringerer 


Kemaufgaben der Behörden oder ersetzt sie sogar kom- 
plett. Das betrifft die Erstellung und Verwaltung von 
Schriftgut, das Postwesen, das Anlegen von Akten und 
die Zusammenstellung von Vorgängen sowie deren 
Transport. Nur ein ausgereiftes Konzept mit Zielen, Teil- 
zielen und Wirtschaftlichkeitsüberlegungen sowie beglei- 
tender Erfolgskontrolle führt letztendlich zum Erfolg. 

Im Wirkbetrieb hat der Bundesrechnungshof eine voll 
funktionsfähige IT-gesfüfzfe Vorgangsbearbeitung fast 
ausschließlich bei gut strukturierten Prozessen vorgefun- 
den, die auf dem Modell der Antragsbewilligung beruh- 
ten. Hier brachte sie nach anfänglichen Schwierigkeifen 
gufe Ergebnisse, ln einem Fall wurden gegenüber der frü- 
heren, papiergebundenen Bearbeitung jährlich über 
5 Mio. Euro eingespart. 

52.4 

Das Bundesministerium des Innern und die KBSt haben 
die Ergebnisse des Bundesrechnungshofes bestätigt, er- 
gänzt und die Empfehlungen unterstützt. Die KBSt hat 
zwischenzeitlich die im fortgeschriebenen Konzept ent- 
haltenen weitergehenden Hinweise für Einführungsszena- 
rien in einem Projekfleitfaden vertieft und konkretisiert. 


Wartungs- und Reparaturaufwand, Beschränkung der 
Lager- und Vorrafshaltung und Wegfall des Enfsorgungs- 
aufwandes. Seif dem Jahre 1998 schloss es mehrere 
Leasingverträge für zulefzt 750 Arbeifsplafzcomputer. 

Für den lefzfen, über dreieinhalb Jahre laufenden Lea- 
singvertrag zahlte das Bundesministerium Leasingraten 
von 1,45 Mio. Euro. Der hierfür vom Leasinggeber dem 
Vertrag zugrunde gelegfe Anschaffungswerf lag bei 
1,3 Mio. Euro. 

Der Bundesrechnungshof sfellfe ferner fesf, dass der Be- 
standsnachweis der 1T- Ausstattung nicht ordnungsgemäß 
geführt wurde. Ob das Bundesministerium oder der Lea- 
singgeber Eigentümer der Rechner war, konnte nicht im- 
mer zweifelsfrei geklärt werden. Insgesamt waren 10 % 
der Geräte zum Zeitpunkt der Prüfung nicht inventa- 
risiert. 

53.2 

Der Bundesrechnungshof hat die Entscheidung des Bun- 
desministeriums für eine nur dreijährige Nufzungsdauer 
der Arbeifsplafzcomputer und die Beschaffung über 
Leasing als unwirtschaftlich kritisiert. Die Zahlungen an 
den Leasinggeber sind bei der kurzen Nutzungsdauer der 
750 Computer erheblich höher als bei einem Kauf der 
Geräte gewesen. Die vom Bundesministerium genannten 
qualitativ-strategischen Aspekte, denen es wegen der erwar- 
teten höheren technischen Anforderungen mit Leasing 
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leichter nachkommen zu können glaubte, hat die übrige 
Bundesverwaltung mit entsprechend ausgestalteten Kauf- 
verträgen berücksichtigt. 

Bei Kauf und fünfjähriger Nutzung seiner 750 Rechner 
hätte das Bundesministerium für jedes Gerät lediglich 
350 Euro, also 200 Euro weniger pro Jahr ausgeben 
müssen. Zudem hätte es die Computer am Ende des Ver- 
tragszeitraumes nicht zurückgeben oder zum Restwert 
erwerben müssen. Der Bundesrechnungshof hat dem 
Bundesministerium empfohlen, die Leasingverträge zu 
kündigen, Arbeitsplatzcomputer generell zu kaufen und 
mindestens fünf Jahre zu nutzen. Er hat das Bundesminis- 
terium aufgefordert, die Geräte vollständig zu inventa- 
risieren und den haushaltsrechtlich notwendigen Vermö- 
gensnachweis zu leisten. 

53.3 

Das Bundesministerium stimmte dem Bundesrechnungs- 
hof darin zu, dass der Kauf von Informationstechnik 
bereits bei dreijähriger Nutzungsdauer vorteilhafter als 
Leasing ist - unabhängig von methodischen Schwierig- 
keiten beim Wirtschaftlichkeitsvergleich von Kauf und 
Leasing. Die Entscheidung für Leasing sei jedoch nicht 
allein aufgrund von monetären Kriterien getroffen wor- 
den. Der Gerätetausch der Jahre 1998/1999 habe in un- 
mittelbarem Zusammenhang mit dem Regierungsumzug 
von Bonn nach Berlin gestanden. Die an einem Wochen- 
ende vollständig herzustellende Arbeitsbereitschaft in 
Berlin habe nur mit einem vorab organisierten, komplet- 
ten Gerätetausch erreicht werden können. 

Das Bundesministerium werde auf der Grundlage der für 
die Bundesverwaltung seit März 2004 geltenden Empfeh- 
lungen planen und künftig die Geräte kaufen. Es habe 
entschieden, die Computer künftig grundsätzlich fünf 
Jahre zu nutzen und die im Bestand befindliche Technik 
vom Leasinggeber zu erwerben. Bei der Berechnung der 
möglichen Einsparungen sei zu berücksichtigen, dass 
nach drei Nutzungsjahren der Arbeitsspeicher aufgerüstet 
werden müsse und Kosten für Wartung anfielen. Insbe- 
sondere bei Druckern und Monitoren seien ab dem vier- 
ten Nutzungsjahr erhebliche Ausfälle zu erwarten. 

Gleichwohl werde das Bundesministerium seinen Ge- 
schäftsbereich über die Prüfungsergebnisse unterrichten 
und anweisen, die nunmehr deutlich gewordenen Aspekte 


Bundesministerium der Finanzen 

(Einzelplan 08) 

54 Aufgaben der Bundeswertpapier- 
verwaitung privatisieren 

(Kapitel 0810) 

54.0 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, die nicht hoheit- 
lichen Aufgaben der Bundeswertpapierverwaltung, das 
Privatkundengeschäft mit Bundeswertpapieren und den 


der Wirtschaftlichkeitsentscheidung zwischen Leasing 
und Kauf zu berücksichtigen. 

Den Vermögensnachweis in Form einer Systemdatenbank 
habe man im Sinne der haushaltsrechtlichen Vorschriften 
überarbeitet. 

53.4 

Der Bundesrechnungshof erkennt an, dass das Bundes- 
ministerium seine Beschaffungsstrategie grundlegend än- 
dern und seinen Geschäftsbereich entsprechend anweisen 
wird sowie sein Vermögen nun ordnungsgemäß nach- 
weist. Er verweist jedoch darauf, dass andere Ressorts 
ihre Arbeitsbereitschaft durch entsprechende Organisa- 
tion ihrer Dienstsitzverlegung auch mit der bestehenden 
Computerausstattung in kürzester Zeit wieder hersteilen 
konnten. 

Ein erheblicher Ausfall von Monitoren und Druckern ab 
dem vierten Nutzungsjahr ist nach den in der Bundesver- 
waltung gewonnenen Prüftmgserfahrungen des Bundes- 
rechnungshofes kaum zu erwarten. Der Abschluss ent- 
sprechender Wartungsverträge für derartige Geräte ist 
grundsätzlich nicht wirtschaftlich. Vorzeitig ausfallende 
Geräte sollten im Einzelfall repariert oder ersetzt werden. 
Auch für regelmäßige Aufrüstungen ist kein Bedarf er- 
sichtlich. 

Durch den Erwerb der geleasten Geräte und deren zwei 
Jahre längere Nutzung kann das Bundesministerium seine 
Ausgaben um etwa 15 % auf 460 Euro pro Arbeitsplatz 
im Jahr senken. Damit können in den Jahren 2005 und 
2006 jeweils bis zu 70 000 Euro eingespart werden. Ab 
dem Jahre 2007 wird das Bundesministerium pro Compu- 
ter bis zu 200 Euro weniger ausgeben müssen und damit 
jährlich bis zu 150 000 Euro einsparen können. Die Ver- 
einheitlichung der Beschafftmgsstrategie des gesamten 
Geschäftsbereiches mit über 4 000 Computerarbeitsplät- 
zen lässt entsprechend höhere Einsparungen erwarten. 

Vor dem Hintergrund anhaltender Haushaltsprobleme 
geht der Bundesrechnungshof davon aus, dass das Bundes- 
ministerium die Nutzungsdauer seiner Computer zukünf- 
tig nicht ausschließlich am empfohlenen Mindestzeitraum 
von fünf Jahren ausrichtet, sondern diese bedarfsweise, 
abhängig vom Einsatzort und Verwendungszweck, mög- 
lichst noch verlängert. 


Münzversand, auf private Unternehmen zu übertragen. 
Anschließend soll die Behörde aufgelöst werden. Das 
Bundesministerium der Finanzen hat in einem ersten 
Schritt die Privatisierung des Münzversandes eingeleitet. 

54.1 

Die Bundeswertpapierverwaltung (BWpV) betreibt das 
Privatkundengeschäft, indem sie Bundeswertpapiere ge- 
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bührenfrei verkauft, verwahrt und verwaltet. Dazu unter- 
hält sie ein Service-Center und ermöglicht Intemet-Ban- 
king. Neben dem Privatkundengeschäft versendet die 
BWpV Sammler- und Gedenkmünzen. Sie bietet ihre 
Dienstleistungen wie ein privates Unternehmen an. 

ln der BWpV sind rund 400 Beschäftigte tätig. Jährlich 
gibt sie Haushaltsmittel von 27 Mio. Euro aus. Sie ver- 
waltet etwa 1 % der gesamten Bundesschuld in Konten 
für private Gläubiger. Neben der BWpV verkaufen auch 
Kreditinstitute Bundeswertpapiere an Privatpersonen. 

Der Bundesrechnungshof hatte empfohlen, die nicht ho- 
heitlichen Aufgaben der BWpV, das sind das Privatkun- 
dengeschäft und der Münzversand, auf private Unterneh- 
men des Finanzdienstleistungssektors zu übertragen und 
die Behörde anschließend aufzulösen. Der Haushaltsaus- 
schuss des Deutschen Bundestages schloss sich dem im 
November 2003 an. 

Das Bundesministerium der Finanzen (Bundesministe- 
rium) entschied daraufhin, die Behörde aufzulösen, die 
hoheitlichen Aufgaben auf andere Behörden zu verlagern 
und den Münzversand zu privatisieren. Das Privatkun- 
dengeschäft sowie Teile des Personals der BWpV sollen 
nach einer Aufgabenprognose sowie einer Personalbe- 
darfsschätzung auf die Bundesrepublik Deutschland - Fi- 
nanzagentur GmbH (Finanzagentur) übertragen werden. 
Für die übrigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
BWpV sucht das Bundesministerium Beschäftigungs- 
möglichkeiten in anderen Behörden. 

Das Bundesministerium beabsichtigt, das Privatkunden- 
geschäft nach Überführung in die Finanzagentur auszu- 
weiten. Die Finanzagentur gehört zu 100 % dem Bund. 
Sie betreibt das Schuldenmanagement des Bundes in des- 
sen Namen und für dessen Rechnung. 

Als Termin für die Verlagerung des Privatkundenge- 
schäfls der BWpV in die Finanzagentur war der 1. Januar 
2006 vorgesehen. Wegen noch zu klärender personal- 
rechtlicher und personalwirtschaftlicher Fragen wird sich 
der Termin nach den Planungen des Bundesministeriums 
verzögern. 

Die konkreten Privatisierungsmöglichkeiten des Münz- 
versandes, mit dem derzeit rund 80 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter beschäftigt sind, hat das Bundesministerium 


Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 

(Einzelplan 09) 

55 Beschieunigte Einführung eines 
modernen Datenbanksystems für 
EG-Richtiiniencontroiiing 

55.0 

Erheblich vereinfachen soll ein modernes Datenbanksys- 
tem künftig die Koordinierung der Umsetzung von Richt- 
linien der Europäischen Gemeinschaften. Auf Empfehlung 


in einem so genannten Interessenbekundungsverfahren 
ermittelt. Ein Vergabeverfahren wird folgen. 

54.2 

Der Bundesrechnungshof hat die Entscheidungen des 
Bundesministeriums grundsätzlich als einen Schritt in die 
richtige Richtung angesehen. Das gilt uneingeschränkt 
für die Privatisierung des Münzversandes. Er hat aber 
darauf hingewiesen, dass die geplante Verlagerung des 
Privatkundengeschäfts der BWpV in die Finanzagentur 
eine Organisationsprivatisierung darstellt, mit der kein 
Bürokratieabbau verbunden ist. Für die beabsichtigte 
Fortführung und Ausweitung des Privatkundengeschäfts 
durch die Finanzagentur hat er keinen Bedarf gesehen, 
weil diese Leistungen flächendeckend von Kreditinstitu- 
ten angeboten werden. 

54.3 

Das Bundesministerium hat erklärt, es sei erforderlich, 
Aufgabenplanungen und -entwicklungen stärker mit per- 
sonalwirtschaftlichen Überlegungen zu verknüpfen, um 
die Personalfragen der BWpV zu lösen. 

54.4 

Das Bundesministerium folgt mit der beabsichtigten Auf- 
lösung der BWpV den Empfehlungen des Bundesrech- 
nungshofes. Durch die Übertragung des Münzversandes 
auf private Unternehmen wird der Bundeshaushalt entlas- 
tet. Zugleich dient dies dem Bürokratieabbau. 

Der Bundesrechnungshof verkennt nicht die personal- 
wirtschaftlichen und personalrechtlichen Schwierigkeiten 
bei der Auflösung einer Behörde. Er sieht deshalb die 
Übernahme eines Teils der Beschäftigten der BWpV und 
des Privatkundengeschäfts durch die Finanzagentur als 
sozial verträglichen Zwischenschritt an. Die nach Auffas- 
sung des Bundesrechnungshofes gebotene Übertragung 
des Privatkundengeschäfts auf private Finanzdienstleis- 
tungsuntemehmen darf als Ziel nicht aus den Augen ver- 
loren werden. Der Bundesrechnungshof wird die weitere 
Entwicklung beobachten. 


des Bundesrechnungshofes will das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Arbeit ein solches System beschleunigt 
einführen. 

55.1 

Richtlinien der Europäischen Gemeinschaften (Richtli- 
nien) muss jeder Mitgliedstaat der Europäischen Union 
(EU) binnen einer bestimmten Frist in nationales Recht 
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Umsetzen. Dabei achtet das Bundesministerium für Wirt- 
schaft und Arbeit (Bundesministerium) darauf, dass die 
federführenden Ressorts die gesetzten Fristen einhalten. 
Geschieht dies nicht, drohen dem Mitgliedstaat neben 
Schadenersatzansprüchen Dritter erhebliche Zwangsgeld- 
zahlungen. Um derartige finanzielle Nachteile zu vermei- 
den, ist das Bundesministerium auf eine wirksame Fris- 
tenkontrolle angewiesen. 

Deutschland setzte im Prüfungszeitraum 1998 bis 2003 
die Mehrzahl aller Richtlinien verspätet um. Beim Ran- 
king der EU-Mitgliedstaaten zum Umsetzungsstand be- 
legte Deutschland bis zum Jahre 2003 überwiegend einen 
der hinteren Plätze. Nach einem im Frühjahr 2004 be- 
schlossenen Maßnahmenpaket der Bundesregierung hat 
sich der Stand der Umsetzung von Richtlinien deutlich 
verbessert. Deutschland nimmt inzwischen einen Platz im 
vorderen Drittel der EU-Vergleichstabelle ein. 

Der Bundesrechnungshof prüfte die Koordinierung und 
Abstimmung der Richtlinienumsetzung innerhalb der 
Bundesregierung. Er stellte fest, dass das Bundesministe- 
rium die Fristenkontrolle auf eine rund 20 Jahre alte Da- 
tenbank stützte. Nur von einem einzelnen PC-Arbeits- 
platz aus konnte auf die Daten zugegriffen werden, ln der 
Datenbank fehlten für eine wirksame Fristenkontrolle we- 
sentliche Angaben, z. B. die Zeitpläne der federführenden 
Ressorts für die einzelnen Umsetzungsschritte (Umset- 
zungspläne). Die Fristenkontrolle durch das Bundes- 
ministerium beschränkte sich auf ein Erinnerungsschrei- 
ben an das federführende Ressort kurz vor Ablauf der 
Umsetzungsfrist und ein weiteres Schreiben sechs Mo- 
nate nach Fristablauf 


Seit dem Jahre 2002 versuchte das Bundesministerium, 
ein zeitgemäßes Programm für dieses Datenbanksystem 
zu entwickeln. Bis Frühjahr 2004 erreichte es jedoch kei- 
nerlei Fortschritte. 

55.2 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesministerium im 
Mai 2004 empfohlen, umgehend ein neues Datenbank- 
system einzuführen, um die Fristenkontrolle zu verbes- 
sern. Dadurch könnte der Rückstand bei den Umsetzun- 
gen verringert und der Erfolg des Maßnahmenpaketes der 
Bundesregierung dauerhaft gesichert werden. 

55.3 

Das Bundesministerium ist der Empfehlung des Bundes- 
rechnungshofes gefolgt und entwickelt ein neues Daten- 
banksystem mit dem Arbeitstitel „Eurico“, das es Ende 
2005 einführen will. Die Ressorts sollen auf „Eurico“ 
über das Internet zugreifen können. Aus den Daten, die 
das System auf diese Weise erhält, sollen automatisch 
Umsetzungspläne erstellt werden. Geraten die Ressorts 
mit der Dateneingabe oder mit den Umsetzungsplänen in 
Verzug, soll „Eurico“ Mahnungen vornehmen. 

Der Bundesrechnungshof wird beobachten, ob „Eurico“ 
pünktlich eingeführt wird und ob sich das System in der 
Praxis bei der Koordinierung der Richtlinienumsetzung 
bewährt. 


Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 

(Einzelplan 10) 


56 45 Mio. Euro Sondervermögen des 

Bundes in den Bundeshaushait 
vereinnahmt 

56.0 

Der Haushaltsgesetzgeber hat fiir das Haushaltsjahr 
2005 einmalig 45 Mio. Euro aus dem Zweckvermögen bei 
der Landwirtschaftlichen Rentenbank vereinnahmt und 
zugunsten der landwirtschaftlichen Unfallversicherung 
verwendet. Im Haushaltsaufstellungsverfahren hatte der 
Bundesrechnungshof darauf hingewiesen, dass ein 
Zweckvermögen des Bundes entweder einer gesetzlichen 
Grundlage bedarf oder in den Bundeshaushalt zu über- 
führen ist. Der Bund hat diesen Betrag im Bundeshaus- 
halt eingespart. 

56.1 

Die Landwirtschaftliche Rentenbank verwaltet treuhände- 
risch für den Bund ein Zweckvermögen, das aufgrund des 


Gesetzes zur Abwicklung der landwirtschaftlichen Ent- 
schuldung vom 25. März 1952 (BGBl. 1 S. 203) gebildet 
wurde. Das Zweckvermögen setzt sich aus seinem Grund- 
kapital und den jährlichen Bilanzgewinnen der Landwirt- 
schaftlichen Rentenbank zusammen. Das Grundkapital 
wurde durch eine Sonderabgabe des landwirtschaftlichen 
Berufsstandes gebildet. Das Zweckvermögen belief sich 
zum 31. Dezember 2004 auf 110 Mio. Euro. Die Mittel 
sollen dazu dienen, auf eine verbesserte Agrarstruktur 
hinzuwirken und land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
in benachteiligten Gebieten zu sichern. Mit dem Gesetz 
zur Änderung der Insolvenzordnung und anderer Gesetze 
vom 26. Oktober 2001 (BGBl. 1 S. 2710) wurde das Er- 
richtungsgesetz für das Zweckvermögen aufgehoben. 

Das Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernäh- 
rung und Landwirtschaft hatte den nicht durch Förderzu- 
sagen gebundenen Teil des Zweckvermögens in Höhe 
von 45 Mio. Euro im Zuge des Aufstellungsverfahrens 
für den Bundeshaushalt 2005 als Einnahme eingestellt. 
Die Einnahme sollte zweckgebunden für die Träger der 
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landwirtschaftlichen Unfallversicherung verausgabt wer- 
den, weil die Mittel auf einer besonderen Belastung des 
landwirtschaftlichen Berufsstandes beruhen. Im Übrigen 
sollte das Zweckvermögen bestehen bleiben. 

Die Berichterstatter für den Einzelplan 10 baten im Haus- 
haltsaufstellungsverfahren den Bundesrechnungshof, recht- 
lich zu bewerten, ob dieser Betrag tatsächlich in den Bun- 
deshaushalt überführt werden könne. 

56.2 

Der Bundesrechnungshof hat in seiner Stellungnahme 
darauf hingewiesen, dass es sich bei dem Zweckvermö- 
gen bei der Landwirtschaftlichen Rentenbank um ein 
Sondervermögen des Bundes handelt. Sondervermögen 
werden zur Erfüllung einzelner Aufgaben des Bundes au- 
ßerhalb des Bundeshaushalts bewirtschaftet und bilden 
damit eine Ausnahme von dem Grundsatz der Vollstän- 
digkeit und der Jährlichkeit des Haushalts. Wegen dieser 
Sonderstellung ist eine eindeutige gesetzliche Grundlage 
notwendig, die nicht nur die Errichtung, sondern auch den 
Fortbestand regelt. 


Da das Gesetz über die Errichtung des Zweckvermögens 
aufgehoben war, hat der Bundesrechnungshof empfohlen, 
den Betrag von 45 Mio. Euro zweckgebunden in den 
Bundeshaushalt zu überführen. Für den Verbleib des übri- 
gen Teils des Zweckvermögens bei der Landwirtschaftli- 
chen Rentenbank hat er angeregt, eine entsprechende 
rechtliche Regelung zu schaffen. 

56.3 

Der Gesetzgeber hat den Hinweisen des Bundesrech- 
nungshofes folgend für das Haushaltsjahr 2005 einmalig 
45 Mio. Euro aus dem Zweckvermögen bei der Landwirt- 
schaftlichen Rentenbank vereinnahmt und zugunsten der 
landwirtschaftlichen Unfallversicherung verwendet. Der 
Bund hat diesen Betrag im Bundeshaushalt eingespart. 

Er hat außerdem für das bei der Landwirtschaftlichen 
Rentenbank verbleibende Zweckvermögen die erforderli- 
che gesetzliche Grundlage geschaffen (Gesetz über das 
Zweckvermögen des Bundes bei der Landwirtschaftlichen 
Rentenbank und zur Änderung des Gesetzes über die 
Landwirtschaftliche Rentenbank vom 12. August 2005, 
BGBl. 1 S. 2363). 


Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

(Einzelplan 12) 


57 Ausgieichszahiungen des Bundes 
für Bahnübergänge reduziert 

(Kapitel 1222) 

57.0 

Nach Empfehlungen des Bundesrechnungshofes hat das 
Eisenbahn-Bundesamt die Ausgleichszahlungen des Bun- 
des für Bahnübergänge um jährlich rund 2 Mio. Euro ge- 
kürzt. 

57.1 

Die Eisenbahnen des Bundes (Eisenbahnen) tragen bei ih- 
ren Bahnübergängen die Kosten für Betrieb und Unter- 
haltung. Die Kosten bestehen zu einem erheblichen Teil 
aus Aufwendungen für das Personal, das die Schranken- 
anlagen bedient. Die Baulastträger für die kreuzenden 
Straßen beteiligen sich an diesen Kosten nicht. Stattdes- 
sen hat sich der Bund verpflichtet, den Eisenbahnen 50 % 
der Kosten zu erstatten. 

Die Eisenbahnen weisen die ihnen entstandenen Kosten 
nach und beantragen im Folgejahr die Ausgleichszahlun- 
gen des Bundes. Das Eisenbahn-Bundesamt (Bundesamt) 
prüft die eingereichten Unterlagen und setzt die Höhe der 


Ausgleichszahlungen fest, die sich jährlich auf rund 
80 Mio. Euro belaufen. 

Der Bundesrechnungshof prüfte mit Unterstützung des 
Prüfungsamtes des Bundes Hannover die Berechnung der 
Ausgleichszahlungen, insbesondere die von den Eisen- 
bahnen geltend gemachten Personal- und Verwaltungs- 
kosten. 

57.2 

Der Bundesrechnungshof hat die Berechnung der Aus- 
gleichszahlungen beanstandet, da die Höhe der angesetz- 
ten Personal- und Verwaltungskosten nicht nachvollzieh- 
bar war. Er hat dem Bundesamt empfohlen, die Zeit- und 
Kostenansätze der Eisenbahnen zu überprüfen und anzu- 
passen. 

57.3 

Das Bundesamt ist den Empfehlungen des Bundesrech- 
nungshofes gefolgt. Es hat den im Rahmen der Aus- 
gleichsberechnung vorgesehenen Verwaltungskostenzu- 
schlag für die Eisenbahnen zum 1. Januar 2005 von 7,5 % 
auf 5 % gesenkt. Bei den Personalkosten hat das Bundes- 
amt Kostensätze und Zuschläge verändert. Dadurch ver- 
ringern sich die jährlichen Ausgleichszahlungen des Bun- 
des um rund 2 Mio. Euro. 
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58 Weitergabe nachträglicher Preis- 
nachlässe an den Bund erreicht 

(Kapitel 1222) 

58.0 

Nachträgliche Preisnachlässe beim Schienenwegebau 
sind zu Unrecht nicht an den Bund weitergereicht worden. 
Auf Empfehlung des Bundesrechnungshofes hat das Eisen- 
bahn-Bundesamt ungerechtfertigt beanspruchte Bundes- 
mittel zurückgefordert und von zwei Eisenbahninfrastruk- 
turunternehmen 1,1 Mio. Euro erhalten. 

58.1 

Der Bund finanziert den Ausbau seiner Sehienenwege 
dureh Zuwendungen an die Eisenbahninfrastrukturunter- 
nehmen (Unternehmen). Die Unternehmen beantragen 
die Zuwendungsmittel beim Eisenbahn-Bundesamt (Bun- 
desamt), das die Anträge prüft und die Mittel freigibt. 
Naeh der Verwendung prüft das Bundesamt, ob die Un- 
ternehmen die Bundesmittel zweekentspreehend, wirt- 
sehafllieh und sparsam eingesetzt haben. Es hat darauf zu 
aehten, dass die Unternehmen die Zuwendungsbestim- 
mungen eingehalten und keine ungereehtfertigten Vermö- 
gensvorteile erlangt haben. Erzielen die Unternehmen 
z. B. beim Einkauf größerer Materialmengen naehträgli- 
ehe Preisnaehlässe, müssen sie diese an den Bund weiter- 
reiehen. 

Der Bundesreehnungshof stellte mit Unterstützung des 
Prüfüngsamtes des Bundes Stuttgart fest, dass ein Unter- 
nehmen beim Materialeinkauf naehträgliehe Preisnaeh- 
lässe vereinbart hatte. Dem Bundesamt war dies nieht 
bekannt. Es konnte aueh nieht bestätigen, dass die Unter- 
nehmen zuvor naehträgliehe Preisnaehlässe gemeldet 
hatten. 

58.2 

Der Bundesreehnungshof hat beanstandet, dass dem 
Bund Vermögensnaehteile entstehen können, wenn die 
Unternehmen naehträgliehe Preisnaehlässe einbehalten. 
Der Bundesreehnungshof hat dem Bundesamt empfohlen, 
Preisnaehlässe festzustellen und diese bei den Abreeh- 
nungen zu berüeksiehtigen. 

58.3 

Das Bundesamt ist den Empfehlungen des Bundesreeh- 
nungshofes gefolgt und hat umfassende eigene Prüfungen 
durehgeführt. Es hat dabei festgestellt, dass zwei Unter- 
nehmen über mehrere Jahre hinweg naehträgliehe Preis- 
naehlässe nieht von den Bundesmitteln abgesetzt hatten. 
Das Bundesamt hat die zu Unreeht beanspruehten Bun- 
desmittel zurüekge fordert und von den Unternehmen 
1,1 Mio. Euro erhalten. 


59 Eisenbahn-Bundesamt fordert unzuläs- 
sig verwendete Bundesmittel für den 
Ausgleich von Eingriffen in die Natur 
zurück 

59.0 

Das Eisenbahn-Bundesamt wird Zuwendungen für Aus- 
gleichs- und Ersatzmaßnahmen in Höhe von 3,6 Mio. 
Euro zurückfordem, die ein Eisenbahninfrastrukturunter- 
nehmen unzulässig verwendet hat. Es will die Mittelver- 
wendung für solche Maßnahmen künftig stärker prüfen. 
Das Eisenbahn-Bundesamt folgte damit Empfehlungen 
des Bundesrechnungshofes. 

59.1 

Beim Bau der Sehienenwege des Bundes entstehen Ein- 
griffe in die Natur, die z. B. dureh Aufforstungen oder das 
Anlegen von Biotopen auszugleiehen sind. Diese Aus- 
gleiehs- und Ersatzmaßnahmen werden vom Bund und 
den Eisenbahninfrastrukturuntemehmen (Unternehmen) 
finanziert. Der Bund übernimmt dabei u. a. die Kosten für 
den Grunderwerb und die ersfmalige Herriehtung der Flä- 
ehen. Dafür sfellf er den Unternehmen Bundesmittel zur 
Verfügung, die diese wirfsehaftlieh und sparsam zu ver- 
wenden haben. Maklergebühren und laufende Unferhal- 
tungsaufwendungen übernimmt der Bund nieht. Diese 
Kosten müssen die Unternehmen tragen. Sie haben zu- 
dem sieherzustellen, dass die Ausgleiehs- und Ersatzmaß- 
nahmen dauerhaft Bestand haben. Das Eisenbahn- 
Bundesamt (Bundesamt) prüft stiehprobenweise, ob die 
Unternehmen diesen Verpfliehtungen naehkommen. 

Der Bundesreehnungshof prüfte mit Unterstützung des 
Prüfungsamtes des Bundes Stuttgart die Ausgleiehs- und 
Ersatzmaßnahmen. 

59.2 

Der Bundesreehnungshof hat festgestellt, dass ein Unter- 
nehmen Grundstüeke mit Bundesmitteln zu überhöhten 
Preisen erworben hatte. Zudem hatte es unzulässig Bun- 
desmittel für Maklergebühren sowie laufende Unferhal- 
tungsaufwendungen verwendet. Der Bundesrechnungs- 
hof hat insgesamt beanstandet, dass die bisherigen 
Stichprobenprüfungen des Bundesamtes nicht ausreich- 
ten, um die Verwendung der Bundesmittel hinreichend zu 
überprüfen. Sie erstreckten sich insbesondere zu wenig 
auf den Aspekt, ob die Unternehmen ihrer Pflicht zur 
dauerhaften Unterhaltung der Ausgleichsmaßnahmen 
nachkamen. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesamt empfohlen, 
den Bereich Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen umfas- 
sender zu prüfen und unzulässig verwendete Bundesmit- 
tel zurückzufordem. 
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59.3 

Das Bundesamt hat die Anregungen des Bundesrech- 
nungshofes aufgenommen und bei eigenen Untersuchun- 
gen weitere zurückliegende Fälle unzulässig verwendeter 
Bundesmittel aufgedeckt. Das Bundesamt hat angekün- 
digt, insgesamt 3,6 Mio. Euro von den Unternehmen zu- 
rückzufordem. 

Das Bundesamt hat zudem zugesagt, die Empfehlungen 
des Bundesrechnungshofes zur Verbesserung der Kon- 
trolle künftiger Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen um- 
zusetzen. 

60 Unzulässig einbehaltene Hochwasser- 
hilfen von Eisenbahninfrastruktur- 
unternehmen zurückgefordert 

(Kapitel 1222, Fonds Aufbauhilfe) 

60.0 

Die Eisenbahninfrastruktumntemehmen haben Bundes- 
mittel in Höhe von rund 70 Mio. Euro fiir die Beseitigung 
von Hochwasserschäden unberechtigt in Anspruch ge- 
nommen, da die betreffenden Schäden durch Versiche- 
rungsleistungen abgedeckt waren. Das Bundesministe- 
rium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen hat die 
Rückforderung auf Empfehlung des Bundesrechnungsho- 
fes umgesetzt. 

60.1 

Das Hochwasser vom August 2002 verursachte erhebli- 
che Schäden an den Anlagen der Eisenbahninfrastruktur- 
untemehmen des Bundes (Unternehmen). Der Bund sagte 
den Unternehmen eine Kostenübemahme für die Beseiti- 
gung dieser Schäden zu. Ausgeschlossen davon waren 
Schäden, die von Versicherungen ersetzt werden. Deshalb 
mussten die Unternehmen dem Eisenbahn-Bundesamt 
(Bundesamt) regelmäßig berichten, ob Versicherungen 
nachträglich Zahlungen für Schadensfälle geleistet hat- 
ten, für die bereits Bundesmittel in Anspruch genommen 
worden waren. 

Im Januar 2003 meldeten die Unternehmen, im Jahre 
2002 keine Versicherungsleistungen erhalten zu haben. 
Das Bundesamt ermittelte im Februar 2003, dass ein Ver- 
sicherer einen Pauschalbetrag von 150 Mio. Euro für 
Sachschäden und entstandene Kosten zugesagt hatte. Da- 
von hatte er im Jahre 2002 bereits 120 Mio. Euro ausge- 
zahlt. Das Bundesamt forderte die Unternehmen auf, die 
Pauschalleistungen anteilig auf die vom Bund ersetzten 
Schäden an der Infrastruktur anzurechnen. Die Unterneh- 
men kamen dieser Aufforderung nicht nach. Das Bundes- 
amt stellte daraufhin eigene Berechnungen zur Aufteilung 
der Versicherungsleistung an und ermittelte auf dieser 
Grundlage die Höhe der zu Unrecht gewährten Bundes- 
mittel. Es forderte im April 2004 einen Betrag von rund 
70 Mio. Euro zurück. Das Bundesministerium für Ver- 
kehr, Bau- und Wohnungswesen (Bundesministerium) 
hatte dieser Rückforderung zugestimmt. 


Die Muttergesellschafl der Unternehmen verweigerte 
eine Rückzahlung mit dem Hinweis, die pauschalen Ver- 
sicherungsleistungen würden nicht zum Ersatz der Schä- 
den verwendet, für die der Bund Leistungen erbracht 
habe. Als Muttergesellschaft könne sie frei über die Auf- 
teilung der Versicherungsleistungen entscheiden, da sie 
selbst die Versicherungsnehmerin sei und nicht ihre Un- 
ternehmen, die die Zuwendungen des Bundes erhalten 
hätten. Damit sei sie weder an das Zuwendungsrecht noch 
an die zwischen den Unternehmen und dem Bund ge- 
schlossenen Vereinbarungen gebunden, nach denen pau- 
schale Versicherungsleistungen dem Bund anteilig zugute 
zu bringen seien. 

Das Bundesministerium wollte zunächst auf die Rückfor- 
derung verzichten und bat das Bundesministerium der 
Finanzen um Zustimmung. Das Bundesministerium be- 
gründete dies mit dem ungewöhnlich hohen Schadens- 
umfang und der angespannten Eigenmittelsituation der 
Unternehmen sowie der Muttergesellschaft. Damit läge 
ein begründeter Ausnahmefall für einen Forderungsver- 
zicht vor. 

Der Bundesrechnungshof prüfte mit Unterstützung des 
Prüfungsamtes des Bundes Stuttgart den Rückforderungs- 
fall. 

60.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass das Bun- 
desministerium einen Verzicht auf die Rückforderung 
beabsichtigte. Ungeachtet der Einwendungen der Mutter- 
gesellschaft ist die Rückforderung rechtmäßig. Die Vo- 
raussetzungen eines Forderungsverzichtes liegen nicht 
vor. Dieser ist nach den Vorgaben des Haushaltsrechts 
möglich, wenn sich der Schuldner in einer unverschulde- 
ten wirtschaftlichen Notlage befindet und durch die 
Rückforderung in seiner Existenz gefährdet ist. Beide Vo- 
raussetzungen sind nicht gegeben. Der Bundesrechnungs- 
hof hat dementsprechend empfohlen, die Rückforde- 
mngsansprüche des Bundes durchzusetzen. 

60.3 

Das Bundesministerium hat im Februar 2005 mitgeteilt, 
es habe den Fall zwischenzeitlich mit dem Ergebnis ge- 
prüft, dass die Bundesmittel zurückzufordem seien. Die 
Auffassung der Muttergesellschaft der Unternehmen 
treffe nicht zu. Einen Verzicht auf die Rückforderung 
werde das Bundesministerium nicht erklären, nachdem 
auch das Bunde sministerium der Finanzen dargelegt 
habe, dass die Bedingungen dafür nicht erfüllt seien. Das 
Bundesministerium hat das Bundesamt aufgefordert, die 
Rückforderung mit laufenden Zuwendungen des Bundes 
zu verrechnen. 

60.4 

Das Bundesministerium hat dem Anliegen des Bundes- 
rechnungshofes entsprochen. Darüber hinaus bietet es 
sich an, eindeutige Vereinbarungen mit den Unternehmen 
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für die künftige Finanzierung von Schadensfällen zu fref- 
fen, damif sichergesfellt wird, dass Versicherungsleisfun- 
gen von den Unternehmen gemeldet und anteilig auf Hil- 
fen des Bundes angerechnet werden. 

61 Fristgerechte Anwendung inter- 

nationaler Rechnungslegungs- 
vorschriften bei einem Bundes- 
unternehmen sichergestellt 

61.0 

Ein Unternehmen im Mehrheitsbesitz des Bundes hat sein 
Rechnungswesen umgestellt, damit es seinen Jahresab- 
schluss zum 31. Dezember 2005 nach internationalen 
Standards aufstellen kann. Das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen hat es auf Empfehlung 
des Bundesrechnungshofes dazu aufgefordert. Die bis- 
lang vom Unternehmen erst für Ende des Jahres 2007 
vorgesehene Umstellung der Rechnungslegung auf inter- 
nationale Standards widerspricht einer Verordnung der 
Europäischen Gemeinschaft. Eine verspätete Umstellung 
hätte dem Ansehen des Unternehmens schaden und sich 
negativ auf seine Kreditwürdigkeit und sein Kreditrating 
auswirken können. 

61.1 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen (Bundesminisferium) isf im Aufsichtsrat ei- 
nes Unternehmens im Mehrheitsbesitz des Bundes (Un- 
ternehmen) vertreten. Der Bundesrechnungshof prüfte die 
Betätigung des Bundes bei dem Unternehmen. Er stellte 
fest, dass das Unternehmen sein Rechnungswesen nicht 
zum 1 . Januar 2005 umgestellt hatte, um seinen Jahresab- 
schluss zum 3 1 . Dezember 2005 nach internationalen 
Standards aufstellen zu können. Dazu war das Unterneh- 
men entsprechend einer Verordnung der Europäischen 
Gemeinschaft (EG-Verordnung) verpflichtet. Es ging 
vielmehr davon aus, dass der Jahresabschluss nach inter- 
nationalen Standards erst zum 3 1 . Dezember 2007 aufzu- 
stellen sei. 

61.2 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, dass 
das Unternehmen aufgrund der EG-Verordnung ver- 
pflichtet ist, die internationalen Standards schon für den 
Jahresabschluss zum 3 1 . Dezember 2005 anzuwenden. 
Ein fehlerhafter Jahresabschluss könnfe dem Ansehen des 
Unternehmens schaden und sich negativ auf seine Kredit- 
würdigkeit und das Kreditrating auswirken. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesministerium da- 
her empfohlen, das Unternehmen aufzufordem, den Ver- 
pflichtungen fristgerecht zum 3 1 . Dezember 2005 nachzu- 
kommen. 


61.3 

Das Bundesministerium hat sich nach Prüfung der 
Rechtslage der Empfehlung des Bundesrechnungshofes 
angeschlossen und auf die Umsetzung hingewirkt. Das 
Unternehmen hat das Rechnungswesen inzwischen den 
rechtlichen Anforderungen entsprechend angepasst und 
will den Jahresabschluss 2005 nach internationalen Stan- 
dards aufstellen. 

62 Stilllegung eines Schiffshebewerkes 
spart dem Bund fast 9 Mio. Euro 

(Kapitel 1203 Titel 780 12) 

62.0 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungs- 
wesen hat veranlasst, das Schiffshebewerk Rothensee still 
zu legen. Der Bundesrechnungshof hatte dies empfohlen, 
da der Weiterbetrieb nach der Fertigstellung der Schleuse 
Rothensee nicht notwendig ist. Dadurch können insge- 
samt fast 9 Mio. Euro eingespart werden. 

62.1 

Das Schiffshebewerk Rothensee verbindet parallel zu der 
im Jahre 2001 eingeweihten gleichnamigen Schleuse die 
Elbe und die Magdeburger Häfen mit dem Mittellandka- 
nal. Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung (Verwal- 
tung) plante die Grundinstandsetzung des Schiffshebe- 
werkes Rothensee, um die Anlage noch 17 Jahre weiter 
zu betreiben. Sie stützte ihre Planung auf ein Gutachten 
aus dem Jahre 1992. Das für das Jahr 2010 prognosti- 
zierte Verkehrsaufkommen ließ befürchten, dass die Leis- 
tungsfähigkeit der neuen Schleuse Rothensee überschrit- 
ten werden könnte. 

Der Bundesrechnungshof wies mit Unterstützung des 
Prüfungsamtes des Bundes Berlin anhand einer aktuellen 
Verkehrsprognose nach, dass auch künftig die Kapazität 
der Schleuse Rothensee allein ausreichen wird, um den 
anfallenden Verkehr zu bewältigen. Der Weiterbetrieb des 
Schiffshebewerkes Rothensee hätte Kosten in Höhe von 
insgesamt fast 9 Mio. Euro verursacht. 

62.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass die Ver- 
waltung eine Grundinstandsetzung des Schiffshebewerkes 
beabsichtigt, obwohl die Kapazität der neuen Schleuse 
ausreicht. Er hat empfohlen, das Schiffshebewerk still zu 
legen. 

62.3 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen hat im Jahre 2004 die Verwaltung angewie- 
sen, das Schiffshebewerk Rothensee still zu legen. 

Es hat die Empfehlung berücksichtigt und kann dadurch 
fast 9 Mio. Euro einsparen. 
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63 Über 4 Mio. Euro Einsparungen 
bei Querungshiifen für Wiidtiere 

(Kapitel 1210 Titel 741 22) 

63.0 

Der Bund spart 4,2 Mio. Euro durch kleinere Querungs- 
hiifen für Wildtiere beim Bau der Bundestraße B 178 n. 

63.1 

Beim Straßenbau sind naeh dem Bundesnatursehutz- 
gesetz Beeinträehtigungen von Natur und Landsehaft 
mögliehst zu vermeiden. Um diesem Gebot Reehnung zu 
tragen, bauen die Straßenbauverwaltungen der Länder 
Querungshiifen für Wildtiere. Diese dienen der Verbin- 
dung des Landsehaftsraumes und erleiehtem es Wildtie- 
ren, Straßen zu queren. Die Querungshiifen können als 
Brüeken, Unterführungen oder Durehlässe hergestellt 
werden. 

Die Straßenbauverwaltung des Freistaates Saehsen (Stra- 
ßenbauverwaltung) plante den Neubau der Bundesstraße 
(B) 178 n von Löbau naeh Zittau. Die Gesamtbaukosten 
für die 16,2 km lange Streeke betrugen 82,5 Mio. Euro. 
Bestandteil des Neubaus waren sieben Bauwerke, die un- 
ter anderem die Funktion einer Querungsmögliehkeit für 
Wildtiere erfüllen sollten. Die Straßenbauverwaltung 
legte die Standorte und die Abmessungen dieser Bau- 
werke naeh den Vorgaben eines ökologisehen Gutaehtens 
fest. 

63.2 

Der Bundesreehnungshof prüfte die Planung für den Bau 
der Querungshiifen im Zuge des Neubaus der B 178 n 
und sfellfe u. a. fesf: 

• Notwendigkeit und Abmessungen der Querungshiifen 
waren ökologiseh nieht hinreiehend begründet. 

• Für Querungshiifen mit einer vergleiehbaren Anzahl 
von Wildweehseln waren untersehiedliehe Abmessun- 
gen vorgesehen. 

• Empfehlungen aus der Faehliteratur zur Dimensionie- 
rung von Brüeken über Fließgewässer mit der Mög- 
liehkeit von Wildweehseln beaehtete die Straßenbau- 
verwaltung nieht. 

63.3 

Der Bundesreehnungshof hat beanstandet, dass die Stra- 
ßenbauverwaltung bei der Planung der Querungshiifen 
einseitig dem ökologisehen Gutaehten folgte. Die Grund- 
sätze der Wirtsehaftliehkeit und Sparsamkeit berüeksieh- 
tigte sie nieht genügend. 

Der Bundesreehnungshof hat daher empfohlen, den Be- 
darf und die Abmessungen der Querungshiifen zu über- 
prüfen. Hierbei sollten die Belange des Natur- und Land- 
sehaflssehutzes einerseits und eines wirtsehaftliehen und 


sparsamen Straßenbaus andererseits ausgewogen bewer- 
tet werden. 

63.4 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen und die Straßenbauverwaltung sind der 
Empfehlung des Bundesreehnungshofes gefolgt. Die 
Überprüfung hat ergeben, dass eine der ursprünglieh vor- 
gesehenen Querungshiifen nieht notwendig ist. Statt einer 
Brüeke mit einer liebten Weite von 230 m werden nun 
zwei kleinere Brüeken mit liehten Weiten von 25 m und 
30 m gebaut. Zwei weitere Brüeken werden um jeweils 
ein Drittel gekürzt, die Abmessungen der übrigen Que- 
rungshiifen deutlieh verringert. Die Einsparungen für den 
Bund befragen 4,2 Mio. Euro. 

64 Verzicht auf Landschaftstunnel spart 
10 Mio. Euro 

(Kapitel 1210) 

64.0 

Durch den Verzicht auf einen unnötigen Landschafts- 
tunnel konnten beim Bau der Bundesautobahn A 17 Bau- 
kosten von 10 Mio. Euro und jährliche Betriebskosten 
von 150 000 Euro vermieden werden. 

64.1 

Zuständig für die Planung und den Bau der Bundesauto- 
bahn (BAB) A 17 von Dresden naeh Prag ist die Deut- 
sehe Einheit Femstraßenplanungs- und -bau GmbH 
(DEGES) im Auftrag der säehsisehen Straßenbauverwal- 
tung und des Bundes. Der Bundesreehnungshof hat das 
Bauvorhaben bereits im Planungsstadium geprüft und da- 
bei u. a. Folgendes festgestellt: 

Die BAB A 17 soll auf einer 2 km langen Streeke südlieh 
der Gemeinde Breitenau überwiegend im Einsehnitt ge- 
führt werden, also auf einem tieferen Niveau als die um- 
gebende Hügellandsehaft. Die Landsehaft in diesem Ab- 
sehnitt zeiehnet sieh dureh artenarmes Saatgrasland sowie 
dureh intensiv genutzte Wiesen und Weiden aus. Zwei 
kleine Wäldehen loekem als „Inseln“ die landwirtsehaft- 
liehen Fläehen auf 

Aufgrund von Forderungen eines Umweltsehutzvereins 
und eines Umweltfaehamtes erwog die Planfeststel- 
lungsbehörde, in diesem Absehnitt einen Landsehaftstun- 
nel als Auflage in ihren Besehluss aufzunehmen. Auf ei- 
ner Länge von 300 m sollte die Autobahn nieht offen im 
Einsehnitt, sondern in einem Tunnel dureh die Hügel ge- 
führt werden. Der Bau des zusätzliehen Tunnels hätte 
10 Mio. Euro gekostet und jährliehe Betriebskosten von 
1 50 000 Euro verursaeht. Diese Kosten hätten der Bund 
sowie die Europäisehe Gemeinsehaft, die diese Maß- 
nahme zu rund 54 % mit Mitteln aus dem Europäisehen 
Fonds für Regionale Enfwieklung kofinanzierf, zu fragen 
gehabt. 
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Das Umweltfachamt begründete den zusätzlichen Tunnel 
u. a. mit der Sicherung des Lebensraums für geschützte 
Vögel, hier besonders das Birkhuhn. Darüber hinaus 
führe der Autobahnbau zu erheblichen Beeinträchtigun- 
gen des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes inner- 
halb des Landschaftsschutzgebiets. Zudem mindere der 
Bau die Lebensraumqualität der betroffenen Erzgebirgs- 
hochflächen für weitere nach der europäischen Flora- 
Fauna-Habitat-Richtlinie zu schützende Tierarten und 
solche, die nicht dem speziellen europäischen Schutzsta- 
tus unterliegen, z. B. jagdbare Tierarten. 

Die DEGES vertrat gegenüber der Planfeststellungsbe- 
hörde die Auffassung, die Beeinträchtigung des Land- 
schaftsbildes sei gering, da die Trasse auf der betreffen- 
den Strecke im Einschnitt verlaufe. In der durch intensive 
landwirtschaftliche Nutzung geprägten Wiesenlandschaft 
seien zurzeit keine bedeutenden Tiervorkommen festzu- 
stellen. Ein von der DEGES beauftragter Gutachter habe 
zudem nachgewiesen, dass der Lebensraum des Birk- 
huhns durch den Bau und Betrieb der Autobahn nicht be- 
einträchtigt werde. Birkhühner hielten sich nur in anderen 
Bereichen weitab der Autobahntrasse auf Der Forderung 
nach Verbesserung der Lebensraumeignung für jagdbare 
Wildarten hielt die DEGES entgegen, dass es nicht Ziel 
einer naturschutzfachlichen Maßnahme sein könne, Be- 
dingungen zu schaffen, damit Jagdwild in ausreichender 
Menge zur Verfügung stehe. Trotz dieser Darlegungen 
war unsicher, ob die Planfeststellungsbehörde bei ihrer 
Abwägung die Einwendungen im Sinne der DEGES be- 
rücksichtigen werde. 

64.2 

Der Bundesrechnungshof hat die DEGES bei seinen ört- 
lichen Erhebungen in ihrer Auffassung bestärkt. Die Not- 
wendigkeit des Landschaftstunnels war nicht ausreichend 
nachgewiesen. Diese Ansicht vertrat auch das Bundes- 
ministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
(Bundesministerium). Um die Bauwürdigkeit eines zu- 
sätzlichen Tunnels mit den entsprechenden Mehrkosten 
zu belegen, bedurfte es nach Auffassung des Bundesrech- 
nungshofes eingehender Untersuchungen und stichhalti- 
ger Begründungen. 

64.3 

Der Bundesrechnungshof hat die DEGES und das Bundes- 
ministerium dabei unterstützt, das Ansinnen der Planfest- 
stellungsbehörde zurückzuweisen, den Landschaftstunnel 
südlich von Breitenau im Planfeststellungsbeschluss als 
Auflage festzuschreiben. 

Die Planfeststellungsbehörde sah schließlich davon ab, 
zusätzliche Landschaftstunnel in den inzwischen be- 
standskräftigen Planfeststellungsbeschluss vom 17. Juli 
2003 aufzunehmen. Die BAB A 17 ist in diesem Ab- 
schnitt im Bau. 


64.4 

Nach Auffassung des Bundesministeriums und der DEGES 
hat der Bundesrechnungshof dazu beigetragen, den Bau 
des nicht erforderlichen Landschaftstunnels abzuwen- 
den. Dieses Beispiel zeigt, dass frühzeitige Prüfungen 
von Baumaßnahmen im Planungsstadium die Verwaltung 
dabei unterstützen können, unnötige Bauwerke und die 
damit verbundenen Ausgaben zu vermeiden. 

65 Rückforderungen in Millionenhöhe auf- 
grund fehlerhafter Lohngleitklauseln 

(Kapitel 1210) 

65.0 

Fehler bei der Anwendung der Lohngleitklausel bei Stra- 
ßenbauverträgen des Bundes haben zu ungerechtfertigten 
Zahlungen geführt. In den geprüften Fällen sind mehr als 
11 Mio. Euro zurückzufordern. 

65.1 

Bei länger dauernden Straßenbaumaßnahmen des Bundes 
können die im Auftrag des Bundes handelnden Straßen- 
bauverwaltungen der Länder und die Deutsche Einheit 
Femstraßenplanungs- und -bau GmbH (Straßenbauver- 
waltungen) in den Bauverträgen eine Lohngleitklausel 
vereinbaren. Steigen die Löhne, wird die Vergütung ent- 
sprechend angepasst. Die Änderung darf jedoch nur die 
Folgen der Lohnerhöhung ausgleichen. Vereinbarungen 
über höhere Änderungen verstoßen gegen gesetzliche Be- 
stimmungen und sind insoweit unwirksam. 

Der Bundesrechnungshof hatte bei seinen Prüfungen von 
Lohngleitklauseln bei Hochbaumaßnahmen des Bundes 
und im Bereich der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung 
des Bundes eine Vielzahl unzulässiger Änderungssätze 
festgestellt und darüber in den Bemerkungen 1997 (Bun- 
destagsdrucksache 13/8550 Nr. 85) und 1999 (Bundes- 
tagsdrucksache 14/1667 Nr. 42) berichtet. Das Bundes- 
ministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
(Bundesministerium) hatte zugesagt, im Rahmen seiner 
Fachaufsicht die Bauverwaltungen unverzüglich zur sach- 
gerechten Anwendung der Lohngleitklausel anzuhalten. 

Der Bundesrechnungshof prüfte in den Jahren 2001 bis 
2004 in allen Bundesländern die Anwendung der Lohn- 
gleitklausel bei Straßenbaumaßnahmen des Bundes. Er 
stellte dabei Mängel beim Anbieten, Prüfen und Werten 
sowie beim Abrechnen von Lohngleitklauseln fest, die zu 
Rückforderungen von mehr als 11 Mio. Euro führen. In 
vielen Fällen hatten die Straßenbauverwaltungen die an- 
gebotenen Änderungssätze nicht geprüft. In der Folge 
vereinbarten sie überhöhte oder unzulässige Änderungs- 
sätze und rechneten entsprechend zu hohe Lohnerhö- 
hungskosten ab. In Einzelfällen lagen die Änderungssäfze 
so hoch, dass die rechnerisch zugrunde gelegfen Perso- 
nalkosfen höher waren als die Angebofssumme. Der Bun- 
desrechnungshof sfellte weiferhin fesf, dass die Sfraßen- 
bauverwaltungen hinnahmen, dass Auftragnehmer der 
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Lohngleitung einen anderen als den vertraglieh vereinbar- 
ten „maßgebenden Stundenlohn“ zugrunde gelegt hatten. 
Dies führte bei der Abreehnung der Lohngleitung zu er- 
hebliehen Überzahlungen. Allein in diesen Fällen sind 
Beträge in Höhe von rund 9 Mio. Euro zurüekzufordem. 

65.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass die Stra- 
ßenbauverwaltungen Verträge mit überhöhten oder unzu- 
lässigen Änderungssätzen und nicht maßgebenden Stun- 
denlöhnen abgeschlossen und abgerechnet haben. Er hat 
gefordert, die Änderungssätze der in Frage kommenden 
Verträge zu überprüfen sowie Überzahlungen zurückzu- 
fordem. 

Um Überzahlungen künftig zu vermeiden, hält es der 
Bundesrechnungshof für geboten, die Bearbeitungsquali- 
tät zu verbessern. Dies ist besonders wichtig, weil es den 
Straßenbauverwaltungen Schwierigkeiten bereitet, nach- 
trägliche Rückforderungen gegenüber den Auftragneh- 
mern durchzusetzen: 

• Die Länder müssen dabei mit einem hohen eigenen 
Verwaltungsaufwand rechnen, da in der überwiegen- 
den Anzahl der Fälle sich die Auftragnehmer zunächst 
weigern, Rückzahlungen zu leisten, ln diesen Fällen 
müssen die Straßenbauverwaltungen die Rückforde- 
rungen überwiegend gerichtlich durchsetzen. 

• ln Einzelfällen sind Rückforderungen nicht mehr 
durchsetzbar, wenn Auftragnehmer in der Zwischen- 
zeit Insolvenz beantragt haben. 

Die mit der Vergabe von Bauaufträgen befassten Bediens- 
teten der Straßenbauverwaltungen sind daher speziell zur 
Problematik der Lohngleitung fortzubilden. 

65.3 

Die Straßenbauverwaltungen der Länder haben überwie- 
gend zeitnah auf die Prüfungsfeststellungen zur Lohnglei- 
tung reagiert. So haben einige Ämter die Hinweise des 
Bundesrechnungshofes bei den noch nicht abgeschlosse- 
nen Baumaßnahmen umgehend umgesetzt und dadurch 
erhebliche finanzielle Nachteile für den Bund abgewen- 
def. 

Das Bundesminisferium haf sich im Rahmen der „Verein- 
heitlichung der Vergaberegelungen“ mit den Ländern im 
Bereich Hoch-, Wasser- und Straßenbau auf eine einheit- 
liche Berechnungsformel zur Ermittlung des Personalkos- 
tenanteils verständigt. Wegen des geringen Aufwands bei 
der Prüfung des Änderungssatzes von Angeboten mit 
Lohngleitung soll die bisher im Wasserbau praktizierte 
Regelung auch für den Hoch- und Straßenbau übernom- 
men werden. Die Empfehlungen des Bundesrechnungs- 
hofes, dass beim Prüfen des Änderungssatzes der für die 
Auftragserfeilung in Frage kommende Biefer Kalkula- 
tionsgrundlagen nachzuweisen hat, wird das Bundes- 
ministerium im Rahmen der Fortschreibung der Richtli- 
nien berücksichtigen. 


65.4 

Der Bundesrechnungshof geht davon aus, dass das Bun- 
desministerium und die Straßenbauverwaltungen mit 
Nachdruck die noch offenen Rückforderungsansprüche 
des Bundes durchsetzen und mit der Schulung des Perso- 
nals zugleich sicherstellen, dass neue Verträge auch be- 
züglich der Lohngleitung sachgerecht abgeschlossen wer- 
den. 

66 Vorschlag zur Neuordnung der Verwal- 
tung der Bundesfernstraßen 

(Kapitel 1210) 

66.0 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes als Bundesbe- 
auftragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung emp- 
fiehlt in einem Gutachten, im Rahmen einer Reform des 
Föderalismus auch die Verwaltung der Bundesfernstra- 
ßen neu zu ordnen. Der Bund sollte sich auf den Bau und 
Betrieb der Bundesautobahnen beschränken. Die Länder 
sollten die bisherigen Bundesstraßen übernehmen und 
dafür einen angemessenen Finanzausgleich erhalten. 

66.1 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat haben eine 
Kommission zur Modernisierung der bundesstaatlichen 
Ordnung (Bundesstaatskommission) eingesetzt. Ein be- 
deutender Bereich verteilter Zuständigkeiten zwischen 
Bund und Ländern ist die Verwaltung von Bundesauto- 
bahnen und Bundesstraßen (Bundesfemstraßen). Als Bei- 
trag zur Föderalismusreform hat der Präsident des 
Bundesrechnungshofes als Bundesbeauftragter für Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwaltung (Bundesbeauftragter) ein 
Gutachten zur Verwaltung der Bundesfemstraßen erstellt. 
Auch nachdem die Bundesstaatskommission ihre Arbeit 
ohne Ergebnis beendet hat, bleibt das Gutachten aktuell 
und sollte bei künftigen Reformbemühungen berücksich- 
tigt werden. 

66.2 

Bundesfemstraßen sollen in erster Linie dem Fernverkehr 
dienen. Das Grandgesetz begründete daher ihren Bau und 
ihre Unterhaltung als Bundesaufgabe. Seit dem Jahre 
1950 hat sich das deutsche Straßennetz jedoch gmndle- 
gend verändert. Das Autobahnnetz hat sich fast versechs- 
facht und verknüpft alle wichtigen Landesteile. Demge- 
genüber ist das Netz der Bundesstraßen nur um mnd 
70 % gewachsen. Dadurch hat sich der Fernverkehr - ins- 
besondere der Güterverkehr - zunehmend auf die Bun- 
desautobahnen verlagert. Den Bundesstraßen kommt 
heute demgegenüber vorwiegend regionale Verkehrsbe- 
deutung zu. 

Die Länder verwalten die Bundesfemstraßen im Auftrag 
des Bundes. Die Landesverwaltungen stehen dabei in ei- 
nem Zielkonfiikt zwischen Bundes- und Landesinteres- 
sen. Dies zeigt sich etwa bei Ortsumgehungen, bei denen 
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Länder und Kommunen das Ziel verfolgen, die regionale 
Wirtsehaft zu stärken sowie Gewerbezentren, Ferien-, 
Freizeit- und Erholungsgebiete mögliehst unmittelbar an 
die Ortsumgehungen anzubinden. Dies gesehieht auf 
Kosten des Bundes zum Teil aueh dann, wenn die Stra- 
ßenlinie dadureh länger und die Zahl der Knotenpunkte 
erhöht wird. Interessenkonflikte ergeben sieh zudem bei 
Umleitungs- und Kreuzungsmaßnahmen mit Landes-, 
Kreis- oder Gemeindestraßen, dem Auf- und Abstufen 
von Bundesstraßen sowie bei der Aufteilung der Verwal- 
tungskosten. 

66.3 

Der Bundesbeauftragte hat auf grundsätzliehe Probleme 
der Auftragsverwaltung beim Femstraßenbau hingewie- 
sen. Aufgabe der für den Bund handelnden Straßenbau- 
verwaltungen der Länder ist es, bei Straßenbaumaßnah- 
men gleiehzeitig die Bundes- und Landesinteressen zu 
vertreten. Die Auftragsverwaltung hat die Interessen des 
Bundes an einer wirtsehaftliehen und kostengünstigen 
Führung des weiträumigen Verkehrs auch gegen die Eigen- 
interessen des Landes und der Kommunen abzuwägen. 
Die weitgehenden Kompetenzen der Auftragsverwaltun- 
gen haben jedoch dazu geführt, dass die Länder eigenen 
Interessen vielfach Vorrang vor denen des Bundes einge- 
räumt haben. Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen (Bundesministerium) verfügt auch 
über kein geeignetes Kontrollsystem, um die Interessen 
des Bundes bei einzelnen Baumaßnahmen zu wahren. 
Führt z. B. die Straßenbauverwaltung eine Straßenbau- 
maßnahme nach der Vorlage beim Bundesministerium 
anders aus als geplant, erhält dieses nur dann Kenntnis 
davon, wenn dies die Straßenbauverwaltung von sich aus 
mitteilt. 

Als Lösungsmodell hat der Bundesbeauftragte empfoh- 
len, Aufgaben- und Kostenverantwortung auf einer staat- 
lichen Ebene zusammenzuführen. Dies ist möglich, da 
der Grund für die Zuständigkeit des Bundes für Bundes- 
straßen durch den Ausbau des Autobahnnetzes weitge- 
hend entfallen ist. Der Fernverkehr wird zum größten Teil 
von den Bundesautobahnen aufgenommen. Daher spielen 
heute beim Ausbau von Bundesstraßen eher regionale 
Verkehrsinteressen eine Rolle als Interessen des nationa- 
len und europaweiten Fernverkehrs. Der Bundesbeauf- 
tragte hat es deshalb für systemgerecht gehalten, dass der 
Bund die Bundesautobahnen in eigener Verwaltung über- 
nimmt und die Bundesstraßen den Ländern zugeordnet 
werden. 

66.4 

Das Bundesministerium hat in seiner Stellungnahme den 
Vorschlag des Bundesbeauftragten als einen möglichen 
Weg gesehen, der weiter verfolgt werden könnte. Aller- 
dings hat es eingewandt, Bundesstraßen hätten immer 
noch Bedeutung für den Fernverkehr und einige seien als 
Europastraßen eingestuft. Sie würden für den Fernver- 
kehr dort benötigt, wo mehrspurige Straßenabschnitte au- 
ßerhalb des Autobahnnetzes notwendig seien. Umgekehrt 


hätten einige Bundesautobahnen enorme Bedeutung für 
den Regionalverkehr in Ballungsgebieten. 

Es hat zudem auf seine Kontroll- und Einwirkungsmög- 
lichkeiten gegenüber den Ländern nach Artikel 85 
Grundgesetz verwiesen. Insbesondere mit den so genann- 
ten Gebietsreferaten im Bundesministerium verfüge es 
über ein taugliches Steuerungsinstrument und könne 
seine Prüfungsintensität erhöhen. Die Auftragsverwal- 
tung leide lediglich unter einer Vollzugsschwäche und 
könne ohne Systemwechsel verbessert werden. 

66.5 

Der Bundesbeauftragte verkennt nicht die Leistung der 
Auftragsverwaltung beim Aufbau der Straßeninfrastruk- 
tur. Heutiger Stand ist jedoch, dass die Bundesautobahnen 
den Fernverkehr weitgehend aufnehmen und die Bundes- 
straßen ihre zentrale Femverkehrsfunktion verloren ha- 
ben. Dementsprechend dienen die Bundesstraßen im 
Schwerpunkt nicht mehr der Erfüllung einer Bundesauf- 
gabe. 

Damit ergibt sich die Möglichkeit, die Aufgabenvertei- 
lung grundlegend zu optimieren. Das Bundesministerium 
will lediglich die eingeräumten Vollzugsschwächen ange- 
hen, indem die Kontrollen durch den Bund ausgebaut 
werden. Der Bundesbeauftragte befürchtet, dass dieser 
Ansatz zu einer Verstärkung bürokratischer Strukturen 
führt: Eine erhebliche Ausweitung der Kontrollintensität 
bringt die Gefahr von Personalzuwachs, längeren Verfah- 
ren, weiteren Vorschriften und einer stärkeren Ein- 
mischung des Bundes in den täglichen Vollzug der Stra- 
ßenbauverwaltung mit sich. 

Der Bundesbeauftragte hält an dem Vorschlag fest, dass 
der Bund sich auf die Verwaltung der Bundesautobahnen 
konzentriert. Damit würden Aufgabe, Verantwortung und 
Kompetenz klar zugewiesen. Viele Auf- und Abstufun- 
gen von Straßen, komplizierte Kostenteilungen bei Kreu- 
zungen und strittige Ausbauten von Umleitungsstrecken 
könnten entfallen. Konflikte zwischen Bund und Ländern 
würden reduziert und die Straßenbaumittel effizienter 
eingesetzt. 

Der Vorschlag setzt voraus, dass Artikel 90 Grundgesetz 
so geändert wird, dass der Bund die Bundesautobahnen 
selbst verwaltet, die Bundesstraßen aber den Ländern zu- 
geordnet werden. Dies entspräche dem föderativen Geist 
des Grundgesetzes. Der Bund würde sich auf das Straßen- 
netz beschränken, das für den nationalen und internatio- 
nalen Fernverkehr von Bedeutung ist. Für alle übrigen 
Straßen wären die Länder zuständig. Der Bund würde 
dazu sowohl das Eigentum an den Bundesstraßen an die 
Länder übertragen als auch die für deren Bau, Betrieb und 
Unterhaltung vorgesehenen Finanzmittel. 

Diese Finanzmittel könnten vom Bund mit einer Zweck- 
bindung versehen werden, um ihre Verwendung außer- 
halb des Straßenbaus zu verhindern. Aus Sicht des Bun- 
desbeauftragten würde dies aber der angestrebten klaren 
Trennung der Verantwortungsbereiche von Bund und 
Ländern widersprechen. Zudem werden insbesondere 
Bundesstraßen nach den bisherigen Erfahrungen zu auf- 
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wendig und über das Notwendige hinaus gebaut. Daher 
könnte es aus gesamtstaatlieher Sieht durehaus vorteilhaft 
sein, wenn Straßenbaumaßnahmen innerhalb eines Lan- 
des stärker in finanzielle Konkurrenz zu anderen Aufga- 
ben treten müssten. 

Wenn der Bund die Verwaltung der Bundesautobahnen 
übernimmt, sollte sieh das Bundesministerium auf die 
Strategisehen Aufgaben wie Struktur des Autobahnnetzes, 
Finanzierung und übergreifende Reehtsfragen konzentrie- 
ren. Alle nieht ministeriellen Aufgaben für Planung, Bau, 
Betrieb und Unterhalt der Bundesautobahnen sollten in 
einer naehgeordneten Stelle gebündelt werden. Diese 
Stelle könnte in der Bundesverwaltung, als Eigenbetrieb 
oder aueh als Kapitalgesellsehaft eingeriehtet werden. 

67 Empfehlungen für das wirtschaftliche 
Planen, Bauen und Betreiben von 
Bundesfernstraßen 

(Kapitel 1210) 

67.0 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes als Bundes- 
beauftragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung hat 
Empfehlungen für Planung, Bau und Betrieb von Bundes- 
fernstraßen herausgegeben. Sie basieren auf Prüfungs- 
erkenntnissen des Bundesrechnungshofes. 

67.1 

Der Bund investiert jährlieh 5,5 Mrd. Euro in Bau und 
Unterhaltung eines Netzes von über 53 000 km Bundes- 
straßen und Autobahnen, das die Länder in seinem Auf- 
trag verwalten. „Verwalten“ steht hier für eine Vielzahl 
von Tätigkeiten wie Planen, Vorbereiten, Durehführen 
und Abreehnen einzelner Baumaßnahmen bis hin zum 
Unterhalten und Betreiben des Bundesfemstraßennetzes. 
Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen (Bundesministerium) behält sieh die länder- 
und verkehrsträgerübergreifende Bundesverkehrswege- 
planung vor. Es ist gleiehzeitig oberste Genehmigungsbe- 
hörde, übt die Faeh- und Reehtsaufsicht aus und erstellt 
die Regelwerke für die Bundesfemstraßen. 

67.2 

Der Bundesreehnungshof hat immer wieder Defizite beim 
Bundesfemstraßenbau festgestellt, vor allem 

• zu teuer geplante und ausgeführte Brüeken, Tunnel- 
und Lärmsehutzbauwerke sowie Ortsumgehungen, 

• unzureiehende Vorbereitung, Aussehreibung und Ver- 
gabe von Baumaßnahmen, 

• fehlerhafte Kostenteilungen bei neuen oder zu ändern- 
den Kreuzungen, 

• ungerechtfertigter Ausbau sowohl von Ortsdurchfahr- 
ten während des Baus von Ortsumgehungen als auch 
von Umleitungsstrecken bei gesperrten Bundesstraßen, 

• unterlassene Abstufungen von Bundesstraßen, die 
nicht mehr dem weiträumigen Verkehr dienen. 


Der Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit in der Ver- 
waltung hat als Band 11 seiner Schriftenreihe die Emp- 
fehlungen „Bundesfemstraßen - Planen, Bauen und Be- 
treiben“ veröffentlicht und damit einen Bericht an die 
Straßenbauverwaltungen aus dem Jahre 1997 fortge- 
schrieben. Die Empfehlungen schildern typische Fehler 
und Mängel, geben Hinweise, wie diese reduziert oder 
vermieden werden können, und zeigen Einsparpotenziale 
auf Sie spannen den Bogen von der Bundesverkehrs- 
wegeplanung über das Planen, Entwerfen und Vorbereiten 
bis hin zum Durchführen und Abrechnen einzelner Maß- 
nahmen sowie zur betrieblichen Unterhaltung. Der Band 
beschäftigt sich darüber hinaus mit Fragen wie der Ab- 
stufung von Bundesstraßen zu Landesstraßen und der 
Kostenteilung bei Kreuzungen. 

Die Empfehlungen richten sich nicht nur an die Beschäf- 
tigten der Straßenbauverwaltungen, sondern auch an Stu- 
dierende und Lehrende. Sie enthalten Informationen für 
Ingenieure und Architekten sowie Unternehmen, die im 
Auftrag der Verwaltungen tätig sind oder bei diesen Auf- 
gaben mitwirken wollen. Deren Kammern und Verbände 
sind daher ebenfalls Adressaten der Empfehlungen. Der 
Band soll das wirtschaftliche Denken und Handeln aller 
Beteiligten fordern mit dem Ziel, die zur Verfügung ste- 
henden Mittel für den Bundesfemstraßenbau wirtschaft- 
lich und sparsam einzusetzen. 

67.3 

Der Band ist auf breite Resonanz gestoßen; das Bundes- 
ministerium hat die Veröffentlichung ausdrücklich be- 
grüßt. Der Bundesrechnungshof erwartet, dass nicht nur 
das Bundesministerium und die Straßenbauverwaltungen 
der Länder, sondern alle Beteiligten die Empfehlungen 
annehmen und so dazu beitragen, unnötige Ausgaben für 
den Bundesfemstraßenbau zu vermeiden. 

68 Verzicht auf nicht erforderliche Auto- 
bahnbrücken spart Millionen 

68.0 

Nach Hinweisen des Bundesrechnungshofes hat eine Stra- 
ßenbauverwaltung zugesagt, neun geplante Autobahn- 
brücken nicht oder nur in geringeren Abmessungen zu 
bauen. Dadurch können Investitionskosten von 4,2 Mio. 
Euro und Unterhaltungskosten von 2,5 Mio. Euro einge- 
spart werden. Die Verwaltung wird künftig vor Planungs- 
beginn prüfen, ob Brücken oder Unterführungen erfor- 
derlich sind. 

68.1 

Werden Autobahnen verbreitert, können vorhandene Brü- 
cken und Unterführangen (Kreuzungsbauwerke) zum Teil 
nicht erhalten bleiben. Handelt es sich um Kreuzungen 
mit untergeordneten Straßen und Wegen, hat die Straßen- 
bauverwaltung abzuwägen, ob und in welchen Abmes- 
sungen ein Ersatzbauwerk notwendig ist. 



Drucksache 16/160 


-204- 


Deutscher Bundestag - 1 6. Wahlperiode 


Der Bundesrechnungshof prüfte im Jahre 2004 mit Unter- 
stützung des Prüfungsamtes des Bundes Berlin die Pla- 
nung von Ersatzbauwerken für Kreuzungen mit Autobah- 
nen in Brandenburg. 

Die im Auftrag des Bundes tätige Straßenbauverwaltung 
des Landes Brandenburg plante, 39 Kreuzungsbauwerke 
zu ersetzen, die überwiegend aus den 30er-Jahren und 
70er- Jahren stammten. Sie untersuchte lediglich für eine 
der Kreuzungen, ob der verkehrliche Bedarf einen Ersatz 
erfordert. Sie prüfte auch nicht, inwieweit der Verkehr 
über benachbarte Kreuzungen geführt werden konnte 
oder Ersatzbauwerke in verringerten Abmessungen aus- 
reichten. Sie ging stattdessen grundsätzlich davon aus, 
dass alle vorhandenen Bauwerke ersetzt werden müssen. 

So wollte die Straßenbauverwaltung z. B. eine aus dem 
Jahre 1937 stammende Brücke für 625 000 Euro ersetzen, 
obwohl diese nur geringem landwirtschaftlichen Verkehr 
diente. Eine im Jahre 1974 errichtete Unterführung, die 
ausschließlich für gelegentlichen Viehtrieb genutzt 
wurde, sollte für 420 000 Euro ersetzt werden, ln beiden 
Fällen lagen benachbarfe Kreuzungsmöglichkeiten nicht 
mehr als 600 m entfernt. 

68.2 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, dass die Stra- 
ßenbauverwaltung nicht prüfte, ob die vorgesehenen 
Kreuzungen tatsächlich erforderlich sind und welche Al- 
ternativen dazu bestehen. Damit verzichtete sie auf 
grundlegende Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen und sah 
unnötige oder in den geplanten Abmessungen nicht erfor- 
derliche Kreuzungsbauwerke vor. 

Der Bundesrechnungshof hat betont, dass die Straßen- 
bauverwaltung die verkehrliche Notwendigkeit von Kreu- 
zungen nachzuweisen hat und Kreuzungsbauwerke nur 
ersetzen darf, wenn ein aktueller oder absehbarer Ver- 
kehrsbedarf belegt werden kann und keine Alternativen 
zu den Kreuzungen bestehen. Er hat die Straßenbauver- 
waltung aufgefordert, alle in Planung befindlichen Kreu- 
zungsbauwerke auf ihre Notwendigkeit zu überprüfen 
und Brücken nur bei aktuellem oder absehbarem Bedarf 
in den dafür erforderlichen Abmessungen zu planen. 

68.3 

Die Sfraßenbauverwaltung hat die beanstandeten Sach- 
verhalte weitgehend bestätigt. Vorbehaltlich der Ergeb- 
nisse der Planfeststellung will sie auf sieben der geplan- 
ten Brücken verzichten und zwei nur in verringerten 
Abmessungen bauen. Die Straßenbauverwaltung hat fer- 
ner zugesagt, die Notwendigkeit von Kreuzungen künftig 
in jedem Einzelfall zu prüfen und die Abwägungen zu be- 
legen. 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen gehf davon aus, dass die für die Planung der 
Bundesfemsfraßen im Auftrag des Bundes zuständige 
Straßenbauverwaltung die Notwendigkeit einzelner Kreu- 
zungen zwischen Bundesfemstraßen und untergeordneten 


Straßen oder Wegen sorgfältig prüft und hinreichend 
nachweist. Es hat angekündigt, die Prüfungsergebnisse 
des Bundesrechnungshofes im Rahmen der Abwägung 
bei der Erteilung der noch ausstehenden Genehmigungen 
(„Gesehenvermerke“) zu berücksichtigen. 

68.4 

Der Bundesrechnungshof erkennt an, dass die Straßen- 
bauverwaltung auf seine Prüfungserkenntnisse schnell re- 
agiert hat. Durch die Vermeidung unnötiger Bauwerke 
können die ohnehin begrenzten Straßenbaumittel künftig 
effektiver eingesetzt werden. Die zugesagte Anpassung 
der Planungen verringert den Investitionsaufwand des 
Bundes um 4,2 Mio. Euro und den Unterhaltungsaufwand 
über die Nutzungsdauer um 2,5 Mio. Euro. Der Bundes- 
rechnungshof erwartet nun, dass die Straßenbauverwal- 
tung die reduzierten Planungen bei der Planfeststellung 
auch durchsetzt. 

69 Leistungsmissbrauch beim Wohngeid 
wird künftig wirksam vorgebeugt 

(Kapitel 1225 Titel 632 01) 

69.0 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungs- 
wesen hat auf Anregung des Bundesrechnungshofes eine 
Ergänzung des Wohngeldgesetzes herbeigeführt. Diese 
ermöglicht den Wohngeldstellen einen automatisierten, 
verdachtunabhängigen Datenabgleich mit der Bundes- 
agentur für Arbeit und den Meldebehörden. Die Wohn- 
geldstellen können nun das Wohngeld auch dann neu und 
niedriger festsetzen, wenn ihnen die Leistungsempfän- 
gerinnen und -empfänger nicht mitteilen, dass sie wieder 
Arbeitseinkommen haben oder ihre Miete durch einen 
Wohnungswechsel gesunken ist. 

69.1 

Wohngeld wird in der Regel für zwölf Monate bewilligt. 
Die Wohngeldempfängerinnen und -empfänger sind ver- 
pflichtet, den Wohngeldstellen alle leistungserheblichen 
Veränderungen in diesem Zeitraum unverzüglich mitzu- 
teilen. Das betrifft z. B. Einkommenserhöhungen, die auf 
beendete Arbeitslosigkeit zurückzuführen sind oder eine 
geringere Mietbelastung. 

69.2 

Der Bundesrechnungshof prüfte mit Unterstützung meh- 
rerer Prüfungsämter des Bundes für das Jahr 2003 
Wohngeldbewilligungen an 661 Haushalte mit Bezie- 
hern von Arbeitslosengeld. Er stellte fest, dass in über 
40 % der untersuchten Fälle die Wohngeldempfänge- 
rinnen und -empfänger die Wohngeldstellen nicht über 
ihr erhöhtes Einkommen wegen Wiederaufnahme einer 
Erwerbstätigkeit oder über die verminderten Wohnkos- 
ten wegen Wechsels in eine billigere Wohnung unter- 
richtet hatten. Hochgerechnet führten die unterlassenen 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-205- 


Drucksache 16/160 


Angaben im Jahre 2003 zu überhöhten Wohngeldzahlun- 
gen von sehätzungsweise 9,7 Mio. Euro. 

Der Bundesreehnungshof hat dem Bundesministerium für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (Bundesministerium) 
empfohlen, auf eine Ergänzung des Wohngeldgesetzes 
hinzuwirken, die den Wohngeldstellen einen automatisier- 
ten, verdaehtunabhängigen Datenabgleieh mit der Bundes- 
agentur für Arbeit und den Meldebehörden ermöglieht. 
Der Abgleieh sollte alle leistungserhebliehen Änderungen 
im Bewilligungszeitraum zu den Merkmalen „Arbeits- 
losigkeit“ und „Wohnung“ erfassen. 


Bundesministerium der Verteidigung 

(Einzelplan 14) 


70 Bundeswehr beendet unwirtschaft- 
iichen iT-Piiotversuch 

(Kapitel 1403) 

70.0 

Das Bundesministerium der Verteidigung beendete auf- 
grund einer Empfehlung des Bundesrechnungshofes ei- 
nen IT-Pilotversuch, mit dem die Bundeswehr im Wesent- 
lichen verschiedene Kommunikationsmöglichkeiten im 
praktischen Einsatz erprobt hatte. Dabei war es zu Über- 
schneidungen mit drei anderen Projekten gekommen. 

70.1 

Deutsehland hat wie andere Mitgliedstaaten Aufgaben für 
militärisehe Operationen unter Führung der Europäisehen 
Union übernommen. So soll das 11. Korps des Heeres ein 
einfaeh zu verlegendes Hauptquartier aufstellen können. 
Um im Einsatz mit den weiteren Gefeehtsständen zuge- 
ordneter Truppenteile kommunizieren zu können, benö- 
tigt es eine spezielle Ausstattung mit Informations- und 
Kommunikationsteehnik. Das 11. Korps führte einen IT- 
Pilotversueh dureh, mit dem es den Bedarf an teehniseher 
Unterstützung für diese Aufgabe bestimmen sollte. Dazu 
erhielt es ein Netzwerkmodul im Wert von 0,3 Mio. Euro. 
Das 11. Korps erweiterte eigenmäehtig den Pilotversueh, 
indem es für 3,5 Mio. Euro weitere teehnisehe Kompo- 
nenten (u. a. weitere Module und spezielle Software) 
mietete. Damit erprobte es mit erhebliehem Personalauf- 
wand insbesondere versehiedene Kommunikationsmög- 
liehkeiten und die Vernetzung eines leieht zu verlegenden 
Gefeehtsstandes im praktisehen Einsatz. Diese Tests 
übersehnitten sieh mit drei anderen Projekten der Bundes- 
wehr. 

Das 11. Korps erstellte Präsentationen über die beim IT- 
Pilotversueh insgesamt erzielten Ergebnisse. Die einzel- 
nen Tests dokumentierte es jedoeh nieht vollständig. 


69.3 

Im Gesetzgebungsverfahren zum Zweiten Gesetz zur Än- 
derung wohnungsreehtlieher Vorsehriften erweiterte das 
Bundesministerium die Regelung des Artikel 3 Nr. 11 
(§ 37b Abs. 2 Satz 1 Wohngeldgesetz) um einen Zusatz, 
der den Datenabgleieh in der vorgesehlagenen Weise vor- 
sieht. Die Regelung trat am 1 . Januar 2005 in Kraft. 

Diese Gesetzesänderung ist naeh Auffassung des Bundes- 
reehnungshofes geeignet, dem Leistungsmissbraueh wirk- 
sam vorzubeugen oder eingetretenen Missbraueh aufzu- 
deeken. 


70.2 

Der Bundesreehnungshof hat beanstandet, dass die Bun- 
deswehr den IT-Pilotversueh erweiterte und nieht mit Pi- 
lotprojekten gleieher oder vergleiehbarer Zielsetzung ko- 
ordinierte. Er hat gefordert, den Pilotversueh umgehend 
zu beenden. 

Der Bundesreehnungshof hat aueh darauf hingewiesen, 
dass die Bundeswehr die Erkenntnisse aus dem Pilotver- 
sueh kaum nutzen kann. Sie zu nutzen erfordert nieht nur 
eine Präsentation der Ergebnisse, sondern eine umfas- 
sende Dokumentation der einzelnen Tests. 

70.3 

Das Bundesministerium der Verteidigung (Bundesminis- 
terium) hat die aufgezeigten Mängel anerkannt und den 
IT-Pilotversueh beendet. Außerdem ging das Eigentum an 
den teehnisehen Komponenten naeh Ablauf der Mietzeit 
unentgeltlieh auf das Bundesministerium über. Dieses 
will die Komponenten sinnvoll einsetzen. Soweit wirt- 
sehaftlieh wird es den Pilotversueh naehträglieh doku- 
mentieren, um Erkenntnisse zumindest bei künftigen Pro- 
jekten verwenden zu können. Der Bundesreehnungshof 
wird die weitere Entwieklung beobaehten. 

71 Verzicht auf Instandsetzung 
und Lagerung überzähliger 
Munitionskisten 

(Kapitel 1415) 

71.0 

Das Bundesministerium der Verteidigung verzichtet auf 
Anregung des Bundesrechnungshofes darauf überzählige 
leere Munitionskisten wieder herzurichten und zu lagern. 
Dadurch spart es allein bei der Instandsetzung jährlich 
500 000 Euro. 
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71.1 

Der Bundesrechnungshof prüfte mit Unterstützung des 
Prüfungsamtes des Bundes Köln die Bewirtschaftung von 
Munitionskisten. Dabei stellte er fest, dass die Bundes- 
wehr in ihren Depots 1,5 Millionen gebrauchte leere Muni- 
tionskisten lagerte, um sie den Herstellern für neue Muni- 
tionslieferungen zur Verfügung zu stellen. Allein die 
Instandsetzung der Kisten verursachte Personalkosten 
von 500 000 Euro pro Jahr. Von den gelagerten Kisten be- 
nötigten die Hersteller 30 000. Die Bundeswehr hatte die 
Kosten für Instandsetzung und Lagerung nicht erfasst. 
Daher konnte sie nicht beurteilen, ob es wirtschaftlich ge- 
wesen wäre, neue Munitionskisten zu kaufen anstatt die 
gebrauchten aufzuarbeiten. 

71.2 

Der Bundesrechnungshof hat die Instandsetzung und La- 
gerung der leeren Munitionskisten für unwirtschaftlich 
gehalten, weil die Bundeswehr nur 2 % des Bestands be- 
nötigte. Er hat empfohlen, die Kosten für Instandsetzung 
und Lagerung der Kisten mit denen einer Neubeschaffung 
zu vergleichen. Außerdem sollte die Bundeswehr die Be- 
stände abbauen. 

71.3 

Das Bundesministerium der Verteidigung (Bundesminis- 
terium) hat die Mängel eingeräumt. Es sondert überzäh- 
lige leere Munitionskisten aus. Darüber hinaus beabsich- 
tigt es, die Kosten für Lagerung und Instandsetzung zu 
erfassen. Auf deren Grundlage wird es beurteilen, ob eine 
Instandsetzung wirtschaftlich ist. 

71.4 

Der Bundesrechnungshof wird beobachten, wie das Bun- 
desministerium die angekündigten Maßnahmen umsetzt. 

72 Versorgung der Truppe mit Waren des 
täglichen Bedarfs neu geordnet 

(Kapitel 1415) 

72.0 

Das Bundesministerium der Verteidigung wird auf Anre- 
gung des Bundesrechnungshofes die Versorgung der Sol- 
datinnen und Soldaten im Ausland mit Waren des tägli- 
chen Bedarfs neu ordnen. Es wird die Personalausgaben 
der Verkaufsstellen beim Festsetzen der Preise der ange- 
botenen Waren berücksichtigen. Weiterhin beabsichtigt 
das Bundesministerium der Verteidigung, einem General- 
unternehmer u. a. die Versorgung der Truppe mit derarti- 
gen Waren zu übertragen. 

72.1 

Der Bundesrechnungshof prüfte mit Unterstützung des 
Prüfungsamtes des Bundes Köln im Jahre 2004 die Ver- 
sorgung der Truppe im Ausland mit Waren des täglichen 


Bedarfs (Waren). Für diese Aufgabe betreibt die Bundes- 
wehr eigene Verkaufsstellen. Dort bietet sie 300 verschie- 
dene Artikel an. Das Sortiment umfasst neben Körper- 
pflegeartikeln, Süßwaren, Getränken und Tabakwaren 
auch Uhren und Elektrogeräte. Das Warenangebot soll 
mit dem Auslandseinsatz verbundene Härten mildem und 
ein vertrautes Umfeld schaffen. In den Verkaufsslellen in 
Bosnien-Herzegowina, Kosovo, Mazedonien und Afgha- 
nistan selzte die Bundeswehr rund 40 Soldatinnen und 
Soldaten sowie örtliche Hilfskräfte ein. Pro Jahr fielen 
Personalausgaben von 1,6 Mio. Euro an. Diese berück- 
sichtigte die Bundeswehr bei der Berechnung der Ver- 
kaufspreise nicht. 

72.2 

Der Bundesrechnungshof hält die Versorgung mit Waren 
im Auslandseinsatz für notwendig. Nach seiner Auffas- 
sung ist es aber nicht zwingend, dass ausschließlich Sol- 
datinnen und Soldaten diese Aufgabe erledigen. Er hat 
empfohlen, zunächst mehr örtliche Hilfskräfte einzuset- 
zen. Dadurch könnten die Soldatinnen und Soldaten ihre 
militärischen Aufgaben verstärkt wahmehmen. Die Aus- 
gaben für das Verkaufspersonal sollte die Bundeswehr auf 
die Verkaufspreise umlegen. Der Bundesrechnungshof 
hielt die dadurch verarsachten geringen Preiserhöhungen 
für vertretbar. Er hat darüber hinaus angeregt zu untersu- 
chen, ob es wirtschaftlich ist, einen gewerblichen Anbie- 
ter zu beauftragen, die Truppe mit Waren zu versorgen. 

72.3 

Das Bundesministerium der Verteidigung (Bundesminis- 
terium) hat zugesagt, die Personalausgaben bei der Be- 
rechnung der Preise zu berücksichtigen. Weiterhin prüfe 
es, den Betrieb der Betreuungseinrichtungen im In- und 
Ausland einem Generaluntemehmer zu überfragen. 

72.4 

Der Bundesrechnungshof erkennl an, dass das Bundes- 
ministerium die Personalausgaben in die Preisbemessung 
der Waren einbeziehen wird. Er erwartet, dass es prüft, ob 
es wirtschaftlich ist, die Versorgung mit Waren im Aus- 
land einem Generaluntemehmer zu übertragen. Er wird 
die weitere Entwicklung beobachten. 

73 Marine legt überflüssigen Tauchtopf 
still 

(Kapitel 1412 Titel 519 11) 

73.0 

Die Marine nutzt nach einer Empfehlung des Bundes- 
rechnungshofes für die Taucher- und U-Boot-Rettungs- 
ausbildung in einem Ausbildungszentrum nur noch einen 
von zwei Tauchtöpfen. Den anderen hat sie stillgelegt. 
Damit ist der weiter genutzte besser ausgelastet. In den 
nächsten 13 Jahren kann die Marine dadurch PersonaT 
und Betriebsausgaben von etwa 4 Mio. Euro einsparen. 
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73.1 

Die Marine bildet in ihrem Ausbildungszentrum „Schiffs- 
sicherung“ Minen- und Arbeitstaucher aus. Dort üben 
auch U-Boot-Besatzungen den Notausstieg unter Wasser. 
Die Marine nutzte sowohl für die Taucher- als auch für 
die U-Boot-Rettungsausbildung jeweils einen so genann- 
ten Tauchtopf Einer dieser mit Wasser gefüllten, oben of- 
fenen Stahlzylinder mit einem Durchmesser von 7 m ist 
11 m, der andere 36 m tief Die Marine beabsichtigte, 
beide Tauchtöpfe noch mindestens bis zum Jahre 2018 zu 
betreiben. 

Die U-Bootbesatzungen übten bei der Rettungsausbildung 
Notaufstiege aus einer Wassertiefe von 32,5 m. Dabei 
trainierten sie besondere Atemtechniken. Im Jahre 1997 
führte die Marine neue Ganzkörper-Rettungsanzüge ein. 
Diese füllen sich nach dem Öffnen einer Pressluftflasche 
mit Atemluft und bringen die Soldatin oder den Soldaten 
selbstständig an die Wasseroberfläche. 

73.2 

Der Bundesrechnungshof untersuchte mit Unterstützung 
des Prüfungsamtes des Bundes Koblenz die Nutzung der 
Tauchtöpfe. Er stellte fest, dass beide Einrichtungen im 
Durchschnitt jeweils weniger als 100 Tage im Jahr ausge- 
lastet waren. Außerdem wies er darauf hin, dass die U- 
Bootbesatzungen durch die neuen Rettungsanzüge Auf- 
stiege aus einer Wassertiefe von mehr als 10 m nicht 
mehr üben müssten. 

Der Bundesrechnungshof hat angeregt, 

• die Ausbildung der neuen Sachlage anzupassen, 

• einen Tauchtopf sowohl für die Taucher- als auch für 
die U-Boot-Rettungsausbildung zu nutzen und den an- 
deren stillzulegen sowie 

• das Personal entsprechend zu verringern. 

73.3 

Das Bundesministerium der Verteidigung hat die Anre- 
gungen des Bundesrechnungshofes aufgegriffen und im 
Jahre 2004 einen Tauchtopf stillgelegt. Bei der U-Boot- 
Rettungsausbildung verzichtet es auf Übungsaufstiege 
aus einer Wassertiefe von mehr als 10 m. Die Marine 
kann dadurch das Ausbildungs- und Sicherheitspersonal 
um neun Soldaten verringern, ln den nächsten 1 3 Jahren 
wird sie Personal- und Betriebsausgaben von etwa 4 Mio. 
Euro einsparen können. 

74 Bundeswehr strafft ihre 
Spitzensportförderung 

74.0 

Das Bundesministerium der Verteidigung wird die Spit- 
zensportförderung der Bundeswehr auf olympische Dis- 
ziplinen konzentrieren. Außerdem beabsichtigt es, die 
Sportfördergruppen neu zu organisieren. Durch die vom 
Bundesrechnungshof empfohlenen Verbesserungen kann 
die Bundeswehr jährlich mehr als 3 Mio. Euro einsparen. 


74.1 

Um die körperliche Fitness und Einsatzfähigkeit der Sol- 
datinnen und Soldaten zu erhalten, wird in der Bundes- 
wehr vor allem Breitensport betrieben. Nach einem Be- 
schluss des Deutschen Bundestages aus dem Jahre 1968 
fördert das Bundesministerium der Verteidigung (Bun- 
desministerium) daneben auch den Hochleistungssport 
mit derzeit jährlich 27 Mio. Euro. Hierfür haf es in Sporf- 
fÖrdergruppen 744 Stellen für Spitzensportlerinnen und 
-Sportler eingerichtet. Diese beruft die Bundeswehr auf 
deren Antrag ein, wenn der jeweilige Bundessportfach- 
verband zustimmt. Nach der militärischen Grundausbil- 
dung werden sie in die Sportfördergruppen versetzt. Trai- 
ning und Wettkampf sind für die Sporfsoldatinnen und 
-soldafen diensfliche Täfigkeif. 

Für die Bundesregierung koordiniert das Bundesministe- 
rium des Innern die Angelegenheiten des Sports. Ein mit 
ihm abgestimmtes Förderkonzept der Bundessportfach- 
verbände regelt, dass der Hochleistungssport insbeson- 
dere in den olympischen Sportarten gefördert werden 
soll. 

74.2 

Der Bundesrechnungshof prüfte die 25 SportfÖrdergrup- 
pen der Bundeswehr. Er stellte fest, dass in diesen rund 
60 verschiedene Sportarten ausgeübt werden. Dazu gehö- 
ren zunehmend auch nicht olympische und vom Bundes- 
ministerium des Innern nicht geförderte Disziplinen (z. B. 
Motorsport, Golf). Für diese sefzf die Bundeswehr insge- 
samf 80 der 744 Stellen ein. 

Die über das gesamte Bundesgebiet verteilten SportfÖr- 
dergruppen sind unterschiedlich mit Personal ausgestat- 
tet. ln den kleineren betreut ein Unteroffizier bis zu 
15 Sportlerinnen und Sportler, in den größeren mit bis zu 
60 Soldatinnen und Soldaten sind es drei Unteroffiziere. 
Insgesamt verwendet die Bundeswehr 54 Stellen für Be- 
freuungspersonal. 

Auch Sporfsoldatinnen und -Soldaten sind grundsätzlich 
verpflichtet, in einer Gemeinschaftsunterkunft zu woh- 
nen, soweit sie ledig und jünger als 25 Jahre sind. Des- 
halb hält die Bundeswehr für sie an den Sfandorten der 
Sportfördergruppen 545 Ein- und Mehrbeffzimmer mif ei- 
ner Gesamtfläche von 7 500 qm vor. Die Spitzensport- 
lerinnen und -Sportler trainieren überwiegend in ihren 
Heimatvereinen oder in Leistungszentren. Die Unter- 
künfte sind daher nur an wenigen Tagen des Jahres und 
auch dann nicht voll belegt. 

74.3 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, 

• vorrangig olympische Sportarten zu fördern, 

• 80 Stellen für Sportlerinnen und Sportler nicht olym- 
pischer Disziplinen zu streichen, 

• größere Sportfördergruppen zu bilden und ihre Zahl in 
etwa zu halbieren. 
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Dadurch könnten auch Betreuungspersonal eingespart 
und die Betriebsausgaben für die Liegenschaften verrin- 
gert werden. 

74.4 

Das Bundesministerium hat die Anregungen des Bundes- 
rechnungshofes aufgegriffen. Es beabsichtigt, 

• nicht olympische Sportarten in geringerem Umfang zu 
fordern, 

• innerhalb der nächsfen fünf Jahre 80 Sfellen für Spif- 
zensportlerinnen und -sporfler abzubauen sowie 

• ab dem Jahre 2005 schrittweise zehn der 25 Sportfor- 
dergruppen aufzulösen. 

74.5 

Der Bundesrechnungshof wird beobachten, wie das Bun- 
desministerium die angekündigten Änderungen seiner 
Sportförderung umsefzf. Er geht davon aus, dass das Bun- 
desministerium dadurch jährlich mehr als 3 Mio. Euro al- 
lein an Personalausgaben einsparen kann. 

75 Durch verbesserte Vergabe betriebs- 
ärztlicher Leistungen kann die 
Bundeswehr Millionen sparen 

(Kapitel 1401 Titel 443 02) 

75.0 

Das Bundesministerium der Verteidigung hat zugesagt, 
Empfehlungen des Bundesrechnungshofes zur betriebs- 
ärztlichen Betreuung in der Bundeswehr aufzugreifen. 
Diese vergab einen Teil des Betreuungsbedarfs an ge- 
werbliche betriebsmedizinische Dienste (Unternehmen). 
Dabei vereinbarte sie eine überhöhte Vergütung. Durch 
Pauschalierungen konnten die Unternehmen zudem weit- 
aus mehr Stunden in Rechnung stellen, als sie erbracht 
hatten. Wenn das Bundesministerium der Verteidigung 
diese Mängel beseitigt, kann es jährlich mehrere Millio- 
nen Euro einsparen. 

75.1 

Die Leiter der Bundeswehrdienststellen sind dafür verant- 
wortlich, dass die Bestimmungen des Arbeitsschutzes 
eingehalten werden. Zu diesen gehört, die Beschäftigten 
arbeitsmedizinisch zu untersuchen und zu beraten. Dafür 
hat die Bundeswehr 29 Arztgruppen für Betriebsmedizin 
(Arztgruppen) eingerichtet. Jeder Arztgruppe gehören ein 
Arzt und medizinisches Hilfspersonal an. 

Die Bundeswehr schätzte den Zeitaufwand für die be- 
triebsärztliche Betreuung auf 140 000 Stunden pro Jahr. 
Davon nahmen die Arztgruppen ein Drittel wahr. Für die 
übrige Betreuung beauftragte die Bundeswehr seit dem 
Jahre 1982 Unternehmen. Im Jahre 2003 zahlte sie dafür 
10 Mio. Euro. 


75.2 

Der Bundesrechnungshof prüfte mit Unterstützung des 

Prüfungsamtes des Bundes München die betriebsärztliche 

Betreuung der Bundeswehrdienststellen. Dabei stellte er 

fest: 

• Die Bundeswehr überprüfte nicht regelmäßig und 
auch nicht zeitnah nach Organisationsänderungen, in 
welchem Umfang eine betriebsärztliche Versorgung 
erforderlich war. 

• Die Betreuungskapazität der Arztgruppen bemaß sie 
nur nach der Jahresarbeitszeit des Betriebsarztes. Die 
Tätigkeiten der medizinischen Hilfskräfte, die einen 
Teil der Untersuchungsleistungen (z. B. Hör- und Seh- 
tests) selbstständig erbrachten, berücksichtigte die 
Bundeswehr nicht. 

• Die Wehrbereichsverwaltungen schrieben die betriebs- 
ärztlichen Betreuungsleistungen nicht wie gesetzlich 
vorgesehen aus, sondern vergaben die Aufträge frei- 
händig. Als Vergütung setzten sie ein einheitliches Stun- 
denhonorar fest. Dieses lag um bis zu 40 % über den 
Preisen, die Landes- und andere Bundesbehörden für 
gleiche Leistungen nach einer Ausschreibung verein- 
bart hatten. 

• Die Unternehmen rechneten die Leistungen nur sum- 
marisch unter Angabe der Zahl der Untersuchungen 
und des Zeitaufwands ab. Wie vertraglich vereinbart, 
wurde dabei der Zeitaufwand pauschaliert (z. B. Augen- 
oder Röntgenuntersuchung jeweils 15 Minuten). Da- 
durch rechneten die Unternehmen zum Teil mehr 
Stunden ab, als sie tatsächlich erbracht haben konnten. 
So stellten in einem Drittel der vom Bundesrech- 
nungshof geprüften Fälle die Unternehmen tägliche 
Einsatzzeiten der Betriebsärzte von mehr als zehn 
Stunden in Rechnung, obwohl die Dienststellen der 
Bundeswehr täglich nur bis zu sieben Stunden erreich- 
bar waren, ln Einzelfällen rechneten die Unternehmen 
für einen Betriebsarzf mehr als 24 Sfunden, in der 
Spifze 30 Stunden pro Tag ab. 

• Die Quartalsrechnungen der Unternehmen enthielten 
keine detaillierten Angaben über die erbrachten Leis- 
tungen. Gleichwohl zeichneten die Dienststellenleiter 
sie sachlich richtig. So stellte ein Unternehmen für die 
befriebsärzfliche Befreuung einer Diensfsfelle über 
Jahre hinweg das vereinbarte Leistungsvolumen von 
jährlich 1 100 Stunden in Rechnung. Tatsächlich hatte 
es jeweils nur 200 Stunden erbracht. Die Bundeswehr 
zahlte an dieses Unternehmen jährlich 1 Mio. Euro. 

• Die Unternehmen nahmen bei ihrer Tätigkeit Leistun- 
gen von Sanitätseinrichtungen der Bundeswehr in An- 
spruch (z. B. Röntgenaufnahmen). Sie hatten 75 % der 
dadurch entstandenen Kosten zu erstatten. Es fehlten 
Regelungen, wie diese Kosten zu erfassen und abzu- 
rechnen waren. Daher erstatteten die Unternehmen die 
Kosten nur in wenigen Fällen. Außerdem beauftragten 
die Unternehmen zum Teil auf sanitätsdienstlichen 
Formularen Dritte zulasten des Bundes mit Leistungen, 
die zu ihrem Aufgabenbereich gehörten und bereits 
mit ihrem Honorar ab gegolten waren (z. B. Labor- 
untersuchungen) . 
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75.3 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesministerium 
der Verteidigung (Bundesministerium) im April 2004 
u. a. empfohlen, 

• den Betreuungsbedarf der Dienststellen zu aktualisie- 
ren und fortzuschreiben, 

• die Betreuungskapazität der Arztgruppen neu festzule- 
gen und dabei die Tätigkeiten der medizinischen 
Hilfskräfte zu berücksichtigen, 

• anschließend das zu vergebende betriebsärztliche 
Leistungsvolumen zu ermitteln und auszuschreiben, 

• nur den nachgewiesenen Zeitaufwand zu vergüten so- 
wie 

• die Abrechnung von Sachleistungen der Bundeswehr 
sicherzustellen. 

75.4 

Das Bundesministerium hat die aufgezeigten Mängel im 
Wesentlichen eingeräumt und angekündigt, die Empfeh- 
lungen aufzugreifen. So habe es u. a. den Leitenden Be- 
triebsarzt der Bundeswehr beauftragt, eine Arbeitsgruppe 
einzurichten. Diese werde die Empfehlungen des Bundes- 
rechnungshofes prüfen und ggf umsetzen. Zum Ende des 
Jahres 2005 werde das Bundesministerium über den Stand 
der Umsetzung berichten. 

75.5 

Der Bundesrechnungshof erkennt an, dass das Bundes- 
ministerium erste Maßnahmen eingeleitet hat, um die 
Mängel zu beseitigen. Er erwartet, dass das Bundesminis- 
terium insbesondere die bestehenden Verträge kündigt, 
das Auftragsvolumen für die zu vergebenden betriebs- 
ärztlichen Leistungen neu bestimmt und deren Ausschrei- 
bung einleitet. 

76 Einsparungen bei der Schuiung der 
Hubschrauberpiiotinnen und -piioten 

(Kapitel 1419) 

76.0 

Das Bundesministerium der Verteidigung hat auf Empfeh- 
lung des Bundesrechnungshofes die Schulungskosten der 
Hubschrauberpiiotinnen und -piioten verringert. Es hat 
überzählige Simulatoren außer Betrieb gesetzt, die Aus- 
bildung auf die verbleibenden Simulatoren konzentriert, 
die Anzahl der Inübunghalter angepasst und deren Aus- 
bildungsstunden reduziert. 

76.1 

Die Höhe der Kosten, die die Schulung der Hubschrau- 
berpiiotinnen und -piioten der Bundeswehr jährlich verur- 
sacht, wird nicht unwesentlich durch die Auslastung der 
vorhandenen Flugsimulatoren und durch die Anzahl der 


so genannten Inübunghalter beeinflusst. Inübunghalter 
sind ausgebildete, derzeit nicht für eine Verwendung im 
Einsatz benötigte Pilotinnen und Piloten, die durch Min- 
destflugstunden und Übungen ihre Einsatzbefähigung er- 
halten müssen. 

Eine geringere Anzahl Inübunghalter verursacht entspre- 
chend niedrige Schulungskosten. Eine bessere Auslas- 
tung der Flugsimulatoren spart einerseits Betriebskosten 
für die Schulungs- und Einsatzhubschrauber. Anderer- 
seits sinken auch die Betriebskosten der Flugsimulatoren 
selbst, wenn ihr Gesamtbestand verringert werden kann. 

Der Bundesrechnungshof untersuchte im Jahre 2003 die 
fliegerisch-taktische Aus- und Weiterbildung der Hub- 
schrauberpiiotinnen und -piioten des Heeres und der Luft- 
waffe und stellte fest: 

Die auf zwei Standorte verteilten acht Flugsimulatoren 
für die Hubschrauber des Typs Bell UH- ID bei Heer und 
Luftwaffe waren im Jahre 2003 nur zu 50 % ausgelastet. 
Insbesondere wegen der künftig geringeren Anzahl an 
Hubschraubern war die Anzahl der Inübunghalter höher 
als für die Erfüllung der operativen Aufgaben erforder- 
lich. 

Darüber hinaus unterschieden sich die Flugstundenvorga- 
ben beim Heer und bei der Luftwaffe ohne erkennbaren 
Grund erheblich. So forderte die Luftwaffe weit mehr 
Flugstunden für das Inübunghalten ihrer Hubschrauber- 
piiotinnen und -piioten auf dem Hubschraubertyp Bell 
UH- ID als das Heer. Die Flugstundenvorgaben der Luft- 
waffe für diesen Hubschrauber waren sogar rund doppelt 
so hoch wie diejenigen für das Inübunghalfen der Kampf- 
piloten auf den modernen und weit komplexeren Kampf- 
flugzeugen. 

76.2 

Der Bundesrechnungshof hat die zu geringe Nutzung der 
Simulatoren beanstandet und empfohlen, die Simulator- 
ausbildung an einem Standort zu bündeln. Die überzähli- 
gen Simulatoren sollten still gelegt werden. Auch hat er 
die Anzahl der Inübunghalter als überhöht kritisiert und 
empfohlen, sie dem verringerten Hubschrauberbestand 
anzupassen. 

Weiterhin hat er auf die unterschiedlichen Flugstunden- 
vorgaben des Heeres und der Luftwaffe für das In- 
übunghalfen hingewiesen und empfohlen, die geringeren 
Vorgaben des Heeres auch für die Luftwaffe zu überneh- 
men. 

76.3 

Das Bundesministerium der Verteidigung ist den Empfeh- 
lungen des Bundesrechnungshofes weitgehend gefolgt. 
Es hat die Simulatorausbildung an einem Standort mit 
vier Simulatoren zusammengelegt und die überzähligen 
vier Simulatoren still gelegt. 

Darüber hinaus hat es zwar die Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes nicht geteilt, dass die Anzahl der In- 
übunghalter überhöht war. Es hat aber zugesagt, mit der 
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Ausplanung des Strukturmodells 2010 die Anzahl an den 
künftig reduzierten Hubschrauberbestand anzupassen. Im 
Übrigen habe es die unterschiedlichen Flugstundenvorga- 
ben des Heeres und der Luftwaffe für die Inübunghalter 
vereinheitlicht und reduziert. 

Der Bundesrechnungshof rechnet mit jährlichen Einspa- 
rungen von Betriebskosten in Millionenhöhe, die Haus- 
haltsmittel für dringend benöfigfe Invesfifionen frei ma- 
chen können. 

77 Risiken bei der Beschaffung 
des Eurofighter 

(Kapitel 1419 Titel 554 05) 

77.0 

Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages ist 
einer Empfehlung des Bundesrechnungshofes gefolgt und 
hat die Beschaffung der zweiten Tranche Eurofighter un- 
ter eine Reihe von Auflagen gestellt. 

77.1 

Aufgrund eines im Jahre 1987 geschlossenen Entwick- 
lungsvertrages und eines im Jahre 1998 abgeschlossenen 
Beschaffungsrahmenvertrages soll Deutschland in drei 
Tranchen 1 80 Eurofighter erhalten. Die Auslieferung der 
ersten Tranche mit 44 Flugzeugen begann im Jahre 2003. 
Das Bundesministerium der Verteidigung (Bundesminis- 
terium) beabsichtigte im Jahre 2004 die Beschaffung mit 
der zweiten Tranche (deutscher Anteil: 68 Kampfflug- 
zeuge) fortzusetzen. Da wegen Abstimmungsschwierig- 
keiten der Partnemationen untereinander und mit der 
Industrie das Bundesministerium vor der Sommerpause 
2004 des Parlaments bis auf zwei Preisvereinbarungen 
noch keine schlussverhandelten Verträge vorlegen 
konnte, bat es in einer Vorlage vom 28. Mai 2004 den 
Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages (Haus- 
haltsausschuss), die Verträge auch in der sitzungsfreien 
Zeit abschließen zu können. Der Haushaltsausschuss 
sollte nachträglich über die Vertragsabschlüsse unterrichtet 
werden. Gleichzeitig erbat das Bundesministerium die 
Zustimmung u. a. zum Ersatz von veralteten Bauteilen 
und zur Fortentwicklung des Eurofighter auch zum Jagd- 
bomber. Die zusätzlichen Maßnahmen sollten 425 Mio. 
Euro (deutscher Anteil) kosten. 

77.2 

Der Bundesrechnungshof prüfte die Vorlage des Bundes- 
ministeriums der Finanzen einschließlich der Beiträge des 
Bundesministeriums an den Haushaltsausschuss und 
nahm am 9. Juni 2004 in einem Bericht nach § 88 Abs. 2 
BHO dazu Stellung, ln diesem Bericht hat er den Umfang 
und die Risiken der erbetenen Ermächtigung aufgezeigt. 
Er hat geraten, sie nicht zu erteilen. Das vom Parlament 
aufgrund langjähriger Erfahrungen vorgegebene Verfah- 
ren zur Kontrolle der Vertragsabschlüsse im Verteidi- 
gungsbereich habe sich bewährt und sollte nicht bei ei- 


nem der wichtigsten und teuersten Vorhaben der 
Bundeswehr aufgegeben werden. 

Weiterhin hat der Bundesrechnungshof den Haushaltsaus- 
schuss über die aktuellen Schwächen der Entwicklung 
und Beschaffung des Waffensysfems Eurofighfer unter- 
richfef. Er haf u. a. empfohlen, sich vor der Bewilligung 
zusäfzlicher Ausgaben darsfellen zu lassen, 

• welches Entwicklungsergebnis tafsächlich mit den Fi- 
nanzmitteln des Entwicklungshauptvertrages erreicht 
worden ist, 

• wie groß die Differenz zwischen den ursprünglich ge- 
forderten und denjenigen Leistungen ist, die nunmehr 
akzeptiert werden sollen und 

• welche Finanzmittel im Rahmen eines realistischen 
Zeitplanes zusätzlich erforderlich sind, um die gefor- 
derte volle Operationelle Einsatzbereitschaft zu errei- 
chen. 

Vor der Freigabe der Beschaffung der zweiten Tranche 
sollte im Detail deutlich werden, wann und in welchem 
Umfang der deutschen Luftwaffe mit dem Eurofighter 
Kampfflugzeuge zur Verfügung sfehen, die ihren milifäri- 
schen Auftrag voll erfüllen können. 

77.3 

Der Haushaltsausschuss griff in seiner Sitzung am 
30. Juni 2004 die Empfehlungen des Bundesrechnungs- 
hofes auf und erteilte die vom Bundesministerium 
erbetene Ermächtigung, die Verträge auch in der sitzungs- 
freien Zeit ohne weitere Beteiligung des Haushaltsaus- 
schusses abschließen zu können, nicht. Eine spätere Zu- 
stimmung machte er von einer Reihe von Auflagen 
abhängig und verwies hierzu in seinem Beschluss auf die 
Stellungnahme des Bundesrechnungshofes. 

Das Bundesministerium erfüllte die Auflagen und legte 
insbesondere die Verträge vor. Daraufhin stimmte der 
Haushaltsausschuss in einer weiteren Sitzung am 
2. Dezember 2004 der Beschaffung der zweifen Tranche 
des Eurofighter zu. Er verband seine Zustimmung aller- 
dings auf Anregung des Bundesrechnungshofes mit wei- 
teren Auflagen, mit denen insbesondere die Kostenrisiken 
begrenzt werden sollen. 

77.4 

Entsprechend der Bitte des Haushaltsausschusses wird 
der Bundesrechnungshof das Vorhaben Eurofighter wei- 
terhin beobachten und begleitend prüfen. Er hat sich in- 
zwischen vom Bundesministerium darlegen lassen, dass 
mit dem Abschluss der Verträge und Preisvereinbarungen 
zur Beschaffung der zweiten Tranche keine weiteren Ver- 
einbarungen für die dritte Tranche getroffen wurden, die 
nicht ohnehin in der Regierungsvereinbarung und in dem 
Beschaffungsrahmenvertrag festgelegt wurden. Das Bun- 
desministerium erklärte dazu, dem Beschluss des Haus- 
haltsausschusses werde Rechnung getragen. Alle vorzu- 
ziehenden Maßnahmen der dritten Tranche, die im 
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übrigen nicht vor dem Jahre 2008 freigegeben werden 
müssten, bedürften laut Vertrag einer gesonderten und ex- 
pliziten Beauftragung durch die Nationen als Auftragge- 
ber. Das Bundesministerium sicherte zu, den Haushalts- 
ausschuss vor dieser Beauftragung zu unterrichten. 

78 Entwicklung eines taktischen Luft- 
verteidigungssystems nur unter 
Auflagen 

(Kapitel 1420 Titel 551 11 und Kapitel 1422 
Titel 687 06) 

78.0 

Der Bundesrechnungshof hat auf Unklarheiten und Risi- 
ken eines Entwicklungsvertrages für ein neues taktisches 
Luftverteidigungssystem hingewiesen und Empfehlungen 
gegeben. Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bun- 
destages griff die Empfehlungen auf und stimmte dem 
Vertragswerk nur unter Auflagen zu. Dadurch stellte er 
sicher, dass Unklarheiten ausgeräumt und Risiken be- 
grenzt wurden. 

78.1 

Das Bundesministerium der Verteidigung (Bundesminis- 
terium) plante, die bodengebundenen Luftverteidigungs- 
systeme der Luftwaffe durch eine Neuentwicklung zu er- 
setzen. Diese sollte eine bessere Erfassung gegnerischer 
Flugzeuge und Flugkörper gewährleisten, zur Rundum- 
verteidigung befähigt sein und zudem durch eigene Flug- 
zeuge der Bundeswehr zum Einsatzort transportiert wer- 
den können. Das System sollte mit zwei Raketentypen 
ausgestattet sein, um Luftangriffe differenzierter und 
wirtschaftlich abwehren zu können. 

Das Bundesministerium beabsichtigte dazu, mit den Ver- 
einigten Staaten von Amerika und mit Italien eine Regie- 
rungsvereinbarung über die gemeinsame Entwicklung des 
taktischen Luftverteidigungssystems „Medium Extended 
Air Defense System (MEADS)“ zu schließen. Diese Re- 
gierungsvereinbarung sollte die Grundlage für einen Ent- 
wicklungsvertrag bilden, der im Auftrag der Nationen 
zwischen einer NATO-Agentur und der Industrie abge- 
schlossen werden sollte, ln der Vereinbarung waren als 
Gesamtkosten des Entwicklungsprogramms 4,0 Mrd. US- 
Dollar veranschlagt worden. Die finanzielle Verpflich- 
tung Deutschlands sollte umgerechnet 847 Mio. Euro be- 
tragen, einschließlich eines Verwaltungskostenanteils für 
die NATO-Agentur von 31 Mio. Euro. Für nationale Ent- 
wicklungsanteile, insbesondere für einen Zweitflugkör- 
per, plante das Bundesministerium weitere 179 Mio. Euro 
ein, sodass die Entwicklung des MEADS Deutschland 
insgesamt 1,026 Mrd. Euro kosten sollte. Für die Be- 
schaffung des MEADS sollte ein Betrag von 2,85 Mrd. 
Euro ausreichen. 

Das Bundesministerium legte Anfang März 2005 dem 
Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages (Haus- 
haltsausschuss) über das Bundesministerium der Finan- 


zen die Entwürfe der Regierungsvereinbarung und des 
Entwicklungsvertrages mit der Bitte um Zustimmung vor. 

78.2 

Der Bundesrechnungshof, der die Planungen für MEADS 
begleitend prüft, hat in einem Bericht an den Haushaltsaus- 
schuss nach § 88 Abs. 2 BHO Unklarheiten und Risiken 
aufgezeigt, die vor einer Zustimmung ausgeräumt sein 
sollten, und dazu Empfehlungen abgegeben. 

So war nach seiner Auffassung zu klären, 

• ob Deutschland im NATO-Bündnis trotz der wesent- 
lich veränderten militärpolitischen Lage weiterhin 
eine hervorgehobene Rolle bei der Beschaffung und 
beim Betrieb von bodengebundenen Luftverteidi- 
gungssystemen und jetzt auch bei deren Entwicklung 
übernehmen sollte und 

• welche Verpflichtungen dazu gegenüber der NATO 
bestanden und wie sich dies auf die Lastenverteilung 
unter den NATO-Partnern und ggf. auf andere Schutz- 
bedürfnisse der Einsatzkräfte (Minen, Kleinwaffen 
usw.) auswirkte. 

Weiterhin war unklar, ob und in welchem Umfang die ur- 
sprüngliche militärische Forderung der Luftwaffe zum 
Beschaffungsumfang des MEADS Bestand haben und 
wie sie finanziert werden sollte. Sie war mehr als doppelt 
so hoch als der in der Parlamentsvorlage genannte Erstbe- 
schaffungsbedarf Ihre Finanzierung würde den vom Bun- 
desministerium vorgesehenen Betrag von 2,85 Mrd. Euro 
weit übersteigen. 

Weiterhin ergaben sich nach Ansicht des Bundesrech- 
nungshofes aus den in der Regierungsvereinbarung und 
im Entwicklungsvertrag vorgesehenen Regelungen, z. B. 
zum Wechselkurs, zur Berücksichtigung von Steuern und 
insbesondere zur Preisbildung große finanzielle Risiken. 
So war die Höhe der verrechenbaren Kosten nicht be- 
grenzt. Der Vertrag sah vielmehr vor, dass die Auftrag- 
nehmerseite beim Erreichen eines bestimmten Zielpreises 
die noch ausstehende Leistungserbringung so lange unter- 
brechen kann, bis ein Änderungsvertrag vorliegt. Diese 
Regelung kann bei dann notwendigen Verhandlungen 
nachteilig für die Auftraggeberseite sein. Der Bundes- 
rechnungshof hat auch auf technische Risiken und Zeit- 
verzögerungen hingewiesen, die die Entwicklung verteu- 
ern können. 

Der Bundesrechnungshof hat aufgezeigt, dass sich der 
vom Bundesministerium erwartete Transfer von Hoch- 
technologie aus den Vereinigten Staaten von Amerika aus 
dem Vertrag nicht ergibt. 

78.3 

Das Bundesministerium hat die hohe militärische und 
wirtschaftliche Bedeutung des zu entwickelnden MEADS 
betont, das zudem die transatlantische Partnerschaft fes- 
tige. Die veränderte militärpolitische Lage bedeute nicht. 
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dass Deutschland auch seinen bisherigen Schwerpunkt 
„Bodengebundene Luftverteidigung“ innerhalb des NATO- 
Bündnisses ändere. Es hat die künftige Bedrohung, der 
Einsatzkräfte durch gegnerische Luftangriffsmittel ver- 
stärkt ausgesetzt seien, hervorgehoben. Zu deren Abwehr 
sei MEADS geeignet und notwendig. Den Schutzbedürf- 
nissen der Einsatzkräfte gegen Minen und Kleinwaffen 
werde ausreichend Rechnung getragen. 

Zum endgültigen Beschaffungsumfang und zum Fortbe- 
stand der Luftwaffenforderung hat sich das Bundesminis- 
terium nicht festgelegt. Die jetzigen Angaben seien viel- 
mehr Schätzungen für einen Erstbeschaffungsbedarf 
Frühestens im Jahre 2008 werde dazu erneut entschieden. 

Bezüglich der finanziellen Risiken hat das Bundesminis- 
terium die Bedenken des Bundesrechnungshofes nur in 
wenigen Punkten geteilt. So hat es eingeräumt, dass der 
Entwicklungsvertrag, anders als ursprünglich dargestellt, 
keine höchstzulässige Preisobergrenze habe. Tatsächlich 
müsse während der Vertragslaufzeit bei Erreichen eines 
bestimmten Zielpreises mit der Auftragnehmerseite neu 
verhandelt werden. Auch die technischen Risiken und de- 
ren evtl, finanzielle Auswirkungen hat es nicht in Abrede 
gestellt, ln allen anderen Punkten aber hat es die Auffas- 
sung vertreten, dass entweder keine Risiken vorlägen 
oder diese beherrschbar seien. Es hat zudem die positiven 
Auswirkungen des Rüstungsvorhabens auf einen Hoch- 
technologietransfer von den Vereinigten Staaten von 
Amerika nach Deutschland und auf die Arbeitsplätze in 
Deutschland hervorgehoben. 

Das Bundesministerium hat auf eine schnelle Entschei- 
dung des Haushaltsausschusses gedrängt, damit der von 
den Partnern vorgegebene Beitrittstermin zur Regierungs- 
vereinbarung (Ende März 2005) eingehalten werden 
könne. 

78.4 

Ungeachtet des vorgegebenen Beitrittstermins vertagte 
der Haushaltsausschuss seine Entscheidung, bis das Bun- 
desministerium weitere Informationen, die auch die Aus- 
führungen des Bundesrechnungshofes betrafen, vorlegen 
konnte. Danach stimmte er im April 2005 der deutschen 
Beteiligung an der Entwicklung des Vorhabens MEADS 
zu und verband dies auf Anregung des Bundesrechnungs- 
hofes mit einer Reihe von Auflagen. Er stellte damit 
sicher, dass Unklarheiten ausgeräumt, Risiken begrenzt 
und wesentliche Meilensteine des Vorhabens engmaschig 
überwacht werden. 

Darüber hinaus hat er den Bundesrechnungshof gebeten, 
das Vorhaben MEADS weiterhin begleitend zu prüfen 
und ggf zu berichten. 

78.5 

Der Bundesrechnungshof wird der Bitte des Haushalts- 
ausschusses folgen und insbesondere prüfen, ob die vor- 
gegebenen Preis- und Kostenziele eingehalten und ob die 
militärischen und technischen Forderungen erfüllt wer- 


den. Dazu wird er auch von seiner vertraglich zugesi- 
cherten Befugnis Gebrauch machen, bei der NATO- 
Agentur örtliche Erhebungen, ggf. gemeinsam mit den 
Rechnungshöfen der beiden Partnemationen, durchzu- 
führen. 

79 Travelmanagement der Flugbereit- 
schaft verbessern 

79.0 

Bei Einsätzen der Flugbereitschaft des Bundesministe- 
riums der Verteidigung zur Beförderung von Personen 
aus dem politisch-parlamentarischen Bereich haben 
Koordinations- und Informationsmängel zu einer verspä- 
teten Stornierung angeforderter Flüge geführt. Zudem 
hatte veraltete Kommunikationstechnik den Rückruf eines 
Flugzeugs behindert. Ein verbessertes Travelmanagement, 
das der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages 
auf Empfehlung des Bundesrechnungshofes gefordert 
hatte, soll nun zusammen mit einer neuen Kommunika- 
tionstechnik die Mängel beheben. 

79.1 

Die Flugbereitschaft des Bundesministeriums der Vertei- 
digung (Bundesministerium), deren Hauptauftrag der mi- 
litärische Lufttransport ist, unterhält u. a. zur Beförderung 
von Personen aus dem polifisch-parlamenfarischen Be- 
reich (sog. VlP-Einsäfze) eine Reihe von Flugzeugen für 
Kurz-, Mittel- und Langsfreckeneinsäfze, so z. B. Mittel- 
sfreckenfiugzeuge vom Typ „Challenger“. Die Nutzung 
dieser Flugzeuge regelt eine vom Bundeskabinett be- 
schlossene Richtlinie des Bundesministeriums. 

Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages (Haus- 
haltsausschuss) hatte sich mehrfach, zuletzt im Jahre 
2001, mit dieser VlP-Nutzung befasst. Ende des Jahres 
2003 hatte er den Bundesrechnungshof gebeten, den Ab- 
lauf der Anforderung, Durchführung und Stornierung von 
Flügen nach Südamerika zu prüfen. 

79.2 

Der Bundesrechnungshof berichtefe Ende April 2004 
dem Haushalfsausschuss. Die Prüfung hafte ergeben, dass 
Koordinations- und Informationsmängel bei den beteilig- 
ten Stellen aufgetreten waren. Diese Mängel wären bei 
sachgerechtem Travelmanagement vermeidbar gewesen. 
Darüber hinaus behinderte die unzureichende Kommuni- 
kationsausstattung der „Challenger“ einen rechtzeitigen 
Rückruf Schließlich fehlten Regelungen zur Berechnung 
und Erstattung von Stomokosten. 

Der Bundesrechnungshof hat Hinweise gegeben, wie 
künftig derartige Informations- und Koordinationsmängel 
vermieden und Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkte bei der 
Anforderung von VlP-Einsätzen der Flugbereitschaft 
nachdrücklicher durchgesetzt werden können. Er hat ins- 
besondere ein verbessertes Anforderungs-, Beratungs- 
und Entscheidungsverfahren einschließlich regelmäßiger 
Kostenvergleiche mit kommerziellen Lösungen empfoh- 
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len. Die Kommunikationsausstattung der Flugzeuge 
sollte gewährleisten, dass hochrangige Fluggäste jeder- 
zeit erreichbar sind. Bei der Überarbeitung der Richt- 
linien sollte auch geregelt werden, wie die Stornokosten 
zu berechnen und zu erstatten sind. 

79.3 

Der Haushaltsausschuss erörterte den Bericht des Bun- 
desrechnungshofes Ende Juni 2004. ln seinem Beschluss 
griff er die Empfehlungen des Bundesrechnungshofes für 
ein sachgerechtes Travelmanagement im Einzelnen auf. 


Bundesministerium für Gesundheit und Soziaie 

(Einzelplan 15) 


80 Unzuiässige Verstärkung des Titeis 
für Öffentiichkeitsarbeit aus Mittein 
der Ausgieichsabgabe gestoppt 

(Ausgleichsfonds nach § 78 SGB IX) 

80.0 

Das Bundesministerium fiir Gesundheit und Soziale 
Sicherung hat zugesagt, den Haushaltstitel für Öffentlich- 
keitsarbeit nicht mehr unzulässig mit Mitteln des Aus- 
gleichsfonds zu verstärken. Zudem will es künftig bei der 
Erteilung seiner Aufträge das Vergaberecht uneinge- 
schränkt beachten. 

80.1 

Arbeitgeber entrichten eine Ausgleichsabgabe, wenn sie 
weniger schwerbehinderte Menschen beschäftigen, als 
nach dem Sozialgesetzbuch vorgesehen sind. Ein Teil des 
Aufkommens aus der Abgabe fließt in den Ausgleichs- 
fonds für überregionale Vorhaben zur Teilhabe schwerbe- 
hinderter Menschen am Arbeitsleben (Ausgleichsfonds). 
Es handelt sich dabei um ein zweckgebundenes Sonder- 
vermögen, das von den übrigen Vermögen des Bundes, 
seinen Rechten und Verbindlichkeiten getrennt zu halten 
ist. Der Ausgleichsfonds wird vom Bundesministerium für 
Gesundheit und Soziale Sicherung (Bundesministerium) 
verwaltet. Die Mittel aus dem Ausgleichsfonds sind nach 
der Schwerbehinderten-Ausgleichsabgabeverordnung als 
Zuwendungen an Stellen außerhalb der Bundesverwal- 
tung oder als Zuweisung an die Bundesagentur für Arbeit 
(Bundesagentur) zu verwenden. Damit sollen vorrangig 
überregionale Vorhaben gefördert werden, um schwerbe- 
hinderte Menschen am Arbeitsleben teilhaben zu lassen. 

Der Bundesrechnungshof stellte mit Unterstützung des 
Prüfungsamtes des Bundes Berlin fest, dass das Bundes- 
ministerium (früher: Bundesministerium für Arbeif und 
Sozialordnung) in den Jahren 2000 bis 2002 eine Öffent- 
lichkeifskampagne „50 000 neue Jobs für Schwerbehin- 


Das Bundesminisferium unfersuchf nunmehr altemafive 
Befreibermodelle für den Transport von Personen des 
politisch-parlamentarischen Bereichs auf der Kurz- und 
Mittelstrecke sowie Möglichkeiten zu einem effizienten 
Travelmanagement. Die Ergebnisse sollen voraussicht- 
lich Ende des Jahres 2005 vorliegen. Die Kommunikati- 
onsausstattung der „Challenger“ soll erneuert werden. 

Der Bundesrechnungshof wird sich davon überzeugen, ob 
damit dem Anliegen des Haushaltsausschusses, das Tra- 
velmanagement der Flugbereitschaft zu verbessern, 
Rechnung getragen wird. 


derte“ durchführte. Mit der Kampagne sollte die Umset- 
zung des am 1. Oktober 2000 in Kraft getretenen 
Gesetzes zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit von 
Schwerbehinderten aktiv unterstützt werden. Die im 
Haushaltstitel für Öffentlichkeifsarbeif des Bundesminis- 
teriums veranschlagten Mittel reichten nicht aus, um die 
Maßnahme zu finanzieren. Deshalb gewährte das für die 
Verwaltung des Ausgleichsfonds zuständige Referat des 
Bundesministeriums im Jahre 2000 dem für Öffentlich- 
keifsarbeit und Kommunikation zuständigen Leitungsstab 
des Hauses eine Zuwendung aus Mitteln des Ausgleichs- 
fonds in Höhe von 0,8 Mio. Euro (1,5 Mio. DM), ln den 
Jahren 2001 und 2002 verstärkte es den Titel für Öffenf- 
lichkeifsarbeit um weitere Mittel aus dem Ausgleichs- 
fonds in Höhe von insgesamt 1,8 Mio. Euro. Darüber hi- 
naus vergab das Bundesministerium die Aufträge der 
Öffentlichkeitskampagne in Höhe von 5,5 Mio. Euro frei- 
händig an eine Werbeagentur. Dabei hatte es auf Wettbe- 
werb verzichtet, ohne dies zu begründen. 

80.2 

Das Bundesministerium hat das Budgetrecht des Haus- 
haltsgesetzgebers missachtet. Die Verstärkung des für die 
eigene Öffenflichkeifsarbeif bewilligfen Haushalfsansaf- 
zes mit Mitteln des Ausgleichsfonds war unzulässig, da 
keine haushaltsrechtliche Ermächtigung vorlag. Außer- 
dem durfte das Bundesministerium diese Mittel nur der 
Bundesagentur oder Stellen außerhalb der Bundesverwal- 
tung bereitstellen. 

80.3 

Das Bundesministerium hat diese Mängel neben der feh- 
lerbehafteten Vergabe eingeräumt. Es hat zugesagt, 

• keine Mittel mehr aus dem Ausgleichsfonds zur Ver- 
stärkung des Titels für Öffenflichkeifsarbeif zu ver- 
wenden und 

• künftig das Vergaberecht uneingeschränkt zu beachten. 


Sicherung 
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Bundesministerium für wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 

(Einzelplan 23) 


81 Nutzung der Steiien aus dem Anti- 

Terror-Paket für Zwecke der 
verstärkten Krisenprävention 
vor Ort 

81.0 

Das Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zusammenar- 
beit und Entwicklung nutzt die ihm im Anti-Terror-Paket 
zugewiesenen Planstellen und Stellen nunmehr verstärkt, 
um Aufgaben mit engem inhaltlichen Bezug zur Bekämp- 
fung des internationalen Terrorismus zu erfüllen. 

81.1 

Als Reaktion auf die Terroransehläge vom 11. September 
2001 besehloss die Bundesregierung ein umfangreiehes 
Maßnahmenpaket zur Bekämpfung des Terrorismus. 

Im Bundeshaushalt 2002 stellte sie für das so genannte 
Anti-Terror-Paket (ATP) insgesamt rund 1,5 Mrd. Euro 
Saehmittel und neue Planstellen und Stellen bereit. 

Gemäß den verbindliehen Erläuterungen zum Bundes- 
haushalt 2002 bei Kapitel 6002 war der Mittelansatz 
„vorgesehen für einen notwendigen zusätzliehen Bedarf 
zur Bekämpfung des Terrorismus und zur Stärkung der 
inneren und äußeren Sieherheit“. 

Das Parlament hat dem Bundesministerium für wirt- 
sehaflliche Zusammenarbeit und Entwieklung (Bundes- 
ministerium) aus dem ATP 18 neue Planstellen und Stel- 
len zugewiesen. Die Mehrzahl der neuen Planstellen und 
Stellen sollte dazu dienen, das in Krisengebieten tätige 
Personal zu verstärken. 

Das Bundesministerium wies die ATP-Stellen dem allge- 
meinen Stellentopf zu und ordnete sie überwiegend ent- 
weder Dienstposten ohne inhaltliehen ATP-Bezug (u. a. 
Stabsreferaten und dem Justitiariat) oder bereits bestehen- 
den Dienstposten mit ATP-Bezug zu. Es nutzte die ur- 
sprüngliehen ATP-Stellen vorrangig, um auf diesen 
Dienstposten zeitnahe Beförderungen zu ermögliehen. 
Als Kompensation sehuf das Bundesministerium meist 
geringer bewertete ATP-Ausgleiehsstellen. 

81.2 

Der Bundesreehnungshof hat die Verwendung der ATP- 
Stellen als nieht saehgereeht im Sinne der Zweekbindung 
des ATP bemängelt. 

Er hat aueh kritisiert, dass das Bundesministerium mit 
den ATP-Stellen nieht hinreiehend sein in Krisengebieten 


tätiges Personal verstärkt hatte, obwohl die Mehrzahl der 
Stellen ausdrüeklieh für diesen Zweek bewilligt worden 
war. 

81.3 

Das Bundesministerium ist der Auffassung des Bundes- 
reehnungshofes insoweit gefolgt, als es nunmehr dureh 
personalwirtsehaftliehe Maßnahmen sieherstellt, dass alle 
ihm zugewiesenen ATP-Stellen zweekentspreehend ver- 
wendet werden. 

ln seiner Stellungnahme hat es angeführt, Krisenpräven- 
tion und Friedenssieherung seien als politiseh herausra- 
gende Quersehnittsaufgaben in seinem gesamten Aufga- 
benspektrum verankert. Es sei daher davon ausgegangen, 
dass es die dureh das ATP zugewiesenen Planstellen und 
Stellen innerhalb der praktizierten „Topfwirtsehaft“ ohne 
Einsehränkungen verwenden durfte. Die in der Stellenbe- 
willigung aufgeführten Kategorien „Vor-Ort-Begleitung“ 
und „teilweise Vor-Ort-Begleitung“ habe es nieht als ver- 
bindliehe Festlegungen angesehen. Daher habe es den 
Haushaltsaussehuss des Deutsehen Bundestages aueh nieht 
über die abweiehende Stellenverwendung informiert. 

Das Bundesministerium hat nunmehr eingeräumt, die 
Grenzen einer flexiblen Stellenbewirtsehaftung innerhalb 
der „Topfwirtsehaft“ seien dann erreieht, wenn das Parla- 
ment aufgrund detaillierter Begründung Stellen für be- 
stimmte Aufgaben zur Verfügung stelle. Mit der fehler- 
haften Zuordnung der ATP-Stellen zur allgemeinen 
„Topfwirtsehaft“ habe es insofern gegen diese Zweekbin- 
dung verstoßen. 

Es hat inzwisehen ein Konzept vorgelegt, naeh dem es 
zeitnah freie Planstellen und Stellen erwirtsehaften und 
ihnen dann Dienstposten mit ATP -relevanten Aufgaben- 
stellungen zuweisen will. Insbesondere plant das Bundes- 
ministerium, im Laufe des Jahres 2005 zusätzliehe 
Dienstposten an deutsehen Auslandsvertretungen einzu- 
riehten. Das dort tätige Personal soll im Sinne der Zweek- 
bestimmung des ATP zur „Vor-Ort-Begleitung“ von Pro- 
jekten der Krisenprävention und Friedenssieherung 
eingesetzt werden. 

81.4 

Die vom Bundesministerium geplanten Maßnahmen sind 
geeignet, die zweekgereehte Verwendung der ATP-Stel- 
len sieherzustellen. 

Der Bundesreehnungshof wird die Einriehtung der ent- 
spreehenden Dienstposten beobaehten. 
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Bundesministerium für Biidung und Forschung 

(Einzelplan 30) 


82 Erhebiiche Mängei beim Förder- 
programm „Juniorprofessur“ 
werden behoben 

(Kapitel 3002 Titel 685 97 und 685 10) 

82.0 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat 
die vom Bundesrechnungshof festgestellten Mängel zum 
Anlass genommen, seine Förderpraxis beim Programm 
,, Juniorprofessur“ zu verbessern. Es prüft nunmehr bei 
den Hochschulen, ob diese seine Zuwendungen zweckent- 
sprechend verwendet haben. Es wird für das geplante 
Nachfolgeprogramm die zuwendungsfähigen Ausgaben 
eindeutig festlegen, um einem zweckwidrigen Einsatz von 
Fördermitteln vorzubeugen. 

82.1 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(Bundesministerium) forderte in den Jahren 2001 bis 
2004 die Ausstattung von Juniorprofessuren an Hoch- 
schulen mit Zuwendungen von 52 Mio. Euro. Zweck des 
Programms war, „Länder und Hochschulen bei der Ein- 
richtung von Juniorprofessuren zu unterstützen“, um die 
Personalstruktur der Hochschulen neu zu gestalten. Da- 
durch sollte die Hochschuldienstrechtsreform des neuen 
Hochschulrahmengesetzes umgesetzt werden. Mit den 
Zuwendungen wollte das Bundesministerium die Erstaus- 
stattung von Juniorprofessuren für die Forschung finan- 
zieren. Die laufenden Ausgaben sollte das jeweilige Land 
tragen, ln den Zuwendungsbescheiden bewilligte das 
Bundesministerium den Hochschulen einen Gesamtbe- 
trag für nichf näher beschriebene „Investitionen“. Die 
Förderung isf zum 31. Dezember 2004 ausgelaufen. Das 
Bundesminisferium plant, auf der Grundlage einer von al- 
len Ländern Unterzeichneten Bund-Länder- Vereinbarung 
ein neues Programm zur Förderung der Juniorprofessur 
noch im Jahre 2005 zu starten. 

Der Bundesrechnungshof prüfte mit Unterstützung des 
Prüfungsamtes des Bundes Koblenz die Ausgaben des 
Bundesministeriums für das Programm. Dazu unfersuchte 
das Prüfungsamt des Bundes Koblenz bei fünf Hochschu- 
len, wie das Bundesminisferium die zweckenfsprechende 
und wirf schaftli che Verwendung seiner Fördermittel 
überwachte. Die fünf Hochschulen hatten insgesamf 
9,2 Mio. Euro erhallen. Zwei Hochschulen zahlten nach 
Erhalt der Prüfungsankündigung unaufgefordert insge- 
samt 1,9 Mio. Euro zurück. 

Die fünf Hochschulen konnten nur für weniger als die 
Hälfte der Mittel zweifelsfrei nachweisen, dass sie diese 
für Investitionen zur Erstausstattung von Juniorprofes- 
suren, beispielsweise Geräte zur Forschung, verwendet 
hatten. Aus den übrigen Mitteln finanzierten sie teilweise 
laufende Ausgaben für Baumaßnahmen, Reisekosten und 
Büromaterial. Das Bundesministerium ging davon aus. 


dass die Hochschulen die Mittel ihrem Zweck entspre- 
chend verwendeten. Erkenntnisse dazu hatte es aber 
nicht, da die Hochschulen Verwendungsnachweise vorge- 
legt hatten, in denen sie lediglich die Ausgaben in einer 
Summe auswiesen. Das Bundesministerium forderte 
keine Belege an und nahm auch keine Prüfungen vor Ort 
vor. Es zahlte im Jahre 2002 fast drei Viertel und im Jahre 
2003 fast die Hälfte der Fördermittel im Dezember aus. 
Zuvor hatte es die Hochschulen gebeten, die für das je- 
weilige Haushalfsjahr eingeplanten Beträge in vollem 
Umfang anzufordem. Zum Zeitpunkt der Prüfung hatten 
die Hochschulen einen großen Teil der Fördermittel nicht 
verbraucht. Die Gelder befanden sich noch auf ihren 
Konten, obwohl die vorgeschriebene Frist von zwei Mo- 
naten für die Miffelverwendung schon lange abgelaufen 
war. Selbsf wenn dem Bundesminisferium bekannt 
wurde, dass Hochschulen die ausgezahlten Mittel nicht 
alsbald für den Zuwendungszweck verwendefen, ver- 
langte es in einigen Fällen keine Zinsen. Zudem verlän- 
gerte das Bundesministerium das Programm bereits zwei 
Mal, obwohl ihm keine systematisch gewonnenen Er- 
kenntnisse zum Erfolg der Förderung Vorlagen. 

Das Bundesministerium ist damit seiner Verpflichtung 
nicht nachgekommen zu überwachen, ob die Hochschu- 
len seine Zuwendungen zweckentsprechend und wirt- 
schaftlich einsetzten. 

82.2 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium auf- 
gefordert, 

• bei den Hochschulen vor Ort zu prüfen, ob sie die Mit- 
tel zweckentsprechend verwendeten, 

• Zinsen zu erheben, wenn die Hochschulen die ausge- 
zahlten Mittel nicht alsbald für den Zuwendungs- 
zweck einsefzfen, 

• zu untersuchen, ob die mit der Förderung verbundenen 
Ziele erreicht wurden und 

• künftig eindeutig festzulegen, welche Ausgaben för- 
derfähig sind. 

82.3 

Das Bundesministerium hat inzwischen aussagefähige 
Verwendungsnachweise angeforderf und prüft auch vor 
Ort bei den Hochschulen. Rückforderungs- und Zins- 
ansprüche macht es geltend. Das Bundesministerium 
wird das Programm evaluieren. Es hat zugesagt, die Re- 
gelungen für das geplante Nachfolgeprogramm neu zu 
fassen und unmissverständlich zu formulieren. 

Damit hat das Bundesministerium die Empfehlungen des 
Bundesrechnungshofes aufgegriffen und seine Förderpra- 
xis verbessert. 
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83 Forderungen des Bundes werden künf- 
tig konsequent geltend gemacht 

(Kapitel 3007 Titel 685 13 und 894 13) 

83.0 

Das Bundesministerium fiir Bildung und Forschung will 
anders als bisher finanzielle Forderungen des Bundes 
gegen institutionell geförderte Zuwendungsempfänger 
konsequent geltend machen. Dabei wird es auch das Ziel 
verfolgen, eine Präventionswirkung zu entfalten, wenn 
Erstattungsforderungen auf einem gravierenden Fehlver- 
halten des Zuwendungsempfängers beruhen. Das Bun- 
desministerium für Bildung und Forschung folgt damit ei- 
ner Forderung des Bundesrechnungshofes. 

83.1 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (Bun- 
desministerium) gewährte einer von ihm institutionell im 
Wege der Fehlbedarfsfinanzierung geforderten For- 
schungseinrichtung eine zusätzliche Projektforderung in 
Höhe von 640 000 Euro. Nachdem dem Bunde sminisfe- 
rium bekannt wurde, dass die Einrichtung in ihrem Zu- 
wendungsantrag für die Bewilligung der Projektforde- 
rung wesentliche Tatsachen verschwiegen hatte, nahm es 
kurz vor dem Jahresschluss der Bundeskasse die Förde- 
rung zurück. Es forderte die Einrichtung auf, die Zuwen- 
dung zu erstatten. Gleichzeitig zog das Bundesministe- 
rium jedoch den zurückgeforderten Betrag von einer für 
die instifutionelle Förderung noch vorhandenen Ausga- 
beermächtigung ab, um aufzurechnen. Eine Forderung 
der Einrichtung bestand nicht. Das Bundesministerium 
sah die Erstattung damit als bewirkt an und teilte dies der 
Einrichtung mit. 

83.2 

Der Bundesrechnungshof hat dieses Vorgehen kritisiert, 
da der Erstattungsforderung des Bundesministeriums 
keine Forderung der Einrichtung aus der institutioneilen 
Förderung gegenüber stand. Die Ausgabeermächtigung, 
die nur den finanziellen Rahmen möglicher Forderungen 
der Einrichtung festlegt, wäre am bevorstehenden Jahres- 
ende verfallen. Im Ergebnis hat das Bundesministerium 
nicht gegen Forderungen der Einrichtung aufgerechnet, 
sondern auf die Erstattung verzichtet. Für die Einrichtung 
blieb ihr Fehlverhalten ohne Konsequenzen, da die Er- 
stattungsforderung aufgrund des Vertrauensschutzes nicht 
mehr geltend gemacht werden kann. Der Bundesrech- 
nungshof hat das Bundesministerium aufgefordert, künf- 
tig bei Fehlverhalten des Zuwendungsempfängers die 
vorgesehenen Sankfionsmöglichkeifen des Haushalts- 
rechts auszuschöpfen. 

Das Bundesministerium hätte danach die Erstattung gel- 
tend machen müssen. Zwar stehen fehlbedarfsfinanzier- 
ten Einrichtungen grundsätzlich keine eigenen Mittel zur 
Verfügung, um zu Unrecht erhaltene Zuwendungen zu er- 
statten. Die Einrichtung hätte jedoch beispielsweise eine 
Schadensersatzforderung gegenüber ihren für die unrich- 
tigen Angaben in ihrem Zuwendungsantrag verantwortli- 


chen Beschäftigten prüfen können. Gegebenenfalls hätte 
die Einrichtung auch nicht betriebsnotwendiges Sachver- 
mögen veräußern können. Erst wenn zweifelsfrei festge- 
standen hätte, dass die Einrichtung die Erstattungsforde- 
rung nicht erfüllen kann, wäre die Möglichkeif in Frage 
gekommen, die Forderung zu erlassen. Dabei wäre u. a. 
zu prüfen gewesen, inwieweit ggf eine finanzielle Kom- 
pensation für den Bund erreicht werden kann (z. B. durch 
gezielte Einsparungen bei der Einrichtung). Im Übrigen 
dürfen Zuwendungen an Einrichtungen nur gewährt wer- 
den, wenn die ordnungsgemäße und wirtschaftliche Ver- 
wendung von Bundesmitteln gewährleistet ist. 

Der Rückforderung der Projektförderung lag ein gravie- 
rendes Fehlverhalten der Einrichtung zugrande. Nach An- 
sicht des Bundesrechnungshofes war vom Bundesministe- 
rium daher auch zu berücksichtigen, dass die mit der 
Erstattungsforderung und mit einem später möglichen Er- 
lass verbundenen Prüfungen und Auflagen eine deutliche 
Präventionswirkung entfaltet hätten. So hätte das Bundes- 
ministerium künftigem Fehlverhalten Vorbeugen können. 
Mit seinem Vorgehen hat es diese Präventionswirkung 
verhindert. 

83.3 

Das Bundesministerium hat dazu erklärt, es teile die Auf- 
fassung des Bundesrechnungshofes, „wonach bei Verlet- 
zungen des Haushaltsrechts oder der verbindlichen För- 
derregeln durch institutionell geförderte Einrichtungen 
haushaltsrechtliche Konsequenzen gezogen werden müs- 
sen, die dem Präventionsgedanken Rechnung tragen“. Es 
hat zugesagt, „künftig Forderungen konsequent durchzu- 
setzen und verstärkt mit der Aufforderung zur Prüfung 
disziplinarischer Schritte/Regressprüfung“ zu verbinden. 

Das Bundesministerium will der Forderung des Bundes- 
rechnungshofes damit nachkommen. 

84 Unzulässige Teilerlasse von 
BAföG-Darlehen gestoppt 

(Kapitel 3004 Titel 182 11) 

84.0 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat 
auf Anregung des Bundesrechnungshofes die jahrelange 
Verwaltungspraxis des Bundesverwaltungsamtes beendet, 
Darlehen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 
(BAföG) in bestimmten Fällen teilweise zu erlassen, ohne 
dass die gesetzliche Voraussetzung dafür vorlag. Dadurch 
werden künftig Einnahmeausfälle von 1,3 Mio. Euro pro 
Jahr verhindert. 

84.1 

Das Bundesverwaltungsamt ist zuständig für die Verwal- 
tung und Einziehung von BAfÖG-Darlehen. Es erlässt 
Darlehensanteile u. a. für jeden Monat, in dem die Dar- 
lehensnehmerin oder der Darlehensnehmer ein Kind „bis 
zu zehn Jahren“ pflegt und erzieht (§ 18b Abs. 5 BAföG). 
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Pro Jahr entscheidet das Bundesverwaltungsamt über 
mehrere zehntausend derartige Teilerlasse. 

Der Bundesrechnungshof stellte mit Unterstützung des 
Prüfungsamtes des Bundes Köln fest, dass das Bundes- 
verwaltungsamt in Anlehnung an die Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichts Köln Teilerlasse auch in den Fällen 
gewährte, in denen die betreuten Kinder bereits im elften 
Lebensjahr standen. Das Bundesverwaltungsamt hatte im 
Jahre 1986 intern festgelegt, dass die Altersgrenze „bis zu 
zehn Jahren“ auch alle Kinder im elften Lebensjahr um- 
fasse. 

84.2 

Der Bundesrechnungshof hat die weite Auslegung des 
Gesetzeswortlauts als rechtswidrig beanstandet und da- 
rauf hingewiesen, dass die Entscheidungen des Verwal- 
tungsgerichts Köln, nach denen sich das Bundesverwal- 
tungsamt gerichtet hatte, über den Einzelfall hinaus keine 
bindende Wirkung haben. 


Bundesagentur für Arbeit 


85 Effiziente und effektive Bearbeitung 
von Schadensersatzansprüchen 
der Bundesagentur für Arbeit 

85.0 

Auf Anregung des Bundesrechnungshofes wül die Bun- 
desagentur für Arbeit die Bearbeitung von Schadens- 
ersatzansprüchen gegen Schädiger ihrer Versicherten 
verbessern. Sie strebt an, mit den Rentenversicherungs- 
trägern Informationen über Leistungsfälle auszutau- 
schen, um bislang für sie nicht erkennbare Schadens- 
ersatzansprüche gegen Dritte zu identifizieren. Außerdem 
werden die Regionaldirektionen ihre Fachaufsicht ver- 
stärken, damit die Agenturen für Arbeit erkennbare Scha- 
densersatzansprüche vollständig feststellen. Die weitere 
Schadensbearbeitung wird in den Regionaldirektionen 
konzentriert, die Schadenshöhe künftig vollständig ermit- 
telt. Insgesamt kann die Bundesagentur für Arbeit damit 
ihre Rückforderungen erhöhen und ihre Einnahmen von 
derzeit jährlich 32 Mio. Euro deutlich steigern. 

85.1 

Wenn ein Sozialversicherungsträger Leistungen erbringt, 
die auf ein Schadensereignis zurückzuführen sind, gehen 
die darauf beruhenden Schadensersatzansprüche gegen 
Dritte auf ihn über. Aufgrund eines Schadensereignisses 
können unterschiedliche Leistungen von verschiedenen 
Trägem, insbesondere von der Bundesagentur für Arbeit 
(Bundesagentur) und von Trägem der gesetzlichen Ren- 
tenversichemng, erbracht werden. 


Angesichts geschätzter jährlicher Einnahmeausfälle in 
Millionenhöhe hat der Bundesrechnungshof dem Bundes- 
ministerium für Bildung und Forschung (Bundesministe- 
rium) empfohlen, umgehend sicherzustellen, dass das 
Bundesverwaltungsamt Darlehen dann nicht mehr teil- 
weise erlässt, wenn die betreuten Kinder zehn Jahre alt 
geworden sind. 

84.3 

Das Bundesministerium hat die Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes bestätigt und das Bundesverwaltungsamt 
angewiesen, seine Verwaltungspraxis hinsichtlich der 
Auslegung der Altersgrenze des Kindes unverzüglich zu 
ändern. Nach seiner Schätzung sei im Jahre 2003 ein For- 
demngsausfall von 1,3 Mio. Euro entstanden, der sich als 
Mittelwert auch auf frühere Jahre übertragen lassen 
dürfte. Demgemäß geht der Bundesrechnungshof davon 
aus, dass künftig Einnahmeausfälle von jährlich 1,3 Mio. 
Euro verhindert werden. 


Nach dem bisherigen Verfahren prüften die Agenturen 
für Arbeit (Agenturen) als untere Verwaltungsebene der 
Bundesagentur anhand der eingereichten Leistungsan- 
träge, ob Schadensersatzansprüche übergegangen sein 
könnten. Solche Ansprüche sollten sie unverzüglich dem 
Gmnde nach beim Schädiger geltend machen. Die Re- 
gionaldirektionen als mittlere Verwaltungsebene ermittel- 
ten, ob eine Kausalität zwischen Schadensereignis und 
Leistungserbringung besteht. Hierzu ist zumeist eine wei- 
tere Sachverhaltsaufklämng erforderlich. Sie bearbeiten 
die Schadensersatzansprüche weiter und versuchen, diese 
durchzusetzen. Die Einnahmen der Bundesagentur aus 
Schadensersatzansprüchen betmgen im Jahre 2004 mnd 
32 Mio. Euro. 

Der Bundesrechnungshof prüfte mit Unterstützung der 
Prüfungsämter des Bundes Hannover und Köln bei meh- 
reren Regionaldirektionen die Bearbeitungsqualität und 
die Verfahrensabläufe bei der Bearbeitung von Schadens- 
ersatzansprüchen. Er stellte fest, dass die Agenturen er- 
hebliche Probleme hatten, Schadensersatzansprüche um- 
fassend zu erkennen und aufzugreifen. Die Mitarbeiter 
waren zumeist in der schwierigen Rechtsmaterie nicht 
ausreichend geschult. Außerdem waren die Aufgaben 
zwischen Agenturen und Regionaldirektionen teilweise 
unzweckmäßig verteilt. Einige Regionaldirektionen mach- 
ten Ansprüche selbst und effektiver unverzüglich dem 
Grunde nach geltend. Allerdings nutzen die Regional- 
direktionen nicht immer konsequent die IT- Verfahren, um 
die gesamte Schadenshöhe zu ermitteln, ln intern bereits 
abgeschlossenen Fällen erkannte der Bundesrechnungs- 
hof erhebliche zusätzliche Forderungen, die die Bundes- 
agentur bislang nicht geltend gemacht hatte. 
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Regional stellte der Bundesreehnungshof verbesserte Ver- 
fahrensabläufe fest. So hatten mehrere Regionaldirektio- 
nen mit einzelnen Rentenversieherungsträgem Verein- 
barungen gesehlossen. Sie tausehten Informationen über 
Leistungsfalle aus, um bislang für sie nieht erkennbare 
Sehadensersatzansprüehe zu identifizieren. Zwei Regio- 
naldirektionen konnten mit selbst aufgebauten Datenban- 
ken ihre Sehadensbearbeitung vereinfaehen und ihre 
Faehaufsieht dadureh verstärken, dass sie die Zahl der 
neuen Ansprüehe und den Bestand vergleiehend auswer- 
teten. So identifizierten sie Agenturen, die Sehadens- 
ersatzansprüehe nieht vollständig feststellten. Arbeitshil- 
fen und zusätzliehe Sehulungen für die Besehäftigfen der 
Agenturen trugen dazu bei, dass die Agenturen Sehadens- 
ersatzansprüehe vermehrt erkannten. 

85.2 

Der Bundesreehnungshof hat die Verfahrens- und Organi- 
sationsmängel und die dadureh verursaehten Einnah- 
meausfälle beansfandef. Er hat gefordert, Sehadensersatz- 
ansprüehe effektiv und effizient zu bearbeiten und dazu 
der Bundesagentur empfohlen, 

• die regional bereits bewährten Verfahrensweisen bun- 
desweit einzuführen, 

• die Faehaufsiehf zu versfärken, damif die Agenturen 
für sie erkennbare Sehadensersafzansprüehe vollsfän- 
dig fesfsfellen und 

• die wehere Bearbeitung einheitlieh in den Regional- 
direktionen zu konzentrieren, um Sehadensersatzan- 
sprüehe effektiver geltend zu maehen, die Agenturen 
davon zu entlasten und gegenüber den Sehädigem von 
Beginn an nur dureh eine Stelle vertreten zu sein. 

85.3 

Die Bundesagentur hat angekündigt, die Empfehlungen 
des Bundesreehnungshofes umzusetzen. Sie habe begon- 
nen, mit allen Rentenversieherungsträgem einen gegen- 
seitigen Informationsaustauseh über Leistungsfälle mif 
mögliehen Sehadensersafzansprüehen zu vereinbaren. 
Eine bundeseinheifliehe Dafenbank werde für die Regio- 
naldirektionen entwiekelt, um die Faehaufsieht mit Aus- 
wertungen zu verstärken und ggf Besehäftigte der Agen- 
turen gezielt sensibilisieren zu können. Diese solle aueh 
die weitere, künftig in den Regionaldirektionen konzen- 
trierte Sehadensbearbeitung vereinfaehen. Sehadenshöhen 
werden nunmehr dureh konsequente Nutzung der vorhan- 
denen IT- Verfahren vollständig ermittelt. 

85.4 

Der Bundesreehnungshof hält die eingeleiteten Verbesse- 
rangen für geeignet, Sehadensersatzansprüehe mögliehst 
vollständig geltend zu maehen und die Einnahmen daraus 
deutlieh zu steigern. 


86 Beratung zur Förderung von Existenz- 
gründungen verbessert 

86.0 

Die Bundesagentur fiir Arbeit hat die Empfehlungen des 
Bundesrechnungshofes aufgegriffen, um Existenzgrün- 
dungen wirksamer und nachhaltiger zu fördern. Die 
Agenturen für Arbeit wollen künftig Existenzgründungen 
als berufliche Alternative für ihre Eingliederungsstrate- 
gie verstärkt berücksichtigen und angehende Existenz- 
gründer zielgerichteter beraten. Sie wollen dabei die 
Qualität der zugrunde liegenden Geschäftsidee und die 
Erfolgs auss iahten bewerten. 

86.1 

Die Bundesagentur für Arbeit (Bundesagentur) fordert 
die Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit, um Ar- 
beitslosigkeit zu beenden oder zu vermeiden und um dau- 
erhaft neue Besehäftigungsmögliehkeiten zu ersehließen. 
Sie gewährt hierzu entweder Überbrüekungsgeld (§ 57 
SGB 111) oder für die so genannfe „leh-AG“ einen Exis- 
tenzgründungszusehuss (§ 421 1 Abs. 1 SGB 111). Für 
beide Fördemngen sefzfe sie im Haushalfsjahr 2004 mnd 
2,7 Mrd. Euro ein. 

Die Agenturen für Arbeif (Agenturen) müssen die Exis- 
tenzgründer so beraten und unterstützen, dass die zu 
gründenden Unternehmen mögliehst auf Dauer bestehen 
können. Um Leistungen zu erhalten, müssen die Exis- 
tenzgründer eine Einsehätzung über die Tragfähigkeit ih- 
rer geplanten Existenzgründung vorlegen, die sie bei 
einer faehkundigen Stelle, z. B. der Industrie- und Han- 
delskammer, einholen. Hierzu entwiekelte die Bundes- 
agentur einen Vordraek, die „Tragfähigkeitsbeseheini- 
gung“. 

Der Bundesreehnungshof prüfte mit Unterstützung der 
Prüfungsämter des Bundes Münehen und Stuttgart, ob die 
Agenturen eine Existenzgründung als Alternative zur ab- 
hängigen Besehäftigung berüeksiehtigten, wenn sie für 
die Arbeifsuehenden eine individuelle Eingliederangs- 
strategie fesflegten. Er prüfte dabei aueh, wie sie die 
Naehhaltigkeif der Exisfenzgründungen sieherten. 

Die Beratungsunferlagen enthielfen in zwei Driftein der 
429 geprüften Fälle, in denen eine Existenzgründung ge- 
fördert wurde, keine Hinweise darauf, dass die Agenturen 
Überlegungen der Arbeitsuehenden zu einer mögliehen 
Existenzgründung als Alternative zur abhängigen Be- 
sehäftigung angeregt hatten. Sie hatten die Arbeitsuehen- 
den aueh nieht über die Risiken einer Existenzgründung 
und die Vor- und Naehteile der beiden Fördermögliehkei- 
ten beraten. Ihrem gesetzliehen Beratungsauftrag kamen 
sie damit nieht ausreiehend naeh. 

ln 42 % der 250 geprüften Fälle, in denen die Agenturen 
mit Überbrüekungsgeld förderten, kannten sie den Unter- 
nehmenszweek nieht. Weder die Förderungsakten noeh 
die Beratungsunterlagen enthielten Angaben dazu, wel- 
ehe Art von Unternehmen der Antragsteller plante und ob 
der Planung ein Konzept zugrunde lag. 
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Die Beurteilung der Qualität eines Gründungsvorhabens 
mussten die fachkundigen Stellen in der „Tragfahigkeits- 
bescheinigung“ nicht begründen. Sie beschränkten sich 
regelmäßig darauf, die in dem Vordruck vorformulierten 
allgemeinen Aussagen zur Person des Existenzgründers 
und zur Tragfähigkeit seines Vorhabens anzukreuzen. Die 
Agenturen konnten so nicht hinreichend abschätzen, ob 
die geplanten Unternehmen auf Dauer bestehen können. 

Waren die Existenzgründer mit ihrer Geschäftsidee ge- 
scheitert und erneut arbeitslos geworden, erfragten die 
Agenturen die dafür maßgeblichen Gründe nicht ausrei- 
chend. Entweder fragten sie nicht oder nur allgemein, ob 
es finanzielle oder wirtschaftliche Probleme gegeben 
hatte. Damit nutzten sie mögliche Erkenntnisse nicht, um 
sie für künftige Eingliederungsbemühungen zielgerichtet 
einsetzen zu können. 

86.2 

Der Bundesrechnungshof hat Empfehlungen gegeben, 
wie die Mängel abgestellt und Förderungen wirksamer 
und nachhaltiger werden können. Die Agenturen sollten 
künftig 

• die Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit als be- 
rufliche Alternative für ihre Eingliederungsstrategie 
verstärkt berücksichtigen, 

• Arbeitsuchende besser über die fachlichen und persön- 
lichen Voraussetzungen und ihre Eignung für eine 
selbstständige Tätigkeit beraten, 

• Vorteile, Risiken und Fördermöglichkeiten einer Exis- 
tenzgründung aufzeigen, 

• aussagekräftige Einschätzungen zur Tragfähigkeit der 
Existenzgründungsvorhaben verlangen, bevor sie För- 
derungen gewähren und dazu 

• von den fachkundigen Stellen das Untemehmenskon- 
zept, den Kundennutzen, die Erfolgsaussichten, die 
Rentabilität und die Tragfähigkeit begründet beurtei- 
len lassen sowie 

• von Existenzgründem, die mit ihrer Geschäftsidee 
scheiterten, mit vertretbarem Aufwand die dafür maß- 
geblichen Gründe erfragen und bei ihren künftigen 
Eingliederungsbemühungen berücksichtigen. 

86.3 

Die Bundesagentur hat die Empfehlungen des Bundes- 
rechnungshofes aufgegriffen. Mit der Einrichtung von 
Kundenzentren ständen für die Vermiftlungsfachkräfte so 
genannte Handlungsprogramme bereit. Diese dienten 
u. a. der Entwicklung individueller Eingliederungsstrate- 
gien für die Arbeitsuchenden und bezögen Existenzgrün- 
dungen ein. Eine umfassende Beratung angehender Exis- 
tenzgründer wolle die Bundesagentur mit dem Leitfaden 
„Übergang in Selbstständigkeit“ unterstützen, den sie für 
ihre Vermittlungsfachkräfte bereifsfelle. Diese prüften 
künftig vor der Förderung einer Existenzgründung die zu- 


grunde liegende Geschäftsidee auf ihre Erfolgschancen 
und Eignung. Dazu sei der von den fachkundigen Stellen 
auszufüllende Vordruck um eine zusammenfassende Be- 
urteilung der Tragfähigkeit der Existenzgründung ergänzt 
worden. Wesentliche Gründe fehlgeschlagener Existenz- 
gründungen würden künftig bei der weiteren individuel- 
len Berufswegplanung berücksichtigt. 

86.4 

Die von der Bundesagentur zugesagten Verbesserungen 
sind geeignet, Existenzgründungen künftig wirksamer 
und nachhaltiger zu fördern. Der Bundesrechnungshof 
wird die weitere Umsetzung beobachten. 

87 Verfahren zur beruflichen Eingliederung 
von Arbeitslosen durch Personal- 
Service-Agenturen wird verbessert 

87.0 

Die Bundesagentur für Arbeit wird künftig die Einrich- 
tung von Personal-Service-Agenturen stärker im Wettbe- 
werb vergeben. Sie wird die Eignung der Anbieter und die 
von diesen vorgelegten Konzepte einheitlich bewerten. 
Sie wird in den Verträgen mit den Personal-Service- 
Agenturen konkrete Zielvorgaben vereinbaren, deren Ein- 
haltung konsequent überwachen und die Vergütung stär- 
ker an der Zielerreichung ausrichten. Damit will sie den 
Erfolg der Personal-Service-Agenturen bei der beruf- 
lichen Eingliederung von Arbeitslosen steigern. 

87.1 

87.1.1 

Die Kommission „Moderne Dienstleistungen am Arbeits- 
markt“ (sog. Hartz-Kommission) hatte mit den so ge- 
nannten Personal-Service-Agenturen ein neues Instru- 
ment vorgeschlagen, um Dritte in die Vermittlung von 
Arbeitslosen einzubeziehen. Ziel für das Jahr 2003 war, 
50 000 Arbeifslose in Personal-Service-Agenturen zu be- 
schäftigen. Der Gesetzgeber stellte das Instrument durch 
das Erste Gesetz für moderne Diensfleistungen am Ar- 
beifsmarkf zum 1 . Januar 2003 bereif. Die Agenfuren für 
Arbeif (Agenturen) beauftragen „erlaubt tätige Verleiher“ 
damit, Personal-Service-Agenturen zu errichten und ver- 
einbaren mit diesen Stellenkontingente für zu ver- 
mittelnde Arbeifslose bestimmfer Berufsgruppen. Die 
Personal-Service-Agenturen schließen befristete Arbeits- 
verträge mit Arbeitslosen, die ihnen die Agenturen vorge- 
schlagen haben. Die Personal-Service-Agenturen sollen 
ihre neuen Arbeitnehmer im Wege der Arbeitnehmer- 
überlassung in den ersten Arbeitsmarkt integrieren. Dabei 
sollen sie ihre Arbeitnehmer nicht nur zeitweise verlei- 
hen, sondern eine dauerhafte Integration anstreben. Diese 
vermittlungsorientierte Arbeitnehmerüberlassung sollen 
sie dadurch unterstützen, dass sie ihre Arbeitnehmer in 
verleihfreien Zeifen qualifizieren und weiferbilden. 
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87.1.2 

Der Bundesrechnungshof prüfte bei sieben Agenturen mit 
Unterstützung der Prüfungsämter des Bundes Berlin, 
Hannover und Köln die Ordnungsmäßigkeit der Beauftra- 
gung, die Wirtschaftlichkeit und die Zielerreichung von 
Personal-Service-Agenturen. Er beanstandete, dass die 
Agenturen die Aufträge vielfach fehlerhaft vergaben. Ge- 
eignete Anbieter und verhandlungsfähige Angebote blie- 
ben unberücksichtigt. Die Eignung der Anbieter und die 
Qualität ihrer Konzepte bewerteten sie uneinheitlich. Ihre 
Entscheidungen dokumentierten sie zum Teil nicht oder 
nur unvollständig. 

Der Bundesrechnungshof stellte weiter fest, dass die von 
der Bundesagentur für Arbeit (Bundesagentur) entwickel- 
ten Musterverträge weder konkrete Zielvorgaben noch 
wirksame Sanktionen bei schlechter Leistung vorsahen. 
Die Personal-Service-Agenturen verliehen ihre Arbeit- 
nehmer im Durchschnitt nur an 44 % der Arbeitstage. Sie 
kündigten häufig vorzeitig ohne erkennbaren Grund. Statt 
der im Arbeitsvertrag vorgesehenen Zeit von zwölf Mo- 
naten beschäftigten die Personal-Service-Agenturen ihre 
Arbeitnehmer durchschnittlich nur fünf Monate. Sie nutz- 
ten auch die verleihfreien Zeiten nicht im vorgesehenen 
Umfang für Kurzzeitqualifizierungen. Die Agenturen 
kontrollierten nicht ausreichend, ob die Personal-Service- 
Agenturen ihre vertraglichen Pflichten erfüllten. Sie 
schöpften die vereinbarten Stellenkontingente nicht aus 
und verzichteten oft auf eine systematische Auswahl der 
Arbeitslosen, die sie den Personal-Service-Agenturen als 
Arbeitnehmer vorschlugen. Zudem betreuten die Agen- 
turen, entgegen ihrer Verpflichtung, die in Personal- 
Service-Agenturen beschäftigten Arbeitnehmer überwie- 
gend nicht mehr. Sie stellten eigene Vermittlungsversuche 
in den ersten Arbeitsmarkt ein. Bis Herbst 2004 integrier- 
ten die Personal-Service-Agenturen mit rund 13 700 Ar- 
beitnehmern nur ein Viertel ihrer Beschäftigten. Die Ent- 
lastung des Arbeitsmarktes blieb damit weit hinter den 
Erwartungen zurück. 

Die Agenturen versäumten es weitgehend, die von den 
Personal-Service-Agenturen vorgelegten Abrechnungen 
der Leistungen zumindest anhand von Stichproben zu 
prüfen. So zahlten sie zum Teil Vermittlungsprämien 


ohne schlüssigen Vermittlungsnachweis und bei bloßer 
Weitervermittlung an Zeitarbeitsuntemehmen, obwohl dies 
vertraglich ausgeschlossen war. Die Abrechnungspraxis 
der Bundesagentur ermöglichte auch Mitnahmeeffekte 
bei den monatlichen Fallpauschalen für die bei den Perso- 
nal-Service-Agenturen beschäftigten Arbeitnehmer. 

87.2 

Der Bundesrechnungshof hat die Bundesagentur aufge- 
fordert, das Vergabeverfahren auf öffentliche Ausschrei- 
bung umzustellen. Er hat empfohlen, die Personal-Ser- 
vice-Agenturen stärker an ihren Integrationserfolgen zu 
messen, verbindliche Eingliederungs- und Verleihquoten 
zu vereinbaren und die Betreuung der Arbeitnehmer 
durch die Agenturen zu verbessern. 

87.3 

Die Bundesagentur hat die Empfehlungen aufgegriffen 
und zugesagt, einzurichtende Personal-Service-Agen- 
turen künftig öffentlich auszuschreiben, um den Wett- 
bewerb zu erhöhen. Ihre neu geschaffenen Regionalen 
Einkaufszentren wollen dabei für einheitliche Kriterien 
und Bewertungen sorgen. Mit vertraglich vereinbarten 
konkreten und konsequent überwachten Zielvorgaben 
werde die Bundesagentur die Vermittlungsaktivitäten der 
Personal-Service-Agenturen verstärken. Damit wolle sie 
deren Integrationserfolge steigern. Ergänzend beabsich- 
tige sie, die Vergütung stärker an den Integrationserfolgen 
auszurichten und Mitnahmeeffekten entgegenzuwirken. 
Dazu gestalte sie die Fallpauschalen und die Vermitt- 
lungsprämien neu. Parallel zu den Aktivitäten der Perso- 
nal-Service-Agenturen sollen die Agenturen die Beschäf- 
tigten weiterhin mit dem Ziel der Vermittlung betreuen. 

87.4 

Der Bundesrechnungshof hält die Veränderungen für ge- 
eignet, das arbeitsmarktpolitische Instrument der Per- 
sonal-Service-Agenturen wirksamer und kostengünstiger 
zu nutzen. 


Die Bemerkungen sind am 12. September 2005 vom Großen Senat des Bundesrechnungshofes beschlossen worden. 
Bonn, den 12. Dezember 2005 

Bundesrechnungshof 

Prof Dr. Dieter Engels 
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